Google 


This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world’s books discoverable online. 

It has survived long enough for the copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to copyright or whose legal copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to {he past, representing a wealth of history, culture and knowledge that’s often difficult to discover. 


Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book’s long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 


Usage guidelines 
Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 


public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 





‘We also ask that you: 


+ Make non-commercial use of the files We designed Google Book Search for use by individual 
personal, non-commercial purposes. 





and we request that you use these files for 


+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google’s system: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 


+ Maintain attribution The Google “watermark” you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 


+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in copyright varies from country to country, and we can’t offer guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book’s appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 






About Google Book Search 


Google’s mission is to organize the world’s information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world’s books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the full text of this book on the web 
alkttp: /7sooks. google. com/] 














Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 





+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 





Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|'http: //books .google.comldurchsuchen. 




















I: Fan. 1m ee. N 


ce 


REF oman 
500 


* 


Kr ⸗ 


Sey ſt e m 
* x . . . . . 


=, des 


h entigen Römifchen Rechts: 





von 

> Friedrich Carl von Sapignp. 
” . 
⸗ Achter Band. 
“ 
r iR. Sairiſchen und M. Würtembergifchen Privilegien. 
BT — — — — 
”.. 

—— Berlin. 


Bei Deit und Comp. 


1849, 


PL ST Pu 4 
‘ 


PL RT. 0 


* 
.. 
’!‘. 
.. 
Fe 
u. 
.r. 
X 


win 


De Cu 


Borrede 


Dar hier vorliegende achte Band erhält durch 
feinen Inhalt eine eigenthümliche Beichaffenheit, fehr 
verſchieden von allen früheren Bänden. Zunächſt 
erfcheint darin der firhtbare Einfluß des Römifchen 
Rechts weit geringer, als in den früher abgehan⸗ 
delten Lehren. Ferner iſt die hier dargeſtellte Lehre, 
verglichen mit anderen, als erſt im Werden begriffen, 
als unfertig, aufzufaſſen. Und zwar iſt dieſe Be- 
hauptung nicht etwa zu verſtehen als ein ſubjectives 
Bekenntniß des Schriftſtellers, der ſeine perſönlichen 
Kräfte für unzureichend hält zur Bewältigung der 
Schwierigkeit des Stoffes; ſie iſt vielmehr geſchöpft 
aus der Betrachtung der eigenthümlichen Natur des 
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Gegenftandes felbit, worüber nunmehr genauere 
Rechenfchaft gegeben werben fol. 

In diefer Lehre, und befonders in der eriten 
Hälfte derfelben (Kap. I), neben bis jet bie 
Meinungen der Schriftiteller, fo wie Die Urtheile 
der Gerichte, ziemlich wild durch einander; Deutfche, 
FSranzofen, Engländer und Amerikaner, ftehen fich 
oft ſehr fehroff gegenüber, Alle aber vereinigen ſich 
in einem gemeinfamen lebhaften Sntereffe an ben 
hier einfchlagenden Fragen, in dem Beitreben nad 
Annäherung, Ausgleichung, Verftändigung, fo wie 
es ſich in Teiner anderen Rechtslehre findet. Man 
Tann jagen, daß dieſe Lehre bereits ein Gemeingut 
. ber gebildeten Nationen geworben ift, nicht Durch 
einen ſchon erworbenen Beſitz feiter, allgemein aner- 
Tannter Grundſätze, wohl aber Durd Die Gemein- 
fchaft wiffenfchaftlicher Unterfuchung, die zu einem 
ſolchen Beſitz hinſtrebt. Ein anfchauliches Bild 
diefes unfertigen, aber hoffnungsreichen Zuſtandes 
gewährt das trefflihe Werk von Story, das zu— 
gleich als reiche Materialienfammlung jedem Forfcher 
in hohem Grabe fürderlid wird. 

Es ift aber nicht blos die Ausficht auf Ent- 
wielung und Ausbau der juriftifchen Theorie, Die 
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uns in dieſer Lehre fo anziehend und anregend er- 
fcheint, fondern eben fo, und noch mehr, die groß- 
artige Ausficht auf eine in das Allgemeine gehende 
praftifche Gemeinfchaft des Rechtsbewußtſeyns und 
des Rechtslebens. 

Betrachten wir noch insbefondere die Stellung 
diefer Lehre zu den Beitrebungen und Parteien ber 
neueften Zeit, 

Der nicht felten feindliche Gegenſatz zmwifchen 
Germaniften und Romaniften fommt in diefer Lehre 
weniger, als anbermärts, in Betracht. In dem 
wichtigften Fragen find Die Dentfchen Rechtslehrer 
meist zu einer großen Einjtimmung gelommen, unge- 
ftört Durch jenen, in anderen Lehren oft zum Nach- 
theil der Wiffenfchaft hervor tretenden, Gegenfab. 
Das Römiſche Recht erfcheint vergleichungsmeife 
meniger, als anderwärts, einwirkend durch unmittel⸗ 
bare poſitive Vorſchriften. Die genaueſte Kenntniß 
deſſelben aber wird hier vorzüglich dadurch wichtig, 
daß die Meinungen der Schriftiteller und der Ge- 
richte großentheils Durch wahre oder falfche Auf- 
faffung Römifcher Begriffe und Negeln beftimmt 
worden find, oft ohne deutliches Bewußtſeyn derer, 
die in der That ganz unter diefem Einfluß fanden. 


- 
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Wenn ferner ein abſchließendes Hervorheben 
der Nationalität zu den vorherrſchenden Richtungen 
neueſter Zeit gehört, fo kann ſich gerade dieſe Rich 
tung in einer Lehre nicht geltend machen, Die ihrer 
‚Natur nad darauf ausgehen muß, Die nationalen 
Gegenfäbe in einer anerkannten Gemeinfrhaft ber 
verfchiedenen Nationen aufzulöfen. 

So finden wir alfo bier von ber einen Geite 
die großartigften Ausfichten in Die Zulunft, von 
der anderen Seite die Unmöglichkeit, Die vorlie- 
gende Aufgabe ſchon jet zu emem völligen Ab- 
ſchluß zu führen, felbft unabhängig son ber per- 
fönlichen Fähigkeit des einzelnen Arbeiters. Jeder, 
der, fi) in folder Stellung befindet, kann aus 
diefer Betrachtung eben fo viel Mutb, als Be- 
ſcheidenheit ſchöpfen. Er muß es ſich zur Ehre 
rerhnen, wenn es ihm gelingt, den fortgehenden 
geiftigen Prozeß durch Zurücführung dieſer Lehre 
anf eigentliche Grundſätze meiter fördern zu helfen, 
felbft wenn fein Verſuch, bei fernerer Entwidlung, 
uur noch als einzelner, v»orbereitender Schritt im 
Andenken bleiben follte. 

Einen befonderen Mangel in ben bisherigen 
Arbeiten glaubte der Verfaſſer dieſes Werks darin 
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zu finden, daß man ftets die beiden Stücke, 
die in dem vorliegenden Werke verbunden er- 
jheinen, die örtlichen und Die zeitlichen Gränzen 
ber, Herrſchaft dee Rechtöregeln, einzeln und abge- 
fonbert behandelt hat, Er glaubte diefem Mangel 
dadurch abhelfen zu müffen, daß er beide Stüde 
in Berbindung bracdte, nicht blos indem er fie 
äußerlich neben einander ftellte, welches allein nicht 
ausreicht, auch ſchon häufig in der kurzen ‘Dar- 
ftellung der Lehrbücher ohne merklichen Erfolg ver⸗ 
fucht worden iſt, fondern indem er ben inneren 
Zufammenhang der für beide Stücke geltenden 
Grundfäße zu erforfchen und darzuftellen fuchte. 
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Mit dem gegenwärtigen Bande ift ber allge- 
meine Iheil des Syitems, deſſen Bebeutung gleich 
Anfangs dargelegt wurde (1. $ 58), zu Ende ge- 
führt, Die dem eriten Band vorangeſetzte Leber- 
ficht des ganzen Werks ließ erwarten, daß unmittel- 
bav auf Die Drei erflen Bücher, welche Diefen 
allgemeinen Theil in fich fchließen, in einer fort» 
aufenden Reihe son Bänden ber befondere Theil 
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folgen würde, welchem vorläufig folgende Ueber- 
fchrifin gegeben waren: N 
„Dertes Bud. Sachenrecht. 
 Bünftes Bud. Obligationenrecht. 
Sechstes Buch. Familienrecht. ee 
Siebentes Bud. Erbrecht. 

Eine durch zufällige Umſtände herbeigeführte, 
längere Unterbrechung bat indefien die Vollendung 
des Ganzen noch unmwahrfcheinlicher gemacht, als fie 
pielleicht gleich Anfangs angenommen werben fonnte, 
und durch dieſe Betrachtung bin ich zu folgender 
Beränderung in der äußerlichen Einrichtung des 
Werks geführt worden, die alfo durchaus nicht aus 
der Annahme einer veränderten Weberzeugung über 
die Zweckmäßigkeit des mwefentlichen Planes deſſelben 
erklärt werben Darf. 

Sch betrachte nunmehr die jetzt vorliegenden 
acht Bände als ein für fich beftehendes abgefchloffenes 
Merk, fo daß der Titel jedes Bandes in Gedanken 
zu ergänzen iſt durd die hinzugefügten Worte: 
Allgemeiner Theil. 

Der befondere Theil des Syftems foll nunmehr 
nicht als Fortſetzung Des allgemeinen, durch fort- 
laufende Bändezahl, bezeichnet, fondern vielmehr 
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in abgefonderten Werfen bargeftellt werden, unter 
welchen zunächſt das Obligationenrecht (nicht nad 
der früheren Abficht das Sachenrehiipan die Reihe 
Jemmen ſoll. Diefe abgefonderten Werke werben 
'alſo äußerlich als Monographieen erfcheinen, in der 
That aber nicht den mefentlichen Charafter von 
ſolchen an fi tragen. (1. ©, xxxıx), fondern 
‚vielmehr gerade fo befchaffen feyn, mie wenn bie 
gegenwärtig angekündigte Veränderung des urſprüng⸗ 
lichen Planes nicht eingetreten wäre. 
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Herrfchaft der Mechtöregeln über Die Rechtsver- 
haͤltniſſe. 


8. 344. 
Ginleitung. 


Das erfte Buch des gegenwärtigen Rechtsſyſtems hatte 
die Aufgabe, die Rechtsquellen, d. h. die Entftefungsgründe 
der NRechtsregeln, darzuftellen; das zweite, die allgemeine 
Ratur der Rechtsverhältnifle, die durch jene Regeln beherrfcht 
werben follten. Es bleibt jebt, für den allgemeinen Theil 
des Syſtems, noch übrig, die Verbindung der Rechtöregeln 
mit den Rechtsverhältnifien feftzuftelen; diefe Verbindung 
erfcheint, von der einen Seite betrachtet, als Herrfchaft der 
Regeln über die Verhältniffe, von der andern Seite als 
Unterwerfung ver DVerhältniffe unter die Regeln. 

Damit aber dieſer legte, eben fo wichtige als ſchwie⸗ 
rige Theil der Aufgabe gleich Anfangs richtig aufgefaßt 
werbe, ift ed nöthig, genau zu beftimmen, in welchem 
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tritt aber nun noch eine neue, von der bisher betrachteten 
verſchiedene, obgleich damit verwandie, hinzu. Wir betrach⸗ 
teten bisher bie Reihtöregeln als feſtſtehende, ohne Rückſicht 
auf mögliche Veränderungen berfelben in der Zeit. Nun 
gehört e® aber zu dem Weſen des pofitiven Rechts, daß 
daſſelbe nicht al8 ein ruhendes, fondern als ein in fleter 
Fortbildung und Entwidelung begriffenes, aufgefaßt werde (e), 
und damit wird ihm die Eigenfchaft der Wandelbarfeit in 
der Zeit zugefchrieben. Ferner hat jedes unferer Beurihels 
lung vorliegende Rechtöverhältnig nothwendig feinen Ent» 
ſtehungsgrund in juriftifchen Thatfachen (d), die ſtets in 
-einer, bald näher bald entfernter liegenden, Vergangenheit 
gebacht werben müflen. Da aber in der Zwiſchenzeit, von 
der ‚Entftehung des Rechtsverhältniffes bis zur Gegenwart, 
Beränderungen im pofitiven Recht eingetreten fein Tönnen, 
fo ift noch zu beftimmen, aus welchem Zeitpunkt wir bie 
Das Recheeverhatmiß beherrſchende Regel zu entnehmen 
. haben. 

Aus dieſer Betrachtung entfteht mithin eine neue Art 
von Gränzen für die Herrfchaft der Rechtsregeln, und das 
mit eine neue Art möglicher Eollifionen, nicht minder wich» 
tig und fchwierig, als die vorher betrachteten Gränzen und 
Eolifionen. In der früheren Betrachtung wurben die 
Rechtsregeln gedacht als gleichzeitige, ruhende, feftftehenbe; 
in dieſer ſpaͤteren werden ſie gedacht als ungleichzeitige, 


(c) S. v. B. 187. d) ©. 0.9. 3 8104. 
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durch Fortbildung verſchiedene, fucceffive. Zum Zweck einer 
kurzen und gleichförmigen Beziehung will ich Migende Auss 
druͤcke gebrauchen: 
Örtliche Grängen der Herrfchaft ber Rechtsregeln. 
Zeitliche Gränzen der Herrſchaft. 
: Der zweite diefer Kunftausprüde ift für fich Har. Die 
Rechtfertigung des erften ift nur im Laufe der folgenven 
Unterſuchung möglich. 

Das gegenwärtige Werf bat zum Gegenftand das 
Römiſche Recht. In welchem Verhaͤltniß nun ſteht das 
Römifche Recht zu den Hier aufgeworfenen Fragen? Wir 
muͤſſen dafür ein zwiefaches, am fich verfchienenes, Ver⸗ 
hältnig anerfennen. 

Zunaͤchſt müffen wie für Die Anwendung des Römifchen 
Rechts auf beftimmte Staaten und Völker, im Verhältnig 
zu anderen pofitiven Rechten, auf jene Fragen - eingehen, 
wenn wir ihm irgend eine praftifche Geltung fichern wollen. 
‚Diefes Bebürfniß würde unabweislich fein, felbft wenn bie 
Römifchen Zuriften an jene Fragen nie gedacht, fich damit 
niemals bejchäftigt Hätten. — Zweitens aber haben die 
- Römer in der That diefe Yragen behandelt, und wir. müf« 
fen daher ihre Ausfprüche über dieſelben aufjuchen und 
feftftellen. Obgleich nun diefe Ausfprüche zum Theil ein« 
feitig und mangelhaft find, auch nicht überall auf unmits 
telbare Anwendung Anjpruch haben Tönnen, felbft da, wo 
wir die Geltung des Römifchen Rechts im Allgemeinen: 
anzunehmen berechtigt find, fo ift dennoch die Feſtſtellung 
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tritt aber nun noch eine neue, von der bisher betrachteten 
verſchiedene, obgleich damit verwandie, hinzu. Wir betrach⸗ 
teten bisher die Rechtsregeln als feſtſtehende, ohne Ruͤckſicht 
auf mögliche Veraͤnderungen derſelben in der Zeit. Rum 
gehört e8 aber zu dem Wefen des pofitiven Rechts, daß 
daſſelbe nicht als ein ruhendes, ſondern als ein in fteter 
Fortbildung und Entwidelung begriffenes, aufgefaßt werde (e), 
und damit wird ihm bie Eigenfchaft der Wandelbarkeit in 
der Zeit zugefchrieben. Herner Bat jedes unferer Beurihels 
Iung vorliegende Recdhtöverhältnig nothwendig feinen Ents 
ſtehungsgrund in juriftifchen Thatſachen (d), die ftets im 
-einer, bald näher bald entfernter liegenden, Vergangenheit 
gedacht werben müflen. Da aber in ber Zwifchenzeit, von 
der Entſtehung des Rechtsverhälinifies bis zur Gegenwart, 
Beränderungen im pofitiven Recht eingetreten fein können; 
fo iſt noch zu beftimmen, aus welchem Zeitpunft wir bie 
Das Rechtsverhaͤltniß beherrfchende Regel zu entnehmen 
haben. 

Aus diefer Betrachtung entſteht mithin eine neue dit 
von Gränzen für die Herrfchaft der Rechtöregeln, und das 
mit eine neue Art möglicher Collifionen, nicht minder wich⸗ 
tig und ſchwierig, als die vorher betrachteten Sränzen und 
Eolifionen. In der früheren Betrachtung wurben die 
Rechtsregeln gedacht als gleichzeitige, ruhende, feftftehenpe; 
in dieſer fpäteren werden fie gedacht als ungleichzeitige, 


() S.8B1$7. d) ©. o. B. 3 $ 104. 
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durch Fortbildung verſchiedene, fucceffive. Zum Zweck einer 
furzen und gleichförmigen Beziehung will ich folgende Aus⸗ 
druͤcke gebrauchen: 

Örtliche Graͤnzen der Herrſchaft der Rechtsregeln. 
Zeitliche Graͤnzen der Herrſchaft. 

Der zweite dieſer Kunſtausdruͤcke iſt für ſich klar. Die 
Rechtfertigung ded erſten iſt nur im Laufe ber folgenden 
Unterfuchung möglich. 

Das gegenwärtige Wert hat zum Gegenftand das 
Romiſche Recht. In welchem Verhaͤltniß nun ſteht das 
Römiſche Recht zu den hier aufgeworfenen Fragen? Wir 
muͤſſen dafür ein zwiefaches, an ſich verſchiedenes, Ver⸗ 
haͤltniß anerkennen. 

Zunaͤchſt muͤſſen wie für die Anwendung bes Römifchen 
Rechts auf beftimmte Staaten und Völker, im Verhältnig 
zu anderen pofitiven Rechten, auf jene Fragen - eingehen, 
wenn wir ihm irgend eine praftifche Geltung fichern wollen. 
Diefes Beduͤrfniß wide unabweislich fein, felbft wenn die 
Römischen Zuriften an jene Fragen nie gedacht, fich damit 
niemals befchäftigt hätten. — Zweitens aber Haben bie 
- Römer in der That diefe Fragen behandelt, und wir müfs 
fen daher ihre Ausfprüce über biefelben . aufjuchen und 
feſtſtellen. Obgleih nun diefe Ausfprüche zum Theil ein- 
feitig und mangelhaft find, auch nicht überall auf unmit- 
telbare Anwendung Anfpruch haben koͤnnen, felbft da, wo 
wir die Geltung des Römifchen Rechts im Allgemeinen 
anzunehmen berechtigt find, fo iſt dennoch die Feftftellung 


[4 
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derfelben von großer Wichtigkeit. Sie it es ſchon deshalb, 
weil die Lehre der neueren Schriftſteller, und bie damit zu⸗ 
ſammenhaͤngende Praris, großentheils auf den Auoſpruchen 
der Römer, oft aber nach einer wnrichtigen Auffaſſung der⸗ 
felben beruht, fo daß Towohl das rechte Verſtändniß ber 
neueren Lehre und Prarid, ale die Reinigemg berfetben, 
nur durch eine gründliche Unterfuchung über bie im Romi⸗ 
ſchen Recht niebergelegten Anfichten herbeigeführt werben 
fınn. 

Die nımmehr folgende, hier eingeleitete, Anterfuchung 
wird in zwei Kapiteln: I bie örtlichen Graͤnzen, II. vie 
zeitlichen Graͤnzen der Herrfchaft der Rechtsregeln über die 
Rechtsverhaͤltniſſe feftzuftellen. Haben. | 

Bet diefen zweifachen Gränzen tft aber noch ‚voraus zu 
bemerken, daß unter denfelben eine gewiffe Wechſelwirkung 
eintreten Tann. Wenn überhaupt zwei Rechtsregeln mit 
einander in zeitliche Eokifion fommen, fo daß eine Graͤnz⸗ 
beftimmung nöthig ift, um die Herrfchaft der einen ober 
der andern Regel zu entfcheiden, fo wird babei ſtets eine 
eingetretene Veränderung vorausgeſetzt. ine ſolche Berän- 
derung nun kann auf zwei verſchiebenen Seiten liegen. 

Sie kann erftens liegen auf ver Seite der Rechtöregel. 
Der einfachfte Fall if der, wenn der Gefehgeber durch Er⸗ 
Iaß eines neuen Gefehe® über das vorliegende Rechtsver⸗ 


haͤltniß, die bisher beſtehende Regel aͤndert, erh neues ob⸗ 


jestives Recht Tchafft. 
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Die Verämberung kann aber auch zweitens Kegen auf 
der Seite des Nechtöverhältnifles, indem, bei unveraͤnberter 
Rechtöregel, die thatſaͤchlichen Bedingungen des Rechtsver⸗ 
hältniffes wechfeln. Als Deifpiel zur Erläuterung Tann 
, vie Hanblungsfähigkeit dienen, die nach dem Recht beurs 
theilt wird, welches am Wohnſtz der Perfon gilt. Wenn 
num diefe Berfon ven Wohnſttz ändert, fo kann dadurch das 
Rechtsverhältniß unter eine neue Rechtsregel fortrüden, und 


es Tann die Frage entftehen, ob die Handlungsfähigfeit von 


jest an nach dem Gefeh des früheren, oder des fpäteren 
Wohnſitzes zu beurtheilen ift. 

Es ift einleuchten, daß die Veränderungen dieſer zweis 
ten Art zugleich in das Gebiet der örtlichen und ber zeit⸗ 
lichen Colliſion einſchlagen. Jedoch iſt dabei das örtliche 
Element vorherrſchend, und es iſt daher zweckmaͤßig und 
raͤthlich, alle dahin einſchlagende Fragen in Verbindung 
mit den örtlichen Graͤnzen der Herrfchaft abzuhandeln, alfo 
in das erfte Kapitel mit aufzunehmen (e). 

Sonach bleiben für die Unterfuchung über die zeitlichen 
Gränzen der Herrſchaft (das zweite Kapitel) nur noch die 


(e) Die Eroͤrterung dieſer thatſaͤchlichen Verhältniſſes auf 


Fragen komnit vor in den 56365 
(Ende des $), 5 200a68, 8 370.n. 
8 372. N. II, $ 379. N. 3. — In 
andern Lehren kommt biefe Frage 
deswegen nicht vor, weil dabei ber 
Einfluß des an fich veränderlichen 


einen beftimmten Seitpunft firirt 
iR, weburd die Möglichkeit jebes 
Zweifels ausgefchloflen wird. So 
bei dem Erbrecht (5 374. 377), und 
bei der Regel: locus regit actum 


($ 381). N 
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Veränderungen der erften Art übrig, welche auf der Seite 
der. Rechtöregel liegen. 


Erfies Rapitel. 


Dertihe Sränzen der Herrfchaft der Rechtsregeln 
über die Rechtsverhaͤltniſſ e. 





§. 345. 
ueberſicht. 


Schriftſteller (a): 

BarroLvus in Codicem, L. 1 C. de summa trin. d. 1) 
Nun. 13 — 51. 

B. ARGENTRAEI Comment. ad patrias Britonum Leges 
ed. oct. Antverp. 1664 f. — Der art. 218 ber 
Coutume de Bretagne beftimmt, daß Jeder nur ein 
Dreittheil des unbeweglichen Vermögens feinen gefeß- 
lichen Erben ſoll entziehen dürfen. Dabei entftan bie 

Frage, ob auch auswärtige Grundſtücke in dieſes 
Drittheil einzurechnen fein, und fo fam d’Argentre 
in der fechöten Gloffe zu dem angeführten Artifel auf 
die ganje Lehre von der Eollifion der Geſetze, die er 
bier S. 601—620 abhandelt. Der Verf. ftarb 1590, 


(a) Der Abkürzung wegen werde ich die hier zufammtengeftellten 
Schriftſteller künftig blos mit ihren Namen anführen. 
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und das angeführte Werk ift erſt nach feinem Tobe 
(1608) erfchienen. 

Cur. Ropeseure de jure conjugum Traj. 1653 4. 
Die. praeliminaria ©. 13— 178 enthalten eine aus⸗ 
führliche Abhandlung über die Eollifion der Geſetze. 

P. Vorrıus de statutis eorumque concursu. Leodii. 1700 
4, (Zuerft Amft. 1661). Bon der Eollifion der Sta⸗ 
tute handeln nur die Sect. 4. 9. 10. 11. 

J. N. Herrıus de collisione legum 1688, Comm. et 
opuseul. Vol. 1 p. 118 - 154. bierher gehört nur 
Sect. A (8 1—74). 

ULr. Huzer de conflictu legum, in den praeleect. ad 
Pand. als Anhang zu Lib. 1 Tit. 3 de legibus 
($ 1-19). | | 

J. Vosrius de statutis. Steht in dem Commentar über 
die Pandekten hinter Lib. 1 Tit. A de constitut. princ. 
al8 Pars 2 de statutis ($ 1—22). 

L Bourixxois trait€ de la personnalit6 et de la realite 
des loix etc. Paris 1766. 2 Vol. in 4. Kranzöflfche 
Veberfegung des angeführten. Werks von Rodenburg 
mit fehr weitfchweifigen Zufägen. 

D. Meıcr de conflictu. legum divers. Bremae 1810. 8. 

G. v. Struve üb. das poſitive Rechtsgeſetz in feiner Bes 
ziehung auf räumliche Verhältniffe.- Carlsruhe 1834 8, 

Jos. Story comment. on the conflict of laws. Boston 
1834, zweite fehr vermehrte Originalausgabe Boston 
134.8 


⸗ 
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Veraͤnderungen der erfien Art übrig, welche auf der Seite 
der. Rechtöregel Liegen. 


Erfies Kapitel. 


Berti Sränzen der Herrfchaft der Rechtsregeln 
über die Rechtsverhältniſſe. 





8. 345. 
ueberſichi. 


Schriftſteller (a): 

Baxrouus in Codicem, L. 1 C. de summa trin. d. 1) 
Num. 13 — 51. 

B. Arcentraeı Comment. ad patrias Britonum Leges 
ed. oct. Antverp. 1664 ſ. — Der art. 218 ver 
Coutume de Bretagne beftimmt, daß Jeder nur ein 
Drittheil des unbeweglichen Vermögens feinen geſetz⸗ 
lichen Erben fol entziehen dürfen. Dabei entftand bie 

| Frage, ob auch auswärtige Grundſtücke in diefes 
Drittheil einzurechnen ſeien, und jo fam d’Argentre 
in der fechsten Gloſſe zu dem angeführten Artikel auf 
die ganze Lehre von der Colliſion der Geſetze, die er 
bier S. 601—620 abhandelt. Der Verf. ftarb 1590, 


(a) Der Abkürzung wegen iwerbe ich die Hier zufammengeftellten 
. Schriftfteller künftig blos nut ihren Namen anführen. 
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- und das angeführte Werk ift erſt nach feinem Tode 
(1608) erfchienen. 

Cux. Ropznsure de jure conjugum Traj. 1653 A. 
Die. praeliminaria S. 13— 178 enthalten eine aus⸗ 
führliche Abhandlung über die Eollifion der Gefeke. 

P. Vorrıus de statutis eorumque concursu. Leodü. 1700 
4, (Zuerft Amft. 1661). Bon der Eollifion der Sta- 
tute handeln nur die Sect. 4. 9. 10. 11. _ 

J. N. Hertwws de collisione legum 1688, Comm. et 
opuscul. Vol. 1 p. 118 — 154. vierher gehört nur 
Sect. A (8 1—74). 

Urr. Huser de copflictu legum, in den praelect. ad 
Pand. als Anfang zu Lib. 1 Til. 3 de legibus 

61-13). | 

‚J. Vorrıus de statutis. Steht in dem Commentar über 
die Pandekten Hinter Lib. 1 Tit. A de constitut. princ. 
als Pars 2 de statutis ($ 1—22). 

L.Bovurrenoıs traite de la personnalite et de la re£alite 
des ‚loix. etc. Paris 1766. 2 Vol. in 4. $ranzöftfche 

. Weberfegung des angeführten Werks von Robenburg 
mit fehe weitfchweifigen Zufäßen. 

. D. Msıer de conflictu.legum divers. Bremae 1810. 8. 

G. v. Struve üb. das pofitive Rechtögefeb in feiner Bes 
siehung auf räumliche Verhältniffe. Carlsruhe 1834 8. 

Jos. Storr comment. on the conflict of laws. Boston 
1834, zweite fehr vermehrte Originalausgabe Boston 
184.8 
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W. Burner Cemmentaries on celonial and foreign laws 
generally and in their conflict with each other and 
with the law of England. London 1838. 4 Vell. 

W. Schäffner Entwickelung des internationalen Pri⸗ 
vatrechts. Frankf. 1841. 8. 

v. Wächter über die Colliſton der Privatrechtögefeke, 

Archiv f. civil. Praris. B. 24 ©. 230-311, B. 25 
©. 1—60,.©. 161 -200, S. 361-419, im Ganzen 
32 88, 1841. 1842. Ich werde, um kuͤrzer anführen 
zu fönnen, den im 24.3. enthaltenen Abfchnitt mit I, 

die im 25. 3. enthaltenen mit H. bezeichnen. 

Nic: Recco del? uso e antoritä delle leggi delle due 
Sicilie considerate nelle relazioni eon le persone e 
col territorio degli Stranieri. Napoli 1842. 8. 

Forrıix du droit international prive, deuxitme edition, 

Paris 1847. 8. (Erſte Ausgabe 1843.) 


Jedes Recht erfcheint zumächft als eine der Perſon zu- 
Rehende Macht (b), mithin als Eigenſchaſt Diefer Perſon, 
und von diefem erften und naͤchſten Standpunkt aus haben 
wir auch die Rechtsverhaͤltnifſe als Attribute einer Perfon 
zu betrachten. Hiernach würbe die Frage, womit wir uns 
beſchaftigen, fo zu faſſen fein: Auf welche Perfonen er- 
ftredt jede gegebene Rechtöregel das Gebiet ihrer Herrſchaft? 


kb) S. o. B. 184. 
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Oder in umgefehrter Auffafſung (5 344): Welcheso find die 
Rechtsregeln, denen eine gegebene Perſon unterworfen 
oder angehörig iſt? 

Folgende Betrachtung aber muß uns fogleich uͤberzeu⸗ 
gen, daß mit biefer Stellung der Frage nicht auszureichen 
M. In dem Gebiet ber erworbenen Rechte (e) erweitert 
ſtch die Berfon nach den von ihr ſelbſt verſchiedenen Ges 
genftänfden biefer erworbenen "Rechte hin, und ſchon aus 
dieſer Erweiterung an fich eniſteht wenigſtens die Möglich- 
feit des Eintritts der Perfon in das Gebiet einer ihr urs 
fprünglich fremden Rechtsregel. Diefe bloße Möglichteit 
aber gewinnt noch eine ganz andere Geftalt, wenn wir bie 
befondere Befchaffenheit jener Gegenflände der erworbenen 
Rechte in's Auge faſſen. Unter diefen Gegenftänden finden 
wie vor allen auch fremde PBerfonen, deren jede auch 
wieder einem eigenthümlichen Gebiet beherrſchender Rechts: 
regeln angehört, und da es nun ganz zufällig It, ob zwei, 
mit einander in einem Rechtöverhältniß ſtehende Perfonen 
demfelben Rechtögebiet angehören oder verfchiedenen Rechtes 
gebieten, To ergiebt ſich daraus eime neue, und zwar felye 
ausgedehnte, Quelle von Gefifloren zwiſchen ben die Rechts⸗ 
serhäftnäfie beherrſchenden Rechtoregeln. 

Folgende Ueberſicht über die Gegenftände der Reste 
regeln wird es anſchaulich machen, in welcher mamnnich⸗ 
faltigen Weife die Colliſionen unter den Rechtöregeln 


(c) 8.1988. 
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bverſchiedener Gebiete des pofitiven Rechts eintreten 
können (d). | 

Die Rechtsregeln Eönnen zum Gegenftand haben: 

L Die Berfonen an fi ſelbſt, die Rechtsfähigkeit 
und die Handlungsfähigfeit derfelben, oder vie Bes 
dingungen, unter welchen fie Rechte Haben und 

Rechte erwerben fönnen. Dieſe Klaffe von 
Rechtöregeln ift es, von deren Betrachtung im 
‚Anfang des gegenwärtigen Paragraphen ausgegans 
gen wurde. . 

I. Die Rechts verhaältniſſe. 

1. Rechte an beftimmten Sachen. 
2. Obligationen. 
3. Rechte an einem ganzen Vermoͤgen, als einem 
ivealen Gegenftande von unbeflimmiem Umfang 
(Erbrecht). 
4. Familienrecht. 

Aus dieſer Meberficht ift es klar, daß allerdings ber 
nächfte und unmittelbare Gegenftand, worüber Die Rechts⸗ 
regel Herricht, Die Perſon iſt. Und zwar zunächft Die Per- 
fon -in ihrem allgemeinen Dafein, ald Träger aller Rechte; 

“ ann aber auch die Berfon, infofern fie durch ihre freie 
Handlungen in- den meiften und wichtigften Yällen die 
Rechtsverhaͤltniſſe erzeugt oder erzeugen hilft. 

Allein die Perſon breitet fich aus zu Fünftlicdhen Erwei⸗ 


-(d) Diefe Ueberficht fol Hier nur zu einem vorläufigen Anhalt 
dienen. Sie wird unten ($ 361) genauer ausgeführt werben. , 
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terungen ihres Daſeins. — Sie will herrſchen über Sachen, 
und begiebt ſich dadurch in ben beflimmten Raum, ven. 
dieſe Sachen einnehmen, alfo in ein ihr felbft möglicher 
weife fremdes Rechtsgebiet. Am unverfennbarften gefchieht 
Diefes bei unbeweglichen Sachen, bei welchen der Raum, 
den fie erfüllen, nicht zufällig und veränderlich if; es iſt 
aber, dem Wefen nad, nicht minder wahr auch bei beweg⸗ 
lichen Sachen. — Sie will durch Obligationen herrfchen 
über fremde Handlungen, oder ihre eigene Handlungen 
einem fremden Willen untertverfen. — Sie geht in befon- 
dere Lebensformen ein durch Die Familie, und tritt auch 
dadurch, bald freiwillig, bald unfreiwillig, auf mancherlei 
Weife aus ihrem urfprünglichen, rein perſoͤnlichen, Rechts 
gebiet heraus. 

Es ergiebt ſich aus dieſer Betrachtung, daß für jeden 
gegebenen Fall die anzuwendende Rechtsregel beſtimmt und 
begraͤnzt wird zunächſt und hauptſaͤchlich durch die Unter⸗ 
werfung der berechtigten Perſon unter ein beſtimmtes Rechts⸗ 
gebiet; daß aber daneben die mannichfaltigſten und. wich⸗ 
tigften Modificationen eintreten koͤnnen durch das Verhälts 
niß, in welchem theils beſtimmte Sachen, theils beftimmte 
Handlungen oder Lebendverhältniffe zu anderen Rechtöges 
bieten ftehen (e). | & 

Die nächfte Aufgabe wird daher auf die Gründe ges 


(e) Hieran Tnüpft fih die in früherer Zeit fehr verbreitete Unter: 
ſcheidung des Statuta personalia, reali&, mixta, von welcher bald 
noch weiter die Rede fein wird ($ 361). 
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richtet fein muͤſſen, aus welchen Die allgemeine Angehörig⸗ 
keit einer Berfon an ein beſtimmtes Rechtsgebiet ei 
keiten if. Ä 


$ 346. 


Abſtammung und Laudgebiet, als Gründe ber Angehö⸗ 

zigfeit der Perfon an ein bekimmies Medtsgebiet 

: Um den Zufammenhang zu ertennen, wodurch eine Per⸗ 
fon mit einem beftimmten pofitiven Recht durch Die Ange- 
hörigkeit an daſſelbe verfnupft wird, müflen wir uns daran 
erinnern, daß das poftive Recht ſelbſt feinen Sit in dem 
Bolf al einem großen Raturganzen, oder in einer volls⸗ 
mäßigen Abtheilung dieſes Ganzen hat. Es ift aber nur 
ein anderer Ausdruck derfelben Wahrheit, wenn wir fagen, 
das Necht habe feinen Sie in dem Staat, oder in einem 
einzelnen organifchen Theile des Staates, ba eben nur in 
dem Staat das Voll wahre Realität Bat, indem nur hier 
der Wille der Einzelnen in einem Gefammtwillen wahrs 
baft.aufgeht(a). In Folge diefer allgemeinen Angabe ha⸗ 
ben wir daher näher zu beikkmmen, wodurch Dasjenige 
Ganze ‚gebildet, diejenige Einheit begrängt wird, worin Die 
Rechtsregeln, als Beftandikeile des yofltiven Rechis, ihren 
Sitz haben. Dadurch werden wir erkennen, durch welches 
Band die einzelnen Perſonen zur Gemeinſchaft eines und 
deſſelben poſitiven Rechts zuſammen gehalten werden. 


(a) Vgl. oꝛen 8.1.9689. —; 
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Suchen wir nun auf geichichtlichem Wege zur Löfung 
dieſer Aufgabe zu gelangen, fo finden wir zwei: Gründe, 
wodurch von jeher im Großen und Ganzen eine ſolche Ber 
meinſchaft des pofitisen Rechts unter ben Einzelnen vor» 
zugsmeife beſtimmt und begeänzt worben ift: Wie Volks⸗ 
abſtammung, umb dad Landgebiet. 

1. Die Volksabſtammung (Rationalität) ale Brunn 
und Graͤnze der Rechtögemeinſchaft Bat zunächft einen ganz 
perfönlichen und unfichtbaren Charakter. Obgleich fie, 
ihrem Begriffe nach, ven Ginfuß der Willkuͤr ausge 
fehließen fcheint, ift fie dennoch einer Erweiterung durch 
die freie Aufnahme Einzelner empfänglich. 

In großer Ausvehnung erfcheint die Rationalität als 
Grund und Gränze der Rechtögemeinfchaft bei wandernden 
Bölkern, für welche ein feites Landgebiet überhaupt nicht 
sorhanben ift, wie bei den Germanen zur Zeit der Bölfer- 
wanderung. Bei biefen hat fich aber auch nach ihrer feften 
Niederlaſſung auf dem alten Boden des Römifchen Reichs 
derſelbe Grundſatz noch lange lebendig erhalten in Dem 
Syſtem der perfönlichen Gelege, vie Hier in demfelben 
Staate neben einander zur Anwendung kamen, und in deren 
Reihe jept, neben den Rechten der Franken, Lombarden 
u. f. w., auch das Römische Recht, als das fortdauernde | 
perfönliche Recht der urfprünglichen Einwohner diefer durch 
Eroberung neu gegründeten Staaten erfcheint (b). 


(b) ion Geſqhichte des R. R. im Mittelalter B.1 “ap. 3 
5 30— 33 
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In den neueren Jahrhunderten finden wir noch jetzt 
im Türliſchen Reich das vollftändigfte Bild biefer Art der 
Rechtögemeinfchaft. In den chriſtlichen Staaten von Eu⸗ 
ropa aber hat ſich ein Ueberreſt davon am längften bei ber 
Juͤdiſchen Ration erhalten, in welcher die Fortvauer des 
nationalen Rechts, fo wie die der abgefonderten Natio« 
nalität felbft, mit der Religion in Verbindung fand. Aber 
auch dieſer Weberreft verfchwindet immer mehr (c). 

Verwandt, aber nicht gleichbedeutend mit dem eben dar⸗ 
geftellten Grunde der Rechtsgemeinfchaft ift derjenige, wels 
her auf dem eigenthümlichen Bürgerverhältniß beſonderer 
Klaſſen von Perſonen beruht. Ein ſolches erſcheint bei 
den Römern ſehr ausgebildet, und lange dauernd, in. den 
Klafien der cives, latini, peregrini, welche wiederum mit 
den Syſtemen des jus civile und jus gentium zuſammen⸗ 
hängen (d). Dennoch hat dieſe Unterfcheivung, obgleich in 
anderer Hinficht fehr wichtig, in ber Richtung, die une bier 
ausſchließend befchäftigt, niemals einen Ginfluß -erlangt, 
‚welcher dem Einfluß der Volfsabftammung oder des Lands 
gebietes an die Seite geftellt werben Fönnte. 

U. Das Landgebiet (die Territorialität) erjcheint 

als der zweite beſonders wichtige und verbreitete Grund, 
die Gemeinschaft des pofitiven Rechts unter den Einzelnen 


(ce) Im Preußen 3.8. ift ſchon dere.nationale Recht nur ale Aus- 
im 3. 1812 durch das Judenedict nahme beibehalten worden. 
S 20. 21 für die Juden das ge: (Hd Bol. oben 2.1 $ 22, 
meine Recht der übrigen Einwohner und: Gefchichte des R. R. im 
als Regel aufgeftellt, das beſon- Mittelalter 2.1 51. 
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zu .beftimmen und zu begraͤnzen. Dieſer Grund unterſchei⸗ 
bet ſich von dem vorhergehenden ‚(der Nationglitaͤt) durch 
feine weniger nerſoͤnliche Natur. Er if. an was aͤußer⸗ 
lich Erkennbares, die ſichtbare Landgraͤnze, gebunden, und 
der Einfluß menſchlicher Willkür in der ‚Anwendung dieſes 
Grundes iſt ausgehehnter und unmittelbarer, als bei der 
Bolksabftammung, bei welcher diefer Einfluß mehr die Nas 
tue einer bloßen Ausnahme an fich trägt. 

Diefer zweite Grund der Rechiögemeinfchaft hat ben 
erften (die Rationalität) im Laufe der Zeit, bei fortfchreis 
tender Ausbildung, mehr und mehr verbrängt. Darauf hat 
vor Allem eingewirkt der vielfeitigere, Tebendigere Verkehr 
der Völfer unter einander, durch welchen bie, fohrofferen 
Gegenfäge der Nationalitäten verändert werden mußten. 
Beſonders aber darf nicht verfannt werden der Einfluß des 
Chriftenthums, welches als gemeinfames Band des geiftigen 
Lebens die verfchiedenften Völfer umfchlingend, die eigen« 
thuͤmlichen Unterſchiede derſelben mehr in den Hintergrund 
treten ließ. 


2 


Gehen wir nun aus von dieſem zweiten Grunde der 
Rechtsgemeinſchaft, ſo bezieht ſich die Colliſton, die uns 
hier überall vor Augen ſtehen muß, auf die örtliche 
Verſchiedenheit der Rechte „und unfere Aufgabe laͤßt ſich 
für alle eintretende Colliſtonsfäͤlle nunmehr: it folgende 
Frage faflen: | 


vo. 2 


48 Buch I. Herrſchaft der Rechtoregeln. Map. I. Oriliche Graͤnzen. 


Welches Jerritorialrecht if in Ion ge 
227 Teen Falle anzumenden? 

- !erin liegt denn auch der Grund, wethalb em ble⸗ 
Wer die gleichzeitigen Graͤnzen der Rechtoregeln ls: ort: 
tiche Graͤnzen bezeichnet worden find’ (8 244). - 

Suchen wir zmmächſt durch Beiſpiele anſchaulich zu 
machen, welche Webentang bie hier in Frage geftellte Colll⸗ 
fion verfchiedener brilicher oder territorialer Rechte Haben 
kann. An einem beftimmten Orte iſt ein Mechteftreit zu 
endfcheiden über die Erfüllung eined Vertrages oder über 
das Eigenthum einer Sache. Der Bertrag aber ift ges 
ſchloſſen an einem anderen Orte, als am dem des Gerichts; 
die ftreitige Sache befindet fi) an einem anderen Orte, als 
dem des Gerichts; Beide Orte haben verſchiedenes territos 
riales Recht. Daneben können beide ftreitenbe Parteien, 
ihrer Perſon nach, dem Orte des. Gerichts angehören, oder 
beive emem fremden Orte, oder auch beide Parteien ver 
fehtedenen Orten. Welches unter den verſchiedenen oͤrt⸗ 
lichen Rechten, mit denen das ftreitige Rechtsverhaͤliniß im 
irgend einer Berührung fteht, fol bei der Entfcheivung des 
Streited zur Anwendung fommen? Das ift der Sinn der 
Eolifionsftage in Anwendung auf Territorialrechte (e). 


; e) Die Gelliſion verſchiebener ihrer Löfımg. Ein genaueres Eins 
Rechte kommt allerbinge auch bei gehen anf dieſe Geflalt unferer 
dei auf die Volksabſtammung ge: Trage, die ja "überhaupt nut 
. gyünbeten Mechtögemeinfchaft: in dem geſchichtlichen Iuſammenhangs 
Trage, und bedarf hier, eben fo wegen gegenwärtig berührt wurde, 
gut als neben dem Territoriafrecht, und für das heutige’ Hecht keint 


füge. 


. 6“ 
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BWiperfireitende gernitatietentn hu bemfelben Gtaate. 


Die einander wiverſtreitenden Tetritorialrechte, für deren 
Gollifion wir nunmehr die Regeln ſeſt uftellen haben (8 346) 
koͤnnen unter einander in einem zweifachen Verhaliniß ſte⸗ 
hen, und wenngleich die Orunbfäge der Beurtheilung fteis 
diefelden bleiben, fo Hat doch diefe Verſchiedenheit den 
größten Einfluß anf die Art der Anwendung ‚jener Grund⸗ 


Jene Territorialrechte können gelten entweder in ver⸗ 
ſchiedenen Webletötheilen eines und deſſelben Staates, 
o der in verfhiedenen, von einander unabhängigen 
Staaten. 

I. Verſthiedene Territorialvechte innerhalb eines und 
defielben Staates find fehon an einer frühern Stelle be⸗ 
merklich gemacht worben unter dem Namen von particus 
lären Rechten im Gegenſatz eines gemeinen Rechts eines 
ſolchen Staates, und fie Fönnen eben, fowohl in Der Ger 
ſtalt von Gefepen als von Gewohnheiten beſtehen (a). 

Die. geſchichiliche Veranlaſſung derſelben, ſo wie ihre 
davon abhaͤngende Begraͤnzung, tft hoͤchſt mannichfaltig. 
Der wichtigſne Fall. der Anwendung waͤhrend ber Dauer. 


des dertſchen Relches war begrundet durch das Verhalni | 


Sonmneng dat, wicht Bier niät Geſchichte des M. . im Mittel⸗ 


am Orte fein. Bgl. Savigny alter 8.1 $ 46, 
4) S. o. 8.1 8 8. 18. 21. 


2% 


Ed 


20 Bud UI. Sersfchaft ver Mechtsuegeln. Kap. J. Ortliche Grängen. 


der einzelnen deutfchen Staaten zu dem, fie alle zufammen 
haltenden deutſchen Reiche‘ (b).“ — Aehnliche Verhältniffe 
aber fanden fich innerhalb der zum deutſchen Reiche gehö- 
renden einzelnen. Siaaten,. und finden: fich noch. jebt nach 
der Auflöfung des Reiches. 
Solche Particularrechte erſcheinen bald in ganzen Pro⸗ 
vinzen, bald in Abtheilungen von Provinzen, bald und vor⸗ 
züglich in einzelnen Gemeinden. Beſonders häufig erſchei⸗ 
nen fie in Stabigebieten, ja zuweilen felbft in einzelnen 
örtlichen Beftandtheilen eines und deſſelben Stadtgebietes (c). 
In größeren Lanpftrichen (Provinzen oder Provinzabs 
theilungen) find ſolche Particularrechte oft dadurch entſtan⸗ 
den, daß ein ſolcher Landſtrich fruͤher als felbſtſtaͤndiges 
Staatsgebiet oder auch als Theil eines fremden Staates 
beſtand, und erſt ſpaͤter dem Staate, dem er jetzt angehört, 


einverleibt wurde. 


(b) B.1 82. — Ein ähnliches, 
doch nicht völlig gleiches, Verhaͤlt⸗ 
niß finden wir unter den ſouveraͤnen 
Heinen Staaten, ans weldhen bie 
vereinigten Riederlande beſtanden, 
die nicht fo, wie die, beutfchen 
Staaten, durch eine genieinfame 
höhere Staatsgewalt und Geſetz⸗ 
gebung verbunden waren. Durch 
die daſelbſt fehr Häufig hervortre⸗ 
tenden Gollifionsfälle wurden be⸗ 
fonders die Holländifchen Juriſten 
(Rodenburg, B. Boet, I. Boet, 
Huber) veranlaßt, große Aufmerk⸗ 
ſamkeit auf den Hier vorliegenden 
Gegenftand zu wenden. Aehnlich 


ift auch das Verhältniß der Norb- 
amerikaniſchen Kreiftanten. 

(c) So 3 3. befanden neben 
einander in Breslau bis zum 1. 
San. 1840 fünferlet partikulare 
Geſetze und Obſervanzen über Erb- 
recht, eheliches Guͤterrecht m. ſ. 
w., deren Anwendung durch Juris⸗ 
dictionsbezirke begraͤnzt war. Nicht 
felten war hier das Recht von 
Haus zu Haus verſchieden, ja es 
kam vor, daß Ein Haus auf der 
Graͤnze verfchiedener Rechte lag, 
denen es baher theilweife angehörte. 
Bol. das Geſetz vom 11. Mai 1839 
(Sefekfammlung 1839 ©. 166). 


8. 347. Wiberfkreit. Territorialtechte in demſelben Staate. 241 
In Stadigebieten find fie oft für dieſe einzelne Stadt 
erlafien, fet ed von dem Landesheren, dem dieſe Stadt un⸗ 
terworfen war, oder auch von der ſtaͤdtiſchen Obrigkeit, mit 
Zulaſſung oder Genehmigung des Landesherrn 
Diefe Eniftehung befonderer Stadtrechte finden wir ſchon 
im Römifchen Reiche, defien einzelne Gemeinden nicht nur 
vor ihrer Vereinigung mit dem großen Ganzen das Recht 
eigener Geſetzgebung gehabt Hatten, fondern dieſes Recht 
auch ducch jene Vereinigung nicht fchlechthin einbüßten, 
wenngleich fie den in Rom neu erlafienen Gefehen ftets 
unterworfen waren (d). Sie find es, Durch welche über 
haupt die Römifchen Juriften Beranlaffung erhielten, auf 
die hier vorliegende Unterfuchung einzugehen (e). Sie bils 
ven hier, als Partieularrechte, den Gegenſatz gegen das ges 
meine Römifche Recht. — Noch weit ausgebehnter und 
wichtiger aber waren die Stadtrechte, die fich im Italieni⸗ 
fchen Mittelalter faſt in jeder Stadt ausbilveten, und die 
Bier, als Particularrechte, nicht blos gegen das Roͤmiſche 
Recht, fordern. auch gegen das Lombarbifche, beide als ges 
meine- Rechte gedicht, den Gegenfa bildeten (f). Yür fie 
wurde der Name Statuta ald Kunſtausdruck geltend, der 
dann auch auf andere Länder übertragen wurde, und an 
welchen ſich die Lehre von den Statuta personalia, realia, 
mixta anfchloß (8 345 £.). 


(d) Savigny Gecſchichte des (f) Gefhichte des R. R. im 
RR. im Mittelalter B.1 Kap. 2. Mittelalter B. 3 $ 42. 189 9. 2 
E) ©. o. $ 34. $ 76. 


22 Bud 1. Herrſchaft ber Rechteregeln. Kap. Öriliche Cränzen, 
Zu der Colliſion . verfchiedener Territorialrechte inner⸗ 
halb deffelben Staates koͤnnte mar verfuchen auch folgen⸗ 
ben Ball zu giehen, der jedoch in der That eine ganz am 
dere Ratur Bat, und gar nicht in. das Gebiet der gegen: 
waͤrtigen linterfuchung gehört. — In jedem Staate fännen 
Particularrechte in verfchiedener Abſtuſung und Imierorbs 
mung vorkommen, von dem örtlich. begräuzieften an in Immer 
weiteren Kreifen der Anwendung gelten, bis zum gemeinen 
Recht eines ſolchen Staates hinauf. Auch dabei kann man 
von einer Eollifion reden, indem an beftimmten Orten jedes 
disfer PBarticularrechte im Allgemeinen wirlliche Geltung 
dat, und alſo in gegebenen einzelnen Yällen gefragt werben 
kann, welches derſelben, wem fie einamber mwiberftreiten, 
die Regel der Entfcheidung bilden folle. Hier aber hat. 
die Collifionsfrage, wenn man diefen Ausdruck babei ges 
brauchen will, eine andere Bedeutung, als bei ben neben 
einander ſtehenden, Particularrechten vefielben Staates, die 
von einander ımabhängig find, alfo nicht im Verhaͤltniß 
der Abhängigfeit und Unterordnung au einander ſtehen 
Zwiſchen mehreren einander untergeordneten Redhten gilt 
die einfache Regel, daß flets dasjenige Recht in der An⸗ 
wendung ben Vorzug hat, welchem ver beſchraͤnkteſte Um⸗ 
fang der Geltung zugufchreiben ift, nur mit Ausnahme bes 
befonderen alles, wenn das über ihm in wehterem Um⸗ 
fange ftehende Recht einzelne Beftimmungen von einem ab- 
folut gebietenden Charakter enthaͤlt (8). 


(C) ©. o. B.1 $ 21. 45. Außer diefem befonderen Falle alfo 
gilt die Regel; Stadtrecht bricht Landrecht, Landrecht bricht gemein Recht. 


4 BT. Widerſtreit. Territorialeechte in demſelben Staate. 23 
Mit einer fo einfachen Regel if die Colliſion, vie zwi⸗ 
fchen mehreren von einander wnabhängigen: Particularrech⸗ 
vew eintritt, nicht zu beherrſchen. Für fie iſt eine tiefer ein⸗ 
gehende Unterfuchung nöthig, die eben in der Folge des 
gegenwärtigen Kapitels angeſtellt werden fol. Da übris 
gend in dem gegenwärtig allein vorausgefagten Fall Bars 
ticularrechte eines und befielben Staates verausgefeht wer⸗ 
den (h), fe ließe ſich denken, daß die Colliſion dieſer 
Rechte ſelbſt durch die allgemeine Geſetzgebung eben dieſes 
Staates geregelt wäre. Gerade Dieſes aber findet ſich bie 
jegt wohl in keinem Lande auf irgend erfchöpfende Weiſe 
durchgeführt, vielmehr find überall die meiften und wichtig« 
ften hierher gehörenden Fragen der wifienfchaftlichen Feſt⸗ 
ftellung überlafien geblieben. 


$. 348. 
Widerſtreitende Zerritorialrechte in verſchiedenen 
Staaten. 
H. De zweite Fall einer möglichen Gollifion verfchies 
dener Territorialrechte feßt voraus, daß Diefe Rechte nicht 


(bb) . Es ließe fich Diefes deuken 
ohne Unterſchied, ob über den 
eigenthünslichen Barticnlarsechten 
ein und daſſelbe gemeine Recht 
ſteht (fo wie in Preußen das allge: 
meine Landrecht über den Provin- 
zialrechten von Brandenburg, Pom⸗ 
mern, Oft: u. Weftpreußen u.f.w.), 


obes nicht, denn auch in biefem 
legten Fall, welcher z. B. zwifcgen 
der Breußifchen Rheinprovinz und 
den übrigen Provinzen eintritt, 
ließe fi doch denken, daß ein 
Preußiſches Landesgeſetz die Collis 
fion dieſer verſchiedenen echte 
vollſtaͤndig geregelt hätte. 


l 


A Bull. Herrſchaft der Redytöregein. Kap. L Örtliche Brängen. 

in demfelben Staate, fondern in mehreren von einander un⸗ 
abhängigen. Stanten befichen ($ 347). Sehen wir: babei. 
zurück auf bie fchon .oben zur @rläuterung dei ganzen 
Eollifionsfrage angegebenen Beifpiele (8 346), ſo nehmen 
diefe nunmehr folgende Geftalt an. Gin ‚Richter unferes 
Staates hat zu emtfcheiden über ein ſtreitiges Rechtsver⸗ 
haͤltniß, das durch die Thatfachen, vie ihm zum Grunde 
‚Degen (3. B. den Ort, wo ein Bertrag abgeſchloſſen tft, 
oder wo fich .eine flreitige Sache befindet), mit dem von 
nnfrem pofitiven Rechte abweichenden Rechte eines fremden 
Staates in Berührung fteht. Daneben ift ed möglich, daß 
beide Barteien Inländer, oder beide Ausländer find, ober 
Daß die eine dem Sinlande, vie andere. dem Auslande per⸗ 
fönlicd angehört. Welches der verſchiedenen hier einfchlas 
genden Territorialrechte hat der Richter zur Anwendnng zu 
bringen? 

Ganz diefelbe Frage könnte auch dem Richter jenes 
fremden Staates zur Entſcheidung vorliegen, wenn zufällig 
der Rechtöftreit nicht in unfrem, fondern in dem fremden 
Stante entflanden wäre. 

Manche haben verfucht, dieſe ragen leviglich durch 
den Grundfaß der unabhängigen Staatsgewalt (Souverä- 
nität) zu entjcheiden, indem fie folgende zwei Regeln an vie 
Spige ftellen. 1. Jeder Staat kann fordern, daß inner- 
halb feiner Gränzen lediglich fein Gefeh gelte. 2. Kein 
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Staat: kann die Geltung ſeines Geſetzes außer ſeinen 
Graͤnzen fordern (a). 

Ich will nicht nur Die Wahrheit biefer Saͤtze einräumen, 
ſondern ſelbſt ihre Ausdehnung bis zu den Außerften denk⸗ 
baren Graͤnzen anerkennen, glaube aber, daß ſie fuͤr die 
Löfung unfrer Aufgabe wenig Hülfe gewähren. 

Die weitefte Ausvehnung der unabhängigen Staats» 
gewalt in Beziehung auf Fremde könnte bis zur völligen 
Rechtlofigkeit der Fremden führen. ine folche Auffaffung 
ift dem Römijchen Bölferrecht nicht fremd (b), und auch 
da, wo fie von den Römern gegen das Ausland nicht 
geltend gemacht wird, ift wenigſtens ein großer Unterfchieb 
in der. Rechtöfähigkfeit zwifchen Römern und Fremden fiet6 
feftgehalten worden (8 346). — Das heutige Recht dagegen 
bat allmälig. zur Anerkennung vollftändiger Rechtögleichheit 
zwifchen Einheimifchen und Fremden Bingeführt (c). 

Mit dieſer Rechtögleichheit der Perſonen ift jedoch 
über die Frage wegen der Eollifion zwifchen dem einhei- 
mifchen und fremden Nechte noch gar nicht entfchieden. 
Bor Allem müfjen wir anerkennen, daß, wenn einheimifche 


(a) Huser $ 2, Storr Staaten, mit weldhen Rom weder 
8 18—21. foedus noch amicitia gegründet 

(b) Das R. R. wendet diefe bat. L. 5 $ 2 de capt. (49. 15) 
Nechtlofigkeit, und zwar mit gegen- (c) Wächter IL S. 253 I. 
feitigen Folgen, nicht nur auf ©. 33 —34. 181. Puchta Ban- 
hostes an, deren Begriff einen deitn $ 45. 112. Eichhorn 
erklärten Krieg vorausfegt, fondern deutſches Recht 8 75. 
ſelbſt auf alle Bürger folder 


‘ RG Bug HI. Herrſchaft ver Rechtsregeln. Kap. I. Hetliche Gränzen. 
Geſetze über die Behandlung der Colliſtonoſaͤlle Vorſchriften 
geben, dieſe Borfchriften von den Richtern. unfres Staatt® 
ſchlechthin angewendet werden müflen (d). - Rur finben fich 
ſolche Geſehye in erihöpfender Weile nirgend, indbefonvere 
ht in den Staaten, für welche das gemeine deutfche 
Recht gilt (e) 

Allerdings könnte dad ſtrenge Recht ber hochſten Gewalt 
‚unter Anderm dahin führen, daß allen Richtern des Landes 
porgefährieben würben, die ihnen vorkommenden Rechto⸗ 
verhältniffe lediglich nach den: einheimifchen Rechte zu ent» 
ſcheiden, unbefümmert um bie vielleicht abweichenden Bes 
ſtimmungen irgend eines fremden Rechtes, mit deſſen Land» 
gebiet eiwa das ftreitige Nechtsverhaͤltniß in Berührung 
gelommen fein möchte. Eine ſolche Vorſchrift ift aber in 
der Befehgebung feines befanmten Staates zu. finden, und 
mußte auch fchon durch folgende Betrachtung verhindert 
Je mannichfaltiger umd lebhafter der Verkehr unter den 
verſchiedenen Bölfern wird, defto mehr wird man fich übers 
zeugen müffen, daß es räthlich ift, jenen ſtrengen Orundjak 
nicht feftzuhalten, ſondern vielmehr mit einem entgegengefehten 
Grnndfaß zu vertaufchen. Dahin führt die wünfchenswerthe 
Gegenfeitigfeit.in der Behandlung der Rechtsverhältniffe, und 

(d) Wächter I. ©. 237 fg. Grundfägen über die Collikon 
Storr $ 23. — Geltfamerweife ausgehen. 
widerfpriht Struve $ 9. 37, (e) Es tritt alfe hier derſelbe 


inden er die Geſetze für nichtig Fall ein, wie bei der Eollifion ber 
erklärt, die nicht von richtigen Particularrechte (5 347). 
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bie daraus hervorgehende Gleichheit in ber Beurtheilung 
ber Einheimiichen und Fremden, die im Ganzen und Großen 
burch ven gemeinjamen Vortheil der Völker und der Eins 
zelnen geboten wird. Denn dieſe Gleichheit muß in voll 
fländiger Ausbildung dahin führen, daß nicht bloß in jevem 
einzelnen Staate der Fremde gegen den Einhelmifchen nicht 
zuruͤckgeſetzt werde (worin die gleiche Behandlung der Per⸗ 
fonen befteht), ſondern daß auch die Rechteverhältnifie, in 
Ballen einer Eollifion der Geſete, dieſelbe Beurthei⸗ 
lung zu erwarten. haben, ohne Unterjchied, ob in dieſem 
oder jenem Staate das Urtheil geſprochen werke. 

Der Standpımft, auf den wir durch dieſe Erwägung 
geführt werden, ift der einer völferrechtlichen Gemeinschaft 
der mit einander verkehrenden Nationen, und diefer Stanbs 
punkt hat im Fortſchritt der Zeit Immer allgemeinere An⸗ 
erfennung gefiinden, ımter dem Einfluß theils der gemeine 
famen chriftlichen Geſittung, theild des wahren Vortheils, 
der daraus für alle Theile hervorgeht. 

Auf diefem Wege kommen wir dahin, die Colliſion der 
Territorialrechte unabhängiger Staaten, von welcher gegens 
wärtig die Rebe ift, weientlich nach denſelben Grundfägen zu 
behandeln, welche für die Collifion verſchiedener Particular⸗ 
vechte deffelben Staates gelten (8 347), und biefe Gleich— 
ſtellung ift für die gefammte folgende Unterfuchung maaß- 
gebend. 

Für beide Arten der Collifton läßt fih nunmehr die 
gemeinfame Aufgabe dahin beftimmen, 


28 Buch IL Hercſchaft der Rechtsregeln. Kap. L Örtliche Graͤnzen. 
daß bei jenem Recht sverhältniß dasjenige 
NRechtöogebiet aufgeſucht werde, welchem 
dieſes Rechtsverhältniß feiner eigen- 
thümlichen Natur nach angehört oder 
unterworfen iſt. 

Man ann diefe Sleichftellung, im Gegenfat des oben 
erwähnten ftrengen Rechts, als freundliche Zulafjung unter 
fouveränen Staaten bezeichnen, namlich als Zulaſſung urs 
fprünglich fremder Geſetze unter die Quellen, aus welchen 
. die einheimifchen Gerichte die Beurtheilung mancher Rechtes 
verhältniffe zu ſchoͤpfen haben (f). 

Nur darf Diefe Zulaffung nicht gedacht werben als 
Ausflug bloßer Großmuth over Willkür, die zugleich ale 
zufällig wechſelnd und vorübergehend zu denken wäre. 
Bielmehr ift Darin eine eigenthümliche und fortfchreitende 
Rechtsentwidelung zu erkennen, gleichen Schritt haltend 
mit der Behandlung der Collifionen unter den Barticular- 
rechten defielben Staates (g). 


() Huser de conflictu le- 
gum 82. „Rectores i imperiorum 
id comiter agunt, ut jura cujus- 
que populi.... teneant ubique 
suam vim“. I. Vorr. de statu- 
tis 8 1. 12. 17. „Dein quid 
ex comitate gens genti . . . 
liberaliter et officiose indul- 
geat, permittat, patiatur, ultro 
citroque“ ... — STORY con- 
flict of laws $ 24— 38. 


(g) Ih Faun daher nicht über- 
einftimmen mit Wächter J. S.240. 
1. ©. 12—15, wenn er hierin fo 
ſehr warnt gegen Berwechlelung 
des richterlichen und legislativen 
Stanbpunftes. Was er zu dem 
legislativen Standpunkt rechnet, 
fällt gewiß großentheils in den 
tichterlichen, bei einem Gegenftand 
den die Gefeßgebung ohnehin 
der wiffenfchaftlichen Entwickelung 


$: 348.-Miderftreit. Aerxitqrialrochte in verſchied. Staaten. 29 
Re dabarcch: muß die ebem- behauptete. Mieichftellung 
beider Arten ver ‚Koltifion- befchrämft:: werben; daß: bei wi⸗ 
derſtreitenden Partieulaurechuun (8: 347). die Gellifiensfenge 
entſchieden werben : Tann. durch ain über: beiden Particular⸗ 
rechten ſtehendes: gemeinſames Landesgeſez. Eine ſolche 
mögliche Auskunft kann bei widerfireitenden Geſetzen ver⸗ 
ſchiedener unabhängiger Staaten allerdings nicht. eintreten, 
Dieſer Standpunkt einer wölterrechtlichen Gemeinfchaft 
unter unabhängigen Staaten, aus welchem dann die An⸗ 
näherung zu einer gegenfeitigen Gleichflelung in ber Be 
Handlung der Colliſion verfchiedener pofitiver Rechte hervor 
gegangen ift, war den Römern fremd. Der Verkehr der 
Völker mußte erft ven ungeheuren Schwung erhalten haben, 
den wir in neueren Zeiten wahrnehmen, damit das Bes 
duͤrfniß ſolche Grundfäge zur Anerlennuns und Ausbildung 
bringen konnie. 

Wenn dieſer Stamdpunkt bei neueren Schrififießem 
nicht geradezu wörtliche Anerkennung. gefunden hat, fo liegt 
er doch, dem Wefen nach, zum Grunde bei dem in biefer 
Unierſuchung häufig: geltend gemachten allgemeinen Gewohn⸗ 
| heitsrecht (h). Zwar wird diefes Gewohnheitsrecht vor⸗ 
zugoweiſe behauptet für das Gebiet des gemeinen deutſchen 


größtentheils überlaffen hat. Auch Sinn und Geiſt feiner Landesge⸗ 
liegt eine Annäherung an die bier ſetze verweiſt. 

aufgeftellte Anflcht in einer anderen (h) Wächter 1. S. 255—261. 
Stelle von Waͤchter (I. 205), U. ©. 175-177. ©. 195. ©. 371. 
worin er ben Richter auf Richtung, — Schäffner 8 21. 


30 Bu IH. Herrſchaft der Rechtsregeln. Rap. 1. Örtliche Sränzen. 
Nechts. Allein die. Ableitung deſſelben aus der (ſteis fort⸗ 
ſchteitenden) Lehereinftimmung: der Schriftſteller und bei 
michervſprũche führt 'gerabe Kari unwiberſtellich über dieſe 
Grömge hinaus. . Much duß fehe gewöhnlich über den In⸗ 
Halt und: Die GSraͤnzen jenes Gewohnheitorechts geftriten 
wird, Bann hierin Nichts Anwen. Die gemeinſame An—⸗ 
ntchme des Daſeyns deſſelben, und das gemeinfame Suchen 
nach deſſen Inhalt, iſt entſcheidend für die hier aufgeftellte 
Behauptung. Schwankende und durch einander gehende 
Meinungen aber koͤnnen am wenigſten befreniden in einer 
Rechtslehre, die, fo wie die Hier vorliegende, ng erft im 
Werben begifen iſt 0 | | 


Die bier aufgeſtellten Grundſaͤtze über: die mögliche, 
wünfchenswerthe, zu erwartende völferrechiliche Gemein⸗ 
fhaft in der Behandlung der‘ Colliſtonen örtlicher Rechte 
koͤmen eine befondere Foͤrderung erhalten, wenn uͤber dieſen 
Gegenſtand unter verſchiedenen, beſonders unter benach- 
barten Stanten, bei weichen tie Colliſtvnsſaͤlle am Häufigfien 
einiteten, : Stantevertiräge geſchloſſen werden. Solche 
Staatsperträge find nicht blos von Rechtslehrern lebhaft 
gewünfcht und empfohlen worden, fondern auch in ber 
That ſchon vorlangſ zu Stande gelommen (6). Es würbe 


G) *Bgl. ſerübe die Bernie zum ngegenwächigen Base. nf 
(k) 1. Vorr. $ 1. 12. 17. ie 


L 


346. Miderſtreit. Territorialrechte in verſchied. Stacten. A 
unrichtig fen; ſolche Verträge, wo ſte ſich finden, fo aufzu⸗ 
faſſen, als werde darin erwas Zanz Neues poſitiv feſtge⸗ 
ſtellt, ſo daß, abgeſehen von denſelben, und vor ihrer Zeit, 
etwa gerade das Gegentheil gegolten haben müßte. Viel⸗ 
mehr find ſie faſt immer als der Ausdruck der oben dar⸗ 
gelegten allgemeinen Rechtögemeinfchaft anzuſehen, mithin 
als Berfuche, diefe Rechtsgemeinſchaft ftets volifländiger zur 
Anerkennung zu bringen. 

Kein Staat hat in nemerer Zeit’fo zahlreiche Berträge 
diefer Art mit anderen Staaten gefchlofien, ald der Preußi⸗ 
ſche, und in dieſen Verträgen beſonders ift der eben aufge⸗ 
ſtellte Geſichtspunft ganz unverkennbar vorherrſchend geweſen. 
Ich will hier eine Ueberſicht dieſer Preußiſchen Staatsver⸗ 
träge mit Nachbarſtaaten geben, um in ber Folge dieſer 
Untferſuchung leichter darauf zurüdweifen zu können. 
Vernag mit Sachſen⸗Weimar 1824, Geſetz "Sammlung 


1824, ©. 149. 
5 '# GSarhfeh-Mitenburg 1832, ⸗ 
: 1832. ©. 105. 
0:0 Sachfen⸗Coburg⸗Gotha 1833, + Z 
. 12x 4834. S. 9. ne 
2:0 Neußs Gera 1884; 
TA S. 422.. * 
Koͤmigreich Sachſen 18899— RN 
"mn EI S. 338: 2 :: 
⸗Echwarzburg⸗Rudolſtadt 130, "ei 


1640. 97 3 
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Beig.ı mit -Unhak- Bernburg. -4840,.. Gefeh = Sammlung 
J 180... O.. 
ur Zu EEE Blaunſchweis A8S 0. :.® 

| 8842, S. 1... 


s.. 340. | 
Widerſtreitende Territorialrehte in verfhiedenen 

Staaten. (Bortfegung.) 
Unſere Unterfuchung hat bisher dahin geführt, daß auch 
bei der Entfcheidung über folche Rechtsverhältniffe, welche 
mit verfchiedenen unabhängigen Staaten in Berührung 
fommen, der Richter dasjenige örtliche Recht anzumenden 
hat, dem das ftreitige Rechtsverhaͤltniß angehört, ohne Un⸗ 
terfchied, ob dieſes örtliche Recht das einheimische Recht 
diefes Richters, oder das Recht eines fremden Staates 

fein mag (8 348.). | 
Diefer Grundfap aber muß nunmehr befchränkt werben 
mit Rüdficht auf manche Arten von Geſetzen, deren befon- 
dere Ratur einer fo freien Behandlung der Rechtögemein- 
fchaft unter verfchiedenen Staaten widerfirebt. Bei folchen 
Gefegen wird der Richter das einheimische Recht aus⸗ 
fohließender anzuwenden haben, als es jener Grundſatz ge- 
flattet, das fremde Recht dagegen unangewendet laſſen 
müuͤſſen, auch wo jener Grundſatz die Anwendung rechtfer⸗ 
tigen wuͤrde. Daraus entſteht eine Reihe von Ausnahme⸗ 
faͤllen wichtiger Art, deren Graͤnzen feſtzuſtellen vielleicht 
die ſchwierigſte Aufgabe in dieſer ganzen Lehre ſein mag. 


5.349. Widerſtreit. Territorialrechte in verſchied. Staaten. (Fortf.) 33 


Die oft unbewußte Rüdficht unferer Schriftfteller auf dieſe 
Ausnahmefälle Hat nicht wenig dazu beigetragen, die über- 
einftimmende Anerkennung der Regeln zu verhindern, bie 
durch diefelben befchränft werben. Sollte e8 gelingen, jene 

Ausnahmen als folche, und zugleich die wahren Graͤnzen 

derfelben, auf überzeugende Weife feftzuftellen, fo dürfte da⸗ 

durch vielleicht mancher Widerftreit über die Regeln felbft 
befeitigt, und fo die gegenjeitige Annäherung der ftreitenden 

Parteien gefördert werben. 

Sch will es verfuchen, die angeveuteten Ausnahmen 
auf zwei Klafien zurüdzuführen: 

A. Geſetze von fireng pofitiver, zwingender 
Natur, die eben wegen diefer Natur zu 
jener freien Behandlung, unabhängig von 
den Graͤnzen verfchiedener Staaten, nicht 
geeignet find. 

B. Rechtsinſtitute eines fremden Staates, des 
ren Dafein in dem unfrigen überhaupt 
nicht anerfannt ift, die alfo deswegen auf 
Rechtsſchutz in unferm Staate feinen Ans 
ipruch Haben. 

A. Geſetze von ftreng pofitiver, zwingender Natur. 

Schon oben find verſchiedene Gegenfäge in der Natur 
und Herkunft der Rechtsregeln hervor gehoben worden (a). 
An diefe müffen wir hier anfnüpfen, wir reichen damit 


(a) ©. 2.8.1 $ 15, 16.2. 
vn. 3 


— 


ZA Buch II. Benſchaſt der Rechteregeln. Kap. J. Ortliche Gränzen. 


aber fir ven gegenwärtigen Zweck nicht aus, muͤſſen viel⸗ 
mehr die verſchiedene Natur der Rechtöregeln noch genauer 
betrachten. - 
Zwar könnte man glauben, bier audzureichen mit ver 
Unterſcheidung abfoluter und vermittelnder Rechtsregeln 
(8 16), allein auch darin würde man fich täufchen. Zwar 
iſt dieſe Unterſcheidung inſofern von einigem Einfluß auf 
unfre Frage, al8 niemals eine blos vermittelnde Rechts⸗ 
regel in die Reihe jener Ausnahmefälle gehören wird (b). 
Dagegen würde es umgefehrt ganz irrig fein, allen abfo- 
Inten Gefeben eine fo pofitive, zwingende Ratur zuzuſchrei⸗ j 
ben, daß fie unter die Ausnahmefälle gerechnet werden 
müßten. So 3. B. gehört jedes Gefeh über den Anfang 
der Volljährigkeit unter die abfoluten Gefege, weil es nicht 
dos im Ermangelung einer anders beftimmenden PBrivat- 
willfür wirken fol; dennoch find Alle darüber einig, daß 
gerade dieſes Gefeh auch außer den Gränzen des Staates, 
worin 8" gegeben iſt, unbedenklich wirken fann (8 362). 
Ob nun irgend ein Geſetz unter bie Ausnahmefälle zu 
rechnen ift, das hängt vor Allem von der Abſicht des Ge⸗ 
feßgeberd ab. Hat diefer fich darüber ausdruͤcklich erklärt, 


(b) Jedes Geſetz über die In- 
teftaterbfolge iſt ein vermittelndes, 
weil es nur wirkt in Srmangelung 
eines legten Willens. Daher ift 
es auch allgemein anerfannt, daß 
folhe Gefege außer dem Ge⸗ 
biete, wofür fie gegeben find, 


wirken können; benn die häufigen 


abweichenden Meinungen betreffen 
nicht dieſe Geſetze an fich, ſondern 
nur ihre Anwendung auf das 
Srundeigenthbum, wovon unten 
ausführlich bie Rebe fein wird 
($. 376). - 


e | 


5.846. Wiberftreit. Territorialrechte in verſchied. Staaten. (Fortſ.) 39 


fo muß dieſe Erklärung gelten, da diefelbe dann die Nas 
tue eines Geſetzes über die Colliſion hat, welches 
ſtets unbebingt befolgt werden muß (8 348d.). Allein an 
einer folchen ausbrädlichen Erflärung wird es meift fehlen, 
und dann bleibt Nichts übrig, als auf die verſchiedene Na⸗ 
tur der abfoluten Geſetze zurüd zu’ gehen, die uns auf fol« 
gende Unterfcheidung führen muß. 

Eine Klaffe der abfoluten Geſetze Hat Feinen anderen 
Grund und Zwei, als die Handhabung des Rechts durch 
fefte Regeln zu fichern, fo daß fie erlaffen werben lediglich 
um der Perfonen Willen, welche vie Träger der Rechte 
find. Dahin gehören die Geſetze über die Einfchränkung 
der Sanblungsfähigfeit wegen des Alters, des Gefchlechts 


uf. w. Berner die Geſetze über die. Formen der Ueber⸗ 


tragung des Eigentbums Church bloßen Vertrag ober Durch 
Nebergabe). — Bei allen Geſetzen folcher Art ift fein Grund 
vorhanden, fe unter die Ausnahmefaͤlle zu rechnen, die das 
bei eintretenbe Colliſionen können vielmehr nach dem Grund⸗ 
ſaß der freieften NRechtögemeinfchaft gefchlichtet werben, ba 
jeder Staat umbevenflich auch innerhalb feiner Grängen 
dem fremden Geſetze folcher Art eine Einwirkung geftat- 
ten Tann. | 

Eine andere Kaffe der abfoluten Gefehe dagegen 
hat ihren Grund und Zweck außer dem reinen, in feinem 
aͤbſtracten Daſein aufgefaßten, Nechtsgeblet Ce), fo daß fle 


(c) „contra rationem juris“, f. o. 8.1 816 Note p. 
3# 
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erlafien werden nicht lediglich um der Perfonen Willen, 
welche die Träger der Rechte find. — Die Geſetze biefer 
Klaſſe können berufen auf fittlichen Gründen. Dahin 
gehört: jedes Ehegefeß, welches die Polygamie ausfchließt. 
— Sie können auch beruhen auf Gründen des öffent- 
lichen Wohls (publica utilitas), mögen dieſe nun mehr 
einen politifchen, einen polizeilichen, oder einen volkswirth⸗ 
fchaftlichen Charakter an ſich tragen. Dahin gehören 
manche Gefeße, welche den’ Erwerb des Grundeigenthums 
von Seiten der Juden einfchränfen. 

Alle Geſetze folcher Art gehören zu den oben erwähn- 
ten Ausnahmefällen, jo daß in Beziehung auf ihre Anwen 
bung jeder Staat für ſich als völlig abgefchloffen erſcheint. 
— Schließt alfo das Gefeg unfers Stantes die Polygamie 
aus, jo muß unjer Richter auch der polygamifchen Ehe 
ſolcher Ausländer, deren Landesgeſetz fie zuläßt, den Rechts⸗ 
fchug verfagen. — Unterfagt unfer Gefeß den Juden die 
Erwerbung des Grundeigenthbums, fo muß unfer Richter 
nicht nur den einheimifehen Juden den. Erwerb unterfagen, 
jondern auch den auswärtigen, in deren Staat ein folches 
Berbot nicht beſteht, wenngleich nad den allgemeinen Re- 
gen über die Colliſion die perfönliche Rechtsfähigkeit und 
Handlungsfähigfeit nach den Gefegen des MWohnfiges der 
Perfon beurtheilt werden müßte. Ebenſo aber umgekehrt 
wird der fremde Staat, defien Gefeg eine folche Befchrän- 
fung ber Juden nicht Fennt, auch die unferm Staate anges 


8.349. Miberftreit. Territorialrechte in verſchied. Staaten. (Fortſ.) 37 


hörenden Juden zum Grundbeſitz zulafien, ohne Ruͤckſicht 
auf das befchränfende Geſetz ihres perfönlichen Wohnftges. 


B. Rechtsinſtitute eines fremden Staates, deren Dafein 
in dem unfrigen überhaupt nicht anerkannt ift. 

Der Richter eines Staates, dem der bürgerliche Tod 
der Sranzöftfchen oder Rufiifchen Geſetzgebung unbekannt 
if, wird auf PBerfonen, die in diefen Ländern dem bürger- 
lichen Tode unterworfen worden find, die damit verbundene 
Rechtsunfähigkeit nicht anzuwenden haben, wenngleich, nach 
allgemeinen Regeln über die Collifion, der perfönliche Zus 
ftand beurteilt werden müßte nach dem am Wohnfiß gel⸗ 
tenden Recht (d). — Eben fo wird in einem Staate, ber 
die Sklaverei nicht kennt, ein Negerfklave, der fich dafelbft 
aufhält, nicht als Eigenthum feines Heren, und nicht als 
techtöunfähig, behandelt werben koͤnnen (e). In biefem 
lebten Ball werben fogar beide hier aufgeftellte Geſtchto⸗ 
punkte zuſammen treffen, und zu einem und demfelben Ziele 
führen. Die Sklaverei ift als Rechtsinftitut unferm Staate 
‘fremd, in ihm nicht anerfannt; und zugleich ift es von 
unſerm Standpunkte aus etwas. durchaus Unfittliches, einen 
Menfchen als Sache zu behandeln. Bei dem vorher ange 
führten Fall des bürgerlichen Todes würde nur ber erfte 
Grund geltend gemacht werben fönnen, nicht der zweite, da 


(dd) Dgl. oben B.2 975. — Wirkſamkeit des Strafertennt- 
Anderer Meinung ift in biefem niſſes verneinen möchte. 

Punkte Schäffner 8F 35, außer (e) Wächter U. ©. 12. 
wenn man etwa bie auswärtige Schäffner $ 34. 


"38 Buch III. Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. I. Hriliche Grauzen. 


der buͤrgerliche Tod nicht unfittlicher iſt, als jede andere 
ſehr harte Strafe. 

Die hier zuſammen geſtellten Klaſſen abſoluter Geſehe, 
ſo verſchieden von einander ſie außerdem ſein moͤgen, kom⸗ 
men darin überein, daß fie ſich ber für die Colliſion des 
örtlichen Nechts im Allgemeinen geforverten Rechtsgemein- 
ſchaft aller Staaten entziehen, daß fie alfo in diefer Hin- 
ficht eine anomale Natur haben. Es ift aber zu erimarten, 
daß diefe Auagahmefälle, in Folge ber natürlichen Rechts⸗ 
entwidelung ber Bölfer, ſich fortwaͤhrend vermindern 

werden (F). 


Die in dem gegenwärtigen Paragraphen abgehandelten 
‚Ausnahmen von den ſonſt geltenden Regeln ver Colliſion 
beziehen ſich zunächſt auf die widerſtreitenden Territorial⸗ 
rechte verſchiedener Staaten. Bei den Particularrechten 
eines und deſſelben Staates (8 347) werben ähnliche Ver⸗ 
hoaͤltniſſe weit feltener vorkommen, da bie oben charakteri- 
firten Geſetze von ftreng pofitiver, ziwingender Ratur meift 
für den ganzen Umfang’ eines Staates erlafien werden, alfo 
ohne Rüdficht auf die Gränzen particulärer Rechte. Doch 
kommen auch innerhalb deſſelben Staates ſolche anomale 


(f) Die wichtigften und mannich⸗ 
faltigften Anwendungen ver hier 
aufgeftellten Regeln werben unten 
in der Lehre von der Mechtsfähig- 
feit und Hanblungsfähigkeit vor: 
fommen ($ 365), Was nun Hier 


vielleicht in einer zu abftracten 
Geftalt erfcheint, wird dort mehr 
Anſchaulichkeit gewinnen, und 
durch dieſe geeigneter fein, Weber: 
jengung zu bewirken. 
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Verhaͤltniſſe vor, wenn naͤmlich die Verſchiedenheit oͤrtlicher 
Rechte aus einer Zeit herrührt, in welcher manche gegen- 
wörtige Beftandtheile des Staates noch nicht zu ihm ge: 
hört haben. Diefes gilt namentlich von dem Recht ber 
Preußifchen Rheinprovinz im Verhaͤltniß zu dem in ben 
übrigen Breußifchen Provinzen geltenden Recht. Dann 
werden bie in dem gegenwärtigen Paragraphen aufgeftell- 
ten beſonderen Regeln auch innerhalb der Gränzen deſſelben 
Staates zur Anwendung kommen koͤnnen. 


$. 350. 


| Die Römifhe Lehre von origo und domicilium. 


' Ginleitung. 
unſere Unterſuchung hat bis jetzt dahin geführt, daß 
Ne Colliſion verſchiedener poſitiver Rechte in der Bes 
theilung eines Rechtsverhaͤltniſſes zunächft und hauptſaͤchlich 
zu eniſcheiden iſt nach dem Rechtszuſtand der Perſon, 
welche in dieſem Rechtsverhaͤltniß ſteht, und daß ſelbſt die 
zahlreichen und wichtigen Abweichungen von dieſem Grund» 
ſatz nur im Zufammenhang mit denfelben und als Modiſt⸗ 
cationen deſſelben richtig verftanden werben können ($ 345). 
Es wurde. ferner gezeigt, Daß der Rechtözuftand der Perſon, 
nach der feit langer Zeit allgemein anerfannten Regel, durch 
das Landgebiet (nicht durch Die Abſtaumung) beſtimmt 
werde .(8 346 -348). 

Allein auch dieſe gewonnene Einſicht hat nur erſt eine 
‚formelle Bedeutung. Denn es bleibt noch die Frage übrig: 


AO Bu IN. Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. I. Örtliche Srängen. 
Wodurch wird die einzelne Perfon mit ihrem Nechtszuftand 
an das Land gebunden? Welches ift alfo ver Grund, ber 
zwifchen der Perfon und dem Territorialrecht den Zufammen- 
hang vermittelt? Unſere nächfte Aufgabe muß auf Die de 
antwortung dieſer Frage gerichtet fein. 

Hier treten und nun zwei thatfächliche Verhältniffe als 
folche Vermittelungsgründe entgegen: Origo und domicilium, 
Herkunft und Wohnfig. Wir haben uns die Bedeutung 
verfelben, den juriftifchen Einfluß, das Verhältniß beider 
zu einander Far zu machen. 

Daran nun zweifelt Niemand, daß uns fowohl viefe 
Ausdrüde, al8 die mit denfelben bezeichneten Nechtsbegriffe, 
durch das Römifche Recht zugelommen find: Alle, die davon 
Anmwendung machen,. gehen auf die Quellen des Römifchen 
Rechts zuruͤck. Wir müffen alfo vor Allem genau feftzu- 
ftelen fuchen, was fich die Römifchen Juriften unter jenen 
Ausdrüuͤcken denken, und welchen Einfluß ſie den dadurch 
bezeichneten Rechtsbegriffen beilegen. Damit iſt aber keines⸗ 
weges gefagt, daß die Römifche Auffaſſung derſelben auch 
für uns maaßgebend ſein muͤſſe. Vielmehr wird ſich im 
Fortgang der Unterſuchung zeigen, daß eben hierin unſer 
Rechtszuſtand die größten Abweichungen von dem Roͤmiſchen 
darbietet. Es fol zumächft nur gegen die auf bloßen Miß- 
verftänpniffen beruhende Anwendung vermeintlicher Römifcher 
Kunftausprüde und Nechtöbegriffe ein ficherer Schuß ges 
währt werben. 

Hierin nun hat es mit einem der angeführten Aus- 
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drüde, dem domicilium, wenig Gefahr, indem fich hierin 
der Rechtszuftand wefentlich nicht verändert hat, dabei alfo 
ſchon die tägliche Anwendung hinreicht, die richtige Aufs 
faffung feftzuhalten. Anders verhält es fich mit ber origo 
(Herkunft); und zwar auch hier nicht etwa deshalb, weil 
die Ausfprüche des Roͤmiſchen Rechte über dieſen Gegen 
ſtand dunfel oder zweideutig wären, ſondern weil hierin 
unſer Rechtözuftand von dem Nömifchen durchaus verſchie⸗ 
ben ift, die Lebenserfahrung alfo nicht ſchon als Schuß gegen 
eine unrichtige Auffaffung der Begriffe dienen kann. Da 
num der eben erwähnte Ausprud an fich Teicht dahin führt, 
ihn von dem Geburtsort zu verftehen, fo hat fich Diefer 
lebte Begriff bei den neueren Rechtslehrern Häufig Geltung 
verfchafft, auch bei denen, die daneben die wahre Bedeutung 
der origo aus den Quellenzves Roͤmiſchen Rechts an- 
geben (a). Der bloße Geburtsort an ſich aber iſt ein höchft 
zufällige Umſtand, ohme allen juriftifchen Einfluß. 

Bevor nun der wahre Sinn jener Kunſtausdruͤcke feft- 
geftellt werben kann, muß bemerflich gemacht werben, daß 
die praftifche Bedeutung berfelben keinesweges auf die Ent 


(a) Vorr. ad Pand. V. 1. 
$ 9. „Est autem originis lo- 
cus, in quo quis natus est, aut 
nasci debuit, licet forte re 


ipsa alibi natus esset, matrein 


peregrinatione parturiente.“ 
Dur den Bufab wird allerbings 
den nachtheiligen Folgen des fal- 
Ihm Grundbegriffe entgegen ge⸗ 


arbeitet; die folgenden NAllegate 
aber erwähnen, daß hierin bie 
Meinungen ſchwankend feien. Eben 
fo it Glück B. 6 8 511 ſchwan⸗ 
kend und verworren, indem mitten 
in die richtigen Angaben immer 
wieder der Geburtsort hinein 
ſpielt. 
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ſcheidung unſrer Gollijionsfrage, als auf eine vereisgelte 
Folge, eingefchränft werben. darf, ſondern daß vielmehr 
diefe Entfcheidung felbft nur als einzelnes Stüd eines 
größeren Zufammenhanges aufgefaßt werben darf. 

Jeder Einzelne nämlih iſt in den Berhältnifien bes 
öffentlichen Rechts in einer zweifachen Abhängigkeit oder 
Berpflichtung zu denken. Erſtlich zu dem Staate im 
Ganzen, dem er ald Bürger und Unterthan angehört. 
Zweitens. zu irgend einem engeren, örtlichen Kreife (nad) - 
Römifcher Berfaffung einer Stadigemeinbe), der ein orga- 
niſches Glied jenes größeren Ganzen bildet. Die Abhängig- 
keit von dieſem engeren Kreife, der Zufammenhang mit 
demſelben, erfcheint in mannichfaltigen wichtigen. Folgen; 
nad; Römifchem Recht bald in der Verpflichtung zu flähti- 
fchen Laſten (munera); bald, in dem Gehorfam gegen ſtäd⸗ 
tifche Obrigkeiten; bald in dem ftädtifchen pofitiven Recht, 
welches als das perfönliche Recht dieſes Einzelnen anzu⸗ 
ſehen ift. | 

Der Gehorfam gegen die örtlichen Obrigfeiten zeigt ſich 
in dem Gerichtöftand, dem jeder Einzelne regelmäßig unter: 
worfen ift, dem forum originis und forum domicilii. 

Das örtliche pofitive Recht endlich, als das perfünliche 
Recht jedes Einzelnen, war bie Veranlafjung, dieſen Ge: 
genftand fchon an dieſer Stelle vorläufig zur Sprache zu 
bringen; es follte namentlich ſchon im Eingang auf den 
Zuſammenhang zwifchen dem Gerichtöftand und dem per- 
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fönlichen Recht (forum und lex originis, forum und lex 
domicilii) aufmerffam gemacht werben (b). | 

Nach dieſer Borbemerfung fol nunmehr fowohl dic 
wahre Bedeutung von.origo und domicilium im Römifchen 
Recht, als das praftifche Verhältniß dieſer beiden Begriffe 
zu einander, feftgeftelt werden. Es verhält fich nämlich 
damit alfo, daß für jeden Ginzelnen durch origo und 
demicilium beftimmt wird: 

A. Die Berpflichtung zur Theilnahme an ftäbtifchen Laften 
(munera). 

2. Der Gehorfam gegen die ftäbtifchen Obrigfeiten, ins» 
befondere der davon abhängende perfönliche Gerichte: 
fand. | 

8. Das auf ihn anmwendbare eigenthümliche Recht einer 
Stadt als Eigenfchaft feiner Berfon. 

Und zwar werden Diefe Wirkungen hervorgebracht bald 
von ben beiden oben bezeichneten Verhältnifien (origo und 
dAomjeilium )- neben einander, fo daß fie an zwei verfchie- 
denen Orten zugleich eintreten koͤnnen, bald von einem ders 
ſelben allein. Alles Diefes fol nunmehr näher beftimmt 
werden. | 


. (b) Es darf nicht anflößig und Bezeichnung ift erſt im Fort⸗ 
"gefunden werben, daß Hier von gang der Unterfuchung möglich, 
dieſen Dingen in fo allgemeinen, und zwar fowohl für das Römi- 
abſtracten Ausprüden gefprochen fche Recht, als für das heutige. 
wird. Die genauere Beftimmung 
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8. 351. 
Die Römifche Lehre von origo und domicilium. 
1. Origo. 
Gemeinfame Quellen für origo und domicilium. 
Die. L. 1. (ad municipalem et de incolis), und L. 4. (de 
muneribus ct honoribus). 
Cov. X. 38. (de municipibus et originariis), und X. 39. 
(de incolis, et ubi quis domicilium habere videtur, 


et de his, qui studiorum causa in alia civitate degunt). 


Zur Zeit der ausgebildeten Römiſchen Verfaſſung gegen 
das Ende der Republik und in den erſten Jahrhunderten 
der Kaiſerregierung, war der Zuſtand der einzelnen Beſtand⸗ 
theile des Römifchen Reichs folgender (a). 

Ganz Italien, außer der Stadt Nom, beftand aus einer 
großen Zahl von Stadtgemeinden, meift Mumicipien und 
Eolonieen, nebft einigen untergeorbneten Klafjen von Ge- 
meinden. Jede berfelben hatte eine mehr oder weniger 
felbftfländige Verfaffung, mit eigenen Obrigfeiten, mit Ge 
richtsbarfeit, und felbft mit befonberer Gefehgebung (8347 d.). 
Der ganze Boden von Stalien alfo, mit Ausnahme ver 
Stadt Rom und ihres befonderen Gebietes, war in den 
Gebieten diefer Städte enthalten, und alle einzelne Ein- 


(a) Dal. Savigny Geſchichte des Römifchen Nechts im Mittels 
alter. B. 1. Kap. 2. 
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wohner non Italien waren Angehörige entweder der Stubt 
Rom, oder irgend einer dieſer ftäbtifchen Gemeinden. 

Die Provinzen Dagegen hatten urfprünglich fehr vers 
ſchiedene Verfaſſungen. Indeſſen wurden fie allınälig immer 
mehr der Stäbteverfaffung von Italien angenähert, wenn 
gleich diefe nicht fo vollftändig und eingreifend in ihnen 
durchgeführt wurde. Zur Zeit der großen Juriften, im 
zweiten und dritten Jahrhundert unfrer Zeitrechnung, konnte 
man den fo eben für Italien aufgeftellten Grundſatz fait 
auf das, ganze Reich anwenden: der Boden des Reiche 
war faft ganz in beftimmten Stadtgebieten enthalten, und 
die Einwohner des Reichs waren nunmehr Angehörige ent- 
weder der Stadt Rom, oder irgend einer anderen ſtaͤdtiſchen 
Gemeinde (b). , 

Die Stadigemeinden führen den gemeinfamen Namen 
eivitates oder respublicae (c). Das Gebiet jeder, Stabt 
heißt territorium, auch wohl regio (d). Jedes flähtifche 
Bebiet, und die demfelben angehörende Gemeinde, umfaßte 
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(b) Im wiefern fie auch beides 


zugleih feyn Eonnten, ſpaͤterhin f. 


fogar fein‘ mußten, wird welter 
“unten fefgeftellt werben. 

() © 0.9. 28 87. Auch 
municipes, als collectiver Aus⸗ 
druck, wird Häufig gebraucht, um 
bie Gemeinde felbft, als juriftifche 
Perſon, zu bezeichnen; der Aus: 
druck ſteht dann für mynicipium, 
welches letzte aber gerade in biefer 
abftrasten Bebeutung (für Stähte 


jeder Art) nicht üblich iſt ($ 352. 


. 8). 

(d} Territorium. L.239 $ 8 
de V.S.(50.16), L.20 de jurisd. 
(2.1), L. 20 de jud. (5.1), 
L 53 C. de decur. (10. 31). — 
Regio. Sıcuzrus Fraccus de 
condicionibus agrorum, gleich 
im Anfang der Schrift, p. 135 der 
Gromatici veteres ed. Lach; 
mann Berol. 1848, 
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zugleich die in deſſen Graͤnzen befindlichen viei (e), fo wie 
die darin einzeln liegenden Höfe, in welchen zu allen Zeiten 
ein fo großer Theil der Benölferung von Itallen enthalten 
war. Aus diefem Grunde eben laͤßt fich behaupten, daß 
faft der gefammte Boden des Reichs in einer weder Zahl 
von Stadigebieten aufging. 

Es ift nunmehr zu beftimmen, wie jeber Einzelne An⸗ 
gehöriger einer Stadtgemeinde wird, alſo zu Ihr in ein 
beftimmtes Verhaͤltniß der Abhängigkeit tritt. Diefes ge- 
fhieht auf zweierlei Weife: erftlih durch das Bürger 
recht der Gemeinde (origo), zweitens durch den Wohn: 
fiß in dem Stadtgebiet (domicilium). 

I. Buͤrgerrecht. 

Das Bürgerrecht wird erworben durch folgende That⸗ 
fahen: Geburt, Adoption, Freilaſſung, Auf— 
nahme (f). | 

1. Geburt (origo, nativitas) (Rote f.). 

Diefe Entſtehungdart iſt völlig unabhängig von 
dem freien Willen Desjenigen, der dadurch der Stadt 
angehört. 

Sie ift die regelmäßige und häufigfte, und daher 
wird ganz gewöhnlich der Name derſelben gebraucht, 


(e) L.30 ad mun. (50.1). aut munumissio, aut adoptio”. 
In der älteren Beit gab es auch L. 7 C.deimcolis (10.39) „Urves 
viei, die eine eigene res publica quidem origo, manumtssio, allec- 
hatten. Festus v. vici. tio, vel ädoptio, incolas vero. 

(f) L.1 pr.ad nun. (50.1). domicilium facit“. 

„Municipem aut nativitas fact, — n 
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um dad Bürgerverhältniß felbft, das dadurch ent⸗ 
fieht, zu bezeichnen (g). 

Es iſt damit gemeint bie Erzeugung: in einer 
rechtögültigen Che, wenn der Water felbit das Bür⸗ 
gerreht hat Ch). Die Vaterſtadt der Mutter ift 
dabei In der Hegel ohne Einfluß, jedoch hatten einige 
Städte das befondere Privilegium, daß auch das 
Bürgerrecht der ihnen angehörenden Frauen auf bie 
ehelichen Kinder verfelben übergehen follte (1). — 
Uneheliche Kinder follten durch origo das Bürgers 
recht in der Vaterſtadt der Mutter erwerben (k). 

. Adoption (Note f.). 

Dadurch wird das angeborne Bürgerrecht nicht aufs 
gehoben, fondern der Adoptivſohn Hat nunmehr ein 
zweifaches Bürgerverhältniß, welches auch auf deſſen 
Kinder forterbt (1). — Die Emancipation des Adop- 
tiofindes aber zerftört jede Wirkung der Adoption, 
und fo auch diefe dem Öffentlichen Rechte angeho- 
rende Wirfung (m). 


) L. e pr. 8S 1. 8. 19 
ud mun. (80.1). L. idð 8 8 eod. 

⁊ originis). — Andere, aller: 
ings genauer rebende, Stellen 
nenne das Rechtsverhaͤltutß (deſſen 
Entſtehung nur die origo iſt, und 
zwar nicht immer) patria ober 
@vitas. L. 27 pr. L. 30 eod. 
(d&) Li$62% L6$1ad 
mun. (80.1). L.3 C. de munte. 
(10. 88); 0 | 


G) L.1 S2 admun. (50.1). 
Es iſt nicht Mar, ob nun das Kind 
nur In der Vaterftabt der Mutter 
Bürger fein follte, oder in beiden 
Städten. Das Lebte iſt wohl an 
fih wahrfcheinlicher. 

(k) L.1 $2. L.9 ud mun. 
(50. 1). . 

() L. 16 983 L.17 89 
ud mun. (50. 1). 

(m) L. 16 ad mun. (50. 1). 
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3. Freilaffung (Note f). 


Der freigelafiene Sklave konnte fein angebornes 
Recht Haben, Dagegen erwarb er burch die Frei⸗ 
laffung das Bürgerrecht in der Vaterſtadt des Pa⸗ 
teons, welches dann wiederum auf feine Kinder fort 
erbte. Hatte der Patron ein mehrfaches Bürger: 
vecht, oder wurde ein gemeinfchaftlicher Sklave meh⸗ 
terer Herren von dieſen freigelafien, jo funnte auch 
durch die Freilaſſung ein mehrfaches Bürgerrecht 
entftehen (n). 

Aufnahme (allectio) (o). 

Darunter ift zu verftehen die freiwillige Gewährung 
des Bürgerrecht8 non Seiten der ftäbtifchen Behörde, 
an deren Zuläfftgfeit ohnehin nicht zu zweifeln fein 
würde, auch wenn fie nicht ausprüdlich bezeugt 


wäre. 


(a) L. 6 83. L. T. LR 
pr. L. 27 pr. L. 37 81 ad 
mun. (50. 1), L.3 $8 de mun. 
(50. 4), L.2 C. de municip. 
(10. 38). — Ueber den Tert und 
den Sinn der L.22 pr. ad mun. 
vgl. Zeitfihrift für gefchichtliche 
Rechtswiſſenſchaft B. 9 S, 91 — 
98. — Der Erwerb des Stabt- 
bürgerrechte vurch Freilaſſung konnte 
aber nur behauptet werben von 
einer vollgüftigen Sreilafiung. Die 
dediticii wurden nicht Bürger in 
der Stadt ihres Patrons ($ 356), 


und eben fo wohl auch Die Latini 
Juniani. 

(0) L. 7 C. de incolis (10.39) 
„allectio vel adoptio“. Daß 
in einigen Hfſ. vel fehlt, in an⸗ 
berendafür, atque ſteht, hat feinen 
Einfluß auf den Sinn. Wichtiger 
ift die Variante: allectio id est 
adoptio, welche Cujacius aus 
Hf. anführt, ohne fie zu bilfigen 
(in DI. libros, opp. 1. 737). 
Dadurch würde bie Aufnahme als 
eine bejondere Erwerbungsart ganz 
befeitigt, weldje zu bezweifeln ind 
gar Fein Grund vorhanden iR. 
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Aufgehoben wurde das Bürgerrecht mit feinen Folgen 
nicht durch den einfeitigen Willen der Perſonen, die durch 
irgend eine der bier angegebenen Thatfachen in daſſelbe ein- 
getreten waren (p). — Durch rechtögültige Ehe in einer 
fremden Stadt trat die. Ehefrau zwar nicht eigentlich an 
"dem angebornen Bürgerverhältniß aus; allein fie war, waͤh⸗ 
rend der Dauer der Ehe, von den damit verbundenen per 
fönlichen Laften (munera) befreit (q). — Eine ähnliche Be 
freiung von perfönlichen Laften, ohne gänzliche Zerflörung 
des angebornen, Bürgerrechts, galt für den Stadtbuͤrger, 
der zur Würde eines Senatord des Römifchen Reichs ers 
hoben wurde, jo wie für deſſen Nachkommenfchaft (r); des» 
gleichen für jeden Soldaten, fo lange fein Dienftverhältniß 
dauerte (s). 

Aus den hier aufgeftellten Regeln folgt ber wichtige 
Satz, daß nicht felten eine und dieſelbe Perſon zu mehreren 
Städten des Römifchen Reichs gleichzeitig in einem wahren 
Bürgerverhältniß ftehen konnte, alfo die Rechte einer jeden 
diefer Städte vereinigte, "und die Laften einer jeden zu tras 
gen hatte (t). So konnte zu dem angeborenen Bürgerrecht 


(p) 2.6 pr. ad mun. (50.1), (r) L.23pr. L.22 84. 6 ad 
L.4.5 C. demunicip. (10.38). — mun. (80. 1). 
behörbe mußte eben fo guteintreten nor (50 4). 
tönnen, als die Aufnahme durch 
dieſelbe. (t) Dieſer Satz ſcheint im Wi⸗ 
() L.37 $2. L.38 33 ad derſpruch zu ſtehen mit. CicERo 
mun. (60.1). L.1 C. demuner. pro Balbo Cap. ll. , Duarum 
(10. 62). civitatum civis esse nostrg juge 


vmi. 4 
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xin ſpaͤteres durch Adoption oder Aufnahme treten, welche 
"beide neben einander beſtanden (Rote D. Und eben fo konnte 
ver feeigelafiene SHave gleich Anfangs in ein mehrfaches 
Bürgerverhältniß durch die Preilafiung gebracht werben 
(Rote n). \ 

Auf Der anderen Seite aber war es denkbar, daß Je⸗ 
mand in Feiner Stadt ein Buͤrgerverhaͤltniß Hatte, obgleich 
diefer Fall gewiß nicht Häufig vorkam. Er mußte eintre- 
ten, wenn ein Ausländer ale Einwohner in das Römtfche 
Reich aufgenommen wurde, ohne durch Aufnahme Bürger 
irgend einer einzelnen Stabt zu werben (Rote 0); eben fo, 
wenn der Bürger irgend einer Stadt aus dem ftädtifchen 

WVerband berfelben entlaffen wurde (Rote p), ohne in eine 

andere Bürgergemeinde aufgenommen zu werben; endlich 
auch bei den Kreigelafienen ber unterften Klaſſe, welche 
dedititiorum numero waren, und feiner Gemeinde ange- 
Härten (u). 


3. 352.* 


Die NMomiſche Lehre von origo und domicilium. 
I. Origo. (Fortfegung.) 


Die urfprüngliche große Verfchievenheit der Staͤdte⸗ 
yerfaffung in Italien und den Provinzen Tönnte Leicht gu 


eivili nemo potest.* Allein in neben vemfelben flanden. Mir 
vleſer Stelle iſt die Oebe von ſprechen von den Gtäbien inner» 
Gen außer dem Bömifchen Halb des Romiſchen Keichs. 
ante, vie le fenueräne Staaten (u) Urrram. X. Si - 


“a 


$..352. Origo uub.demieilium. d. Orige. (dertk) Al 
der Annahme verleiten, Daß «bie hier vorgetrcgenen ‚Regeln 
‚über die Gtadtgebiete und das Stabsbiisgerrecht ur in . 
Stellen, nicht in den Provinzen, Beltung gehabt haͤtten. 
In der That aber war hierin faft gar fein Unterſchied. 
Die Stadtgebiete (tervitoria) waren in foft allen Pro⸗ 
Dingen (a) eben fo abgegrängt, wie in Italien. Dieſe 
Graͤnzen, fo wie der Einfluß derfelben auf die Verpflich⸗ 
tung zu Bäbtifchen Baften, namenskich in den 4u den Etaͤdtun 
gehörenden Dörfern, gaben auch in den Provinzen nicht. 
ſelten Anlaß zu Progefien. Nur darin wird ein Unserfchied 
bemerkt, daß in manchen Provinzen, namentlich ia Afriba, 
die Stadigeblete nicht den ganzen Boden des Landes exr⸗ 
fehöpfen, indem bier im Beſitz mancher Privatperſonen, auch 
des Kaiſers, ſehr ausgedehnte, zur Weide benutzte, Land⸗ 
ſtrecden (saltus) waren, bie ganz für fi beflanden, und 
zu Teinem Stadtgebiete gehörten (b). - 
Die oben vorgetragene Lehre von dem Stabtbürgersecht, 
welches durch Geburt, Freilaffung u. f. w. entſtand, wirb 
von den alten Juriſten in Anwendung auf Provinzialſtaͤdte, 


(a) Es muß naͤmlich Aegypten 
ausgenommen werden, welches in 

jeder Hinſicht eine durch große Be⸗ 
ſchraͤnkungen ausgezeichnete Ver⸗ 
faſſung hatte. So war daſelbſt 
fein Proconſul oder Propraͤtor, 
ſondern nur ein praefectus Au- 
‚gustalis von geringerem. Rang. 
(Div Cass. 51. 17, 53. 48, 
Tacrrus hist. 1.11, Digest. 1.47). 


Ehen fo aber gab. es daſelbſt nur 
Diſtricte (Nomen), keine Stadt 
gemeinden, und nur in Alexandrien 
fand ſich ein Buͤrgerrecht ELaxuvs 


epist. X. 5. 22. 23). 


(b) Aganmus Unzicps ‚de 
controvexkiis agrorum p. 84.85 
der Sromatici veteres ed. Laph- 
mann Berol. 1848. 


4® 
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ganz ohne Unterſchied von den Italienifchen Städten, vor⸗ 


“ getragen (c). Eben fo auch die Anwendung diefes Rechts 


auf die fläbtifchen Laften, fo wie auf die einzelnen Befrei⸗ 
ungen von diefen Laften (vacatio und immunitas) (d). 

Sp vielfachen und unzweideutigen Zeugniffen gegen» 
über würde mit Unrecht eine Stelle des Ulpian gel: 
tend gemacht werben, zum Beweife, daß in den Provinzen 
überhaupt fein jus originis, fondern nur allein dad domi- 
eilium, beachtet worden wäre (e). 

: Hieran fchließt fich folgende, zum Verſtaͤndniß unferer 
‚Rechtsquellen nicht unwichtige, Bemerkung über den Sprach» 
‚gebrauch, welche die Bebeutung der Ausvrüde municipium 
und municeps zum Gegenftand hat. — Die urfprüng- 
liche Bedeutung dieſer Ausprüde ift nicht blos in neueren 


() L.1$2. L.37 pr. ad 


‚min. (50.1) (Ilium, Delphi, 


Pontus). L. 2 C. de municip. 
(10. 38) (Agnitanifche 'Stähte). 
L. 7 $ 10 de interd. et releg. 
(48. 22). 

(d) L.8 pr. L.10 $1 de 
vacat. (50.5), L.5$ 1.dej. 
denmunitatis (50. 6). 

(e) L. 190 de V. S. (50.16) 
„Provinciales eos accipere de. 
bemus, qui in previncia domi- 
cilium habent, non eos, qui in 
provincia oriundi sunt.“ Dieſe 
Stelle, wie fo viele andere vefielben 
Titels, hat nur in den Digeften 


- einen faljchen Schein von Allge: 


meinheit, anftatt daß fie urſpruͤng⸗ 


f 


es ganz willkürlich 


ih nur von einer ganz einzelnen 
Anwendung verftanden werben follte, 
die nur jegt nicht mit Sicherheit 
zu ermitteln if. Vgl. über viefe 
Stelle: GunpLincıana St. 31 
N. 2 ©.34—43. Conkapı par- 
erga p. 488—506. Hollweg 
Berfuhe ©. 6. — Bei dem Ehe: 
verbot zwifchen den Roͤmiſchen 
Provinzialbeamten und den Pro: 
vinzialinnen heißt es in Z. 38 pr. 
de ritu nupt.'(23.2) gerade um: 
gefehrt: „inde oriundam, ve 
ibi domicilium habentem uxo- 
rem ducere non potest‘“, wobei 
ift, wenn 
Manche das vel durch id est 
erflären wollen. | 


. $. 382. Origo und domieilium. I. Origo. (dorf) 33° 


Zeiten beftritten'und zweifelhaft, fie war es auch fchon bei 
den Römern ſelbſt. Die Zweifel find dabei theils ſprach⸗ 
licher, theils fachlicher, alfo gefchichtlicher Art (fl. Wir 
fönnen aber für unfern Zweck diefe fchwierige Unterfuchung 
auf fich berufen lafien, da fich jpäterhin der Sprachgebrauch 
in folgender Weiſe unzweifelhaft feſtgeſtellt hat. — Seit 
der Lex Julia über dad allgemeine Bürgerrecht von Italien 
war municipium die regelmäßige Bezeichnung der Einen 
Hauptklaffe Italifcher Städte, der Städte nämlich, die nicht 
von Rom aus als Gemeinden zuerft begründet worden 
waren, im Gegenfab der anderen Hauptflafie, der eolo- 
niae_(g). Der Name municipium, der allerdings auch in 
den Provinzen nicht felten ift, wurde aber.zauf die Pros 
vinzen feinesweges allgemein übertragen, zu der Zeit, als 
die Civität dem ganzen Reiche, alfo allen Städten, mitges. 
| theilt wurde. Sollte nun eine Stadtgemeinde überhaupt 
bezeichnet werden, ohne Unterfchied zwiſchen Municipien 
und Golonieen, zwijchen Italien und den Provinzen, fo 
wurden Dafür regelmäßig die Ausdrüde respublica und 
eivitas gebraucht. — Municeps aber exrfcheint bei den alten 


(f) Bol. befonders Niebuhr valis (tabula Heracleensis) if: 
Mömifche Geſchichte B.2 S.56— die regelmaͤßige, ſtets wiederkehrende, 
88. der dritten Ausgabe. Außer: Aufzählung ber Stadtgemeinden 
bem iſt zu benugen ein Programm in Italien folgende: municipium, 
von Mupdorff, welches als Bor: colonia, praefectura, forum, 
rede zum lateinifchen Lections» conciliabulum (HausoLn mo- . 
Katalog der Berliner Univerfität, numenta legalia N. XVI); faft 
Binterfemefter 1848, abgedruckt iſt. eben fo in der Ler Mubria (ibid. 

(g) In der 2er Julia muniei- N. XD. 


M 
⸗ 


DE ann. Geregaft vi: Mcteregetn. Mar. Oi. Grädgen. 

Fit als die gemeinfame Vezeichaung eines jeden Steht; 
‚s, bigens, ohne Shdficht auf die eben erwaͤhenen Unterfchiche, 
fe eben fo allgemein, wie die fin das Ganze gebrauchten 


Yuchde vespublica uny eivitas (h). 


Für dieſe vor 


ſchledenartige Ausdehnung beiver an fich verwandter Aus⸗ 
drücke laͤßt ſich auch ein befriedigender Grund angeben. 
Wollte marı etwa nur die Stabibärger in den eigentlichen 
PMunktipien mumicipes nennen, fo wäre für die Stabtbür« 
get überhaupt kaum ein anderer Rame übrig geblieben, als 


dvis (i), analog mit eivitas, 


6) ELtgi ad man. (50.1) 
„Et proprie quidem municipes 
appellantur muneris participes, 
reoeptiimcivitatem, ut munera 
nobiscum facerent; sed nunc 
abuside dieimus suoe 
eujusgue civitalis cives, ulyula 
Campanos, Puteolanos. (Im 
8 2 wirw derſelbe Syrachgebrauch 
ee auf Ilium und Delphi). 

fo in Z. 23 pr. ed. — 
Das abunive.hat hier eine boppelte 
Bedeutung. Erſtlich (wovon Ul⸗ 
plan zunchſt ſpricht) im Gegen: 
fa der oben im Text erwähnten 
urfprünglichen, alterthümlichen Be- 
buntung; vie im don vorhergehenden 
Beorten bes Ulpiau amgebeutet iſt 
Aweitens aber andy. ia der auderen 
Bedentung, daß Municeps nicht 
blod auf Municipien angewendet 
ware, ſonbern auch auf Colonieen 
mad Movinzialſtaͤrre Dieſe lehten 
koumen im 92 nor; Puteoli aber 
war ſeit Nero durchaus Colmie 


Tacirus ann. XIV. 27. 


morunter wirklich jede Stadt» 


— 3 
der erften Beziehung findet fich ber 
abnfive Sprachgebrauch (muni- 
ceps für civis überhaupt) ſchon 
bei Cicero ad fam. XII. 11 
„meos musicipesArpinaten‘‘ pro 
Cluentio 16 „municipum suorum 
dissimillimus‘‘ und de legibus 
U. 2. Sehr genau unterfcheidet 
noch die Ler Julia municipalis 
lin. 145 (Ffausorn pag. 128): 
municipes, coloni. und qui ejus 
praefecturae erant (vgl. lin. 
1656 — 163). und dennoch mag 
gerade dieſes Geſetz die fpätere 
allgemeine Bedeutung des Aus: 
drucks munieipes vorzugsweiſe be: 
fördert haben, da daſſelbe die Ita⸗ 
lichen: Stadtbürger aller Klaſſen 
gemeinfchaftlich umfaßte, und zu- 
gleich den Namen Lex Julia mu- 

(it) So kommt biefer Ausdruck 
in. ver That vor in L. 7 c. de 
incoisa (10. 39). 


$. 858. Ogigo und domicilium: I. Origo, (def) WM” . je 

gemeinde ohne Unterſchied verftanden wurde. Allein Me 
Ausdruck civis war hier weniger brauchbar, weil er in des . 
Klaffififation der cives, latini, peregrini, eine für die altem - 
Juriſten allzu wichtige und unentbeirliche Stellung hatte, 
um noch für einen andern Zwed verwendet zu werden, 
welches zu mancher Zweideutigkeit geführt haben würde. 

So ift alfo municeps der allgemeine Ausbrud gewor⸗ 
den, für jeden Inhaber irgend eines Stadtbürgerrechte. 
außer Rom, alfo für alle diejenigen PBerfonen, deren gemeins 
fame Angehörigfeit an eine Stadtgemeinde außerdem fehr 
gewöhnlich mit origo ober auch patria bezeichnet wird. 


Eine fehr eigenthümliche Ausdehnung erhielt bie auf 
Das Bürgerrecht gegründete Angehörigfeit an eine Stabtgee - 
meinbe, feitdem die Römifche Civitaͤt durch die Lex Julia 
an ganz alien, durch eine Verordnung von Caracalla 
auch an alle Provinzen, gegeben worden war. Denn be 
die Römifche Civität, ihrem Urbegriff nad, das Bürgers 
recht der Stadt Rom war, fo Batten nunmehr faft alle. 
Stadtbürger in Stalien und in den Provinzen, die ohnehin 
fhon ein mehrfaches Bürgerrecht zufällig haben konnten 
($ 351), mindeftens ein zweifaches Bürgerrecht: das ihrer 
genen Stadt, und das der Stadt Rom. Diefe doppelte 
patria wird dann auch In ganz verfchtedenen Zeiten aus⸗ 





nr 


. EG Buqh M. Hertſchaft der Nechtoregeln. Rap. 1. Öulkiche Grängen. 


vendlich anerkannt (k). — Indeſſen war dieſes Verhaͤlt⸗ 


: mit von minderer Wichtigkeit, ald man ihm auf den erften 


Blick zufchreiben möchte. Bei dem Stabtbürgerrecht von 
Rom kamen die in andern Städten wichtigen ftäbttichen 
Laften und Verpflichtungen (munera) wenig in Betracht, da 
für diefe Zwecke in Rom meift auf andere Weife geforgt 
war. — Der auf das Stadtbürgerrecht gegründete Ge: 
richtöftand (forum originis) vor den Gerichten der Stabt 
Rom war allerbings auch für die Bürger anderer Städte 
vorhanden, jeboch nur unter großen Einfchränfungen. Er 
galt nur, wenn diefe Bürger fich zufällig in Rom -aufhiels 
ten, und auch dann nur unter dem Vorbehalt zahlreicher 
Ausnahmen, die unter dem gemeinfamen Namen des jus 
revocandi domum begriffen werben (1). — Was endlich . 
die Anwendung des örtlichen Rechts der Stabt Rom auf 
bie Perfonen der Bürger anderer Städte betrifft (alfo das 
eigentliche Ziel unfrer ganzen gegenwärtigen Unterfuchung), 
fo kann davon erft weiter unten (8 357) in einem größeren 
Zuſammenhang geredet werben. - | 

Es würde jedoch unrichtig fein, der hier erwähnten 
neuen Gombination ben Sinn beizulegen, als ob nun in 


“ (k) Cıczno de legibus II. 2 


„omnibus municipibus duas 
esse Censeo patrias, unam 
naturae, alteram civitatis ... . 
habuit alteram loci patriam, 
alteram juris.‘ — L.33 ad mun. 
(50.1) (Modestinus): „Roma 
communis nostra patria est‘. 


Cicero fpriht nur von Stadts 
"bürgern aus Italien (municipes), 
Modeſtin fpricht ganz allgemein, 
(nostra); jeder nach dem mechte 
ſeiner Zeit. 

() L28 $4 er quib. caus 
(4.0), L.2 $ 3—6 de jud, 
(5. 4), L. 24—28 eod. 


$ 352. A⸗ und domieilium. I. Origo. (FortſJ 57 
der That alle freie Einwohner des NRömifchen Reichs min⸗ 
» deftens das Stadtbürgerrecht von Rom (ald eives Romani) 
hätten haben müffen. Denn ed gab auch nad) der Ders 
ordnung des K. Karacalla über die Civität noch immer 
eine nicht geringe Zahl von Perfonen, die in nievere Klaſ⸗ 
fen neu eintraten, und durch welche alfo diefe Klaſſen ftets 
erhalten wurden: theild indem durch unvollftänpige Frei⸗ 
laſſung neue Latini und peregrini entſtanden (m), theils 
durch Einwanderung von Ausländern in das Römiſche 
Reich, welchen nicht gerade auch die Eivität neben Ihrer 
Aufnahme als Unterthanen ertheilt wurde. 
So bleibt alfo für alle Zeiten der oben (8 351) auf 
geſtellte Sap wahr, daß freie Einwohner des Römifchen 
Reichs ohne alles Bürgerverhältniß zu irgend einer Stabt 
fein konnten, wenngleich freilich die Anwendung dieſes 
Sapes im Laufe der Zeit feltener und unbedeutenver wurbe. 


8 353. 


Die Römifge Lehre von origo und domicilium, 
1. Domicilium. 


Quellen (f. o. 8 350). 
Schriftfteller: 
Lavutersach de domicilio 1663 (Diss. Vol.2. N. 72.). 


t 

(m) Erſt Juſtinian hob diefe und zwar fowohl in den auf foldhe 
unvollftändigen Freilaffungen auf Weiſe freigelaffenen Sklaven felbft, 
(Cod. VII. 5. 6), deren Wirkungen als in den Nachkommen berfelben. 
alfo bis auf ihn fortgebauert Hatten, 


59 ud M. Herrfchaft der Redhisengeln. Rap. I. Üggfidie Gramen 
Tnomusıus de vagabundo (Diss. Vol. 1. N. 3). 
®lüd 8. 6. $ 512 — 515. 

Kierulff B. 1. ©. 122—128. 


[4 


— 


Dee zweite Grund, wodurch der Einzelne Angehöriger 
einer Stadtgemeinde werben konnte, war, der Wohnfig 


(domicilium) (a). 


As Wohnſitz eines Menfchen ift derjenige Ort zu be⸗ 
trachten, welchen derſelbe zum bleibenden Aufenthalt, und 
dadurch zugleich zum Mittelpunkt feiner Rechtsverhaͤltniſſe 
und Geſchaͤfte frei gewählt hat (b). — Der bleibende. 
Aufenthalt fchließt aber weber eine voruͤbergehende Abwe⸗ 


(a) Wohnſitz Halte ich für 
bezeichnender und darum beſſer 
als Mohnort; eine verfchiedene 
Bedeutung beider Ausdrücke aber 
(Rinde $ 88 Note 1) fann id 
nicht einräumen. Die Berfchieden: 
heit vom bloßen Aufenthalt wird 
ſogletch erwähnt und näher be 
flimmt werben. — Die Lehre vom 
domicilium wird hier, eben fo 
wie die von der origo, allerdings 
aunähft in ihrem Zufanmenhang 
mit dem R. MR. feftgeftelt. Da 
fi aber unten zeigen wirb, baß 
im heutigen Recht das domicilium 
in den Hauptpunkten Diefelbe 
Stellung wie im R. R. einnimmt, 
fo fchien es zweckmaͤßig, dabei 
gleich hier auch den heutigen Rechts⸗ 
zuſtand mit zu berüdkfichtigen. 


discessurus, 


(b) L.7 C. de incolis (10. 39) 
(f. o. $ 350.f) „. , incolas 
vero .. domicilium facit. Et 
in eo loco singulos habere 
domicilium non ambigitür, ubi . 
quis larem rerumque ac fortu- 
narum suarum summam con- 
stituit, unde rursus non sit 
si nihil avocet, 
unde quum profectus est, pere- 
grinari videtur, quo si rediit, 
peregrinari jam destitit.‘ — 
L.203 de V. S. (50. 16) „,-. 
Sed de ea re constitutum esse, 
eam domum unicuique nostrum 
debere existimari, ubi quisque 
sedes et tabulas haberet, sua- 
rumque rerum constitutionem 
fecisset‘‘. 


* 


* 
$. 38: Otigo mus domiciliumt IL Demieilun S® 


fenheit aus, noch eine künftige Abänderung, deren Vorbe⸗ 
halt vielmehr von felbft verftanden wird; es iſt damit nur 
gemeint, daß nicht ſchon jetzt Die Abſicht auf vorüberges 
hende Dauer vorhanden fein darf. 

Das domicilium, wie die origo, begründete die Ange- 
hörigkeit an eine beftimmte Stadtgemeinde, bezog fich alfe 
ſtets anf ein beſtimmtes Stadtgebiet (c), und umfaßte da⸗ 
ber nicht nur die Bewohner der eigentlichen Stadt felbft, 
fonbern auch die Bewohner der zu dieſem Gebiete gehören» 
ben Dörfer und einzelnen Höfe (coloniae) (d). 

Für die Perfonen, die auf diefem Wege Angehörige 
einer Stadtgemeine geworden waren, ift die regelmäßige 
Bezeichnung: Incola (e). — Die zwei verfchiedene Gründe 
abee, wodurch eine ſolche Angehörigkeit begründet werden 
fonnte (Bürgerrecht und Wohnſitz), werden Durch folgende 


gegenfägliche Auodruͤcke unterſchieden: 


(c) L. 3.5.6 C. de incolis 
(10. 39). 

(d) L.23962 deV.S. (50.16) 
„. Nec tantem hi, qui in 
oppido morantur, ineolae sunt, 
sed etiam qui alicujus oppidi 
finibus ita agrum habent, ut in 
eum se, quasi inaliquam sedem, 
recipiant.* Scheinbar wider: 
ſprechen L 37 $ı L.35 ad mun. 
(50. 1), weldye dem Bewohner 
einer colonia nur dann das do- 
micilium der Stadt zufchreiben 
wollen, wenn er burch überwies 
genden Aufenthalt in der Stabt 
auch die Vortheile und Annehm⸗ 


lichkeiten derfelben genieße. Diele 
Einfhränktung beruht aber ohne 
Zweifel nur auf einem ungenauen 
Ausdruck, und geht eigentlich nicht 
auf das domicilium an fi, 
ſondern nur auf eine einzelne 
Wirkung defielben, die Theilnahnes 
an gewiſſen Arten von ſtaͤdtiſchen 
Laften. Denn daB die Bewohner 
der coleniae ihren Gerichtsſtand 
vor den ftädtifchen Obrigkeiten 
hatten (forum domicilii), wurbe 


gewiß von Niemand bezweifelt. , 


Bol. unten $355.m. 
(e) L.5.20 ad mun. (50.1), 
EL. 239 $ 2 de V. S. (50.16) 


* 
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Municipes und incolae (f). 

Origo und domicilium (g). 

dus originis und jus incolatus (h). 
Patria und domus (i). 

Aus dem fo eben beftimmten Begriff des Wohnſitzes 
ergiebt ſich die wefentliche Verſchiedenheit deſſelben vom 
bloßen Aufenthalt, fo wie vom Grundbeſitz. — Der Aufs 
enthalt, "welcher nicht verbunden ift mit der gegen, 
wärtigen Abftcht, . daß er ein bleibender, immerwährender 
fein fol, begründet nicht den MWohnfig, felbft dann nicht, 
wenn er zufällig längere Zeit dauert, alfo nicht blos ſchnell 
vorübergehend iſt. Dahin gehört z. B. der Aufenthalt der 
Studierenden an einer Bildungsanftalt; erft wenn biefer 
mindeftens zehen Jahre dauerte, follte derſelbe nach einer 
Verordnung von Hadrian als bleibend, folglich al Wohn⸗ 
fiß angefehen werden (k). — Der Grundbeſitz aber, ben 
Jemand in einem Stabtgebiet hat, ift zum Wohnfig nicht 


(Note d), L. 7 C. de incolis 
(10.39) (Note b). 

(f) L.6 $5 demun. (50.4). 
Neber den Ausdruck municipes f. o. 
$ 352 g., über incolae Notee. — 
Ungenau ift der Ausdruck des 
Paulus in L.22 $2 ad mun. 
(50.1), der auch bloße Einwohner 


municipes nennt (anftattincolae), _ 


und damit nur fagen will, daß 
“auch fie die ftäbtifehen munera zu 
tragen haben. 

(g) L. 7 $ 10 de interd. et 


releg. (48.22), L.6 $3 L. 22 
$ 2 ad mun. (50.1). 


(h) L.15 $3 ad mun. (50.1), 
L. 5 C. de incolis (10. 39) 


(i) L. 203 de V. S. (50. 16). 


(k) L.5$.5 de injur. (47.10), 
L. 2. 3 C. de incolis (10. 39). 
Allerdings find die zehen Jahre 
nur eine Präfumtion der auf immers 
währenden Aufenthalt: gerichteten 
Abfiht. Laurensach de domi- 
cilio $ 27. 


- 
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erforderlich, für ſich allein aber dazu aud nicht hinrei⸗ 
hend. (1). 

Die Begründung des Wohnfiges mit feinen rechtli⸗ 
chen Wirkungen geſchieht durch den freien Willen und die 
mit demſelben uͤbereinſtimmende That, alſo nicht durch bloße 
Willenserklärung ohne That (m). — Der Wille aber wird 
‚dabei fo fehr als frei gedacht, daß dieſe Freiheit nicht ein» 
mal fol befchränft werden dürfen durch privatrechtliche 
Beftimmungen, 3. 3. durch die einem Legat hinzugefügte 
Bedingung eines beftimmten Aufenthalts, welche Bedingung 
in der Regel als nicht gefchrieben anzufehen iſt (n). — 
Dagegen farm durch das öffentliche Necht dieſe Freiheit 
auf mancherlei Weife befchränft werden. So hat jeder 
Staatödiener, 3. B. jeder Soldat, einen nothivendigen 
Wohnſitz am Orte des Dienſtes (0); der Verbannte am 
Orte der Verbannung (p). Umgekehrt kann durch Strafe 
ein beſtimmter Aufenthalt unterſagt werden {q). 


a) L1i7g913. L. 2 87 
ad mun. (50. 1), L. 4 C. de 
ncolis (10,39). — Manche Städte 
hatten das Privilegium, daß der 
bloße Grundbeſitz, ohne Wohnfitz, zur 
Uebernahme perfönlicher munera 
“verpflichten follte. L. 17 $ 5 ad 
mun. (50.1). 

‚ (m) L.20 ad mun. (50.1) 
„Domiciliumre et facto trans- 
fertur, non nuda contestatione; 
sicut in his exigitur, qui negant 
se posse ad munera, utincolas, 
vocari‘'. 


(n) L. 31 ad mun. (50. 1), 
L. 71 $ 2 de cond. (35.1). S 
o. B. 3 ©. 184. 

(0) L.23$1 admun. (50.1). 

(p) L.22 $3 admun. (50.1). 

(ga) L. 31 ad mun. (50.1), , 
L. 7 $ 10 de interd. et releg. 
(48. 22). — Wenn in L.27 63 
admun. (50. 1) gefagt wird, daß 
der Relegirte feinen vorigen Wohn- 
fig behalte, fo hat das wohl den 
Sinn, daß er durch die Strafe 
nicht frei werben foll von der Theils 
nahme an ben bisherigen Laften. 


zz 


* 
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Außerdem aber konnte in folgenden Faͤllen der Wohnſitz 
begruͤndet werden durch die Beziehung, in welcher eine 
RPerſon zu einer anderen Perſon und deren Wohnſit ſtand, 
welches man einen relativen Wohnfig nennen könnte: 


4. Ehefrauen Haben ihren Wohnſitz allgemein und 


nothwendig gemeinfchaftlich mit dem des Eheman- 
ned (r). Diefer Wohnſitz dauert fort auch für die 
MWittwe, fo lange fie nicht eine neue Che eingeht, 
oder auf andere Weiſe ihren Wohnſitz willkuͤrlich 
ändert (s). 

. Eheliche Kinver haben von ihrer Geburt an uns - 
zweifelhaft denfelben Wohnfiy wie der Vater. Sie 
fönnen aber fpäterhin einen anderen Wohnfig frei 
erwählen, wodurch jener urfprüngliche aufhört (t). 
Bei unehelichen Kindern muß eben fo behauptet 
werben, daß der Wohnſitz der Mutter als Wohnſitz 
diefer Kinder zu betrachten ift. 


. Auf ähnliche Weife verhielt es fich mit den Frei⸗ 
gelaſſenen. Ihr Wohnſitz war urfprünglich der des 


(r) L5 deritunupt. (83.2), 


L. 65 de jud. (5.1), L. 38 $3 
ad mun. (50.1), L.9 C. de 
fncolis (10.38), L. 13 C. de 
dignit. (12. 1). Diefer Wohnſttz 
heißt das domicilium matrimonii. 
Eine ungültige Che begründet ihn 
nicht, eben fo ber bloße Brautſtand. 
L.87 $2, L. 32 admun. (60.1). 


() L.22 $1 admun. (50.1). 

() L.3. L.4. L.6$1. L.ı7 
$.11 ad mun. (50.1). — Shen 
fo folgen ſie unzweifelhaft dem 
Bater, wenn dieſer nach ihrer Ges 
Burt einen neuen Wohnſttz bes 
gründet, fo lange ale fie ſelbſt 
noch zu feinem Hausſtande gehören. 


Fun 
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Matrons Cu); fie konnten ihm aber ſpaͤter fret ver- 

andern (v). 

4. Ehen Daffelbe gilt nach unfern heiligen Berhäft- 
niffen von den Dienftboten (w); imgleichen von den 
auf einem beflimmten Landgute bleibend arbeiten: 
‘den Tagelöhnern, und von den bei einem beftimm- 
tn Handwerksmeiſter arbeitenden Geſellen. 

Die Aufhebung eines bisher vorhandenen Wohnſitzes 
eifolgt, eben fo wie die Begründung, durch die freie Will⸗ 
für des bisherigen Einwohners. Gewöhnlich, wenngleich 
nicht allgemein und nothwendig, wird dieſe Aufhebung zu⸗ 
fammen fallen mit der Begründung eined neuen Wohn- 
fipes, und daher wird in unfern Rechtsquellen die Aufhe⸗ 
bung ald Uebertragung bezeichnet (2). 


8. 354. _ 
Die Römifche Lehre von origo und domicilium. 
, U. Domicilium. ($ortfegung.) 

Der Wohnfig, als felbftändiger Grund der Angehörig- 
keit an eine beftimmte Stadtgemeinde, Tann auch gleichzeitig 
in’ Beziehung auf mehrere Städte vorhanden fein, wenn 


(u) L. 6 83. L 22 pr. ad (w) Bol. die Preußifche Allg. 
mun (80. 1). Ueber diefe lebte Gerichtsordnung 1. 2 8 13. 
Gtelle iſt Au vergleichen die fhon (x) L. 20 ad mum. (f. o. 
oben $ 351 m. angeführte Ab: Note m.), L. 1 C. de mcolis 


handlung. (10. 39). Diefe Veraͤnderlichkeit 
(v) L. 22 62. L. 27 pr. wird bezeichnet durch den Ausdruck 
L.37 9 1 ad mun. (80.1). domicilii ratio .temporaria. 


\ | | L. 17 8 11 ad.mun. (50.1). 
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Jemand mehrere Orte gleichmaͤßig als Hauptpunkte feiner 
Verhaͤltniſſe und Gefchäfte behandelt, und unter fie, je 
nach Beduͤrfniß, feinen wirklichen Aufenthalt vertheilt. 
Manche unter den Römifchen Juriften bezweifelten biefe 
Möglichkeit, zulegt aber wurde ‚fie dennoch anerkannt, obs 
gleich dabei nicht verfannt wurde, daß ein folcher Fall nur 
felten ale vorhanden anzunehmen fein werte (a). 

Umgefehrt kann Jemand ganz ohne Wohnſitz fein in 
dem oben beftimmten Sinn des Wortes, wierwohl auch die- 


fer Fall zu den feltneren gehören wird (b). Er iſt na 


mentlich anzunehmen unter folgenden, an fich- fehr verſchie⸗ 
denen, Vorausſetungen: | \ on 
1. Wenn ein bisheriger Wohnftg aufgegeben ift, und 


— 


ein neuer erſt aufgeſucht wird, ſo lange bis dieſer 


gewaͤhlt und wirklich begründet ſein wird (c). Die⸗ 


fer Fall iſt wenig wichtig wegen der meiſt beſchraͤnk⸗ 
ten Dauer einer folchen Zwifchenzeit. 

2. Wein Jemand eine lange Zeit hindurch das Reifen 
zu feinem Lebensberuf macht, ohne daneben eine Hei⸗ 
math als bleibenden Mittelpunkt feiner Gefchäfte, 
in welchen er regelmäßig zurüdzufehren pflegt, zu 


(a) L. b, L. 68 2, L. 2 
5 2 ad mun. (50.1), C. 2 pr. 
de sepult. in VI. (3. 12). 

(b) L.27$2.admun. (50.1). 

(c) L.27 $2 admun. (50.1). 
— Dahin gehört fehr häufig der 
Kal eines, den Dienft oder bie 


Arbeit mechfelnden Dienftboten, 
Tagelöhnere oder Handwerksge⸗ 
fellen, wenn nämlich ein folder 
Mechfel zugleih mit einer Ber: 
Anderung des Aufenthaltsorts vers 
bunden ift (6 353 Num. 4). 
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behandeln. Auch diefer Fall ift wenig wichtig, weil 


er nur felten vorkommt. 


3. Bei Landftreichern oder Vagabunden, vie ohne 
einen feften LZebenslauf in unbeftimmter Weife ums 
her ziehen, ven Unterhalt des Lebens meift in ab- 
wechfelnder und für bie öffentliche Wohlfahrt und 
Sicherheit bevenklicher Weife ſuchend. Diefe Klaſſe 
ift zahlreich und wichtig, und gehört unter die 
großen uebel unſrer Zeit (d). 

Der oben aufgeftellte Begriff des Wohnfiges ($ 353) 
bezieht fich auf die Kebensverhältnifie des natiirlichen Men- 
ſchen, ift alfo, feiner Natur nach, nicht anwenpbar auf ju-- 
riftifche Perfonen (e). Dennoch kann auch. bei diefen das 
Beduͤrfniß vorkommen, etwas, dem Wohnſitz der natürlichen ” 
Verfonen Entfprechendes oder Achnliches, gleichfam einen 
fünftlichen Wohufts, anzunehmen, vorzüglich wohl um den 


(d) Es iftauffallend, daß von 
diefer Klaſſe in den Quellen des 
Römifchen Rechts eigentlich nicht 
die Rede if. Selbft die öfter er- 
wähnten flüchtigen Sklaven (er- 
rones, fugitivi. L. 225 de V. S. 
(50. 16) Fönnen dahin nicht ge: 
rechnet werden, ba dieſe im juri- 
ftifchen Sinn einen feſten Wohn- 
fie Haben, nämlih den ihrer 
Herren. Der Grklärungsgrund 
jener auffallenden Erſcheinung liegt 
nun eben in dem Umftand, daß 
die Berfonen, welche bei ung als 
Bagabunden erfcheinen (eben fo, 


wie der größte Theil unferer Pro⸗ 


VIII. 


letarier), bei den Roͤmern in dem 
Sklavenſtand enthalten waren. — 
Tromasıus de vagabundo $ 79. 
91. 112 nennt vagabundus Geben, 
der fein domicilium hat, und 
unterſcheidet ihn von dem verächt- 
lichen Landftreicher, ganz gegen 
den herrſchenden Sprachgebraud,, 
der biefe beiden Ausdrücke als 
gleichbedeutend anſteht. Niemand 
wird den Kaufmann, der feinen 
Wohnſitz aufgegeben Hat, um 
einen neuen zu fuchen, oder ben 
ehrenhaften Reiſenden von Pro- 
feffton, einen Vagabunden nennen. 
(e) ©. 0. 32 8 8öfg. 
5 
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Gerichtsſtand darauf zu begründen (f). In den meiſten 
Fällen nun wird hierüber fein Zweifel feyn wegen des na⸗ 
türlichen Zufammenhanges, in melchem die juriftifche Per- 
fon zu dem Grund und Boden fteht; jo bei Städten und 
Dörfern, bei Kirchen, Schulen, Kranftenhäufern u. f. w. 
Iweifelhaft kann es fein befonvers bei gewerblichen Gefell- 
fchaften, wenn deren Thätigfeit entweder an gar feine Ort⸗ 
lichfeit gebunven ift, oder auf größere Räume fich erftredt, 
wie 3. B. die der Gefellfchaften für Eiſenbahnen, oder 
Dampfihiffahrt, oder für den Brüdenbau über große 
Ströme, deren beide Ufer oft verfchiedenen Gerichten, vers 
ſchiedener Geſeßgebung, ja felbft verfehiedenen Staaten, uns 
terworfen -find. Hier ift es räthlich, gleich bei der Gruͤn⸗ 
dung einer . folchen juriftifchen Berfon einen kuͤnſtlichen 
Wohnſitz feftzuftellen (gI; . wird dieſes verfäumt, fo muß 
der Nichter den Mittelpunkt der Gefchäfte Fünftlich zu er: 
mitteln fuchen. 


| 
Wenn wir die beiden, von einander unabhängigen, 
Gründe der Angehörigkeit an eine beftimmte Stadtgemeinde, 


- A) Bol. Linde Lehrbuch $ 88 
Note 14.. 

(g) Beifpiele: Statut der Ber: 
lin⸗Saͤchſiſchen (Anhaltifchen) Ei- 
ſenbahn-Geſellſchaft $ 1: „Berlin 
iſt ihr Domizil und der Sib ihrer 
Verwaltung und das Königliche 


Stabtgeriht zu Berlin ihr Ge 
richtsſtand“. — Statut der Berlin: 
Stettiner Eifenbahn = Gefellichaft . 
53: „Stettin iR das Domizil der 
Geſellſchaft“ u. f. w. (Geſetzſamml. 
für die. Preußifchen Staaten 1839 
S. 178, 1840 &. 306), 


N) e 
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Bürgerrecht und Wohnſitz, zufammenhalten, fo ergeben fich 
aus den für beide hier aufgeftellten Grundfägen (8 351 — 
354) folgende mögliche Eombinationen. 

. Eine einzelne Perfon konnte im Bürgerverhältniß fte- 
ben zu Einer Stadt, zu mehreren Städten, zu feiner 
Stadt ($ 351). 

. Daneben fonnte diefelbe Perſon im Verhaltuiß des 
Wohnſitzes ſtehen zu Einer Stadt, zu mehreren Städten, 
zu feiner Stadt. ($ 354). 

Der regelmäßige und Häufigfte Zuftand aber war es 
gewiß, daß das Bürgerverhälmiß einer Perfon nur für 
Eine Stadt begründet war, und daß dieſe Perfon in ders 
felben Stadt zugleid) auch ihren Wohnfig hatte. 


| $. 355. 
Die Romiſche Lehre von origo und domicilium. 
| Wirkung diefer Berhältniffe, 

Nachdem die beiden Gründe der Angehörigkeit an eine 
beftimmte Stadtgemeinde dargeftellt worden find, ift nun 
die praftifche Seite dieſer Lehre, oder die juriftijche Wir⸗ 
fung der aus ihmen entfpringenden Ungehörigfeit, zu uns 
terfuchen. 

Man: möchte dabei ein gleiches Maaß von Rechten und. 
Pflichten ald MWirfung erwarten, und es muß zunächft auf⸗ 
fallen, daß in unfern Rechtsquellen faft nur von Pflichten, 
nicht von Rechten, die Rede ift. Dieſe Erſcheinung ift auf 


folgende Weile. zu erflärn. — Das. Buͤrgerverhaͤltniß 
5 *ᷣ 
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(die origo) führte allerdings Rechte mit fich, die urfprüng- 
lich großen Werth hatten; beſonders das - ausfchließende 
Recht der Theilnahme an der Stadtverwaltung durch ben 
Eintritt in die Stabtfenate und in die obrigfeitlichen Aem⸗ 
ter. .Mlein die Theilnahme an den Stadtfenaten war in 
der fpäteren Kaiferzeit aus einem Ehrenrecht in Drud und 
Laft verwandelt worden (a), von den Obrigfeiten der 
Städte aber geben uns unfre Rechtsquellen überhaupt nur 
fehr dürftige Nachrichten, welches aus ihrer ausfchließenven 
Beftimmung zum Gebrauch im Reih von Juſtinian M. 
h. im Orient) zu erflären ift (b). Dagegen waren die an 
das Bürgerverhältniß urſpruͤnglich gefnüpften Verpflichtungen 
auch im Laufe der Zeit unverändert geblieben, fo daß fie 
auch in unfern Rechtsquellen in ihrem vollftändigen Zu⸗ 
fammenhang dargeftellt werden Tonnten und mußten. — 
Mas aber den Wohnfts, als den zweiten Grund der An- 
gehörigfeit betrifft, fo_war bei demſelben überhaupt nicht 
von eigentlichen Rechten die Rede, da er felbft aus reiner 
Willkuͤr des Einzelnen begründet werden fonnte ($ 353), 
wozu ja der Erwerb eigentlicher Rechte wenig gepaßt ha» 
ben würde. Auch werden in ber That ‘als praftifche Fol⸗ 
gen des Wohnſitzes, da mo man etwa die Angabe beftimm- 
ter Rechte erwarten möchte, vielmehr bloße thatfächliche 
Vortheile und Genüffe aufgezählt (c). . 


(a) Savigny Geſchichte des (c) L.27 51 admun. (50.1) 
N. R. im Mittelalter B.1 5.8. „Si quis... in illo (munici-, 
(b) a. a. O. 822. pio) vendit, emit, contrabhit, 
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Es bleiben alfo nur noch die Verpflichtungen aus ber 
Angehörigfeit zur näheren Betrachtung übrig. Diefe find 
ſchon oben in einer allgemeinen Ueberficht dahin angedeutet 
worden: Stäbtifche Laften, Gerichtöftand, das ärtliche Recht 
(8 350), und diefe drei Stüde ſollen nunmehr theils ges 
nauer entwidelt, theils in unfern Rechtöquellen nachgewie⸗ 
fen werben. 


I. Städtifche Laſten (Munera). 


Unter dem Ausdruck munera werden im Allgemeinen 
Laften jeder Art verftanden; hier aber kommen nur diejeni⸗ 
gen Laften in Betracht, die aus dem öffentlichen Recht ent- 
fpringen, alfo nur publica, nicht privata (d), und zwar 
insbefondere aus der perfönlichen Angehörigfeit an eine 
Stadtgemeinde, weshalb. fie auch civilia munera genannt 
werden (e). Damit ift jedoch nicht gefagt, daß dieſe La- 
fien gerade für ſtaͤdtiſche Zwecke und Vortheile geltagen 
werben mußten; vielmehr war ein großer Theil der ört« 
lichen Staatsverwaltung den Städten aufgebürbet worden, 
und manche der drüdendften Bürgerlaften dienten nur zu 


die munera eingetheilt werben 
in publica und privata (L. 14 
$ 1 de mun.), fo ift das nicht 
eine Gintheilung der ſtaädtiſchen 


in eo foro, balneo, spectaculis 
- utitur, ibi festos dies celebrat, 
omnibus denique municipii 
commodis .. fruitur, ibi magis 


habere domicilium“ .. . Bgl. 
über dieſe Stelle oben $ 353 d. 
(4 L. 2398 $3 de V. S. 
(80. 16), L. 18 $ 28 de mun. 
(50.4). — Wenn alſo anderwärts 


Laften (die ſtets publica find), 
fondern der Laften überhaupt, bie 
ja auch aus privatrechtlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen herrühren koͤnnen. 

(e) L.18 8. 28 demun. (50.4). 
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Zwecken des Staates, nicht der Städte ſelbſt, von deren 
Angehörigen fie getragen wurden (f). 

- Die Römifchen Yuriften unterfcheiden munus und konor 
dadurch, daß jenes nicht, fo wie dieſes, mit einer perfön- 
lichen Würde (dignitas) verbunden war (g). Es würde 
jeboch irrig fein, dieſer Unterfcheidung den Sinn beizulegen, 
als ob der honor blos ald Ehre und Recht, ohne Zwang 
und Verpflichtung, betrachtet worden wäre. %ür den honor 
galt diefelbe Verpflichtung der Mebernahme, wie für das 
munus (bh), beide wurben gleichmäßig als ftäbtifche Laften 
betrachtet, und jene Unterſcheidung betraf alfo blos ben 
Namen. | ' 

Sie unterfcheiden - ferner Laften der Perfon ımd des 
Bermögend (munera personalia und patrimonii), je nach⸗ 
dem dabei allein oder doch überwiegend die Mühe und Ar- _ 
beit in Betracht kam, oder vielmehr die auf dem Vermögen 
ruhende Ausgabe oder Gefahr Ci). Diefe Unterfcheidung 
war jedoch fchwanfend und von unbeftimmter Gränze (k), 
auch ohne Exheblichfeit, da -beiberlei Laſten gleichmäßig bie 


() Bol... 98. L.18 93.4. (50.4), L.6 $3.4.5 eod., L.18 
8. 16 de mun. (50. 4). pr. $ 1—17 eod. — Unter die 

(g) L. 14 pr. $1 L.6 $3 perfönlichen Laften gehörte die Ber- 
de mun. (50.4). — Der Ausdruck waltung des Richtergefchäfts, fo 
honor wurde aber nicht blos auf wie die der Bormunpfchaft. Z. 1 
bie Obrigfeiten, fondern auch auf 6. 4, L.18 $ 14 eod., L8-.$4, 
die Decurionen angewendet. L.5 L.13 pr. $2.3 de vac. (50.5). 


de vac. (50.5). (k) Daher nahmen Mande 
-(b) L3 8 2. 3. 15. 17 de noch eine Mittelflaffe an, mixta 
mun. (50. 4). munera. L. 18 pr. $ 18—27 


G) L. 181. 2. 3. de mun. de mun. (50. 4). 
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Angehörigen jeder Stadi 
gen ift ed wichtig, davo 
Laſten, die bloß auf de 
Grundfteuern), ganz ohne 
perfönlich der Stadt angehört 
oder nicht (1). ur 

Die Hier dargeftellte Ve 
ftädtifcher Laſten betraf in der | 
Stadt, ohne Unterſchied, ob fie ch 
Bürgerrecht oder durch Wohnftg \ en waren (m). 
Wer alfo in mehreren Städten zugleich das Bürgerrecht, 
vielleicht auch in mehreren den Wohnftg hatte ($ 351, 354), 
war in jeder. diefee Städte zur vollſtaͤndigen Theilnahme 
an dieſen Laften verpflichtet, und konnte dadurch in ein fehr 
nachtheiliges Verhaͤltniß kommen. 

Obgleich aber dieſe allgemeine und gleichmäßige Vers 
pflichtumg aller Angehörigen die Regel bildete, fo gab es 
doch daneben ausnahmeweife vielfache Befreiungen aus 
fehr verfchievenen Gründen, und unter verfchiedenen Benen- 









() L.6 $5 de mun. (50.4), 
L.14$2, L. 18 $21—25, L.29. 
30 eod., L. 10 pr. de vac. (50.5), 
L.11 eod. — Etwas abweichend 
ift der Sprachgebrauch einer Stelle, 
worin dieſe reine Grundlaften 
patrimonii munera genannt 


. werden. L. un. ©. de mulier. 


(10. 62). 
(m) L.22 82, L.29 ad 
mun. (50.1), L.6 $ 5, L. 18 


$ 22 de mun. (50.4), L.1 C.de 
municip. (10.38), L.4.6 C. de 
incolis (10. 39). — Die ſchwan⸗ 
fende Grflärung mancher Stellen 
über das domicilium von Bauer: 
höfen im Stadtgebiet ($ 353d.), 
mag daher rühren, daß vielleicht 
für mande Arten der Laſten ein 
verſchiedener Vertheilungsmaaßftab, 
etwa nach örtlichen Gränzen, ans 
genommen wurde. 
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Zwecken des Sty-tusatio, immunitas); theils immerwaͤh— 
Angehörigen rübergehenbe (n). 


Gerthtsftand (forum originis, domicilii). 





Dabei Tiegt zum Grunde die allgemeine Regel, daß jever 
Rechtsſtreit zu führen ift im Gerichtsſtand des Beklagten, 
nicht des Klägers (0). Fragt man nun, wo ber Bellagte 
feinen regelmäßigen Gerichtöftand hat, fo beftimmt dieſen 
das Römifche Recht dahin: In jeder Stadt, gegen deren 
Obrigkeit er zum Gehorfam verpflichtet ift, weil er dieſer 
Stadt angehört. Angehörig einer Stadt aber wirb der 
Einzelne ſowohl durch Bürgerrecht, als durch Wohnfitz; 
und dadurch verwandelt fich nunmehr jene Beftimmung in 
die praftifche Regel: Jeder muß fich ale Beklagter belangen 
laſſen in jeder Stadt, worin ihm Das Buͤrgerrecht zuſteht; 
außerbem aber auch in jeder Stadt, worin er den Wohn- 
fit hat. So wird diefe Regel geradezu ausgefprochen, und 
zugleich auf ihren eben angegebenen höheren Grund zurüd 
geführt in folgender Stelle des Gajus (p): 

u Incola et his magistratibus parere debet, apud quos 
incola est, et illis, apud quos eivis erit; nec tan- 


tum muniecipali jurisdietioni in utroque municipio 


(n) Dic.L.5 und L.6, CoD. X. (0) Vat. fragm.325.326, L.2. 
4—64. Die genauere Unter: C. de jurisd. (3.13), L. 3 C. 
ſuchung biefer Befreiungen Tann ubi in rem. (3. 19), L. 3. 4 C. 
bier auf ſich beruhen, ba fie für ubi causa status (3. 22). 
unfren gegenwärtigen Zweck gleich: (p) L.29 ad mun. (50. 1). 
gültig if, 


— 
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subjectus est, verum etiam omnibus —* mu- 
neribus fungi debet. 

In diefer wichtigen Stelle wird zugleich anerkannt, daß 
hierin durchaus daſſelbe Verhaͤltniß eintrete fuͤr den Ge⸗ 
richtsſtand, wie für die ſtädtiſchen Laſten. Hieraus folgt 
alfo, daß auch der Gerichtsftand für dieſelbe Perſon ſo⸗ 
gar in mehr als zwei Städten zugleich begründet fein fonnte, 
wenn etwa diefe Perfon in mehreren Städten das Bürgers 
recht, und zugleich in mehreren anderen Städten den Wohns 
fit, gehabt haben folltee Dann mußte ed in der freien 
Wahl des Klägers ftehen, in welcher dieſer mehreren Städte 
er einen Rechtsftreit anhängig machen wollte, und der Bes 
klagte war in jeder dazu gewählten Stadt zur Einlaffung 
verpflichtet. 

” Bei diefem unzweideutigen Ausfpruch fowohl der Regel 
felbft, al8 ihres höheren Grunde, und ihres Zufammen- 
hanges mit den ftädtifchen Laften, muß es auffallen, daß 
anderwärtd von dem auf das bloße Bürgerrecht (verfchieden 
von dem Wohnfig) gegründeten Gerichtöftand (forum ori- | 
ginis) fo wenig die Rebe iſt. In vielen Stellen, worin 
der yperfönliche Gerichtsftand nur für einzelne Fälle und 
nur beiläufig erwähnt wird, ift lediglich von dem forum 
domicili, nicht von dem forum originis, die Rede (g). 


(q) L.19 $4 de jud. (5.1), (8. 10), L.1 C. ubi res her. 
L.29 $4 de inoff. test. (5.2), (3.20), L.4 C. ubi causa status 
L.1.2 dereb. auct. jud (42.5), (3.22), — Dagegen wird in 
Vat. fragm. 326, L.2 C.dejurisd. mehreren Stellen das Wahlrecht 


% 
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Dennoch darf uns dieſe Erſcheinung an der Richtigkeit der 
Regel ſelbſt nicht zweifelhaft machen; ſie iſt vielmehr aus 
"folgenden Gründen zu erklären. Erſtlich fand jene Regel 
ihre vollftändige Anwendung nur in Stalien, nicht in den 
Brovinzen, in welchen Stadobrigfeiten mit Gerichtsbarfeit 
gar nicht vorfamen (r); daher konnte hier das Stadtbür⸗ 
gerrecht Feinen Gerichtöftand begründen, anftatt daß ber 
abftracte Begriff des Wohnſitzes auf das Gebiet einer Pro⸗ 
vinz, alſo auf die Gerichtsbarkeit des Kaiſerlichen Statt⸗ 
halters derſelben, eben ſo anwendbar war, wie auf das 
Gebiet einer einzelnen Stadt. Mehrere der angeführten 
Stellen aber ſprechen ausdruͤcklich nur von den Provin⸗ 
zen (s), und andere derſelben mögen auch davon gefprochen 
haben, ohne daß e8 an ihrer gegenwärtigen Geftalt fichtbar 
if. — Zweitens war vielleicht ſtets für den, welcher in 
zwei verfchiedenen Städten das Bürgerrecht und den Wohn: 
fib Hatte, die Anwendung des forum originis auf den Fal 
befchränft, wenn er fich zufällig in der Stadt aufhielt, wo⸗ 
rin ihm das Bürgerrecht zuftand (t). Selbft aber wenn 


des Klägers zwifchen dem forum 
domicilii und dem forum con- 
tractus erwähnt. L. 19 $4 de 
jud. (5.1), L. 1.2.3 de reb. 
auct. jud. (42.5). 

(r) Erſt fpäterhielten Hier die 
Defenforen eine Art von Gerichts: 
barkeit, die lange Zeit fehr be- 
ſchränkt blieb, und crit von Iu- 
flinian zu etwas mehr Bedeutung 
erhoben wurde. Savigny Ge 


fhichte des R. R. im Mittelalter 
B.2 $ 23. 

(s) So;3.8., unter den in der 
Note q. angeführten Stellen: 
L.19 $ 4 de jud. (5. 1), L.29 


'$A de inoff. (5.2), Vat. fragm. 


326. 

(t) Ss war es mit dem forum 
originis in derStaptRon($ 352.k.), 
und es ift vielleicht nur zufällig, 
dag von einer gleichartigen Bor: 
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eine folche befchränfende NRechtöregel nicht vorhanden war, 
mußte doch meift der Kläger feines eigenen WBortheild wes 
gen das forum domicilii vorziehen, weil der Beklagte am 
Ort feines Wohnſitzes leichter und bequemer zu erreis 
chen war. ze 


Zum Schluß aber muß nun noch bemerkt werden, daß 
die hier aufgeltellten Regeln, fo wie fie größtentheils durch 
die in den Digeften nievergelegten Zeugniffe der alten Ju⸗ 
riften begründet worden find, ‚auch nur von der Zeit an 
fichere und allgemeine Geltung in Anspruch nehmen können, 
in welcher die befefligte und ausgebildete Kaiferregierung 
einen hohen Grad der. Gleichförmigfeit in die einzelnen 
Theile des Reichs gebrasht hatte. Damit ift es alfo fehr 
wohl vereinbar, daß manche Provinz in früherer Zeit, bald 
nach ihrer Unterwerfung unter das Römifche Neich, eigen- 
thümliche Vorrechte in der Gerichtsverfaffung genoß, wo— 
von in unferen Rechtsquellen Feine Spur mehr zu fins 


den tft (u). 


ſchrift für andere Städte Feine Cr (u) Diefes gilt namentlich von 
wähnung gefunden wird. Sieilien. Cicero in Verrem 
act. 2 lib. 2 C. 13. 24. 25. 37, 


re TT m. Derrjhatt der Mechtöregeln. Kap.]. Örtliche Graͤnzen. 
8. 356. 
ven origo und domicilium. 


ir Mimi Lehre 
Die Römiſche niffe (Fortſetzung.) 


Wirkung dieſer Rerbaͤlt 
are Recht einer Stadt als Eigenfchaft 


igenthümli 
u. —— un Perfenen (lex originis, domicilii). 
der ihr an in agemeiner Meberficht, drei Wirkungen 
Es ſind oden, 


Sur ion an eine Stadtgemeinde ange» 
der Ani —— Laſten, Gerichtsſtand, 
aeden — dieſer Stadt als Eigenſchaft der Perſon. 
endiid Se en Wirfungen find bereitd im Kinzelnen 
Te $ 355), und es bleibt nunmehr bie dritte 

air! übrig, Die allein unferer gegenwärtigen Aufs 

m dert, und um deren Willen die ganze bisher ge- 

a Grörterung unternonmen wurde, indem nur auf 

u Wege bie Unterordnung der Perfon unter das ört- 

gie Kecht einer beftimmten Stadt in ihrem wahren Zu- 
| hang erfannt werben kann. 

Siefe Unterfuchung knuͤpft ſich an Die oben aufgeftellten 
ei nach welchen jede Perſon einem beftimmten Rechts⸗ 
gebiet angehört ($ 345), dieſes Nechtögebiet aber vorzugs⸗ 
weife als ein örtliched oder .territoriales Gebiet anzufehen 
it (8 350), und zwar nach Römifcher Verfaffung insbes 
fonbere als ein Stadtgebiet (8 351). Da nun jede einzelne 
Kerfon überhaupt einem Stadtgebiet auf zweierlei Weife 
angehören konnte, durch Bürgerrecht oder duch Wohnſitz 
(8 351), fo konnte auf diefen beiden Wegen auch die Unter: 


$. 856. Orige und domicilium. Wirkung, Gortſ) 77 


ordnung der Perſon unter das territoriale Recht einer Stadt 
begründet werden. 

Es wird alſo hier ein innerer Zufammenhang behauptet 
zwifchen den drei verfchiedenen Wirkungen der Angehörig- 
feit an eine Stadtgemeinde, und diefer Zufammenhang ift 
beſonders zu bemerken zwiſchen den zwei legten Wirkungen 
(dem Gerichtsftand und dem territorialen Recht), da beide 
nur als verfchiedene Seiten des gefammten örtlichen Rechts- 
zuftandes anzufehen find. Die Anerkennung aber dieſes 
inneren Zufammienhanges tft für unfere ganze Aufgabe von 
Wichtigkeit, und reicht felbft über die eigenthümliche Roͤ⸗ 
mifche Verfaffung hinaus, fo daß auch bei der Seftftellung 
des heutigen Rechtszuſtandes davon Gebrauch zu- machen 
ſeyn wird. 

Die Richtigkeit der hier aufgeftellten Behauptung, fo 
wie die beftimmtere Ausführung derfelben, will ich nun⸗ 
mehr in ven Quellen des Römifchen Rechts nachzumeifen 
verfuchen. Allerdings find die Ausſpruͤche der Römifchen 
Juriſten über diefe Frage fehr fpärlich, um fo mehr, als 
wir bei einem fritifchen Verfahren genöthigt find, gar 
manche fcheinbare Aeußerungen über dieſelbe als nicht das 
bin gehörend zurück zu weiſen. Auch dürften jene wenige 
Ausfprüche kaum hinreichen, die Anflcht der Römer voll 
fländig zu erfennen. 

1. Der ättefte hierher gehörende Fall bezieht ſich auf 
die Collifion eines pofttiven Römiſchen Geſetzes mit dem 
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78 Bu DI, Herefchaft ver Nechtsregeln. Kap. J. Hriliche Graͤnzen. 
Recht anderer ſouveraͤner (jedoch mit den Roͤmern verbün⸗ 
deter) Staaten ($ 348) (a). 

Sm Jahre der Stadt 561 (L. Cornelio Merula, Q. Mi- 
nucio Thermo Coss.) fand ſich in Rom eine große Roth 
der durch Wucher bebrüdten Schuldner. - Zwar beftanden 
fehügende Wuchergefege, allein diefe wurden dadurch um⸗ 
gangen, daß die WWucherer ihre Forderungen zum Schein 
auf den Ramen von Einwohnern benachbarter Staaten 
(Socti und Latini) fihreiben ließen. Denn da dieje durch 
das pofitive Wuchergejeb nicht gebunden waren, fo hatten 
gegen fie die Schuldner feinen Schuß (b). Zur Entfräftung 
dieſes unredlichen Verfahrens wurde ein befonvered Geſetz 
erlaffen mit der Vorfchrift, daß die Römifchen Geſetze über 
das Gelddarlehen (die Wuchergefeße) auch für die Socii 
und Latini als Glaubiger9 Roͤmiſcher Buͤrger bindend ſeyn 
ſollten (ce). 

2. Eine ähnliche Natur hat die in einem Senatsſchluß 
aus der Zeit des Hadrian anerkannte Rechtsregel, daß 
das Kind aus einer secundum leges moresque peregrinorum 
geſchlofſenen Ehe ſelbſt dann als Peregrine geboren werden 
(alſo feinem Vater angehören) ſolle, wenn zur Zeit der 


unfern gegenwärtigen Zweck if 


(a) Lwws XXXV. 7. 

(db) Welches Wuchergefeb, nach 
dem angegebenen Jahre, hier ge⸗ 
meint if, Laßt ſich bei ber fehr 
unfiheren Gefchichte dieſer Geſetze 
nicht beflimmen. Es kaun ſeyn 
das über unciarium foenus, aber 
auch das über semunciarium. Für 


dieſe Frage gleichgültig. 

(c) Lwivs 1. c. „plebesque 
scivit, ut cum sociis ac nomine 
Latino pecuniae creditae jus 
idem, quod cum civibus Ro- 
manis esset‘“*. 
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Geburt blos die Mutter (und nicht zugleich der Vater) Die 
Civitaͤt erlangt Hatte. Es wurde alſo hier der für das 
Römische Necht geltende Grundſatz, daß der status ber 
legitime concepti nach der Zeit der Erzeugung beurtheilt 
werben follte, mit völliger Reciprocität auch auf die Bürger 
fremder Staaten angewendet (d). 

Die folgenden Bälle beziehen fich auf die Eollifion der 
für Italien gegebenen pofitiven Geſetze mit dem Recht der 
Provinzen, alſo auf eine Eollifton von Rechten innerhalb 
der Graͤnzen des NRömifchen Staates. 

3, Die Verpflichtung eines fidepromissor ging in ber 
Regel nicht fo, wie die eines fidejussor, auf die Erben 
über; ausnahmsweiſe aber trat dennoch diefer Hebergang 
ein, wenn ber fidepromissor ein Peregrine war, und zwar 
einer folchen Brovinzialftadt angehörte, deren pofitives Recht 
hierin von dem Römiſchen abwich (e). 

4. Eine Lex Furia hatte verordnet, daB die Vers 
pflihtung der sponsores und fidepromissores durch den 
Ablauf von zwei Jahren getilgt fein jolle, fo wie daß 
mehrere neben einander eintretende Bürgen folcher Art nur 
theifweife haften follten, nicht für die ganze Schuld. Dieſes 


F 

(d) Gasus 1. $. 92, verglichen 
mit 6 89. i 

(e) Gasus 111. $ 120 „Prae- 
terea sponsoris et fidepromis- 
soris heres non tenetur, nisi 
si de peregrino fidepromissore 
quaerämus, et ulio jure civitas 
ejus utatur“. ‘86 Fünute auf: 


fallen, daß in der Aufftellung ber 
Regel -außer dem fidepromissor 
auch der sponsor genanns wird, 
ber nachher in dev Ausnahme nicht 
wieder erwähnt if. Diefer Um: 
ftand erflärt fh daraus, daß Pe: 
regrinen überhaupt nicht sponsores 
fein konnten. Gasus 1. 693, : 
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80 Buch 11. Herrſchaft ber Rechtsregtin. Kap. J. Heiiche Graͤnzen. 
Geſetz aber war nur fuͤr Italien guͤltig, nicht fuͤr die Pro⸗ 
vinzen (f), das heißt, es galt nur für die Bürger der Staͤdte 
in Stalien, nicht für die Bürger der Provinzialftädte, auch 
wenn biefe die Römifche Eivisät hatten (g). 

9. 8 gab eine Klafje der Freigelafienen, die durch 
die Sreilaffung weder cives noch latini, fondern nur pere- 
grini, und zwar mit ganz befonderen Zurüdfegungen, wur⸗ 
den (dedititiorum numero). Bon dieſen nun wird gefagt, 
fie könnten feine Teftamente machen, und zwar weder ald 
Römiſche Bürger, weil fie nicht unter dieſe gehörten, noch 
als Peregrinen, weil fie nicht irgend einer beftimmten Stadt 
als Bürger angehörten, um nach -veren Stadtrecht teftiren 
zu koͤnnen (h). — Dabei liegt augenfcheinlich folgende Vor⸗ 
ausfegung zum Grunde. Wäre biefer Peregrine der Bürger 


* 


(f) Gasus II. $ 121. 122. 

(g) Die sponsores, bie als 
Provinzialen in den $ 121. 122 
vorausgeſetzt werben, mußten noth- 
wendig die Römische Eivität haben, 
f. 0. Note e. — Rudorff ſucht 
der Lex Furia eine engere Be⸗ 
fhränfung anzuweiſen (Zeitſchrift 
XIV. S. 441), nach welcher der 
Fall derſelben nicht mehr in dieſen 
Zuſammenhang gehören würde. 
Die genauere Unterſuchung würde 
hier zu weit abführen. 

(h) Urprian. XX 14 „La- 
tinus Junianus, item is qui 
dedititiorum numero est, testa- 
wmentum facere non potest ... 
qui .dedititiorum numero est, 


quoniam nec quasi civis Ro- 
manus testari potest, cum sit 
peregrinus, nec quasi peregri- 
nus, quoniam nullius certae 
civitatis- civis est, ‘ut adversus 
leges civitatis suae testetur“. 
Anftatt des offenbar richtigen civis 
est, lieſt die Handſchrift sciens, 
welches Manche gezwungen und 
unbefriedigend zu vertheidigen ge⸗ 
fucht haben. — Adversus Heißt 
bier nicht: entgegen, im Wider⸗ 
ſpruch mit, fondern: in Beziehung 
anf, in Gemäßheit diefer Geſetze. 
Ganz wie in L. 5 de usurp. (41.3). 
Andere wollen emendiren: secun- 
dum. ©. 9. Lachmann Seit: 
fhrift IX. ©. 203. 
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"8.7386 Origo und domicilium. . Wirkung. (Foriſ) U 
Ziner ſolchen Provinzialftant, welche das Recht der Tefta- 
mente anerkennt, und dafür gewiſſe Regeln vorfchreibt, fo 
fönnte er mit Beobachtung dieſer Regeln ein gültiges Tefta« 
ment machen, uud zwar fowohl in Rom, als in feiner Bas 
terftabt. . Run aber kann er ed nicht, meil er überhaupt 
: feiner Stadt ald Bürger angehört (8 351.n). ä 

6. Endlich kann hier noch die befannte Thatſache ers 
-wähnt werben, daß das eigenthümliche Eherecht der Latini⸗ 
:fögen Städte unterging, als dieſe Städte das Romiſche 
angereist erhielten (i). 

Es würde fehr gewagt fein, aus diefen wenigen, vers 
eingelten Ausfprüchen erfchöpfenne Regeln über die Ber 
"Handlung der. Eollifion verfchiedener Territorialrechte ablei⸗ 
-ten zu wollen. Doch laflen ſich darin folgendenl leitende 
Geſichtspunkte nicht verkennen. | — 

A. Im einem Vertragsverhaͤltniß zwiſchen zwei Buͤr⸗ 
gern verſchiedener Staaten kann keiner Partei das 
rein pofitive Geſetz des ihr fremden Staates ent⸗ 
gegengeſetzt werden; ſie ſind vielmehr nach dem 
jus gentium zu beurtheilen (k). Doch kann davon 
in einzelnen Faͤllen, aus politiſchen Gruͤnden, das 
Gegentheil vorgeſchrieben werden (Nr. 1). 

B. Das Bürgerrecht einer beſtimmten Stadt beſtimmt 
m der Regel für jeden Einzelnen dasjenige poſi⸗ 

tive Recht, den er perfönlich untergeordnet ift, nad) 


G) Gzirivs Lib. 40.4, : () - Bergl oben: $.848.c. . 
va. ‘ 6 
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ER SDuqh Hemfchafn der Melpbärgele. Aap. J. Hriliche Granzen 
welchem alfo er beurtheili werden muß (Re. 8. 
- und 5. 





Außerdem kommen noch zweierlei andere Aeußerungen 
der Römifchen Juriſten vor, die leicht als Regeln über die 
Beobachtung des örtlichen Rechts angefehen werben koͤnnen, 
in der That aber nicht als folche zu betrachten find, fo daß 
noch befonders gegen die Anwendung derfelben auf die hier 
vorliegende Unterfuchung gewarnt werben muß. 

Erſtlich gehören dahin einige vereinzelte Stellen, welche 
bei der Auslegung und Anwendung von Rechtsgeſchäften 
auf örtlide Gewohnheiten vermweifen, die man aber 
:fatfchlich von örtliden Rechtoregeln verftehen würde. 
— So ſoll bei der Auslegung eines unbeftimmten Vertrags 
als die wahrfcheinliche Abſicht der Parteien unter Anderen 
Das angenomnien werden, welches in dieſer Gegend vor- 
gugsweiſe üblich ift (1). Diefes ift nun offenbar nicht 
eine Nechtoreg el dieſer Gegend, ſondern vielmehr das, 
woran man dort thatſaͤchlich gewoͤhnt if, welches man 
haufig zu thun pflegt. Gine einzelne wichtige Anwen⸗ 
dung dieſer allgemeinen Auslegungsregel findet ſich bei ven 
- &auttonen, bie der Verkäufer werthvoller Sachen zu leiften 
hat; auch dieſe follen fich nach der Sitte ver Gegend rich- 


“ 


„® L. 34 de R. J. (60.17). gione in un actum est Fre 
ii DEM, awed in re- quentatur”. 


5. 950. Origs ut demicilium. Dirtaug. (Heil) 89 
tem, d. h. nach den Cautlonen, vie dort am häufigften freie 
willig geleiftet zu werben pflegen (m). — Werner folk die 
Köhe der Verzugszinſen nach dem Zinsfus beftimmt wer- 
dem, ver in dieſer Gegend gerade jeht üblich If (n). Ganz 
eben fo die Höhe der Zinfen, die ein Geſchaͤftofuͤhrer von 
feinem ausgelegten baaren Gelde berechnen darf (0). Im 
beiden Stellen ift gar nicht von einer örtlichen Rechtsregel 
bie Rebe, wodurch der Zinsfuß dort beftimmt geweſen wäre, 
ſordern von dem Zinsfuß, wie er augenblicklich an dem 
dortigen Oeldmarkte vorgefunden wurde. Der Grund die 
fer Behtmmung aber lag darin, daß jene Zinſen dem Glau⸗ 
biger eine wahre Entſchaͤdigung für die entbehrte Geld⸗ 
nupung gewähren follten, welche Entſchaäͤdigung nur nad 
den Zinfen abgentefien werden fonnte, die der Glaubiger 
and dem wirklichen Geldbeſitz anderwärts Hätte gewinnen 
Sinnen. 


(m) L.6 de evict. (21.2). — 
And demſelben Erunde war eine 
ſolche Caution, die duplae stipu- 
latio, bei wichtigen Sachen fogar 
Agemen in die Verpflichtungen 
des Verkäufers übergegangen. L. 31 
620 de aed. ed. (?t.1), L.?, 
L: 37 pr. $ 1 de wwiet. (21.2). 
Andere Anwendungen derſelben 
Auslegungsregel (bei Teftamenten) 
ſinden ib in L.21 S1 qui test. 
(28. 1), L. 650 $ 3 de leg. I. 
(80 un.), L.18 98 de instructo 
(88.7). — Daß jedoch ven den 
hier abgewieſenen Stellen auch in 
unferer Lehre ein indirecter Ge⸗ 


brauch zu machen iſt, wird unten 
gezeigt werden (6 372). 


(n) Z.1 pr. dewsuri. (22.1), 
„. . ugurarum modus er more 
regions, ubi contractum est, 
constituitur‘‘. 


(0) L. 37 de usuris (22,1) 
„.. . debere dici usuras venire, 
eas aulem, quae inregione fre- 
quentantur, ut estin b. f. judi- 
ciis constitutum * (das find eben 
die in der vorhergehenden Stelle 
erwähnten Derzugszinfen). Vergl. 
auch Z. 10 $ 3 mand, (17.1), 
L. 7 $ 10 de admm. (26.7). 
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EA Buch III. Herrſchaft der Nechtsregeln. Kap. L. Örtliche Grängen. 

“ Zweitens aber find- noch viel wichtiger die Stellen, 
welche von den brei Klgſſen der freien-Einwohner des Rös - 
miſchen Reich6(cives, Latini, peregrini) reden, und bie 
man gleichfalls verfucht fein fönnte, mit der Unterorbnung 
der Einzelnen unter ein beflimmtes pofitived Recht in Ber: 
bindung zu bringen. Man Fönnte nämlich einen foldhen 
Gedanken etwa dahin ausbilden wollen, daß auf die erfte 
Klaſſe (die eives) das jus eivile, auf die zwei niederen 
Klaſſen das jus gentium angewendet worden wäre. Allein 
diefer ganze Gedanke muß völlig zuruͤck gewiefen werben. 
Jene Klaffification war höchft wichtig für die Nechtsfä- 
higfeit- der Einzelnen, indem der civis das connubium 
fd commereium, der Latinus das commercium ohne connu- 
bium, der peregrinus feine dieſer beiden Fähigkeiten hatte (p). 
Dagegen bat jene Klaffification durchaus Feine Verbindung 
mit der hier vorliegenden Aufgabe, nämlich mit dem Syftem 
der auf jeden Einzelnen anwendbaren pofitiven Rechtsre⸗ 
gen. Einige -Beifpiele werben Diefes außer Zweifel ſetzen. 
Auf die eives wurden bie Regeln des jus gentium nicht 
minber, als die des jus eivile angewendet. Der Latinus - 
Junianus fonnte allerdings, obgleich er als Latinus bie 
testamentifactio hatte, Fein Teftament machen, weil ihm 


6) E o. B. 28 84. 66. — der Sa, daß die Stipulation in 
Zu diefer Lehre von der Rechts- der Formel: spondes? spondeo 
Tähigfeit, und nicht zu vem Syftem nur von Römiſchen Bürgern, nicht 
der auf den Einzelnen anwend- von BBeregrinen, gebraucht werden 
baren Territorialrechte (wovon hier lonnte. Gasus III. 89 93. 
allein die Rebe iſt), gehoͤrt auchh - 


—F 


- :$. 856. Origo uns domicilium. Wirkung. "(Kortf;) - 85 
Diefes befonderd verboten war (q). Sein Sohn aber war 
ein freigeborner Latinus, der durch dieſes Verbot nicht ges 
bunden war, und wenn diefer ein Deſtment machte, wozu 
ihn fein Stand als Latinus berechtigte (Note q), fo wurde 
er nach den Regeln der hereditas, aljo nach dem ftrengften 
jus civile, beerbt, welches alfo auf ihn anwendbar fein 

Noch weniger aber, als die hier angeführten Stellen, 
kügpen für unfre Unterfuchung folche Ausiprüche des Rö⸗ 
miſchen Rechts benugt werden, welche nur ganz im Allge⸗ 
meinen. die Berüdfichtigung eines örtlichen Gewohnheits- 
rechts erwähnen, ohne dabei den Gegenſatz verfchiedener 
örtlicher Rechte Calfo den Fall einer Collifion) voraus zu 






fegen oder anzudeuten (r). 


(9) Urin. XX. $ 14. — 
Das ihm das Recht der testamen- 
tifactio nicht fehlte (alfo nur 
jenes ganz pofitive Verbot im 
Wege fland), fagt ausbrüdlich 
Ulpian ebendaſ. $ 8. Auch be= 
zuhte ja das Teſtament auf ber 
Mancipationsform, und daher war 
bie testamentifactio gleichbe: 
deutend mit dem commercium 
oder der Mancipationsfähigfeit, 
welche ven Latinen jeder Art zuftand. 
Urrian. XIX. $ 4. 5. 


S 


(r) Dabin gehören etwa’ fol: 
gende Stellen: L.i $15 de in- 
spic. ventre (25. 4), L. 19 C, 
de locato (4.65). — Eben dahin 
gehört die Erwähnung der chiro- 
grapha und syngraphae, als 
eines genus obligationis pro- 
prium peregrinorum. Gasus II. 
6 134. — Bon den befonderen Aus⸗ 
fprüchen über die Regel: locus 
regit actum vgl. unten 6 382, 


86 Buch M. Herrſchaft der Wechisregeln. Kap. I. Oriliche Brämzen. 
$. 357. 
Die Römifde u son origo und demieilium. 
Birkung diefer Berhältniſſe. (Bortfegung.) 

Aus der bis hierher geführten Unterfuchung ergab es 
ſich, daß die Angehörigkeit einer eingelnen Perſon an eine 
beftimmte Stadtgemeinde drei Wirkungen hatte, indem bie 
angehörige Perſon unterworfen war: 1. ben ftäbtifchen 
Laſten, 2. dem Gerichtsſtand diefer Stadt, 3. dem eiggn- 
thämlichen poRtiven Rechte derſelben. Diefe drei Wirken: 
gen landen in einem Inneren Zuſammenhang, und fonnten 
Daher als gleichartig betrachtet werden. Es iſt aber nun 
noch eine wichtige Berfchievenhetf® unter biefen Wirtungen 
hervor zu heben. 

Wenn eine Perſon mehreren Städten angehörig war, 
fei e8 burch Bürgerrecht „der durch Wohnfitz, fo war fie 
in jeder dieſer Stäpte den Bürgerlaften und dem Gerichts: 
ſtand unterworfen, fo daß dann eine wahre Concurrenz uns 
ter den Anfprüchen jener Städtelan dieſelbe Perfon ent: 
ſtand. Eine ſolche Concurrenz war bei der Unterordnung 
der Berfon unter das yofitive Recht verfchiebener Städte 
unmöglich, weil fie einen inneren Wwerſpruch mit fi ge: 
führt hätte. Diefelbe Perſon konnte vor verfchiedenen 
Obrigkeiten verklagt werben, je nach der Wahltdes Klägers, 
fie konnte aber nicht nach verfchiedenen, vielleicht ganz wis 
derſprechenden, Rechtöregeln beurtheilt werden. Es war 
alfo nur die Unterordnung unter Ein örtliches Recht mög- 


6. 887. Origo um domieikum. Wirkung. (Bo) &T 
lich, und ed mußte für dieſen Zweck unter den verfchienenen, 
in andeser Hinſicht concurrirenden Städten eine entſcheidende 
Wahl getroffen werben. 

Ich halte es nun für unzweifelhaft, daß das oͤrtliche 
Hecht, dem jede Perſon unterworfen feyn follte, wenn biefe 
Besfon im zwei verſchiedenen Städten das Bürgerrecht und 
den Wohnſitz Hatte, Durch das Bürgerrecht beftimmt. 
wurde, nicht durch den Wohnſitz. Kür Diefe Annahme 
(eoechen folgende Gründe. Erfſtlich war das Bürgervedht 
I engere, an fich höher ſtehende Band, verglichen mit dem 
von Willkür und Laune abhängenden Wohnſitz. Zweitens 
war es das frühere Band, da es durch die Geburt geknuüͤpfi 
wurbe, der anderwärts vorhandene Wohnſitz erſt fpäter. 
durch eime freie Handlung entftanden fein konnte; es fehlt 
abes an jedem Grunde, weshalb das für die Berfon eins 
mal begründete territoriale Recht hätte umgewandelt werben. 
follen. Drittens deuten darauf auch mehrere der eben an⸗ 
geführten Aeußerungen der Nömifchen Yuriften, indem biefe 
fagen: si... alio jure civitas ejus utatur ($ 356e), und. 
quoniam nullius eertae civitatis civis est (8 356h), 
weiche Ausdrücke offenbar auf das Bürgerrecht hindeuten: 
als Beflimmungsgrund für das auf die Berfon anwendbare 
etliche Recht, nicht auf den Wohnfig. 

Aimmt man bie bier aufgeftellte Regel als eichtig a an, 
fa bleiben dann noch folgende Bälle, die dadurch nicht be⸗ 
ſtimmit werben, zu entſcheiden übrig. 
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Erſtlich Tonnte Jemand das Bürgerrecht an mehreren 
Orten zugleich haben: an dem einen durch die Geburt, an 
einem andern durch Adoption oder durch Aufnahme (8 351). 
Sm einem folchen Falle wurde ohne Zweifel das frühere 
Bürgerrecht, alfo das durch Geburt entftandene (vie 
origo), al8 vorherrfchend behandelt, weil fein Grund vor- 
handen war, eine Umwandlung des perfönlichen Rechtszu⸗ 
ftandes anzunehmen. — Das Bürgerrecht der Stadt Rom, 
welches jeder municeps neben feinem befonderen Stabtbürz 
gerrecht hatte ($ 352), Fam bei der Beflimmung bes per⸗ 
ſoͤnlichen Rechts gewiß nicht in Betracht, vielmehr konnte 
in dieſer Hinficht nur das Recht der engeren Heimath b be⸗ 

ruafichtigt werden. 

Zweitens konnte Jemand ganz ohne ſtaͤdtiſches Buͤr⸗ 
gerrecht ſein (8 351), während er einen Wohnſitz hatte. 
In diefem Fall mußte der Wohnfig als Beftimmungsgrund 
für das auf ihn anmwendbare perfünliche Recht gelten. 

“ "Zulegt bleiben noch die Fälle zu erwägen übrig, wenn Je—⸗ 
mand in Feiner Stadt das Bürgerrecht (8 351), und zus 
gleich entweder in mehreren Städten, ober auch in Feiner 
Stadt einen Wohnſitz hatte (8 354). Wie die Römer folche, 
bei ihnen gewiß feltene, Säle beurtheilt haben mögen, läßt 
fih aus unfern Rechtöquellen nicht durch unmittelbare 
Zeugniffe nachweifen. Wir werben auf dieſelben zurüd- 
kommen bei der Unterfuchung des heutigen Nechts (8 359). - 

Auch für dieſe, das örtliche Recht betreffende, Regeln, - 
muß bie Bemerkung wiederholt werden, welche oben für Die 
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&erichtöverfaffung gemacht worden ift, daß die Allgemein: 
heit diefer Regeln zwar für das Zeitalter der alten Juriften 
behauptet werden darf, in der früheren Zeit aber, durch vie 
eigenthümliche Verfaffung mancher Provinzen, nur mit Yus- 
nahmen anzunehmen ift (a). 


$. 358. . 


Origo und domicilium im heutigen NRedt. 


Cs ift nicht ſchwer zu zeigen,. daß bie hier dargeftellte 
Römiſche Lehre von origo und domicilium in unferem 
heutigen Rechtszuftand, namentlich in dem für Deutfchland. 
geltenven gemeinen Recht, nicht mehr Anwendung findet, 
und daß davon höchftens vereinzelte Beftandtheile übrig ge: 
blieben find. Denn die Grundlage und Vorausfegung jener | 
Lehre beftand in den Stabtgebieten, bie wie ein Netz über 
den ganzen Boden des Römiſchen Reichs verbreitet waren, 
und, damit Zufammenhängend, in den Stadtgemeinden, Die 
fir Die einzelnen Einwohner das Verhältniß zum Stante 
‚vermittelten, jo daß alle Einzelne, mit wenigen Ausnahmen, 
al8 Stadtbürger, mannichfaltigen und dauernden perfün- 
fichen Verpflichtungen unterworfen waren ($ 351). 

Gerade diefe Grundlage nun der Römifchen Verfaffung 


(a) Diejes gilt namentlich von 
Sictlien nah den oben aus 
Cicero angeführten Stellen 
($ 355.u.), worin Die Gerichte und 
die Geſetze neben einander genannt 
werden als Vorrechte der Sieilianer. 


Cap. 13 „domi certet suis legi- 
bus.‘ Cap. 24 „postulant, ut se 
ad leges suasrejiciat.‘‘ Cap.37 
„ut cives inter se legibus suis 
agerent.‘ | 
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in ihrer Anwendung auf die einzelnen Theile bes Staats⸗ 
gebietes, findet ſich in den neueren Zeiten nicht mehr. 
Namentlich in Deutfchland haben zwar feit vielen Jahr⸗ 
hunderten die Städte ein wichtiges Stud der Werfaflung, 
fowohl im Reiche, als in den einzelnen Ländern, gebifvet; 
jedoch nur ein vereingelted, neben anderen meift wichtigeren 
Beſtandtheilen ſtehendes Stück, fo daß hier an ein Aufgehen 
des Ganzen in bloße Stabigebiete und Stadigemeinden 
niemals zu benfen war. Wie mit Deutfchland, fo verhielt 
es ſich in dieſer Hinficht auch mit anderen Staaten neuerer 
Zeit; und hoͤchſtens in Italien finden ſich theilweiſe noch 
Zuſtaͤnde, die, menn auch unvollftändig, nicht nur an ben 
Zuftand des Römifchen Kaiferreichs erinnern, fondern auch 

in der That als Neberreſte defielben zu betrachten find. 

If nun hie Grundlage jener Römifchen Lehre von orige 
und domicijum verſchwunden, fo fönnen auch bie Darauf 
beruhenden Rechtönerhältniffe (munera, forum, Stadtrecht 
als Recht der Berfon) nicht mehr in-Römifcher Weiſe be⸗ 
hauptet werben. Vorzüuͤglich einleuchtend iſt Dieſes für die 
origo, Das Heißt für das bei jedem Einzelnen vorauszu⸗ 
fegende Stadtbuͤrgerrecht, anſtatt daß bei der abſtracteren 
Matur des demicilium ſich noch eher eine gewiſſe Art von 
Bortdauer annehmen ließe. 

Auch haben von jeher die neueren Schriftfteller als 
unzweifelhaft anerkannt, daß in diefer Lehre unfer Rechter 
jufland von dem ter Römer durchaus abweiche. Zwar den 
ganzen Umfang der eingetretenen Veraͤnderung konnten fie 
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deswegen nicht anerkennen, weil Feiner unter ihnen bem 
wahren und volfftändigen Zufammenhang jener NRömifchen 
Rechteinftitute Aberfah. Allein bei einer einzelnen Anwen- 
bung, dem Gerichtäftande, wurben fie auf dieſen Gegen⸗ 
ſtand aufmerkſam, und Hier eben erfannten fie einftimmig 
an, daf das Römifche forum originis, in feiner urfprünge 
lich vorgerrichenden Bedeutung, für und ganz verfchwunden 
fey, und daß höchftend noch etwas ihm Aehnliches, aber 
untergeoebnet, und als bloße Aushülfe für feltenere Faͤlle, 
für unfer heutiges Recht übrig bleibe (a). — Wollte etwa 
Jemand bezweifeln, ob wirklich in biefer Lehre eine durch⸗ 
geeifende Beränderung vorgegangen wäre, jo müßte ex | 
fhon Dur ven Umftand überzeugt werden fünnen, daß 
fetbft die Begriffe und Kunftausbrüde der Nömer bei den 
Meueren ganz verwirrt und verbunfelt erfcheinen. Denn 
dieſer Umſtand erklärt ſich nicht daraus, daß etwa bie 
Quellen des Römifchen Rechts in dieſer Lehre befonders 
undeutlich over lückenhaft wären, (welches in der That 
nicht der Fall iſt), ſondern lediglich daraus, daß der In⸗ 
hali jener Rechtsquellen fo wenig zu unſern Zuftänden 
paſſen wollte. 

Man könnte nun etwa verſuchen, die eingetretene 
Beränderung ſo aufzufaffen, als wäre aus dem NRömtifchen 
Mecht blos die eine Hälfte (bie origo) verfchwunden, bie 
andere. Häffte (dad domicilium) unverändert übrig geblieben. 


(a) LaurtensachH de domicilio $ 13. 14. 50. ScHiLter ex. 13 
824 Srarx V. 1 817.18. Gluͤck 8.6 ©. 261. 
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Allein auch dieſe Auffaffung kann nur mit großer Be⸗ 
fchränfung als richtig anerfannt werben. 

Die praftifche Bedeutung nämlich des Römifchen domi- 
eilium bezog fich immer wieder auf die Stadtgemeinde und 
deren Gebiet, indem der Wohnſitz, eben fo wie das Bür- 
gerrecht, jenen Einzelnen zum Angehörigen einer Stadt- 
gemeinde machen fonnte (8 351. 353). Diefe aus - 
ſchließende praftifche Bedeutung ift nicht mehr vorhanden, 
oder fie hat vielmehr eine andere Geftalt angenommen. 

Dagegen ift die Art, wie der Wohnſitz entſteht und 
wieder anfgehoben wird (8 353. 354), bei uns ganz die⸗ 
ſelbe wie im Römifchen Recht, und in ſofern find bei uns 
die Beftimmungen des Römifchen Rechts völlig anwendbar. 
Die Graͤnze des anmwendbaren und nicht anmwenpbaren 
- Theile jener ganzen Lehre wird nun noch anfchaulicher 
- werden durch die Betrachtung der drei einzelnen Wirfungen, 
die das Römifche Recht an den Wohnfig, eben fo wie an 
das Stabtbürgerrecht, knuͤpft (Ss. 355. 356). 

1. Städtifche Laften (munera). Diefe können hier völlig 
unbeachtet ‚bleiben, da fie fih ganz auf eigenthümlich 
NRömifche Verhältniffe bezogen. 

2. Gerichteftant tforum domicilii). 

Diefe Wirkung des Wohnfiges ift nicht nur im heuti⸗ 
gen Rechte übrig geblieben, fondern fie erfcheint hier 
noch wichtiger,. als bei den Römern. Denn bei dies 
fen beftand ganz gewöhnlich das forum originis neben 
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dem forum domicilii, jo daß zwifchen beiden der Klaͤ⸗ 
ger die Wahl hatte (8 355); bei une iſt bie origo 
im Römifchen Sinne verſchwunden, und fo ift nunmehr 
das forum domiecilii der einzige ordentliche, regelmäßige 
Gerichtöftand jedes Menſchen. 

Dieſer Gerichtsitand aber, wie der MWohnfig ſelbſt, 
auf welchem er beruht, hat jegt eine andere Bedeutung, 
als. im Römifchen Recht. Er bezieht fich nicht mehr, 
wie dort, allgemein und notwendig auf Die vichterliche 
‚Obrigkeit eined Stadtgebietes, zu welchem der Wohn- 
RB gehört, ſondern eines Geridhtsfprengels, der 
fehr verfchiedenartige Entftehungsgründe und Gränzen 
haben, und allerdings unter anderen und zufällig au 
mit den Gränzen eined Stadtgebietes zuſammen fallen 
kann. | 
:.3. Das beſondere territoriale Recht, welchem jeder Einzelne, 
als feinem perjönlichen echt, untergeordnet ift. Damit 
verhält es fich ähnlich, wie ed jo eben von dem Gerichts⸗ 
fand bemerkt worden ift. Diefe Wirkung des Wohnſitzes 
iſt nicht nur übrig geblieben, fondern auch ausſchließender 
anwenbbar und darum wichtiger geworben, als bei ihnen. 
‚Zugleich aber hat fie bei ung, eben fo wie der Gerichts- 
ſtand, eine veränderte Bedeutung angenommen. — 

Dieſer Gegenſtand aber iſt fuͤr die Aufgabe der gegen⸗ 
waͤrtigen Unterſuchung wichtiger, als alles Uebrige, ja er 
allein war die Veranlaſſung, auch die übrigen hier abge⸗ 


9 Buqh m. Genfigeft der Rechtsteheln. Rap.l. Dettige Granzen. 
handelten Fragen mit in ben Kreis diefer Unterſuchung zu 
stehen. Daher iſt derſelbe nuntehr einer abgeſonderten, 
ſelbſtſtandigen Betrachtung zu unterwerfen (8 359). 


Neben der hier dargeſtellten großen und allgemein aner⸗ 
raunten Vetſchiedenheit, die bei dem Uebergang aus ben 
Nomiſchen Zuftänden in die heutigen eingetreten if, muß 
«8 als eine Merkwuͤrdigkeit erwähnt werden, daß fich in 
einem fleinen Guropätfchen Lande ein ähnlicher Rechtszu- 
land ausgebildet hat, wie der oben dargeſtellte Römijche: 
eine origo, verſchieden von dem domieilium, aber mit ehi- 
ſchiedenem Uebergewicht über diefes; ein Rechtszuſtand, der 
richt Ueberreſt des NRömifchen, und eben fo wenig Nach- 
ahmung veflelben ift, fo wie er auch darin eigenthümlich 
erfcheint, daß es nicht ausſchließend auf einem Stabtbür- 
gerrecht, fondern auf dem Heimathsrecht oder Bürgerrecht 
im tegend einer Gemeinde (ſey fie ftäbtifch oder laͤndlich) 
beruht. Diefer Zuftand findet fich in den meiften Kantonen 
der deutfchen Schweiz, wo dad Heimatherecht in einer be- 
ftimmten Gemeinde, welches zugleich Bedingung für den 
Erwerb des Kantonsbürgerrechts iſt, vorzugsweiſe vor 
dem vielleicht anderswo gewählten Wehnſitz, entſcheidend 
iR für viele ber wichtigften Rechtsverhältnifie: namentlich 
für die Rechtsfaͤhigkeit und Hanblungsfähigfeit, für bie 
Ehe, väterliche Gewalt, Bormundfchaft, fe wie für das 
Recht der Teftamente und die Inteflaterbfolge. Für mehrere 
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Diefes NReisverhältnifie wird nicht blos das anwenbbare 
oͤrtliche Recht, fondern auch der Gerichtsſtand durch bie 
origo ( das Gemeindebürgerrecht) beftimmt, vorzugsweife 
vor dem Wohnſitz; namentlich gilt Diefes für die Klagen 
auf Cheſcheidung, und für die aus dem Grhrecht. Alle 
wiefe Beſtimmungen gründen fich theild auf altes Her⸗ 
Sommen, theild auf die zwifchen vielen Kantonen gefchlofienen 
Konkordate {b). 


8. 359. 


Origo und domioilium nach hentigem Met. 
(Bortfepung.) 


Nach dem heutigen Recht iſt ver Wohnſttz als regels 
mäßiger Beftimmungsgrund anzufehen für das befondere 
texritoriäle Necht, welchem jeder Einzelne, als fetnem per⸗ 
ſonlichen Rechte, untergeordnet ift (8. 358), und diefer Sap 
hat auch von jeher fehr allgemeine Anerkennung gefun- 
den (a). Es tritt alfo nunmehr als Regel verjenige Zu⸗ 


(b) Offizielle Sanımlung ber 
das Schweizerifche Staatsrecht be- 
treffenden Altenſtuͤcke B. 2 Zürich 
1822. 4 ©. 34. 36. 39. — Ich 
verdanke diefen, dad Schweizerreht 
betreffenden, Zuſatz der freundlichen 

ittbeilung von Keller. 

(a) VBgl. die im 6 358 Note a. 
- angeführten Schriftfteller, und 
Eichhorn deutſches Recht 534. — 


Für die Uebereinſtimmung aus⸗ 


ländifcher Rechtslehrer find folgende 
Zeugniffe zu bemerfen: Projet de 
code civil Paris 1801.8. p. LV. 
LV1. — Rocco Lib.2 C.8, wo 
gleichfalls der bloße Wohnfſitz als 
Grundlage des örtlichen Rechts 
für den Einzelnen anerkannt wird, 
völlig verfchieden von ber (poli- 
tifchen) Naturalifation, von welcher 
Lib. 1 C. 10 handelt. — Stropr | 
Chap. 9. und 4. 
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ſtand ein, welcher im Römifchen Rechte ausnahmsweiſe an⸗ 
erkannt werden mußte für ſolche Perſonen, die zufällig zu 
feiner Stabt ein eigentliches Bürgerverhältniß hatten, alfo 
ohne origo waren ($ 357). Man fönnte diefe Regel des 
‚heutigen Rechts, um ihr Verhältnig fowohl zum Römijchen 
Recht, als zu der fehon erwähnten verwandten Regel für 
den Gerichtöftand, anſchaulich zu machen, etwa fo aus: 
drüden. 1. Bei ven Römern beftand neben dem forum 
domieilii das forum originis, beide mit völlig gleicher Be- 
rechtigung, alfo concurrivend. Bei uns ift das forum 
originis im Roͤmiſchen Sinne. verſchwunden, das forum 
domieilii allein übrig. ..2. Bei den Römern galt, als ter- 
ritoriales perfönliches Recht der Einzelnen, die lex originis, 
‚und nur ausnahmöweife die lex domieilii, für diejenigen 
„Berfonen, die zufällig feine origo hatten. Bei ung ift die 
lex domicilii der einzige regelmäßige Beftimmungsgrund für 
‚das territoriale perfönliche Recht ver Einzelnen (b). 

. . Obgleich nun diefe ungemein wichtige Regel, die für bie 
ganze folgende Unterfuchung vie Grundlage abgeben wird, 


eximirten Perfonen auch nicht ben 


(b) Es iſt fihen oben ($ 356) 
aufmerkſam gemacht worden auf 
den Zuſammenhang zwiſchen forum 
. (originis, 
‚(originis, domicilii) Biefer Zu- 
fammenhang zeigt füch nicht blos 
Am R. R. ſondern auch in manchen 
rein praktiſchen Folgen des heutigen 
Rechts; fo unter andern in der 
Regel, nach welcher die von ge: 
wöhnlichen örtlichen Gerichtsſtand 


domicilii) und lex 


örtlichen Statuten unterworfen find. 
Eichhorn deutſches Recht 834. — 
Es darf jedoch keine unbedingte, 
ausſchließende Behauptung dieſes 
Zuſammenhangs geltend gemacht 
werden, welches ſchon wegen der 
nicht ſeltenen Concurrenz verſchie⸗ 
dener Arten des Gerichtsſtandes 
(3. B. domicilii mit rei sitae) 


bedenklich ſeyn würbe. 
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als Regel ſehr allgemein anerkannt wird, fo ift es doch nach 
zwei Seiten bin nöthig, fie näher zu beftimmen. 

Erſtlich Hat im heutigen Recht der Wohnfig auch in 
Anfehung des territorialen Rechts eine andere Bedeutung 
und andere Bränzen, als im Römifchen Recht, ganz fo wie 
es bereits in Anfehung des Gerichtsftandes bemerkt worden 
it. (8 358). Bei den Römern war die lex originis, wie 
die lex domicilii, ſtets das örtliche Recht eines beftimmten 
Stadtgebietes (8 356). Bei uns dagegen hat die Einpeit 
eines territorialen Rechtes, eben fo wie der Gerichteftand, 
ſehr verſchiedenartige Entftehungsgründe und Gränzen (c), 
und das territoriale Recht kann nur unter andern und zus 
fälligerweife mit den Gränzen eines Stadigebietd zufammen 
fallen, alfo ein Stadtrecht fein. Wollen wir alſo für dieſes 
Verhältnis den Bortheil einer allgemein paſſenden Bezeich⸗ 
nung gewinnen, jo muͤſſen wir bafür einen befonderen Kunfts 
ausdruck erft bilden, und e8 würde fich dazu etwa der Auss 
druck Gefehiprengel eignen, welcher durch feine Aehn⸗ 
lichkeit mit dem allgemein üblichen Ausdruck: Gerichtsſpren⸗ 
gel leicht verſtaͤndlich ſein wird. Nur muß dabei bedacht 
werden, daß der Ausdruck: Geſetz (eben fo wie lex domi- 
eilü) in einem weiteren Sinn zu nehmen ift, für jede Res 
gel des pofitiven Rechts, ohne Unterfchied, ob dieſe Regel 
durch ein eigentliche Geſetz, oder etwa Durch Gewohnheis- 
recht, entſtanden ſein mag. 


(6). Bon dieſer verſchiedenar⸗ torialer Rechte iſt ſchon oben im 
tigen Natur und Begraͤnzung terri⸗ 8 847 die Nede geweſen. 
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gweltens konnte man verfncht fein, ber Hier aufgehe- 
ten Regel von der lex domicihi einen utnelngefäränften 
Einfluß einzuräumen nur bei ber Colliſion zwiſchen den 
Particularrechten eines und deſſelben Staates 9 847), 
nicht ſo bei det Colliſion zwiſchen den Gefetzen ſouveraͤner 
Ötanten (8 348); man kbnnte annehmen, daß fulr viefe 
Eomifiön nicht fowohl der Wohnſitz, als vielmehr ver 
Staatsverband, das Yntertharienderhäfttig, midBgebend ſein 
mäffe. — In mehreren gtoßen Staaten nämlich find ge 
naue Beſtimmungen erlaſſen worden uͤber den Eriverb und 
Verluſt des Staatsbürgertechte, und man koͤnnte bafer 
glauben, In dieſen Staaten ſei die Anwendung bes ierrito⸗ 
kialen Rechts auf bie Einzelnen fotthin bedingt durch vas 
Staatsbürgerrecht, nicht mehr durch den Wohnſih, worin 
alfo eine modificirte Rückkehr zu dem Roͤmiſchen Begeiff 
der origo (verſchieden von domicium) gefunden Werben 
koͤnnte. 

Diefe Annahme iſt nicht ohne Schein im Franzdſiſchen 
Hecht, welches genaue Beſtimmungen enthäͤlt über die Ent 
flehung und Aufhebung der Eigenſchaft eined Français (d). 
Daran knupft fich dann die Beſtimmung, daß ber perſoön⸗ 
Hohe Zuſtand des Francais (’etat et la capaeite), much wenn 


.(d) Code civil art. 9—13, 
11 Bl. Von dem Frangais tft 
verfchieden ber citoyen, welcher 
Ausdruck die politifchen Rechte be⸗ 
eichnet, art. 7.— Auch Foelix 
h 36-39 ſpricht zwar zuetſt von ber 
nationalite id Grundbkage des 


anzuwendenden örtlichen Rechts, 
ninnm aber dann dieſen Auédruck 
gleichbedeutend mit domicile, will 
alſo nicht etwa in Wiberſpruch 
treten mit der unter den Schrift⸗ 
ftellern bed gemeinen Rechts herr⸗ 
ſchenden Aufl: J 
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ee im Ausland wohne, nach Franzoͤſiſchem Recht beurtheilt 
werven folle (e); ferner daß jeber Frangais alle droits ci- 
vis gewieße (f). Diefem Iehten Sag fünnte man die aus⸗ 
ſchließende Bedeutung beilegen, daß der Ausländer die 
draits civils in Frankreich nicht genieße, worin dann eine 
Herſtellung des Römifchen Unterſchleds der cives und pere- 
grini in der Lehre von der Rechtsfähigkeit gefunden 
werden möchte. Allein, abgefehen davon, daß die Franzoͤ⸗ 
ſtſchen Jutiſten von ven droits eivils fehr verworrene und 
feeige Begriffe haben (8), werden daneben ven Musländern 
ſo zemlich diefelben Nechte, wie den Frangais, eingeräumt (b). 
Daraus geht hervor, daß die praftifche Bedeutung des Bes 
griffs Frangais weit geringer if, ald fie auf den eriten 
Bid ſcheint, und daß fie fih Hauptfächlich in ber Lehre 
von ber Handblungsfähigfeit Außert, an welcher Stelle 
wir auf diefen Gegenſtand zurüdfommen werben. 

In Preußen ift neuerlich ein Geſetz erlaflen worden 
Aber die Entftehung und Aufhebung der Eigenfchaft eines 
Preußen oder Preugifchen Unterthans (i), und man koͤnnte 
auch bei diefem Geſetz verfucht fein, darnach die Anmwend- 
barkeit des Preußiſchen Rechts auf die Einzelnen, unabhaͤn⸗ 


(e) Code eiv. art. 3, f. u. geftellt it, welcher jetzt faft über: 
5368 am Ende des $. al auf völlig gleiche Rechtsfaͤhig⸗ 
. (f} Code civ. art. 8. keit zwiſchen Suländern und Aus⸗ 

(HJ ©. o. B.2 ©. 1ö4fg. laͤndern führen wird. 

(h Code civ. art. 11, wo der di) Gefeh vom 31. Der. 1942 

Grundſatz der Reciprocitaͤt aufge (G. S. 1843 ©. 16). 

7* 


100 Bad III. Herrſchaft ver Mechtöregeln. Kap. I. Örtliche Graänzen. 
gig von dem Wohnſtitz, abzumefien (k). In der That aber 
ift Dazu noch weniger Schein, als im Franzoͤſiſchen Recht, 
jenes Geſetz betrifft blos die WVerhältniffe des öffentlichen 
Rechts, und nach den allgemeinen Preußiſchen Gefehen iſt 
es unzweifelhaft, daß das perfönliche Recht der Einzelnen 
durch den Wohnſitz zu beftimmen ift, ohne Unterſchied der 
Snländer und Ausländer (I). 

Auch für das Englifche, und das darauf gegründete 
Amerifanifche Recht koͤnnte man annehmen, daß der Ber 
griff des Staatöverbanves, an fich verfchienen von bem 
des Wohnſitzes, ale Grundbegriff angenommen fein möchte. 
-Alfein Story, welcher ganz von den Begriffen des Engli- 
fhen Rechts ausgeht, erfennt dennoch den Begriff des 
MWohnfiges als Grundlage an, und zwar ganz in dem Sinn, 
in welchem derfelbe von den Schriftftelleen über das Roͤmi⸗ 
fehe Recht angewendet wird (Chap. 3 und 4). 

Es muß alfo in der That der Wohnſitz ald allgemei⸗ 
ner Beitimmungsgrund anerkannt werben, und fo haben 
ihn auch die oben angeführten Schriftfteller (8 358.2) als 


(x) Daß die Eigenfchaft des 
Preußen durch den Wohnſitz allein 
weder begründet noch aufgehoben 
werde, fagt ausprüdlich das ans 
geführte Geſetz F 13. 23, 

(1) Allg. Landrecht Ginleitung 
623.24. 34. — Eine Beftätigung 
diefer Annahme liegt auch in den 
zahlreichen Staatsverträgen mit 
deutihen Nachbarſtaaten, in welchen 
für die beiderfeitigen Unterthanen 


ver Wohnfig ſchlechthin als 
Grundlage des ordentlichen per- 
fönlihen Gerichtsftandes anerfannt 
wird, ohne Erwähnung eines ba= 
von möglicherweife verfchiedenen 
Untertbanenverbandese. Ich ver- 
weife nur beiipielsweife auf die 
Berträge mit Weimar 1824 Art. 8 
und Sachen 1839 Art. 8 (G. S. 


1824 S. 150. 1839 ©. 354). 
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den wahren Grund des Unterthanenverhältniffes (in Bezie⸗ 
hung auf das Privatrecht) anerkannt. - 


Der bier aufgeftellte Grundſatz, Daß der Wohnfig ale 
VBeſtimmungsgrund gelten fol ſowohl für den Gerichteftand 
(forum domicilii), al8 für das örtliche Recht der Perſon 
(lex domicilii), tft für zwei mögliche Fälle nicht ausreichend, 
und bedarf alſo für dieſe Fälle einer Ergänzung. Es kann 
‚nämlich geichehen, daß die Perſon, deren Gerichtsſtand oder 
‚deren oͤrtliches Recht wir zu beitimmen haben, entweder 
einen mehrfachen Wohnſitz hat, oder überhaupt keinen 
Wohnſitz (6 354). 

Inm erſten Hal entſteht für den Gerichtsſtand Feine 
Schwierigkeit. Diefer ift an jedem ber verſchiedenen Orte 
des Wohnfiges völlig begründet, und der Kläger bat unter 
ihnen die Wahl, ganz fo wie nah dem Römifchen. 
Recht (8 355). | 

Kür das örtliche Recht der Perfon ift eine gleichartige 
SBeſtimmiung nicht möglich, vielmehr muß Hier unter den 
mehreren Orten bes gleichzeitigen Wohnſitzes einer als aus⸗ 
ſchließender Beitimmungsgrund für das örtliche Recht ger 
wählt werben. Ich Habe Fein Bedenken, dafür denjenigen 
Ort vorzugsweife anzuerkennen, an welchem zuerſt ber 
Wohnſitz errichtet war; und zwar deswegen, weil ed an 
einem hinreichenden Grunde fehlt, in dem örtlichen Recht, 
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das Die Perfon durch Errichtung des erſten Wohnſttzes ein⸗ 
mal begründet hat, eine Aenderung anzunehmen (m). 

Der zweite Ball endlich, wofür ber aufgeftellte Grund⸗ 
fat nicht ausreicht, alfo einer Ergänzung bedarf, ift der, 
‚wenn die Berfon, für welche wir ben Gerichtoſtand oder 
das örtliche Recht aufzufuchen Haben, gegenwärtig gar keiten 
Wohnſitz hat. . 

Diefer Fall kann zunächft in der Geftalt auftreten, r 
dieſelbe Perſon einen wahren Wohnfig früher erweistich 
-gehabt, dann aber aufgegeben Hat, ahne einen neuen zu 
wählen. Dann baben wir dieſen früheren Wohnſitz als 
Beſtimmungsgrund anzufehen, und zwar wieder, wie «8 
fihon bei anderer Gelegenheit geltend gemacht worden iſt 
"(Mote mn), weil es an einem hinreichenden Grunde zur 
Annahme einer Aenderung fehlt. — Und von bemfelken 
Standpunft aus iſt dann auch ber lehte noch übrig blei⸗ 
bende Fall zu eniſcheiden, der Fall, in welchem jene Besfon 
auch in Feiner früheren Zeit irgend einen Wohnflg errich⸗ 
et hat. Denn in einem folchen Fall müflen wir auf einen 
Zeitpunkt zurück gehen, in welchem fie, ohne eigene Mal, 
‚einen Wohnſitz Hatte. Dieſes iſt der Zeitpunkt der Geburt, 
45 weichen der Wohnfig des ehelichen Kindes mit dem 


(m) Aus demſelben Grunde ik Bürgerrecht hatte (8 857). — Dit 
ſchon oben eine gleihartige Ent der hier anfgeftellten Behauptung 
ſcheidung getroffen worben, wenn flimmt überein Mer de con- 
und Mimifgen Ntecht dieſelbe fliotu legum p. 16. 

Perſon an mehreren Orten das 
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Weohnfig zuſammen fällt, ven zu biefer Zeit der Vater 
hat (n). 

Dieſes nun iſt die origo im Sinne unferd neueren 
Rechte, und fo iſt auch die Sache, bei Gelsgenheit des 
forum originis, von bejonnenen Rechtölchresn ftets aufs 
gefaßt worden (0), obgleich dabei oft bie Verwechslung mit 
dem bloßen Geburtsort (8 350. a), oft auch eine unklare Vor⸗ 
Rellung von den Verhältniß dieſes Begriffs zu dem Römifchen 
Begriff von origo, der richtigen Einficht hinderlich geweſen 
iſt. Um in dieſer legten Beziehung jeder, fünftigen Ver⸗ 
mechslung ſicherer vorzubeugen, will ich den Unterſchied, 
‚wie gr aus der ganzen bisher geführten Unterfuchung her 
‚Sorgeht, hier kurz gufammenftellen. Die Römer nennen origo 
Das durch die Geburt eines Menfchen erworbene Stadt 
‚büsgerrecpt deſſelben. Wir nennen origo bie Fiction des 
Wohnſitzes eines Menſchen an dem Ort, an welchem zur 
HZeit Ber Geburt defielben der Mobnfig des Vaters ges 


weſen IR. 


-{n) F. o. $359.t. (mit ber 
daſelbſt hinzugefuͤgten näheren Bes 
Mamung). — Mit dieſer Ent⸗ 
ftingmt überein Vorrıyg 
1 592 (am Ende bes $)', der 
auch den richtigen rund angicht. 
— Meier de conflictu legum 
p. 14 will auf den Geburtsort 
ſehen, der aber als folder ganz 
gleichgültig iſt. Thatſaͤchlich wer⸗ 
den freilich beide Orte meiſt zu⸗ 
ſammen treffen. 


(0) Auch pie Rreußiſche Ge⸗ 
ſetzgebung faßt die Sache richtig 
in dieſem Sinne auf. Zwar iſt 
in dem A. L. R. Cinl. $ 25 ber 
Ausdruck: „Ort der Herkunft” um 
beftingnt, und Tönnte von dem 
bloßen Geburtsort verflanden wer: 
den. Allein bie Allg. Ber. Ordn. I. 
2 $ 17. 16 erklaͤrt bie Herkunft 
unp das forum originis ganz 
ausdruͤcklich won bem Beriqta— 
ſtand der Eltern. 
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Diefer Begriff der origo oder ber Herkunft im Sinne 
des heutigen Rechts ift nun gleichmäßig anzuwenden auf 
den Gerichtsſtand, als forum originis, und auf das örtliche 
Recht der Perſon, als lex originis. 

Mit dieſer Behauptung ſetzen wir uns auch gar nicht 
etwa In Widerſpruch mit den Beſtimmungen des Römifchen 
‚ Rechts, deſſen Entfcheivung über ben hier vorliegenden Fall 
ich oben einftweifen dahin geftellt gelaffen habe (ß 357). 
‚Vielmehr glaube ich, daß die Römer biefen Fall ganz eben 
f6 entfchteven haben würden, wenn ihnen ein foldher Fall 
vorgekommen wäre. Dafür fpricht nicht nur der oben für 
das heutige Necht geltend gemachte innere Grund, ven fte 
eden fo gut, ale wir, anerkennen Tonnten, fondern auch en 
auf demfelben Grunde beruhender beftimmter Ausfpruch 
‘über einen nahe liegenden, völlig verwandten Fall. Der 
Freigelaſſene konnte ſeinen Wohnſitz frei waͤhlen, unabhän« 
gig von dem Wohnflg feines Patrons ($ 353.v). Dennoch 
wird daneben gefagt, der Wohnfig eines Freigeläffenen 
werde beftimmt durch den Wohnſitz des Patrons; eben 
po fogar der Wohnſitz der Kinder des Freigelaſſenen, und 
ſelbſt der von ihm wiederum freigelaſſenen Sklaven (p). 
Der ſcheinbare Widerſpruch dieſer Ausſpruͤche iſt unbedenk⸗ 
lich auf folgende Weiſe zu loͤſen. Im Augenblick der Frei⸗ 


 (p). ©. o. $ 353.u. — Die ſtaͤndniß dieſer Stellen beſonders 
entſcheidenden Stellen find: L. 6 zu vergleichen: Zeitfchrift fr ge 
'$ 3, L.22 pr. ad mun. (80.1), ſchichtliche Rechtswiſſ. 9.9 S. 9, 
und es ift für das richtige Ders 
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laffung Hat ver bisherige Sklave Keinen anderen Wohnfis, 
als den feine® Patrons, zu defien Hausftand er bis dahin 
"gehört hat. Gr behält dieſen Wohnſitz fo Lange, bis durch 
feinen freien Willen eine Veränderung hierin vorgenommen 
wird, das heißt, fo lange, als nicht eine ſolche Veraͤnderung 


nachgewiefen werben kann. Derſelbe Wohnſitz muß alfo 
bis dahin auch fortwährend angenommen werden für bie 


"von ihm abhängigen Perfonen (Kinver und Freigelaffene), 
fo fange bis auch diefe wieder eine Beränverung hierin 
vornehmen durch Errichtung eines eigenen Wohnſitzes. — 
Dieſe Ausiprüce der Roͤmiſchen Juriften beruhen augen- 
ſcheinlich auf demſelben Grunde, welcher oben für die origo 
des heutigen Rechts geltend gemacht worden ft, und fie 
laſſen kaum einen Zweifel übrig, daß die Römer auch für 
den Son eines Freigebornen, wenn er keinen eigenen Wohn⸗ 
fh errichtet hatte, denjenigen Wohnfls angenommen haben 
| würben, den der Bater zur Zeit der Geburt diefes Sohnes 
“Fatte. | | 

EGs iſt Hierbei noch beſonders hervor zu heben ein felts 
fanter, bei neueren Schriftfteleen ganz gewöhnlicher, Kunft- 
ausdruck: domicllium originis (q). Unter Borausfegung 
des Römischen Sprachgebrauch iſt diefe Zufammenfehung 
widerfinnig, ba dieſe Ausbrüde zwei verfchievene, unabhäns 


(g) Scuuren ex. 13 $ 24. ausdrud, verwickelt ſich aber dabei 
LaurzesacH de domicilio $13. in unerträgliche, völlig unfruchts 
— Tuomasıos de vagabundo bare Subtilitäten. 
$ 44. bis 68 kritiſtrt dieſen Kunſt⸗ 
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gige Gründe ver Angehörigkeit bexichneten. Im ginn 
der neueren Juriften fol es heißen; der Wohnſiß eines 
Menfchen, der nicht durch eigene freie Wahl, jonbern durch 
feine Abftammung begründei wird, alfo gewiſſermaßen anf 
einer Fiction beruht. . 


Man Fonn nun allerdings in der Kaſuißik noch etwas 
‚weiter fortfchreiten, und die Frage aufwerfen, welches Recht 
‚anwendbar fei auf einen Menfchen, bei ben weber ein 
ſelbſtgewaͤhlter Wohnfig, noch ein Wohnfig des Vaters er⸗ 
mittelt werden kann. Dieſe Frage kann unter andern vor⸗ 
kommen, wenn dieſer Menſch ſtirbt, uud deſſen Inteſaterb⸗ 
folge beftimmt werden fol, Dann wird kaum etwas An 
deres übrig bleiben, als den augenblidlicden Aufenthalt für 
den Wohnfig anzunehmen, alfo (wenn von ber Erbfolge 
‚Die Rede ift) den Ort, an welchen gr geftorben if. — Bei 
Findelfindern mag als Wohnſitz gelten der Ort, wo fie 
„gefunden werben, mit Vorbehalt einge Aenderung, ‚wenn 
fe an einem anderen Drte zum Zwed ber Erziehung einen 
‚bleibenden Aufenthalt befommen, fei es in einer öffentlichen 
Anftalt,. oder bei Privatperfonen (r).. | 


(r) Linde Lehrbuch $ 89. 
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$. 360. 
nebergang zu den einzelnen Rechtsverhältniſſen. 


‚Bi find jest an einem Punkt unfrer Unterfuchung ans 
gelangt, der einen größeren Abfchnitt bildet, und an welchem 
ein Rüdblid auf den zurüdgelegten Theil räthlich erfcheint. 

Der Bang der Uinterfuchung war bisher folgender. Es, 
wurde ein Rechtsgruud aufgeſucht, aus welchem die Unter⸗ 
ordnung ber einzelnen Perſon unter ein beſtimmtes örtliches 
Recht, alſo die Angehörigfeit der Perfon an ein beftimmtes 
Rechtsgebiet, abgeleitet werden Fönne (8345). Als ein 
folcher Rechtsgrund wurde im Römifchen Recht anerfannt 
das ſtaͤdtiſche Bürgerrecht Corigo), in defien Ermangelung 
aber der Wohnftg in einem beftimmten Stadigebiet (8 350. 
#8 87). Im heutigen Recht trat an die Stelle Diefes 
Vechtagrundes der MWohnfig in einem beftimmten Geſetz⸗ 
ſprengel {8 358. 359). 

Es wurde aber zugleich anerkannt, daß diefe Beftimmung 
‚une Die Brundlage bilden koͤnne für die Löfung unfrer Auf- 

‚gehe, und nicht als eine folche Löfung felbft angefehen 
werden duͤrfe. Denn zu biefer Löfung gemigt nicht bie 
Betvrachtung der Perſon in ihrem abftracten Dafeyn (fo 
‚ie in deu oben erwähnten Beftimmung), fondern es muß 
vielmehr die Berfon unter einem ganz anderen Gefichts⸗ 
yunkt betrachtet werben, nämlich al& eintretend in einen 
‚weiten Kreis erworbener Rechte, und als Träger bieigr 


108 Buch II. Herrſchaft ner Rechisregeln. Kap. J. Örtliche Gränzen. 
Rechte, womit zugleich die Möglichkeit des Eintritts in Die 
verjchiedenften Rechtsgebiete gegeben ift ($ 345). 

Anftatt alfo, daß bisher der Gegenftand unferer Unter 
fuchung die Perſon war, für welche ein Band aufgefucht 
wurde, durch das fie an eine beftimmte Dertlichleit, ald an 
ein einzelnes Rechtögebiet, angeknuͤpft wäre, fo wendet ſich 
jegt die Unterfuchung auf einen anderen Gegenftand, auf 
die Rechtsverhältniffe, für welche wir nunmehr eine 
ähnliche Verknüpfung mit einer beftimmten Oertlichleit, mit 
einem einzelnen Rechtsgebiet, feſtzuſtellen haben. Um aber 
beide Theile der Unterſuchung auch im Ausdruck einander 
näher zu bringen, Tönnen wir ſagen, daß in der Folge für 
jede Klaſſe der Rechtsverhältniffe ein beftimmter Sik aufs 
gefucht werben fol. 

Dieſen Gedanken verfolgend, will ich Hier die Formel 
wiederholen, die ſchon oben in anderem Zufammenhang vor 
läufig aufgeftellt worden ift (8 348), und nach welcher die 
gefammte Aufgabe dahin geht, \ 
daß bei jedem Rechtsverhältniß dasje— 
nige Rechtsgebiet aufgefuht werde, 
welchem dieſes Rechtsverhältniß feiner 
eigenthümlidden Natur nah angehört 
oder unterworfen iſt, (worin dafſelbe ſeinen 
Sitz hat). 

Dieſe Formel iſt im Weſentlichen gleich anwendbar auf 
die Colliſton von örtlichen Rechten befeihen Staates und 
verfchtedener Staaten. 
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Nur durch die vollftändige Löfung diefer Aufgabe wird 
eine: fichere und erfchöpfende Anwendung der aufzuftellenden 
Grundſaͤte auf das wirkliche Leben möglich, und von dieſem 
Standpunkte aus Tönnen wir die bisher geführte Unter 
ſuchung als den theörstifchen Theil der ganzen Lehre, die 
nunmehr ‚folgende ale den praftifchen Theil derſelben bes 
zeichnen. | 





In dieſer Unterfuchung werden einige allgemeine Ge⸗ 
fichtepunfte öfter erwähnt werben müflen. Eine vorläufige 
Zufammenftelung verfelben am gegenwärtigen Orte wird 
die fpäter davon zu machende Anwendung wefentlich er 
leichtern und förbern. 

4. Schon oben Ift auf den inneren Zufammenhang aufs 
merkſam gemacht worden, welcher awifchen dem Gerichte» 
fand und dem anzumenvenden örtlichen Recht fchon 
bei. den Römern beftand, und auch im heutigen Recht nicht 
verſchwunden ift (8 356. 359). Diefer Zufammenfang 
beruhte bei der Perfon auf dem Gehorfam, ven dieſelbe, 
wie der Obrigkeit, fo dem örtlichen Recht, zu leiften Hatte, 
aljo auf einer gleichartigen Unterwerfung der Perfon unter 
beide über ihr ſtehende Gewalten. Eine ähnliche Berwandts 
haft, beſtehend in gleichartiger Unterwerfung, müflen wir 
nunmehr auch für die Rechtsverhältniffe geltend machen, 
Nur darf diefer innere Zufammenhang nicht bis zu völliger 
Identitaͤt ausgedehnt werben. Cine folche Annahme wird 
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fhon durch den Umſtand ausgeichlöfin, daß in vielen 
Fällen ein mehrfacher Gerichteftand anwendbar iR, anſtait 
daß Das anmwendbare ortiiche Recht ſtets nur ein einfaches 
ſeyn kann. 

2. Das für jedes Rechtsverhaͤlmiß anwendbare oͤrtliche 
Recht ſteht umter einem fee ausgedehnten Einfluß ven 
freien Willens der beteiligten Perfonen, alfo der frebs 
willigen Unterwerfung unter ein beftimmtes Rechtögebiet, 
obgleich diefer Einfluß nicht als ein unbegränzter gebadht 
werben darf. Diefelbe freiwillige Unterwerfung iſt auch 
wirffam bei dem für die einzelnen Rechtsverhaͤltnifſe gelten» 
den Gerichtöftand. 

Die freie Unterwerfung unter ein örtliches Recht erfcheint 
in verfchledenen Arten und Graben. Zumellen darin, daß 
der Inhalt eines beftimmten örtlichen Rechts als manßgebend 
frei gewählt wird, anftatt daß auch wohl ein anderer In⸗ 
halt hätte vorgezogen werden koͤnnen; fo insbefondere bei 
den obligatortfchen Verträgen, bei welchen das frei gewählit 
Örtliche Recht gleichfam als Beſtandtheil des Vertrages 
ſelbſt anzuſehen if. In anderen Fällen erfcheint jene freie 
Unterwerfung in dem Erwerbe eine Rechtes an fi, fo 
3. B. bei dem Erwerbe eines Grundeigenthums in einem 
fremden Rechtögeblet, wobel ver Erwerber gwar freie Macht 
bat, den Erwerb zu unterlafien, wenn er ihn aber beichließt, 
den Inhalt des örtlichen Rechts über den Grumdbeſit noth⸗ 
wendig anerkennen muß. 
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Bel biefer Anwendung eines örtlichen Rechts in Folge 
fteker Nicetwerfung find ftets zwei ragen zu beachten: 
Piinter Weichen Beningungen iſt diefelbe anzunehmen, da es 
HER art einer ausbrürklichen Erklärung barüber fehlen wirdf 
In Wweldden Fallen ift ſie zulaſſig, oder aber durch emigegens 
Mibe abfolute Geſetze ausgeſchloſſen? 

Det große Einfluß dieſer freiwilligen Unterwerfung auf 
dat anzuwendende sͤriliche Recht Hat denn auch ſtets ſeht 
Allgemeine Anerkennung gefunden. Er konnte noch etwa 
bezweifelt werben im Roͤmiſchen Recht, nach welchem bie 
perſoniche Wöhängigfeit von einem beftimmten örtlichen 
Necht zunaͤchſt durch Das ſtaͤdtiſche Bürgerverhältniß bes 
Mainnat wutde (5 357), in welches Jeder regelmäßig nicht 
durch feinen freien Willen, fondern durch die Geburt ein⸗ 
ti? 5 352). Jeder mögliche Zweifel aber verſchwindet 
für das Heutige Recht, in welchem vie perfünliche Abhän- 
gigkeit von einem beflimmten örtlichen Recht burch den 
Wohnft befflimmt wird. Denn da der Wohnſitz ſelbſt durch 
völlig Seele Wahl eines Jeden beftimmt wird, fo kann auch 
für einzelne Rechtoverhaͤltmiffe die regelmaͤßige Befugniß zur 
fteien Anterwerfung unter ein beſtimmtes oͤrlliches Reit 
enem Zweifel unterliegen. 

Die Bier erwähnte freiwillige Unterwerfung erfchelnt 
Teils als eine einſeitige (wie bei dem Erwerb des Gigen- 
Rd und anderer dinglicher Nechte), theils als eine In 
mehreren Perſonen uͤbereinſtimmend vorhandene (wie bei den 
obligatoriſchen Bertraͤgen). Diefe letzte Fönnte man geneigt 
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ſeyn, felbft für einen Vertrag, nämlich einen ſtillſchweigen⸗ 
den, zu halten. Allein diefe Auffaffung wuͤrde nicht genau 
richtig ſeyn. Zu jedem Vertrag wird voraudgefekt ein 
pofitives Wollen mit beſtimmtem Bewußtſeyn. Ein folches 
ift bei der hier in Frage ftehenden Unterwerfung keineswe⸗ 
ges immer vorhanden. Bielmehr wird bier nur das Dem 
inneren Bebürfnig Entſprechende als gewollt, in Kraft einer 
allgemeinen Rechtöregel, vorforglidh angenommen, fo lange 
nicht ein beftimmt widerfprechender Wille vorliegt. Bon 
diefer, allerdings etwas fubtilen, Unterſcheidung zwiſchen 
der bier angenommenen Unterwerfung und dem Vertrage, 
wird unten eine nicht unwichtige Anwendung gemacht 
werben (8 379 Rum. 3), im welcher die uUnterſcheidung 
ſelbſt noch anſchaulicher hervortreten wird. 

Wenngleich nun in der Sache ſelbſt große ueberein⸗ 
ſtimmung herrſcht uͤber den großen Einfluß der freiwilligen 
Unterwerfung unter ein beſtimmtes oͤrtliches Recht, jo muß 
ich Doch Widerfpruch einlegen gegen einen Sprachgebrauch, 
der hierin neuerlich geltend gemacht worben ifl. Die 
neueren Schriftftellee pflegen nämlich viele fehr allgemeine 
Einwirfung des freien Willens als Autonomie zu be- 
zeichnen (a), da doch dieſer Kunftausprud von früherer Zeit 
her vielmehr angewendet worben iſt als Bezeichnung eines 
fehr eigenthümlichen Verhaͤltniſſes in der Entwidelung des 
deutfchen Rechts, beftehend in ver Befugniß des deutfchen 


(a) Wähter M. ©. 35. Mittermaier deutfches Reäit 
Cichh orn deutſches Recht 5 34.37. . 5 30. 31. Forux p. 1. _. 
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Minis und mancher Korporationen, ihre eigenen Verhaͤlt⸗ 
uiffe durch eine Art: innerer Gefehgebung felbfiftännig zu 
ordnen (b). Hier ift der Ausdruck nicht wohl zu entbehren, 
und er wird in feiner eigenthümlichen Bebeutung nur ges 
ſchwaͤcht durch ‚Die überflüffige Anwendung auf bie ganz 
ungleichartigen Berhältniffe unferer Lehre, weldde an Klar 
Heit und Beftimmtheit dadurch gar Nichte gewinnt. Wollte 
man diefe Anwendung etwa dadurch zu rechtfertigen. fuchen, 
daß fich auch Hier die Parteien einem (fchon beſtehenden) 
Rechte unterwerfen, in diefem Sinne alfo fich ſelbſt ein 
Befeh geben, fo gilt ja Daffelbe in noch höherem Grabe 
von der freien Wahl des Wohnſitzes, und doch denkt 
Riemand. varan, die Wahl des Wohnfiges als Ausfluß der 
Antonomie zu bezeichnen. — Hiernach ſcheint es gerathen, 
bei der freien Unterwerfung unter irgend ein oͤrtliches Recht, 
eben ſo wie bei der Wahl des Wohnſitzes, und bei den 
unzähligen anderen freien Handlungen, woraus rechtliche 
Folgen entipringen, den Ramen ver Autonomie zu vers 
meiden {c). | 

3. Wenn wir die Behandlung der hier vorliegenden 
ragen im Großen betrachten, wie fie im Laufe mehrerer 


.(b) Eichhorn deutſches Recht heitsrecht B.1 S. 168, 3.2 S. 107 
6. 20. 25. 30, Rechtsgeſchichte ES liegt bei dem Hier getadelten 
2 
7 
1 


5 346. — Phillipe deut: Sprachgebrauch eine aͤhnliche Vers 
Recht B.1 ©. 89 B. 2 wechfelung zum Grunde, wie bie, 
3. — Puchta Gewohnheits- durch welche die Entftehungsgeände 
B. 1 S. 155—160 B.2 der ‚Mechisverhältnifie mit den 


qh 
G. 
xecht 
©. 107 „ Rechtsquellen zufammengeftellt wer⸗ 
(0) Bel. auch Puchta Giwohn⸗ ven, ſ. d. B. 1 86 Note b. - 
vm. 8 
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Jahrhunderte Hei den Schriftſtellern, im der gerichtlichen 
Praris, und felbft in der Geſehgebung verfchiedener Nas 
tionen erfcheint, fo erfcheint uns darin eine unverfennbare 
Umänderung, und zwar ein Kortfchritt, nach einer und ders 
felben Richtung bin. Im früherer Zeit war eine fcharfe 
Abſonderung der einzelnen Staaten gegen einander vor⸗ 
herrfchend, an deren Stelle im Laufe der Zeit. eine ſtets 
wachſende Annäherung geireten ift. Uebereinſtimmend damit 
hat fi auch unter den Schriftftellern ber verfchiebenen 
Rationen eine merkliche Verminderung der früheren Mei⸗ 
nungsverfchiebenheiten gezeigt. Von dieſer veränberten 
Richtung geben zwei ſchon oben ($ 348) bemerkte That⸗ 
fachen Zeugniß: die ftetd allgemeiner anerfannte gleiche 
Rechtsfähigfeit unter Inlänvdern und Ausländern, fo wie 
das zunehmende Einverftändniß über. manche Säbe eines 
allgemeinen Gewohnheitsrechts über unfere Fragen. : Wird 
dieſe bereit angefangene Entwidelung des. Rechts nicht 
duch unvorhergefehene Außere Umſtaͤnde geftört, fo laͤßt 
fih erwarten, daß fie aulegt zu einer völlig uͤbereinſtim⸗ 
menden Behandlung unferer Lehre in allen Staaten führen 
wird. Eine ſolche Nebereinftimmmg könnte ‚herbeigefägtt 
werden auf dem Wege der Wiffenfchaft und der durch dieſe 
geleiteten Praxis der Gerichte. Ste könnte auch bewirkt 
werden burch ein unter allen Staaten vereinbartes Geſeß 
über die Golifion der örtlichen Rechte. Ich fage nicht, daß 
ein folches wahrfcheinlich wäre, oder auch nur raͤthlicher 
und heiffamer, als die bios wiſſenſchaftliche Vereinbarung. 


— 
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liste der Gedankle an «in ſolches Gefetz kann uns als 
Maaßſtab dienen fr Die Pruͤfung einer jeden von uns auf 
ellenven Regel. über die Eollifion. Wir haben uns Das 
bei Pets zu fragen, ob eine folche. Regel wohl geeignet 
ſeyn Düefte, um in jenes allen Rationen gemeinjame Gehe 
aufgenommen au werben. 

Bei dieſer zunehmenden Annäßerung if Gin Haupts 
punkt übrig geblieben, an welchen fich fortwährenn Die 
Ürengften Gegenfäge angefchlofien haben. Das Ältere ger 
wanifche Recht geht aus von einem fcharfen linterfchieb 
uwiſchen dem Eigenthum an unbeweglichen Sachen auf der 
einen Seite, und dem beweglichen Eigenthum nebft allem 
übrigen Bermögen (befonders Obligationen) auf der andern 
Seite. Hält man dieſen Unterfchied auch in unferer Lehre 
feſt, fo wird man dahin geführt, das unbewegliche Vers 
mögen in allen Beziehungen nach dem Recht des Ortes, 
wo die Sache liegt, zu beurtheilen, alfo in vielen ber 
wichtigen Halle von dem übrigen Vermögen gaͤnzlich zu 
trennen. Giebt man jenen Unterfchiev. auf, ſo kommt man 
dahin, in vielen folchen Faͤllen das Vermögen aller Art 
Arich mi: behandeln. Dieſer jehr wichtige Gegenfag wird 
zunuͤchſt bei den binglichen Rechten, dann aber beſonders 
in mn: Gebrerht und in dem ehelichen Guͤterrecht, weiter 
suben: genauer bargeftellt werben. Seiner allgemeineren 
Ratur- wegen erſchien jedoch eine vorläufige Erwähnung 
deſſclben fchon an dieſer Stelle raͤthlich. 


Rah ,:einer unbefangenen Betrachtung muß man mer 
8 * 
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kennen, daß die in neuerer Zeit völlig veränderten Verhaͤlt⸗ 
niffe des Vermögens und des Verkehrs dahin führen, jenen 
firengen Unterfchteb aufzugeben. Die Gegner dieſer Meinung 
verfennen zwar nicht Die große Schwierigkeit der Ausführung, 
die In heutiger Zeit mit dem Beharren bei jenem Unter 
fehied verbunden feyn muͤſſe. Ste pflegen aber auf dieſen 
Umſtand etwas vornehm herab zu fehen, indem fie bes 
haupten, eine ſolche nbequemlichfelt dürfe uns nicht 
Kindern, an richtigen Grundſaͤtzen feft zu halten. Diefes 
möchte zugegeben werben, wenn die Rede wäre von einer 
bloßen Schwierigfeit für die urtheilenden Richter, beren 
Mühe und Arbeit alfo durch die ausgleichenne Meinung 
vermindert werben follte, Allein die Schwierigkeiten, und 
die aus dieſen entfpringenden Nachtheile treffen bie Bes 
theifigten felbft, die Parteien, auf welche die Rechtsregein 
anzuwenden find, und wir duͤrfen niemals vergeflen, daß 
deren wahres und gleichförmiges Intereſſe zu fürvern, der 
Zweck der Nechtöregeln iſt, Daß dieſe Regeln ihnen di dienen 
ſollen, nicht umgekehrt. 

Und betrachten wir doch genauer, worin der Grundſatz 
beſtehen koͤnnte, der durch die Befeitigung jener Schwierig. 
feit etwa gefährdet würde. — Man Fünnte gefaͤhrdet glau⸗ 
ben den Bortheil der eigenen Unterthanen, wenn: vielleicht 
in einzelnen Fällen ein Grundeigenthum unſres Landes 
burch Vererbung nach Rechtöregeln des Auolandes an einen 
Ausländer fiele, anflatt an einen Einheimifchen. : Allen 
theils Könnte im einzelnen Ball auch gerade ber umgelehrte 
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Erfolg bei der Anwendung der fremden Rechtsregel eintreten, 
theils wird jede folche Gefahr, (wenn man diefen Namen 
gebrauchen will) durch die von und vorausgefeßte Gegen- 
ſeitigkeit völlig beſeitigt. — Ober man koͤnnte glauben, bie 
Würde. und Selbftftändigfeit unſres Staates wäre gefährdet, 
wenn auf die Bererbung eines einheimifchen Grunbeigens 
thums fremde Nechtöregeln angewendet würben. Allein 
auch diefer Einwurf widerlegt fich durch Die angenommene 
Gegenſeitigkeit, die fich, allgemeiner aufgefaßt, in eine 
välferrechtliche Gemeinfchaft, als Grundlage und letztes 
Ziel unfrer ganzen Lehre auflöft ($ 348). 

Watſachlich nun Kat ſich der Hier erwähnte Gegenſah 
Der Meinungen fo ausgebildet. Die deutſchen Schriftfteller 
haben fich in neuerer Zeit immer mehr dahin geneigt, ben 
oben erwähnten fitengen Unterfchien zwiſchen unbeweglichen 
uud anderem Vermögen aufzugeben, und zwar fo, baß hierin 
Romaniſten und Germaniften ganz einverflanden find. Die 
Engliſchen Schriftfteller Dagegen mit Einfchluß der Ame⸗ 
rikaniſchen (deren Lehre auf demſelben Boden des common 
law ſteht) Halten jenen Unterſchied in großer Strenge 
feft (d), umd ihnen fcheinen ſich auch bie Franzoͤſiſchen 
Schrififteller anzufchließen. Mit den Schriftftellern aber 
geht überall die Praris der Gerichte, nach einer fehr natürs 
Uchen Werhfelwirfung, Hand in Hand. | 


(d) Ritt ohne Einfluß anf geweſen, welches daſelbſt noch jet 
diefes Feſthalten in Englanb if den Verlehr im Grundeigenthum 
gewiß das Normaͤnniſche vehenrecht großentheils beherrſcht. 
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$. 361. 


Uedergang zu den einzelnen Nehtsverhältutffen. 
(Bortfehung.) 


Unfere nächfte Aufgabe geht dahin, für jede Klaffe ver 
Rechtsverhältnifie ein beftimmtes Rechtsgebiet dem ed an⸗ 
gehört, alſo gleichfam einen Sid des Rechtsverhältniffes, 
aufzufuchen (9 360). Die Grundlage diefer Arbeit muß 
eine zufanmenftellende Veberfiht ver Rechtöverhältniffe 
felbſt bilden, auf welche jene Unterfuchung gerichtet wer- 
den fol (a). 

Den Mittelpunkt jedes Rechtsverhäftnifies bildet Die 
Perfon, als der Träger derfelben, und es muß zuvoͤrderſt 
der Zufland der Perfon an fich beftimmt werben. Dieſes 
geſchieht durch die Feſtſtellung von zweierlei Beringungen: 
den Bedingungen, unter welchen die Perſon Traͤger von 
Rechtsverhaͤltnifſen ſeyn kann (Rechts fähigkeit); und 
den Bevingungen, unter welchen fie durch eigene Freiheit 
Träger von Rechtsverhaͤliniſſen werden kann (Handlungs- 
fähigleit). Man pflegt diefe zweifache Fähigkeit den 
atſemnien Suter der Perfen zu nennen. 


‚(a) Vgl. oben $ 345. und B.1 daß bie vorliegende Unterſuchung, 

5 53—58. — Die NRechtsfähig: fo wie das ganze Werk, beſchraͤnkt 
keit und Handlungsfähigkeit find ift auf das materielle Privatrecht, 
oben dargeſtellt, U. 2 und 3, das To daß davon ausgeſchloſſen bleibt 
Actionenrecht B. 5. 6. und 7. — ſowohl bas —— ala dae 
Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, Strafrecht, ſ. o. ı 51. 
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Am diefen Mittelpunkt nun (die Perſon an fich) bilden 
fih Die erworbenen Rechte in ihren mannichfaltigen Ges 
ftalten. Sie lafien fich auf zwei Haupiklaſſen zurüdführen, 
bie durch ihre Gegenftände beftimmt werden: Bamilien- 
recht und Bermögensrecht. 

Zum. Bermögensrecht gehören zunächft bie Rechte an 
einzelnen Sachen (dingliche Rechte), dann die Rechte an 
einzelnen Handlungen beftimmter Berfonen CObligationen- 
recht, wovon das Actionenrecht als einzelner Zweig zu bes 
trachten iſt). 

Dieſe, das Vermoͤgen bildende, einzelne Rechte erſchei⸗ 
nen als eine kuͤnſtliche Einheit im Erbrecht, welches das 
Bermögen in feinem abſtracten Begriff, von unbeſtimmtem 
Inhalt, zum Gegenftand Bat, 

Die Familie erfcheint theils in ihrer urfprünglichen Ra 
ins, als dauernde Lebensform (reines Familienrecht), theils 
in dem wichtigen Einfluß, ven ihre einzelne Zweige auf das 
"Vermögen ausüben (angewandtes Bamillenrecht). Sie iſt 
in den drei Geftalten zu betrachten, die im heutigen Römi- 
ſchen Recht allein noch übrig find: Che, väterliche Ge: 
walt, Vormundſchaft, da das im Römifchen Recht bis 
zur fpäteften Zeit enthaltene Sklavenrecht längft verſchwun⸗ 
den iſt. 

Aus bieſer Ueberſicht ergiebt ſich, als leitend für ben 
ganzen folgenden Theil unferer Unterfuchung, folgende Reihe 
Der Rechtsverhältnifie: 


Op. - RP 
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L. Zuſtand der Perfon an fi. (Rechtsfaͤhigkeit, 
Hanbiungsfägigfeit.) 
IL Sachenrecht. 
IL Obligationenrecht. 
IV. Erbrecht. 
V. Familienrecht. 
| A. Ehe. 
B. Bäterliche Gewalt. 
C. Bormundfchaft. 





Für jedes Rechtoverhaͤliniß nun, das einer dieſer Maffen 
angehört, werden wir die Regel feflzuftellen Haben, nach 
welcher die Eollifion verfchienener örtlicher Rechte zu ent» 
fcheiden ifl. Der formelle Grundfab zur Löſung dieſer 
Aufgabe ift bereits (9 360) dahin angegeben worben, daß 
der Sit (die Heimath) jedes Rechtsverhaͤltniſſes (wohl zu 
unterfcheiden von dem Wohnſitz der Berfon) ermittelt wer⸗ 
den müfle; dieſes örtliche Recht fol in jedem Fall einer 
Eolifton zue Anwendung kommen. Die thatfächlichen Ver⸗ 
häftniffe, die bei dieſer Ermittelung in Betracht kommen 
fönnen, unter welchen alfo jevesmal zu wählen fein 
wirb, wo es Darauf anfommt, den Sit der einzelnen weiter 
verhältniffe feftzuftellen, find folgende: 

Der Wohnfig irgend einer mit dem Reiter 
o verhältnig in Beziehung ſtehenden Perſon. 
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Der Ort, an welchem eine Sache liegt, auf bie 
ſich das Rechteverhaͤltniß bezieht. 
VDer Ort einer juriſtiſchen Handlung, welche 
geſchehen iſt oder geſchehen ſoll. 
Der Ort des Gerichts, welches einen weht 
. . ſſtreit zu entſcheiden Bat. 

Kun find aber zu verfchiedenen Zeiten Berfuie ges 
macht worben, auch einen materiellen Grundſatz für. die 
Entſcheldung aller vorlommenden Golitfionsfragen aufzu⸗ 
finden., Ich will Hier die wichtigften Werfuche. dieſer Art’ 
zufammen fellen. Die Pruͤfung eines jeben berfelben wird 
davon abhängen, ob er dem angegebenen formellen Grund⸗ 
ag entſpricht, das heißt, ob aus ihm in der Tat für 
jedes einzelne Rechtsverhältniß der wahre Sit deſſelben 
Sicher erfannt werden Tann. Als bedenklich aber müffen 
alle dieſe Berfuche fchon in vorläufiger Betrachtung des⸗ 
wegen 'erfcheinen, weil ja die einzelnen Rechtsverkältnifie 
von fa ſehr verſchiedener Ratıte find, daß fie ſchwerlich 
anf eine gemeinfame, durchgreifende Regel Üben ihren Wohn— 
Ay: zuruͤckgefuͤhrt werben koͤnnen. 

1. Die unterſcheldung der Statuta perronal- fealig, 
wixta (b). 


&) Darauf it fon oben hin ©. 256-261. ©. 270 — 31. 
gedentet worden am Schluß des Bgl. auch Fozuıx $ 19 fg; Sronr 
$ 345 und im $ 347. Nusführ: 6 12 fg. 

Gb Handelt davon Waͤchter 1. 


122 Ge} Læcxſchaſt ver eqh toregein Rap.) Ouliche ringen, 

5 a einen ſehr unseifew: Anfang: findet fich dieſe Unter⸗ 

ſcheidung ſchon Bei B artofua Cd), ‚selkäudiger ausgebil- 

Det erſt gegen Ende des ſechezehnten Sahrhunderts (d). 
PBerfonalftatuten follen viejenigen Geſetze fein, 

: weiche prineipaliter die Perſon und deren Zuſtaͤnde zum 

Gegenftande haben, mögen fie auch nebenher Beflimmungen 

enthalten, die ich auf das Vermögen beziehen. 
Realftatuten werben bie Geſetze genannt, welche prin- 

cipaliter yon Sachen (und zwar von unbeweglichen) hau⸗ 

bein, mögen auch nebenher die Perſonen erwähnt fein. -- 

“ Gemifchte Statuten merken von Einigen die Geſetze 
genannt, bie Feines von beiden (Perſon over Sache) zum 
Gegenſtand haben, fondeen vielmehr die Handlungen (0); 
son Anderen die, welche beides (Perſon und Sache zugleich) 
wnfaffen. Diefe zwei ErMärungen find -einander ſcheinbar 
enigegengefebt, Tpielen jedoch in einander über. 

- Die praftifche Bedeutung dieſer Begriffe ift nım biefe 
Man geht aus von der Frage, welche Gefebe auch außer 
dem Staatsgebiet des Geſetzggebers anzuwenden find, mad 
man beantwortet Diefelbe in folgender Weife. Perfonalftatuien 
ſollen anzuwenden feyn auf alle Perfonen, Die in. dem. Ges 
biete des Gefeßgeberd ihren Wohnſitz Haben, aud were 


(ec). Bartorus in L.i €. de 7.8. Eine kurze, Hare Zuſammen⸗ 
summa irin. Die Gaupiftelle iſt ftellung bei L Vorr, 2—A . 
excerpirt bei Wächter I. S.272. (e) Auch wohl mit engever Bes 
bis 274, fhränfung auf die Farm ber 

(d) Anrcentnagus Num. 8,6, Handlungen. I. Voxr. $ 4. 
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ein aurgwaͤrtiger Richter zu enticheiden hat. Realſtatuten 
we alle in dem Gebiete des Gefehgebers liegende Grund» 
Shde, wiederum ohne Unterſchied, ob ein einheimiſcher ober 
un auswaͤruiger Richter zu eniſcheiden hat; gemifchte Sta 
isten- udlich auf alle in dem Gebiete des Geſeygebers vor⸗ 
Iommende Handlungen, ed mag die Eintfcheibung in bemfelben 
Sande zu geben feyn. over nicht. — So ftelit ſich die An⸗ 
wendung im Großen und Ganzen, allein im Einzelnen fin» 
den: ſich unzählige abweichende Meinungen, indes die Graͤn⸗ 
zen der Begriffe felbft, fo wie ber praktiſchen Anwendung 
berfelben, bald fo, bald ander gezogen werben. 

> Als ganz unwahr läßt ſich dieſe Lehre gewiß nicht vers 
werfen, ba fie der verfchiebenfien Deutungen und Anwen⸗ 
dungen empfänglich if, unter welchen ſich mitunter auch 
ganz richtige wahrnehmen lafien. Dagegen zeigt fie fich als 
dig ungemügend, ſowohl Durch Unvollſtaͤndigkeit, ale durch 
Vieldeutigkeit, und fie ift Daher durchaus unbrauchbar, ale 
Geundlage für den bevorfiehenden Theil unferer Unterſu⸗ 
Ausg au dienen. 

Manche neuere Schriftftellee haben behauptet, es fey 
deſe Lehre als entfchiedene® allgemeines Gewohnheitsrecht 
aufgenommen worden (f). Die Richtigleit dieſer Behaup⸗ 
tung ift nicht nur unerwiefen, ſondern fogar unmöglich, da 
die Meinungen der Schriftfteller, mit welchen auch die Ent⸗ 


Tejelbungen der Gerichte mehr oder weniger zuſammenhaͤn⸗ 


(6) Th ibaut Pandelten 6 38, Kierulff &. 75—82, Br ; 
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gen, weit aus einander gehen, alſo nicht von einer üben 
einſtiamenden Gewohahelt Zeugniß geben koͤnnen. Als 
wahren. Beftanbtheil jener Behauptung Können wir nur bie 
Thaiſache anerkennen, daß faſt alle Schriftſteller, bis auf 
ſehr neue Zeit Hin, in ber Behandlung unferer Lehre Die 
erwähnten Kmflanöbräile (PBerfonals und Realſtatuten 
nebſt gemifchten) anwenden. “Da fie aber an dieſe Aus⸗ 
bräde ganz verfchiedene Begriffe und Regeln anfnäyfen, fo 
iſt der übrig bleibende wahre Beſtandtheil der erwähnten 
Behauptung ganz unbedentend und gleichgültig - 

Der oben erwäßnte fcharfe Unterfchied zwiſchen dem 
unbeweglichen und dem übrigen Vermögen ($ 360 Re. 3) 
pflegt mit der fo eben dargeſtellten Lchre in Berbinbung 
geſetzt zu werben; und zwar in der Art, daß bie Beriheis 
iger jenes Unterſchiedes ein befondered Gewicht auf den 
Begriff ver Realſtatuten Iegen, anflatt vaß für ihre 
Gegner diefer Begriff ein weit geringeres Intereſſe hat. -: 
25 Jedes einzelne Rechtsverhaͤlmiß ‘fol in ber Meg, 
im Zweifel, nach dem örtlichen Recht des Wohnfiges 
dor Perſon beurtheilt werden, welche das Rechtsverhältnig 
vetrifft. Dieſes ſoll alſo geſchehen in allem Fällen, für 
welche nicht eine beſondere Ausnahme nachgewieſen werden 
kann (g). EEE 


\ 


(gg). Eichhorn dentſches Recht Grundſaß nur an bei der Gollifion 
634. Goͤſſch en Vorleſungen B:1 örilicher Rechte deſſelben Staates). 
S. 111. Buchta Pandekten F.110 — Gegen dieſen Grundſatz erklärt 

und: Vorleſungen über bie Bau: ſich Wächter I. ©. 9—12. 
beten 8118. (Puch ta ninmut viefeeeeee 
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migiuf den erſten Bi Scheint dieſer Grunbfah im Zu⸗ 
fümmenbang zu ſtehen mit ver ſehr allgemein, und:anıh . 
von: wir, anerfannten Regel; nach welcher der Wohnſttz das 
Bar iR, das eine Perſon mit einem beftimmten Rechts⸗ 
gebiet: verknuͤpft (8 359.0). Bei genmierer Betrachtung 
aber verhält es fh damit ganz anders. Das für die Per⸗ 
fon als ſolche geltende Recht gilt darum nicht auch für bie 
einzelnen Rechtöverhältnifie, in welche fich die Berfon bes 
giebt, und durch die fie in die verſchiedenſten Rechtsgebiete 
eintreten kann (8 360). Das drtliche Recht der Perſon 
kann zugleich für irgend ein einzelnes Rechtöverhältniß 
derfelben anwendbar fein, und ‚darum zeigt fich jener Grund⸗ 
fa in manchen befonderen Fällen als richtig. Aber ein 
folches . Zufammentreffen ift ganz zufällig, ber Grundſat 
ſelbſt Hat an fich Keinen Anfpruch auf allgemeine Anwend⸗ 
barkeit für die einzelnen Nechtöverhältniffe, und wir koͤnnen 
umns bei dieſen nicht der Nothwendigkeit entziehen, fir jedes 
verſelben das ihm angemeſſene Rechtsgebiet mit vouiger 
mnbejongenhei beſonders zu ermitteln. 

MDaqu kommt noch der wichtige Umſtand, daß bie meiften 
Nechtsverhaͤltniſſe nicht eine einzelne Perfon allein, ſondern 
mehrere PBerfonen zugleich betreffen. In folchen Fällen 
nun läßt uns jener Grundſat ganz ohne Emifcheibung, in- 
dem aus ihm nicht erfennbar tft, weiche unter diefen meh⸗ 
Yeren, von dem Mechtöverhälmiß betroffenen, Perſonen 
durch Ihren Wohnfis das auf das Rechtsverhaͤltniß anzus 
wendenbe. örtliche Hecht beftimmen foll.- I, 


126 Bag M. Gwciihefiän Relfirtgein. Rey] Öriihe tagen, | 
. Enblich uuß auch och Widerſoruch ‚eingelegt werden 
gegen bie ganze Seſtalt, werin der erwaͤhnte amgeblicht 
Grundſatz auftritt. Wr foll in Der Megel, ober is Zweifel, 
gelten, alſo wur dann nicht gelten, wenn Die Anwendbat⸗ 
tet eines anderen örtlidgen Rechts vollſtaͤndig bewiefen 
werben kann (6). Damit ſcheint die Geltung des Grund⸗ 
ſatzes bevorworiet zu werben für die zahlreichen Faͤlle, wo⸗ 
rin für eine oder die andere Meinung scheinbare Geimbe, 
gewichtige Autoritäten, Praͤjudizien der Gerichte, vorgebracht 
werben. Es wird alſo Hier gemwifiermaßen das Verfahren 
des Civilprozeſſes angewendet, in welchem Jeder, dem die 
Beweislaſt obliegt, den Prozeß. verliert, wenn es ihm nicht 
gelingt, den Beweis zu führen. Dieſe ganze Ant der Ve⸗ 
handlung kann ich nicht billigen. Vielmehr muß für äebes 
eingeine Rechtsverhaͤltniß das Rechtögebiet, dem es nnd 
feiner Natur angehört, ſelbſtſtaͤndig unterfucht und ſeßge⸗ 
ſtellt werben, fo Daß im diefe Unterfuchung keine allgemeine 
Brifumtion, foͤrdernd oder hindern, eingemifcht- werden 
darf. Diefer Widerſpruch übrigens wird nicht: blos gegen 
den. chen erwähnten vermeintlichen Grundſat arhzoben, ſon⸗ 
dern er iſt ganz eben jo auch auf do nafkfelgenden a 
wendbar. 
3. Jeded einzelne Pechioberhalmiß ſoll in der Kegel p zu 
beurtheilen fein nach dem Ort des Gerichts, Das. heißt, 
nach den Geſeten des Landes, Dem der ‚Baruber urtheilende 


(h) So beſonders bei Ruchta Raundelten 5 113. Rote bi: 
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Richter angehoͤrt. Diefer Grundfah “wird übrigens nu 
wefgeſtellt für die Gellifion der Rechte verfchienener Staa⸗ 
ten, nicht für die der PBarticularrechte deffelben Staates (i). 
An ſich aber würde fein Hinderniß fein, dieſen Grundſatz, 
wenn man ihn als wahr anerfennte, auch auf die collidi⸗ 
senden Barticularcechte eines und deſſelben Staates anzu⸗ 
wenben.. 

Die ſcheinbare Wahrheit diefed Grundſatzes liegt darin; 
daß seber Geſebgeber ausſchließende Herrſchaft über fein 
Land hat, in diefem Gebiet alſo die. Einmiſchung irgend 
eines fremden Rechts nicht zu dulden braucht; oder, was 
von anderer Seite her Daſſelbe ſagt, daß jeder Richter nur 
die Geſetze ſeines Staates anzuwenden berufen iſt (k). Dieſer 
Grund würde entſcheidend ſein, wenn ber vorherrſchende 
Geſichtspunkt neuerer Geſeggebung die eiferfüichtige Hands 
habung der eigenen Autorität wäre. Dieſes aber verfieht 
ſich gewiß ‚nicht von ſelbſt; vielmehr entfleht und. nun erſt 
die Frage, ob Die einheimische Geſetzgebung nach ‚ihrem 
Geiſt und aͤhrer Nichtung Die Anwendung jedes fremden 
Mechto auf die mit mehreren Rechtsgebieten ie Beruͤhrung 


+7 


WM. :WiäterL:S Bei — 270 
pr n ganze. Schrift nur von ben 
Geſetzen verfchiebener Staaten han⸗ 
beit); Puchta Pandelten $ 113. 
Borlefungen 8.113. — Diefe 
Meng wird beſtritten won 
Schäffner $ 24 — 29. Kor 
Ahin-B.27. ©. 318. 


(&) Bugleic;fcht dieſer Gtund⸗ 
jag ſcheinbar in Zuſammenhang 
mit der oben (6 360) geltend 'ge- 
machten Berwandifchaft zwifchen 
dem Gerichtsſtand und dem ört- 


len Bet. Nur wird irriger- - 


weiſe non ‚den Bertheidigern deſſel⸗ 
ben dieſe Verwandiſchaft in wiel⸗ 
liche Identitaͤt ausgebildet. 
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ſtehenden Mechtsverhälisifle in ver Regel. ausichließt:K17. 
Ein neuerer Schriftſteller ‚giebt dieſer Auſicht folgenden fee 
angemefienen Ausdrud. Wir wollen einräumen, fagt er, 
daß jeder Richter zunaͤchſt die Geſetze feines Landes: anzu⸗ 
wenden habe: Aber er fol fie Doch gewiß nur anwenden . 
auf die Berfonen und Die Fälle, für welche fie gegeben ſind; 
ob nun aber der Gefeßgeber fein Geſetz Hat gelten laflen 
wollen ‚für die an ſich zweideutigen Rechtsverhaͤltniſſe, bei 
welchen eine Colliſton örtlicher Nechte eintritt, Diefes her⸗ 
auszufinden (jagt jener Schriftftellen), " der allein ſchwie⸗ 
tige Punkt (m). 

Ben wir nun die oben angeredte Frage unbefangen 
erwägen, fo müflen wir uns überzeugen, daß der vorherr⸗ 
ſchende Geſichtspunkt der neueren Geſetzgebung und Praris 
nicht in der eiferfüchtigen Handhabung der ausſchlleßenden 
eigenen Herrſchaft beſteht, ja daß ſie vielmehr gerabe.ums 
gekbehtt auf die Foͤrderung einer. wahren Rechtegemeinſchaft 
gerichtet iſt, alſo auf die Beurtheilung der Colliſtonofaͤlle 
nach dem inneren Weſen und Beduͤrfniß eines jeden ein⸗ 
zelnen Nechtsverhaͤltnifſes, ohne Ruͤckſicht auf die Graͤmzen 
der Staaten und ihrer Rechtsgebiete (8 2348). 

‚rennen wir aber biefen vorherrſchenden Geſichtspunkt 
Br. neueren Patien Cin M Etchettuna a 


©. Dieſen . ſihepanit er⸗ m wehren. Bag! on. 
kennt auch der Derthewiger dee 268. 
hier zu pehfenden Grundſabes Pi} SH 3 —* 
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Praxis) als wahr an, fo müflen wir nothwendig den hier 
r vorliegenden Grundfag (daß der Richter in der Regel nach 
- ben Gefehen feines Landes zu entfcheiden habe, wo ihm 
ein Colliſtonsfall vorfommt) verwerfen. Diefer Grunbfaß 
flört und hindert fogar die wünfchensiwerthe und annähe- 
rungsweiſe zu erreichende Nebereinffimmung ver Ent⸗ 
ſcheidung von Colliftonsfällen in verſchiedenen Staaten. 
Er könnte daher unmöglich in ein gemeinfames Gefeh aller 
Staaten über die Eollifton der örtlichen Rechte (wenn ein 
ſolches je verfucht werben follte) aufgenommen werben 
($ 360, ©. 115). 

Es kommt aber noch ein befonderer Grund hinzu, der 
die Anwendung jenes Grundfages fehr bedenklich macht. 
Sn vielen Colliſionsfaͤllen findet fich der Gerichtsſtand an 
verſchiedenen Orten concurrirend begruͤndet, ſo daß die 
Mahl des Gerichtsſtandes im einzelnen Falle dem Kläger 
frei ſteht. Dadurch wird, wenn jener Grundfaß - gelten 
fol, das in jedem einzelnen Ball anzuwendende örtliche 
Recht abhängig gemacht, nicht allein von blos zufälligen 
Umſtaͤnden, ſondern felbft von der einfeitigen Willfür einer‘ 
Partei. Ein Grundſatz aber, deſſen Anmwenbung zu biefem 
Erfolge führt, Tann unmöglich als gerecht anerfannt wer⸗ 
den. Recht auffallend erfcheint die Härte und Willkür, 
wozu die Anwendung jenes Grundfaßes führen kann, wenn 
man dabei an die Länder denkt, wort der volle Lands 
faffiat eingeführt ift (n). 

(n) Eichhorn deutfches Recht 8 75. — Als befonderer Cinwurf 

viu. 9 
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Zum Schluß aber muͤſſen noch vie wahren. Beſtaud⸗ 
theile des hier befämpften Grundſatzes anerfannt werden, . 


PN 


u 


um fo mehr, als gerade diefe Anerkennung vielleicht "eine n 
Verſtaͤndigung über die widerflreitenden Meinungen erleich⸗ 


tern kann. 


A. Wenn der Richter ein einheimifches Gefep über 


gegen ben hier vorliegenden Grund: 
fa wird auch noch der Umſtand 
geltend gemacht, daß in dem Ge⸗ 
richtsfprengel des entfcheidenpen 
Richters mehrere örtliche Rechte 
neben einander beſtehen Tonnen, 


die Eollifionsfrage vorfindet, fo muß er Dies 
ſes unbevingt befolgen, felbft wenn es mit feiner 
eigenen theoretifchen Anſicht nicht übereinſtimmen 
follte ($ 347. 3485. — Weit wird indefien die 
Befolgung diefer Regel nicht führen, da die Ge⸗ 
fege über die Behandlung der Gollifionen meift 
nur der Ausdruck irgend einer unvellftändigen, 
ungenügenden Theorie find. 

. Der Richter kann niemals ein fremdes örtliches 
Recht anwenden, wenn biefe Anwendung durch 
die oben gezogenen Gränzen für die NRechtöges 
meinfchaft unabhängiger Staaten ausgeſchloſſen 
ift (8 349). Die wichtigften Folgen viefer Regel 
werden unten in den $ 365 zufammengeftellt wer: 


ven. Dadurch wird es zugleich anfchaulich wer⸗ 


den, daß Die praftifche Verſchiedenheit zwiſchen 


bleibe, welches derſelben gelten 
folle. Seuffert Archiv für Ent 
fcheidungen der oberften Gerichts: 
höfe in den deutſchen Staaten B. 2 
Num. 4. 


und daß es dann unenifchieben 


» 


F 


ui. 


> 
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Er 
;. ben Lehre in der That minder groß ift, ale fie 
auf den erften Blick erfcheinen mag. 


der Hier befämpften und der von mir veriheibig- 


- & Des Richter muß ſtets das Recht feines eigenen. 


Landes anwenden, wenn nicht von einem Ver⸗ 
hältniß des materiellen Rechte, fondern vielmehr 
von ber gerichtlichen Rechtöverfolgung bie Rebe 
iſt. Dahin gehören nicht blos die für den eigent⸗ 
lichen Prozeß geltenden Formen und Regeln, for 
dern auch theilweife die Regeln des Actionen⸗ 


rechts. Hierin aber iſt die Graͤnzſcheidung oft 


ſehr ſchwierig, es muß dabei mit großer Vorſicht 
verfahren, und ſteis auf die wahre Natur und 
Beſtimmung der einzelnen Rechtöinftitute geachtet 
werden. Gar manche Regel ift nur fcheinbar der 


. Rehtöverfolgung, in der That aber dem Rechts⸗ 


verhältniß felbft angehörig. 


‚a. Jedes Rechtsverhältniß fol nach dem örtlichen Recht 
desjenigen Mechtögebieted beurtheilt werben, worin es 
eriftent geworben ift (o). 

Diefer Grundſatz ift nicht nur willkürlich, weil ber Ent- 
ſtehungsort an fich, und abgefehen von möglichen vermit⸗ 
tefnben Gelinden, nicht das anzuwendende örtliche Recht 
beftiumen kann, fondern er hat auch blos den Schein eines 
materiellen Grundfaßes, während er in der That eine blos 


(0) Schäffner 832. — Vgl. dagegen Wächter U. ©. 2. 
g* 
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formelle Ratur hat. Denn der Ort, wo das Rechtsver⸗ 
haͤltniß im juriftifchen Sinn eriftent wird, kann nur durch 
genauered Eingehen in bie inbivibnelle Natur jedes Rechtes - 
verhältniffes erfannt werben, und dabei ift die vorherrfchende, 
an die Spite geftellte Rüdficht auf den Entſtehungsort nur 
*8 nicht förbernd. 

5. Es fol ſtets dasjenige örtliche Recht „angewendet 
werben, woburch wohlerworbene Rechte aufrechi erhalten 
werden (p). 

Dieſer Grundſatz führt auf einen bloßen Zirkel Denn 
welche Rechte wohlerworben find, können wir nur erfahren, 
wenn wir zuvor wiſſen, nach welchem örtlichen Rechte wir 

den vollzogenen Erwerb zu beurtheilen haben. 


In dieſer allgemeirten Meberficht follen zuletzt noch einige 
der in neuerer Zeit erfchienenen umfafienden Geſetzbücher 
für größere Europäifche Staaten erwähnt werben. 

Das Preußiſche Allgemeine Landrecht (q) erfennt den 
Grundfag der Rechtögleichheit in der Behandlung der Ins 
länder. und Ausländer fehr beftimmt an (r), und mo da—⸗ 
von Ausnahmen vorkommen, da haben diefe durchaus nicht 
den Zweck, dem einheimischen Recht eine ausfchließende Herr⸗ 
fchaft auch über. Fremde zu verichaffen, fondern vielmehr 

(p) Pol. über dieſen Grundſatz Wächter 1. &.1—9. 


(q) Bol. A. 2. R. Einleitung $ 3 — 35. ® A. L. R. Ein⸗ 
leitung 8 36, vor mit.8..23.° .: .:: 0. we 
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den wohlwollenden Zwed, unternommene KRechtögefchäfte 
gegen die Ungültigfeit zu fchügen, die etwa aus ber Colli⸗ 
ſion oͤrtlicher) Rechte hergeleitet werden möchte (s). — Sichts 
baren Einfluß auf die Abfaſſung dieſer Stellen des Land⸗ 
rechts hat die damals allgemein herrſchende Lehre von Per⸗ 
ſonal⸗ und Realftatuten gehabt (t); und gerade die Man— 
gelhaftigkeit dieſer Lehre iſt als Haupturſache der neuerlich 
entſtandenen Zweifel und Streitigkeiten uͤber eine der wich⸗ 
tigſten Anwendungen geworden, wovon unten in der Lehre 
vom Erbrechte (8 378) die Rede ſeyn wird. 

Das Franzöfifche Geſetzbuch enthält nur wenige Bes 
flimmungen, die als entfcheidend für Collifionsfragen ange- 
fehen werden Fönnen. Dennoch ift auch hier die regelmäßig 
anzuwendende NRechtögleichheit in der Behandlung der Eins 
heimifchen und der Fremden unzweideutig anerfannt (u). 

Das Defterreichifche Geſetzbuch (v) nähert fich dem 
Preußiſchen. Es erfennt die Nechtögleichheit der Inländer 
und Ausländer an und nimmt ähnliche wohlmollende Ruͤck⸗ 
ſichten auf die Erhaltung der Rechtsgeſchäfte, wie das 
Preußiſche Recht (w). 


*8 A. L. R. Einleitung $. 27. (u) Code civil art. 3 art. 11. 
bis 13. Vgl. oben $ 358 Noten d 
u Bornenann Preuß. Recht bis h. 
Ausg. 2. 8.1 5,52. Koch Preuß. (v) Deſterreich. Geſetzbuch $ 4. 
Recht 3.1 © 129. $ 33 — 37, 
(w) Ebendaſ. $ 33. 34. $ 35... 
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$. 362. 
1. Zuſtand der Berfon an fi. (Nechtefähigkeit umb 
Handlungsfähigfeit.) 


Auf die verfchiedenen Zuſtaͤnde der Perſon, wodurch die 
Rechtsfähigkeit und Handlungsfähigkeit beftimmt wirb, If 
nur eine reine, einfache Anwendung desienigen örtlichen 
Rechts möglich, welchem vie Perſon ſelbſt durch ihren 
Wohnfis angehört ($ 359). 

Diefer Grundfag iſt zwar auch nicht ganz ohne Wider⸗ 
fpruch geblieben (a). Allein die Zahl der Anhänger deſſel⸗ 
ben ift fo überwiegend, daß man ihn dennoch ald Gegen- 
ftand einer faft allgemeinen Meinung bezeichnen Tann, ja 
daß er durch ein gemeines in Deutfchland geltendes We- 
wohnheitsrecht beftätigt worden ift (b). Auch liegt darin 
die eigentliche Bedeutung der Perfonalftatuten, auf 
deren Begriff in früherer Zeit fo großer Werth gelegt 
worden ift (8 361 Rum. 1). | 

Indeſſen würden wir irren, wenn wir biefe Heberein- 
ſtimmung allzu hoch anfchlagen wollten, da fie großentheile 
nur ſcheinbar if. Es ift nämlich folgende Unterfcheibung 
fchon in früherer Zeit verfucht, neuerlich aber mit großem 
Nachdrud geltend gemacht worden (e). Man will unter- 


(a) So z. 8. bei 1. Vorr, (0) Herr. $ 5. 8. 11. @. 
6 7. Andere Gegner fiche bei Meier, p. 14. - Mittermaier 
Wächter I. ©. 162. 163 und deutſches R. $ 30 ©. 118. Ausg. 7, 
Foerıx p. 121. befonbers aber Wächter 11. & 163. 

(b) Wäcdterll. S. 102. 163. ©. 175—184. 

175, 177. 
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ſcheiden das bloße Daſeyn der rechtlichen Eigenſchaften 
einer Perfon an fi, und bie rechtlichen Wir- - 
tungen dieſer Eigenfchaften, das heißt, die daraus entfprin- 
genden Rechte und Befchränfungen der Berfon. Die Eigen: 
ſchaften an fih follen beurtheilt werden nach dem örtlichen 
Hecht: des Wohnſitzes; die rechtlichen Wirkungen aber nicht 
nach dieſem, fondern nach irgend einem anderen örtlichen 
Recht; nach welchem Recht? Davon wird noch ferner bie 
Rede ſeyn. Bon den Vertheidigern dieſer Unterſcheidung 
wird daher auch die allgemein übereinftimmenvne Meinung, 
und das damit zufammenhängende gemeine Gewohnheitsrecht, 
anf die Eigenfchaften an fich befchränft. 

Der Sinn diefer Uinterfcheidung wird aus folgenden An- 
wendungen Far werden. Zu den Eigenfchaften an fich ge- 
hören bie Zuftände des Bevormundeten, Unmüuͤndigen, 
Minverjährigen, des Verſchwenders, ferner des Gefchlechtd, der 
Berheiratheten, der ehelich oder unehelich Gebornen u. f. w. 
Ob alfo Jemand minderjährig iſt oder nicht, das heißt, die 
Granze der Minderjährigfeit, fol zu beurthellen feyn nach dem 
Mecht des Wohnfiges. Dagegen gehören Die Rechte und 
Befchränfungen des Minderjährigen zu ben rechtlichen 
Wirkungen, und find daher (nach jener Lehre) nicht nach 
dem Wohnſitz zu beurtheilen. $ 

Zu allen Zeiten jedoch haben viele Schriftfteller eine 
folche Unterſcheidung gar nicht gemacht, fondern vielmehr 
die rechtlichen Wirfungen, gerade fo wie die Eigenfchaften 
an fich, lediglich nach dem durch den Wohnfitz der Perfon 
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beftimmten örtlichen Rechte beurtheilt (d). Und mit dieſen 
übereinftimmend muß auch ich jene Unterfchetvung gänzlich 
verwwerfen. Sch halte fie für willfürlic und inconfequent, 
da ed an einem inneren Grunde, eine ſolche Gränze zu 
ziehen, gänzlich fehlt. Sehen wir die Sache genau an, 
fo finden wir feinen anderen Unterfchied, als daß manche 
perfönliche Zuftände mit befonveren Namen bezeichnet 
werben, andere aber nicht; diefer ganz zufällige, gleichgül- 
tige Umftand nun kann unmöglich einen Grund abgeben, 
verfchiedene örtliche Rechte anzuwenden. 

Bolljährig nennen wir Den, welcher die vollftän- 
digfte, durch das Alter erreichbare, Handlungsfähigfeit bes 
fist; das iſt alfo nur ein Name für gewiſſe rechtliche 
MWirfungen, für die Verneinung früher vorhandener Be⸗ 
chränfungen der Fählgfeit, Eben fo nennen wir minder- 
jährig Den, welcher jene vollftändige Fähigkeit noch 
nicht befißt; es ift ein Name für die, Verneinung des Zur 
ſtandes vollftändiger Fähigkeit. Wenn nun aber ein Geſetz 
auch bei den Minderjährigen gewiffe Stufen der Fähigkeit 
aufftellt, ohne dafür einen befonveren Namen zu gebrauchen, 
fo ift doch gewiß fein Grund einzufehen, warum nicht biefe 
Stufen der Fähigkeit, eben jo wie der Eintritt der voll 
ftändigen Fähigkeit, nach dem Recht des Wohnſitzes beur- 


(d) ARGENTRAEUS N. 47. 48. wendung auf Ehefrauen und Ge⸗ 
49. Ropexsurg T.1 C.3 $4—10, ſchlechtsvormundſchaft). Viele an⸗ 
Bovsıenorss T. 1 p.145—198. dere Anhänger diefer Meinung 
Huser $12. Foxrix p. 126 (An ſ. bi Wächter 1. ©; 167. 
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theilt werben follten. Durch folgendes Beifpiel wird biefe 
Behauptung noch anfchaulicher werden. Die Bertheidiger 
jener Unterſcheidung räumen ein, daß ein Franzoſe, der 
21 Jahre alt ift, auch in Preußen, wo fonft 24 Jahre, und 
eben fo in Ländern des Römifchen Rechts, wo 25 Jahre erfor« 
dert werden, als volljährig und völlig handlungsſaͤhig gelten 
muß; denn er hat ja durch den art, A88 des Franzöfifchen 
Gefetzbuchs den Titel als majeur erhalten, und daher hat 
er eine Eigenſchaft an fih, auf welche das Recht des 
Wohnfiges anzuwenden feyn fol. Allein daſſelbe Geſetzbuch 
- räumt den Minderjährigen theils mit 16, theild mit 15 und 
18 Jahren, gewifle bejchränftere Kähigfeiten ein, ohne aus 
ihnen eine befondere Klaſſe mit eigenem Namen zu. bilden (e). 
Das ift alfo nach jener Lehre Feine Eigenfchaft an fich, 
fondern blos eine rechtliche Wirkung, eine eigentHümlich 
eingerichtete Befchränfung der Perſon, und dabei fol das 
Recht des Wohnſitzes nicht gelten. oo. 

Gin anderes Beilpiel mag folgendes ſeyn. Rach 
manchen Geſetzen beduͤrfen Frauen zu ihren Rechtsgeſchaͤften 
der Zuziehung eines Geſchlechtsvormundes; nach anderen 
Geſetzen beduͤrfen die Ehefrauen der Genehmigung des 
Mannes. Wenn nun eine Frau im Ausland ein Geſchaͤft 
eingeht, fo müßte (bei confequenter Anwendung jener 
Lehre) nach dem Wohnftg beuriheilt werben: nur das Da⸗ 
feyn der perfönlichen Eigenfchaft an fich, das heißt, die 


(e) Code civil art. 903. 904, 477. 478. _ 
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Stage, ob fie eine Frau iſt (im Segenfab eines Mannes), 
oder eine Ehefrau (im Gegenfaß einer Jungfrau ober 
Wittwe). Dagegen wäre die nothwendige Zuziehung bes 
Gefchlechtsvormundes, fo wie die Genehmigung bes Ehe 
mannes, nicht nach dem Wohnſttz zu beurtheilen, da biefe 
Dinge zu den rechtlichen Wirkungen und Befchränfungen 
gehören (f). 

Id komme nun auf die Frage, welches andere delliche 
Recht, als das des Wohnflges, von den Vertheidigern jener 
Unterfcheidung angewendet wird, wenn bie reihtlichen Wir⸗ 
tungen ber perfönlichen Eigenfchaften zu beurtheilen find. 
Hierüber finden fich folgende verfchiedene Meinungen. 

In älterer Zeit verfuchte man auch hierin die Real: 
ftatuten anzuwenden, wenn von unbeweglichen Vermögen 
die Rede war, fo daß alfo eine amd dieſelbe PBerfon ganz 
verſchiedene Hanblungsfähigfeit haben Tonnte in Anfehung 
ihrer auswärtigen Grundftäde, und In Anfehung ihres 
übrigen Vermögens. Diefe Meinung findet jegt In Deutſch⸗ 
fand wenig Anflang mehr (g). 

Andere nehmen ari, die Wirkungen der perfönlichen 
Eigenfchaften " fenen zu beietheifen nach dem. Rechte des 
Orts, an welchem ein Rechtögefchäft vorgenommen wird (h). 


(f) So meint es in ver That die wir den bei uns handelnden 
Waͤchter 1. ©. 180, der dadurch Ausländerinnen einräumen. 
unmittelbar dahin geführt wird, (g) Wächter II. ©. 163.164. 
auf die im Ausland handelnden (h) Meier p. 14. Dagegen 
einheimifchen Frauen ganz andere erklärt fih Mittermaier bent: 
Gollifionsregeln anzuwenden, ale ſches Recht 8 31 ©. 1%0, 
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Diefe Meinung iſt noch aus befonderen Gründen, unabhän« 
gig von dem allgemeinen Widerftreite, zu verwerfen. Wenn 
Der, welcher auswärts einen Vertrag fchließt, an feinem 
Wohnſiß mehr Hanblungsfähigkeit hat, al6 am Ort des 
Bertrags, fo kann man nicht annehmen, daß er fich habe 
mit diefem Vertrag einem örtlichen Rechte unterwerfen 
wollen, nach welchem diefer Vertrag ungültig wäre; bie 
fteie Unterwerfung aber (die fogenannte Mutonomie) iſt' ja 
bder einzige Grund, wodurch dns am Ort des Vertrags gel- 
tende Recht anwendbar gemacht werben fol. Hat aber 
umgekehrt der Handelnde an feinem Wohnflg weniger 
Handlungsfähigkeit, ald am Ort des Vertrags, fo daß ber 
am Wohnfitz gefchloffene Vertrag ungültig wäre, fo wiürbe 
es Imeonfequent fein, wenn das heimathliche Geſetz ven 
Vertrag an fich verhindern, aber mit Hülfe einer feinen 
Reiſe zulaſſen wollte; vielmehr wird ihn. jene® Geſetz eben 
fowoh an ver Unterwerfung unter das fremde Recht, ale 
- an dem Vertrag felbft, verhindern. Dabei braucht gar 
nicht einmal die Abficht einer Umgehung des Geſetzes (in 
frandem legis) eingemifcht zu werben. 

Der neuefte Vertheidiger jener Unterſcheidung nimmt 
dagegen an, daß bie Wirkungen der perfünlichen Eigen: 
{haften nach dem örtlichen Recht des in jedem einzelnen 
Falle urtheilenden Richters zu beurtheilen feyen (Note c). 
Gegen diefe Meinung muß ich zunächft bie Gründe geltend 
machen, die gegen die ganze Unterſcheldung zwifchen ben 
Eigenfchaften an ſich und deren Wirkungen Bisher ausge 
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führt worden find; dann aber auch bie anderen Gründe, 
die überhaupt gegen das Hrtliche Recht des urtheilenden 
Richters als durchgreifenne Regel jprechen (8 361. Nr. 3). 
Und Hier befonders muß daran erinnert werben, wie grell 
fich die Anwendung jener Meinung darftellt in den Ländern, 
worin der volle Landfaffiat gilt. Denn da würde Jeder, 
der einen unbebeutenben Grundbefig in einem ſolchen Lande 
- bat, durch die bloße Willkür feines Gegners, einem ihm 
völlig fremden Rechte in der Beurteilung der rechtlichen 
Wirkungen feiner eigenen perfönlichen Zuftände untertvorfen 
werden Tonnen. 

Meine Meinung geht alfo vielmehr dahin, daß ever 
in feinen perfönlichen Zuftänden ſtets nach dem Recht feines 
Wohnſitzes zu beurtheilen ift; ohne Unterſchied, ob ‚darüber 
im Inland oder im Ausland ‚geurtgeilt werde; eben fo 
aber auch ohne Unterjchien, ob die perfönliche Eigenfchaft 
an fich, oder die rechtliche Wirkung verfelden, beurtheilt 
. werden fol. 

Dabei follen jedoch keinesweges die praftifchen Schwies 
rigfeiten verfannt werben, ‚die mit der Anwendung Diefes 
Grundfages in einzelnen Fällen verbunden ſeyn koͤnnen. 
Bei dem Vertrag mit einem- Ausländer mag es zuweilen 
fhwer ſeyn, das örtliche Recht feiner Heimath ficher zu 
erfennen; allein dieſe Schwierigkeit wird. auch durch die 
hier verworfene Unterſcheidung nicht befeitigt, nur im Um⸗ 
fang verringert. Es wird alfo Nichts übrig bleiben, als 
in Faͤllen folcher Art genaue Erfundigungen einzuziehen, 
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die ja ohnehin für die individuellen Verhältniffe des Aus» 
länderd unentbehrlich find, ganz unabhängig von dem 
fremden örtlichen Recht. Wer aber etwa noch mehr Er⸗ 
leichterung und Sicherheit auf biefem Gebiete verlangen 
möchte, der Tann biefelbe nur auf dem Wege pofltiver Ges 
febgebung erwarten. Was hierin gefchehen kann, wird fos 
gleich bei der Meberficht neuerer Geſetze in unferer Lehre 
gezeigt werben. 


8. 363. 
3. Zuſtand der Berfon an fih. (Nehtsfähigkeit und 
Handlungsfähigfeit) (Hortfebung.) 

Es fol nun zufammengeftellt werden, was fich in den 
. wichtigften neueren Geſetzbuͤchern über vie hier vorliegende 
Frage findet. 

J. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht ftellt fol 
genden Grundſatz an die Spike: „Die perfönlichen Eigen» 
fchaften und Befugnifle eines Menfchen werden nach den 
Geſetzen der Gerichtsbarkeit beurtheilt, unter weldyer der⸗ 
felbe feinen eigentlichen Wohnſitz hat“ (a). Dieſe Be⸗ 
ſtimmung bezieht ſich auf die Preußiſchen Unterthanen, und 
unterſcheidet nicht, ob ſie ihre Befugniſſe (wozu vor allen 
die Handlungsfaͤhigkeit gehört) ausüben an ihrem Wohnſitz 
ſelbſt, oder an einem andern Ort bes Inlandes, der viels 


(a) 8. R. Einl, s 23. Die näheren Beftinmungen folgen in den 
88 24 — 27. 


[4 


142 Bud IU. Herefchaft ber Redhtsregelm. Kap. 1. Ortliche Graͤnzen. 
leicht ein anderes oͤrlliches Recht über ſolche Befugniffe 
bat, oder endlih im Ausland. 

Für die Ausländer lautet die Beftimmung fd: „Auch 
Unterthanen fremder Staaten, welche in biefigen Landen 
leben, oder Gejchäfte treiben, müflen nach obigen Be⸗ 
flimmungen beurtheilt werden’ (b). 

So weit ftimmt Alles mit den oben aufgeftellten Grund⸗ 
fägen überein. Voͤllig gleiche Behandlung der Einheimifchen 
und der Fremden. Allgemeine Beurtheilung des perfönlichen 
Zuftandes, der Handlungsfähigfeit, nach dem örtlichen Recht, 
das an dem Wohnſitz der Perſon befteht, es mag dieſes 
ein einheimifches oder ein fremdes Recht feyn. 

Daneben bleiben aber zwei Fragen u. erörtern, welche 
ſchon oben für das gemeine Recht aufgeworfen worden find. 
Zuerft: Sind hier nur die Eigenfchaften an fich gemeint, 
oder follen auch die rechtlichen Wirkungen verfelben nad 
dem Rechte des Wohnſitzes beurtheilt werden (8 362)? 
Märe in dem 8 23 blos gefagt: „vie perfönlichen Eigen⸗ 
ſchaften“, fo könnte man vielleicht die erfte, alſo Die be 
ſchraͤnkende, Bedeutung in jene. Worte legen; da aber hin⸗ 
zugeſezt wird: „und Befugniffe”, fo muß jene Bars 
ſchrift auch auf die xechtlichen Wirkungen der Eigen⸗ 
ſchaften Dagegen werben, das heißt: es ift für Seven 
nad Dem Recht feines MWohnfiges zu beflimmen, nicht 
blos, ob er minderjährig ift oder ‚nicht, ſondern auch, 


(b) & R. Einl. 8 34. 
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was er ald Minderjäßriger vermag und nicht vermag. 
Wollte man diefe Behauptung noch bezweifeln, fo wirbe 
doch jeder Zweifel befeitigt werben ‚Durch einige nachfolgende 
Stellen des Geſetzes, worin der nach dem Recht des Wohn- 
fies zu beurtheilende Gegenftand bezeichnet wird als Faͤ— 
higfeit zu handeln (c), und zwar fo, daß damit nicht 
eiwas Neues erwähnt, fondern blos das Vorhergehende mit 
einem willkuͤrlich abwechfelnden, völlig gleichbedeutenden, 
Ausdruck bezeichnet werden fol. Es ift daher unzweifels 
haft, daß das Preußifche Recht unter den yperfönlichen Ei⸗ 
genfchaften und Befugniffen gerade die Hanvlungsfähigfeit 
mit begreift, und daß es alfo nicht blos die Eigenfchaften 
an ch, fondern auch Die rechtlichen Wirkungen derſel⸗ 
ben, nach dem örtlichen Rechte des Wohnſitzes beurtheilt 
wien will. | 

Zweitens ift ſchon oben auf die praftifche Schwierigfeit 
aufmerffam gemacht worden, vie bei den Verträgen eines 
Ausländers in unſerm Lande entftehen Tann, indem vielleicht 
das im Auslande, an feinem Wohnfig geltende, Recht bei 
uns-unbelannt ift (8 362)... Diefe Schwierigfeit befeitigt 
das Preußische Geſetz durch die Vorfehrift, daß die Hands 
lIungsfähigfeit des Ausländerd nach dem für das Beftehen 
des Vertrages günftigften Geſetz (alſo nach dem Ieichteften) 
beurtheilt werben fol, vorausgefept, Daß die Gegenflände 


(6) 2% NR. Einf. $ 27. 35. 


144 Buch UL Herrſchaft der Rechtsregeln. Rap.I. Ortliche @ränzen. 


des Vertrags in unferm Lande ſich befinden (d). Wird 
alfo in Berlin ein ſolcher Bertrag gefchloffen von einem 
Franzoſen, der über 21 Jahre alt if, fo ift der Bertrag gül- 
tig nach Branzöfifchem Recht, welches die Volljaͤhrigkeit 
auf 21 Jahre feht. Wird der Bertrag ebendaſelbſt gefchlof- 
fen von dem Einwohner eines unter dem Römifchen Recht 
ſtehenden Landes, welcher über 24 Jahre alt ift, fo ift der 
Berirag gültig nach Preußifchem Recht, welches 24 Jahre 
als Gränze der Minverjährigfeit annimmt. Das erfte iſt dem 
allgemeinen Grundſatz gemäß, Das zweite ift eine rein pofitive 
Vorſchrift, gegeben in der Abficht, Die Inlaͤnder gegen die Folgen 
eines unverfchuldeten Irrthums, wieWeicht ſelbſt der Unredlichkeit 
ihres Gegners, zu fchügen. Eine gleichartige Beftimmung 
ließe fich in den Geſetzen jedes Staates denken, und bie 
wünfchenswerihe Rechtögemeinfchaft in der Beurtheilmg 
der @ollifionen würbe dadurch nicht beeinträchtigt werben. 
I. Das Defterreichifche bürgerliche Geſetzbuch (1811) 
beſchraͤnkt fich auf zwei: Hierher gehörende. Beitimmungen, 
die mit den oben aufgeftellten Grundfähen übereinftimmen. 
Die Staatsbuͤrger bleiben auch in Handlungen, die fie 
außer diefem Staatsgebiete vornehmen, an dieſe Geſetze 


(d) &R. Ein. $ 35 „Do 
wird ein Fremder, der in hiefigen 
Landen Beriräge über dafelbft bes 
findlihe Sachen fchließt, in Ans 
fehung feiner Fähigkeiten, an han⸗ 
dein, nach denjenigen Geſetzen be⸗ 
urtheilt, nach welchen die Hand⸗ 
lung am beſten beſtehen kann“. 


Der 8 26 enthält eine ähnliche, 
aber weit weniger wichtige, Be⸗ 
flimmung. Beide Stellen fehlten 
in dem Entwurf, und wurden erft 
fpäter aufgenommen, mit Rüdficht 
auf die oben erwähnte praftifche 
Schwierigkeit. Bornemann 
Preuß. Recht B.1 ©. 53 Note J. 
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(alſo an Die Geſetze ihres Wohnflges) gebunden, „infoweit 
als ihre perfönliche Fähigkeit, fie zu mierueheen, dadurch 
eingeſchraͤnkt wird‘ (e). 

Eben fo wird für Fremde beſtimmt: „Die perfönliche 
Fähigkeit der Fremden zu Rechtögefchäften ift insgemein 
nad. den Geſetzen ded Ortes, denen der Fremde vermöge 
feines Wohnſitzes ..... unterliegt, au beurtheilen“ (I). 

Aus dieſen Stellen, ſo allgemein ſie auch gehalten 
ſind, geht doch unzweifelhaft hervor, daß für Inlaͤnder und 
Ausländer der perfönliche Zuſtand nach gleichem Grundſatz, 
und. zwar nach dem örtlichen Rechte des Wohnſitzes zu bes 
urtheilen ift; ferner, daß diefe Beurtheilung nicht blos zu 
besiehen ift auf die Eigenfchaften an ſich (3.3. ob Jemand 
minberjährig ift ober nicht), ſondern auch auf die rechtlichen 
Wirkungen dieſer Eigenſchaften, da in beiden Stellen aus⸗ 
druͤcklich erwaͤhnt wird, die „perſoͤnliche Faͤhigkeit, ſie (die 
Handlungen) zu unternehmen, die perſoͤnliche Faͤhigkeit..... 
zu Rechtsgeſchaͤften.“ | 

‚Dagegen findet fich Hier eine beſondere Vorkehrung wes 
gen des, vielleicht unbefannten, örtlichen Rechtes, dem der 
Ausländer unterworfen fein kann, nicht (g). 


(e) Deſterr. Geſetzbuch $ 4. 

(f) Ebendaſ. $ 34. 

(g) Zwar Fönnte man hierauf 
beziehen den $ 35, indem man ihn 


imn einem ähnlichen Sinne auffaßte, 


wie die oben erwähnte Vorſchrift 

des Preußiſchen Rechts (Note d.). 

Allein bei einer unbefangenen Ber: 
vu, 


gleihung des $ 34 mit $ 35— 37 
muß man fih überzeugen, daß nur 
der $ 34 von der perfünlichen 
Sandlungsfähigfeit fpricht, anftatt 
daß die drei Folgenden $$ von ber 
objectiven Natur und Gültigkeit 
der Rechtsgefchäfte reden. 
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M. Das Franzöfifche Geſetzbuch enthält über umfre 
Frage nur folgende ganz kurze Stelle: „Les lois concer- 
nant Petat et la capacit des personnes regissent les Fran- 
cais même residant en "pays &tranger“ (h). Allein aus 
den verhergegangenen Discuffionen fcheimt unzweifelhaft her⸗ 
vorzugehen, daß mar dabei vorausfehte, auch die perſoͤnliche 
Handlungsfähtgteit der Ausländer müfle nach dem Wohn⸗ 
ſid derfelben, alfo nach dem ausländifchen Rechte, beurtheilt 
werden. Hieruͤber find Schrififieller und Gerichte in ve 
Entfcheidungen übereinftimmend (1). 

Aus den angeführten Ausdruͤcken des Geſetzes iſt es 
übrigens unzweifelhaft, daß daſſelbe nicht blos auf die Ei⸗ 
genſchaften an ſich (Meta), ſondern auch auf die rechtlichen 
Wirkungen diefer Eigenfchaften (et la eapacite) zw beziehen 
iſt (k). Ferner geht daraus ganz beftimmt hervor, daß, fü 
lange die Eigenſchaft eines Frangais nicht aufgehoben iſt, 
dieſe Eigenfegaft allein entfcheivet, felbft wenn die Perſon 
ihren Wohnftg in das Ausland verlegt (m&me residant em 
pays. ötranger), fo daß alfo das Pranzöftiche Geſetß den 
Wohnſitz als Grundlage der Rechtsfaͤhigkeit und. Handlungs 
faͤhigkeit nicht unbedingt feſt haͤlt (8 359. e). | 


(h) Code oivil art. 3. di) ForLiıx p. 4. (k) Fozux 
p- 126 cf. o. $ 362.d). | 
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. $. 364. 

1 3Zufand der Perſon an fi. (Nechtofähigkeit und 
Gandiungsfähigfeit.) (Fortſetzung) 

Es iſt bisher der Srumdfatz durchgefüͤhrt worden, daß 
ber yerfönliche Zuſtand an ſich, der vorzugsweiſe in Mer 
Handlungsfaͤhigkeit beſteht, nach dem an dem Wohnfig 
der Berfon geltenden örtlichen Rechte beurtheilt werden 
wüßle. Diefem Grundſatz aber werden nicht felten von 
Denen, die ihn Im Allgemeinen anextennen, mandherlei Eins 
faränfungen art die Seite geſtellt, die nunmehr zu prüfen 
finb, und die thelfweife die Natur wahrer Ausnahmen am 
fih tragen, anſtatt daß andere nur auf der Anerkennung 
naiurlicher Graͤnzen berufen, vie nur vielleicht verfannt 
werden möchten. Dieſe Einfchränfungen. werben hier theils 
als gegründet angenemmen, theils aber verworſen werben 


' Bon manchen Seiten wirb eim Unterſchied behauptet 
zwiſchen einer allgemeinen und beſonderen Faͤhigkei 
und Unfähigkeit zu juriſtiſchen Handluugen. Die erfle ſoll 
ſich auf Rechtsgeſchaͤſte aller et beziehen, und dabei fol 
das örtliche Necht des MWohnfiges zur Anwendung lommen; 
bie zweite fol nur auf beftimmte, einzelne Rechtögefchäfte 
gehen, und dabei ſoll nicht das Recht des Wohnſihes ans 
wenddar fein, ſondern Dasienige Örtliche Recht, in deſſen 
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Gebiet das einzelne Rechtögefchäft vorgenommen wird. — 
Diefe Unterſcheidung iſt aber an ſich willfürlich und grund⸗ 
(08, da die an einen beflimmten Zuftand der Perfon ges 
fnüpfte Unfähigkeit in beiden Allen viefelbe Ratur Hat; 
auch iſt hierin eine fefte Gränzbeftimmung, aljo eine fichere 
Avendung kaum möglich (a). — Im folgenden Fällen 
etwa kann von dieſer Unterfcheivung Gebrauch gemacht 
werben. nn Ä 

1. Rad) dem Römischen Recht find Frauen, ihres bloßen 
Geſchlechts wegen, unfähig zu wirkſamen Bürgfchaften 
(Sc. Vellejanum). . Wenn nım eine Frau in - einem 
fremden Lande eine Bürgfchaft übernimmt, - fo entſteht 
die Frage, nach : welchem örtlichen Rechte die Gültig. 
feit derfelben zu beurteilen iſt. Nach der eben dar⸗ 
geftellten Unterfcheidung wäre die Bürgfchaft ungültig, 
wenn am Ort des Bertrages das Römifche Recht gälte, 
möchte auh am Wohnfitz der Bürgin ein anderes Recht 
beſtehen. Nach der richtigen Meinung iſt die Buͤrgſchaft 
ungültig, wenn das Römifche Recht am Wohnfig der 
Bürgin gilt, ohne Nüdficht auf das am Ort ded Ver⸗ 
trags beſtehende Recht. Wollen wir hierin den früher 
verbreiteten Kunftaustrud anwenden, fo mäflen wir 
fagen: Das Sc. Vellejanum iſt ein reines Perſonal⸗ 
ſtatut m 


(a) Aus beiden Gründen ver (b) Diefer Ausprud wird in 
wirft dieſe Unterfcheidung auch der That gebraucht von folgenden 
Wachter U. 17% -- -.  Schriftitelleen, welche bie hier auf⸗ 
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2. Gleichfalls nach dem Römifchen Recht ift jede in 
väterlicher Gewalt ſtehende Perfon unfähig, ohne Wiſſen 
des Vaters ein: gültiges Gelddarlehen aufzunehmen (Sc. 
Macedonianum). Dieſe Borfchrift hat eine. ganz aͤhn⸗ 
liche Ratur, wie die eben erwähnte Worfchrift über 
die Buͤrgſchaft der Frauen: fie iſt ein reines Perfonal« 
ſtatut. Die Gültigkeit des Darlehens wird alfo davon 
abhängen, ob am Wohnſitz des Schulpner® das Se. . 


Macedonianum als geltendes Recht beſteht. Das Necht 


des Ortes, wo das Darlehen gefchloffen wirb, ift dabei 
gleichgültig. | 

3. Die wichtigfte und ſchwierigſte Anwendung jener 
Unterfcheidung ift bie auf. das Wechfelreht. Denn für 
fein Gefchäft beftehen fo verſchiedene örtliche echte, 
wie über‘ die perfönliche Wechfelfähigfeit, und fein 
Rechtsgeſchaͤft verbreitet feine Wirkfamfeit in fo fchrans 


. tenlofer Ausdehnung Nach gemeinem Recht nun ftellt 


fih die Sache fo: Die Anhänger jener Unterfcheivung 
müflen die allgemeine Fähigkeit des Ausſtellers (3. 2. 
Boljährigkeit) nach dem Recht des Wohnſitzes, die be- 
fondere nach dem Recht des Ausftellungsortes beftimmen (c). 


geftellte Meinung (mit Widerlegung (c) Schäffner ©. 120 bat 
der Gegner) vertheivigen: Bour- hierin eine. abweichende Meinung. 
zenois T. 1 p. 187. Cuasor de Nah ihm muß der Ausſteller 
l’Allier questions transitoires wechfelfähig fein: 1. am Ort der 
Paris 1809 T.2 p. 352. Austellung, 2. an feinem Wohn⸗ 
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Nach der richtigen Meinung wird das örklicde Recht des 
Wohnſitzes allein enticheiden. Ä 

Die fo eben erwähnte ganz aigenchuͤmliche Natur de⸗ 
Wechſelgeſchaͤfts dürfte gerade Hier ein erleichterndes Ein⸗ 
greifen poſitiver Geſebgebung rechtfertigen, Da es Dem Kaͤn⸗ 
fer eines Wechſels oft ſchwer, ja unmoͤglich ſein wird, die 
verſchiedenen Geſetze uͤber Wechſelfaͤhigleit zu kennen, unter 
welchen die einzelnen durch den Wechſel bezeichneten 
Schuldner (Ausſteller, Indoſſanten, Acceptanten) nach 
ihrem Wohnſißz ſtehen, ſo wie die auf die Heimath ber 
zuͤglichen perfönlichen Verhältniſſe dieſer Schuldner (d). 
Indeſſen iſt doch die Schwierigkeit im wirklichen Leben 
geringer, als fie anf den erſten Blick ſcheinen mag. Der 
vorſichtige Laufer eines gezogenen Wechſels (e), wenn auch 
dieſer durch mehrere Melttheile gelaufen und mit zahlreichen 
Unterſchriften bedeckt iſt, wird meiſt nur auf wenige umter⸗ 
ſchriften ſehen, die ihm aus eigener Erfahrung als ſicher 
befannt ſind, und neben welchen ihm ale übrigen gleich⸗ 
gültig fein kbunen. — Für gang Deutſchland aber iſt hie 
Schwierigkeit ungemein vermindert worden durch Die neue“ 


fitz, wenn er da verklagt werden 
ſoll, weil ſonſt ein abfolutes Ge: 


ſetz die. Klage hindern würde.” Er 


ift irre geführt worden durch un⸗ 


richtige Auffaffung der Vorſchriften 


des Preußiſchen Rechts, wovon 
ſogleich die Rede ſeyn wird. 

(d) Darauf gründer fh im 
Preußifchen Recht eine abweichen: 


de, Das Wehſ.igeſchäft erleichternde, 
Beſtimmung über bie perſönliche 
Fähigkeit (ſ. u. Noten J. m.) 

(e) Be trodenen Wechſeln iſt 
ohnehin, wegen ber großen Ein⸗ 
fachheit des Geſchäfts, die Er⸗ 
mittelung der Wechſelfaͤhigkeit we⸗ 
nig ſchwierig 
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deutiche Wechjelorunung vom 27. November 1848 (f), bie 
gleich im erften Artikel Jeden, ver überhaupt Verträge 
ſchließen Tann, für wechielfähig erklärt, alfo alle bisher be⸗ 
ſtehenden befonveren Einſchraͤnkungen der Wechfelfähtgkeit 
aufhebi (5). Im Berhältnig zum Ausland erkennt dieſe 
Wechſelordnung den hier aufgeftellten Grundſatz an, daß 
die perfünliche Wähigkeit nach dem Wohnſitz jedes Ver⸗ 
pflichteten zu beurteilen ift; nur mit der ſehr zweckmaͤßigen 
praktiſchen rleichterung, daß Der, welcher im Auslande 
eine Wechielverpflichtung eingeht, vom Gericht dieſes Lan⸗ 
des ald wechielfähig zu behandeln if, wenn ihn auch nur 
das Geſetz dieſes Landes als fähig annimmt (Art. 84). 

- &8 würde übrigens ganz unrichtig fein, den Fall eines 
Wechſelſchuldners, dem das Necht feines Wohnſitzes Die 
Werhfelfähigfeit verfagt, mit dem Fall gleich zu ftellen, 

wenn am Ort des Wohnſitzes (oder auch am Drt der Aus⸗ 
ſtellung) Fein Wechſelrecht gilt. - In dieſem Fall ift Der 
Auseſteller, Indoſſant, Aeceptant, für wechielfähig zu halten, 
wenn er nur überhaupt Handlungsfähig if. Aber eine 
Wechſelklage freilich wird gegen Niemand angefellt 
werben fönnen an einem Orte, wo Fein Wechſelrecht gilt, 
weil bei der Wechſelllage Alles auf das örtliche Prozeßrecht 


= (f) Bgl. vie Preußiſche Geſetz⸗ Wechſel befindliche Unterſchrift für 
fammlung 1849 ©. 51. Das Ges fich verbindliche Kraft Hat, unab- 
feb hat in Preußen Gefebesfraft hängig von ber Gültigkeit der 
vom 1. Febr. 1849 ab. ‚übrigen Unterfchriften, welche Be: 

(g) Der Art. 3 beſtimmt aus: ſtimmung befonders für bie per- 
drücklich, daß jede auf sinem fönliche Wechielfähigkeit wichtig iſt. 
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anfommt. Die aus dem ausgeftellten Wechſel herzuleitende 
perfönliche Berbinplichkeit felbft wird dadurch richt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenngleich fie nicht (wenigſtens am Wohnfig des 
Ausfellers) im Wechſelprozeß verfolgt werden kann. 

Eine befondere Rüdficht verdient in dieſer Beziehung bie 
Preußifche Geſetzgebung. Wenn wir die allgemeinen Regeln 
derfelben über die perſoͤnliche Handlungsfähigfeit (8 363 
Ar. 1) unbedingt anwenden auf die Wechfelfähigfeit, fo 
finden wir folgendes Ergebniß. Der Inländer ift in feiner 
Wechſelfaͤhigkeit nach Preußifchem Recht (dem Recht feines 
Wohnfiges) zu beurtheilen, er mag im Inland oder Ausland 
ein Wechfelgefchäft vornehmen. . Der Ausländer, der in 
Preußen Wechfelgefchäfte vornimmt, wird nach dem hei- 
mathlichen ober dem Preußifchen Rechte beurtheilt, je nach- 
dem’ Das eine oder das andere die Gültigkeit des Geſchaͤfts 
mehr begünftigt ($ 363d). — Bei dieſer reinen. Anwen⸗ 
dung der allgemeinen. Grundfäge auf das Wechſelgeſchaͤft 
iſt nun aber unfere Gefeßgebung nicht ftehen geblieben, ohne 
jedoch ſtark davon abzumweichen. Zu einiger: Abänderung 
fonnte fie aber auch in der That bewogen werben, nicht 
nur durch die oben dargelegte ganz eigenthümliche Ratur 
des Wechfelgefchäfts überhaupt, fondern auch durch Die ganz 
befonderen Beſchraͤnkungen der Wechfelfähigfeit, die fie nö- 
thig fand, und worin fie einen eigenen Weg, verjchieden 
von anderen Gefepgebungen, einſchlug. Betrachten wir 
zunächft diefe Beſchraͤnkungen, wie fie bis auf die neuefte 
Zeit im Preußiſchen Recht beftanden. | 


— 
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MWechfelfähig ſollten nur folgende Klaften von Berfonen 
feyn: Die, welche die Rechte eines Kaufmannes hatten, 
ferner Rittergutsbeftger, Domänenpächter, und Die, welchen 
von ihrem perfönlichen Richter die Befugniß zum Wechiels 
gefchäft beſonders beigelegt war; alle übrige Einwohner 
c(alſo die ungeheure Mehrzahl aller Einwohner überhaupt) 
ſollten nicht wechſelfaͤhig ſeyn (h). Beſonders fchwierig 
aber wurde die Erkennbarkeit jener Eigenſchaft durch die 
geſetzliche Beſtimmung, daß da, wo Innungen der Kaufleute 
beſtanden, nur die Mitglieder dieſer Innungen kaufmaͤnniſche 
Rechte haben, alſo wechſelſaͤhig ſeyn ſollten (i). Der Grund 
diefer fehr eigenthümlichen Beichränfung war ohne Zweifel 
die vormundfchaftliche Fürforge für Die, welche etwa aus 
Leichtfinn Schulden zu machen geneigt fenn möchten. Das 
Wechfelgefchäft wurde, wegen der damit verbundenen firen- 
gen Execution, als befonders gefährlich angefehen; und der 
Gebrauch dieſes gefährlichen Inftruments zur Tünftlichen 
Erhöhung des Credits follte allen Denen verfagt werden, 
denen ed nicht, wegen ihrer befonderen gewerblichen Ber: 
hältniffe, unentbehrlich wäre (k). 


(h) WER 11.86 715—77. 

(i) A. 2% R. 11. 8 $. 480. 
Diefe Beflimmung wurte außer 
Kraft gefeht durch das Gewerbe: 
gefeb vom 7. Septbr. 1811, nad 
welchem der Gewerbefchein zu allen 
faufmännifchen Rechten genügen 
follte, dagegen wurbe fie für die⸗ 
jenigen Städte wieberhergeftellt, 
welche ein befonderes Statut für 


die Kaufmannſchaft erhielten, wie 
Berlin, Stettin, Danzig, . Könige- 
berg ,- Magdeburg u. f. w. Bel. 
Ergänzungen des N. 2. R. von 
Sr, Koh, Rönne, Simon, 
Wentzel (häufig das Fünfmänner: 
buch genannt) B.4 ©. 758— 760 
Ausg. 2. 

(k) Roh Preuß. Recht 3.1 
8415 3.2 $ 617 N. 2.3. trennt 
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Nach dieſer Vorbereitung gehe ich über zu den Beſtim⸗ 
mungen über das bei Beuriheilung der Wechjelfähigkeit 
anzuwendende örtliche Recht. Zuerſt von den Inlaͤndern. 
Wenn diefe im Inlande Wechfelgeichäfte vornehmen, jo 
find fie natürlich an die Befchränfungen des Preußifcyen 
Rechts gebunden. Thun fie ed im Auslande, jo müßte ei⸗ 
gentlich, nach dem allgemeinen Grundſatz, Dafjelbe gelten; 
fie müßten nad) dem Rechte des Wohnſitzes beurteilt werben, 
alſo nach dem Breußiichen Geſet über die beſchraͤnkte Wechſel⸗ 
fähigkeit. Diefed aber foll hier anders gehalten werben; ißre 
Wechſelfaͤhigkeit foll beurtheilt werben nach Dem Orte des verhan⸗ 
delten Befchäftes(l), und nur ausnahms weiſe nach Preußiſchem 
Rechte, wenn nämlich beide Contrahenten Breußen find (m). — 
Wie iſt es nun zu erklaͤren, daß das Landrecht hier von dem allges 


bei Wechſeln gänzlich vie allge⸗ 
meine Sandlungsfühigfeit von ber 
Wechſelfähigkeit; dieſe lebte fey 
nad; Breußifchen Recht eine Ge⸗ 
werbsberedhtigung, ein Privilegiun 
der Kaufleute. Diefe Auffaffung 
ſcheint mir gezwungen, und erflärt 
auch nicht einmal die befonderen 
Vorſchriften über das örtliche Recht 
bei der Wechſelfäͤhigkeit (ſ. u. 
Note q). 

(JAa.8.N I. 8 8 9386 
„Außerhalb Landes vorgenommene 
MWechjelgefchäfte find nach deu Ge⸗ 
jeßen des Orts, wo fie verhandelt 
worden, zu beurtheilen“. Dieſe 


Worte allein Fönnten auch etwa 


blos von der Ginrihtung des 


Mechfels u. f. w., und nidht von 
ber perfönlichen Wechielfähigkeit, 
verftanden werden. Die Beziehung 
anf diefe Iehte aber wird unzweifel⸗ 
haft duch ben augenfcheinlichen 
Gegenſatz im 6 938: „Hat aber 
ein Landeseinwohner mit einem 
andern LRandeseinwohner, 
welcher nicht wecdfelfähig 
ift, ein Wechfelgefchäft geſchloſſen: 
fo ift felbiges nur eben fo 
zu beurtbheilen, wie wenn 
es innerhalb Landes ge: 
ſchloſſen wäre”. - 

(m) WER. 1. 8 $ 938 
(abgebrudt in Note 1). — Daß 
diefe Auffaſſung die richtige ſey, 
wurde früherhin beſtritten, im 
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meinen Grundſat des $ 23 der Einleitung (6 363.2)! ab- 
geht, und benfelben nur noch ausnahmsweiſe für den Fall 
gelten läßt, wenn zwei Preußen mit, einander ein Wechfele 
gefchäft abfchließen? Der Grund diefer Abweichung liegt, 
wie.ich glaube, in der ganz eigenthümlichen Befchaffenheit 
der Preußischen Gefepgebung über die Wechfelfähigkeit. 
Wenn ein Berliner in Paris an einen Franzofen einen 
Wechſel ausftellt, fo wäre es gewiß höchit unbillig, von 
dem Franzoſen, der über die Fünftige Wechſelllage in Ber⸗ 
lin Gewißheit haben wollte, zu verlangen, nicht nur, daß 
er jene Geſetze kenne (welches noch etiwa auszuführen wäre), 
ſondern auch daß er unterfuche, ob der Ausſteller Mitglied 
der Berliner Kaufmannscorporation, oder Rittergutsbefiger, 
oder Domänenpächter fei, welche Eigenſchaften gewiß nicht 
leicht erfennbar find. Eine ſolche Unbilligfeit würde fich 
aber fogleich empfindlich beftraft Haben, indem dadurch Der 
Wechſelcredit der im Ausland befindlichen Preußen unters 
graben worden wäre. Daher war ed räthlidh, ia fait noth⸗ 
wendig, in dieſem Yall.den allgemeinen Grundſatz aufzuge- 
ben (n). Dagegen mußte derfelbe ausnahmsweiſe beibehalten 


neuerer Zeit iſt e8 allgemein aner⸗ 
fannt worden. Es ſpricht dafür: 
1. Ein Gutachten des Staatsraths 
von 1834, 2. Ein Erfenntniß des 
Obertribunale vom 21. Nov. 1840, 
Entſcheidungen des Obertribunale 
von Simon B.6 ©. 288— 300, 
wo auch ein Auszug des vorher 
erwähnten Staatsrathsgutachtens 
S. 289 abgedruckt ift. 


(n) Anders wird dieſe Ab- 
weichung erklärt in dem Staats: 
rathegntachten und dem Erkennt⸗ 
niß des Obertribunalse (Note m), 
indem an beiden Orten die Unter: 
fheidung ver allgemeinen und 
befonderen Bedingungen ver 
Handlungsfähigfet zum Grunde 
gelegt wirb, gegen welche ich mid 


im Gingang diefes $ ausgefprocdhen 
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werden für den Fall von zwei mit einander im Ausland 
verhandelnden Preußen, weil fonft das Preußifche Geſetz 
über die befchränfte MWechfelfähtgkeit durch eine Reife über 
die Graͤnze allzuleicht umgangen werben konnte. — Es 
muß aber noch Hinzugefügt werben, daß die eben erwähnte 
Abweichung von den allgemeinen Grundfägen an die Ana⸗ 
logie einer anderen Beftimmung unferes Geſetzes fich an: 
schließt, nämlich des $ 35 der Einleitung zum A. L. R. 
Was Hier für die Ausländer in Preußen vorgefchrieben ift, 
wird dort auf die Preußen im Ausland übertragen, und 
dazu war gerade im Wechſelrecht, wie ſo eben bemerkt, 
dringender Grund vorhanden. Man haͤtte aber auch dieſe 
Uebertragung allgemein vornehmen können, für alle Rechts⸗ 
verhältniffe, ohme den Grundfägen allzuviel zu vergeben. 

Ich betrachte nun ferner die Beſtimmungen über bie 
Wechſelfaͤhigkeit der Ausländer, die im Preußifchen Staate 
MWechjelgefhäfte unternehmen wollen. Hier lauten bie Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes ſo: 

8 931. Fremde Reiſende find in Anſehung der zahig⸗ 
keit, Wechſelverbindlichkeiten zu übernehmen, den 
Einſchraͤnkungen des hiefigen Wechſelrechts nicht 
unterworfen. 


habe. — Wieder anders erklärt fie Privilegium des Kaufmannsftandes 
Ko (Note k); da nämlich bie gedacht werde, fo könne davon 
ausfchließende MWechfelfähigkeit der im Ausland Feine Anwendung ein- 
Kaufleute in unfrem Geſetz als treten. 


⸗ 
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8 932. Uebrigens aber werden die von ihnen in hiefigen 
Landen vorgenommenen Wechjelgefchäfte, nach 
der Borfchrift der Einleitung $ 38. 39. (0) bes 

urtheilt. 

Es liegt blos an der nicht ganz glüdlichen Faſſung, 
daß der $ 931 dad Anfehen hat, und auch wohl von 
Schriftftelern fo aufgefaßt worden ift, als follte darin eine 
Abweichung von den allgemeinen, in der Ginleitung zum 
A. L. R. aufgeftellten Grundfägen vorgejchrieben werben. 
Es ift aber vielmehr eine reine Anwendung derfelben beab- 
fihtigt, beide SBaragraphen waren eigentlich zu entbehren, 
und ohne fie würde ganz Daſſelbe eingetreten feyn, welches 
. aus ihnen hervorgehen joll. Der 8 932 fagt Diefes für 
vie objectiven Erforberniffe des Wechſels ausprüdlich. Aber. 
auch von der perfönlichen Wechfelfähigfeit, von welcher der 
8 931 fpricht, muß Daffelbe behauptet werden. Denn der 
8 931 enthält nur den negativen Sab, daß die Einfchrän- 
kungen des hHiefigen Wechfelrechtd den Ausländer nicht 
binden follen. Darin liegt aber gar nicht, daß er nun 
unbedingt wechfelfähig feyn follte; vielmehr fol er (ganz . 
nach dem 8 35 der Einleitung), in Anjehung der Wechſel⸗ 
fähigkeit, nach demjenigen Geſetz beurtheilt werben, welches 


(0) Diefes Allegat ift falſch; 
es muß heißen: 34. 35. Bol. 
Kamptz Jahrb. B. 43 ©. 445. 
Ergänzungen ıc. von Oräffı. 9. 4 
©. 804. — Der Irrthum beruht 


nicht auf einem Druckfehler, fonbern 


darauf, daß man die Baragraphen- _ 
zahlen aus dem Geſetzbuch (1792) 
beibehalten hatte, bie aber im A. 
L. R. (1794) Hier, wie an mehreren 
Orten, abgeändert worden waren. 
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die 'Teichteften Bedingungen ftellt (p). Diefe in der That 
beabfichtigte Borfchrift konnte ohne befondere Gefahr fo 
ausgebrüdt werben, wie es hier gefchehen ift, weil man 
im Boraus gewiß ſeyn Fonnte, daß fein fremdes Geſetz in 
der Befchräntimg der perjählichen Wechfelfähigfeit fo weit 
gehen würde, wie das Preußifche. Unter diefer Voraus⸗ 
feßung aber reichte der negative Sab des 8 931 für den 
praftifchen Zwed völlig aus, obgleich ein einfacherer Aus⸗ 
druck der eigentlichen Abficht wuͤnſchenswerth geweien wäre _ 
zur Verhütung von Mißverftännniffen. — Iſt nun aber, 
wie ich glaube, der 8 934 feine abweichende Borfehrift, - 
fondern nur eine einfache Anwendung ber allgemeinen 
Orundfäge, fo bedarf es für ihn auch Feiner beſonderen 
Erklaͤrung und Rechtferfigung (q). Höchſtens Fönnte man 
fragen, warum der vormundſchaftliche Schub gegen Wie 


Gefahren der Wechſelſtrenge, 


:(9) Bgl. Ergänzungen ıc. von 
Graͤff ꝛc. B. 4 © 804. — Der 
unterſchied vom $ 35 der Ein- 
leitung muß allerdings eintreten, 
daß Bei dem Wechfel nicht die 
Giufchränfung deo 5 35 hinzuge⸗ 
dacht werben darf, nach welcher 
das Gefhäft nur die im Inland 
befindlichen Sachen betreffen darf. 
Diefer Unterfchied Liegt aber in 
der Natur und dem Gegenfland 
des Wechſels. 

(4) Die Anfiht von Koh 
(. o. Note k) ift, wie ich glaube, 
mit diefer Beſtimmung nicht wohl 
vereinbar. Es laͤßt fich denken, 


gium, 


um deſſen Willen das Land⸗ 


daß dem Preußischen Handelsſtand 
der aus dem Wechfelgefchäft zu 
ziehende Vortheil als din Privile⸗ 
mit Ausfchliegung der 
übrigen Landeseinwohner, zugeflan- 
den worsen wäre, welches nur in 
der Abſicht gefchehen feyn Fönnte, 
um den Hanbelsftamd zu begim- 
fligen. Dann wäre es aber völlig 
ineonfequent gewefen, ven in Das 
Land kommenden Ausländern (auch 
den Nichtlaufleuten) den Mitgenn$ 
jenes Bortheile zu geflatten, 
während man ihn den gletchartigen 
eigenen Unterthanen verſagte. 
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recht die meiften Einwohner von der Wechſelfaͤhigkeit aus⸗ 
ſchließt, nicht auch den Ausländern zu gut fommen folle. 
Allein Diefes rechtfertigt fich Binreichend daraus, daß über- 
haupt die Graͤnzen ſchuͤtzender Maaßregeln jedem Gefeh- 
geber für die ihm unterworfenen Einwohner anheim geftellt 
bleiben. Wie alfo in Preußen der Franzoſe mit 21 Jahren 
fähig erkannt wird, andere Berträge, zu fchließen, die ihm 
Nachtheil bringen können, welches wir dem Breußen erft 
mit 24 Jahren geftatten, fo müflen wie conſequenterweiſe 
den Franzoſen für fähig Halten, in Preußen Wechſelver⸗ 
binplichleiten zu übernehmen, ohne Kaufmann, Rittergut 
befiher oder Damänenpächter zu feyn. 

Alle Hier -erörterten Zweifel und Schwierigleiten aber 
haben im Breußifchen Recht ihr Ende erreicht ſeit dem 
4. Febr. 1849, am weichem Tage hier Die neue beutfche 
Wechſelordnung in Kraft getreten ift, die Seen, der übers 
haupt Verträge fchließen kann, auch für weg erflärt 
(Rote f). 


8. 365. 
1. Zußand der Berfon an ſich. (Rechtsfähigkeit unk 
Sandlungsfähigteit) (Fortſetzung.) 

Bisher it für die Hanblungsfähigfeit Das örtliche Recht 
des Wohnſitzes als allgemein maaßgebend behauptet worden, 
und zwar felbft in folchen Fällen, die von manchen Schrifts 
ftellern anders angefehen zu werven ‚pflegen (8 364). &6 
find aber nun noch bie Graͤnzen ber Anwendung jenes 
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Grundſatzes hinzuzufügen, alfo die Fälle, in welchen derfelbe 
nicht anzuwenden: if. Die Anerfennung diefer Bälle Tann 
vieleicht auch eine Verftändigung mit manchen von mir 
bisher befämpften Gegnern erleichtern, welche nicht felten 
duch die Rüdficht auf ſolche Fälle dem Grundſat ſelbſt 
abgeneigt geworden ſeyn moͤgen. 

Dieſe Faͤlle laſſen ſich auf zwei Klaſſen zurück führen. 
.A. Wenn ein den perſoͤnlichen Zuſtand (Rechtsfaͤhigkeit 
oder Handlungsfaͤhigkeit) betreffendes Geſetz unter diejenigen 
abſoluten Geſetze gehört, die durch ihre anomale Natur 
außer den Graͤnzen der Rechtsgemeinſchaft unabhängiger 
Staaten liegen, ſo hat der Richter nicht das oͤrtliche Recht 
des Wohnſitzes der Perſon anzuwenden, ſondern vielmehr 
das oͤrtliche Recht des Landes, dem der Richter angehoͤrt. 
Dieſer Grundſatz iſt oben (8 349) ausführlich dargeſtellt 
worden, und es kommt hier nur darauf an, einige der 
wichtigſten Anwendungen deſſelben auf die Rechtsfaͤhigkeit 
und Handlungsfaͤhigkeit, wovon gegenwärtig Die Rede iſt, 
anzugeben. 

1. Wo die Polygamie ald Recht befteht, hat auch 
Der, welcher in einer gegenwärtigen Ehe lebt, die 
Fähigkeit, neben derſelben eine zweite und fernere Ehe 
einzugehen. Der Richter eines chriftlichen Staates aber 
wird ihm dafür feinen Rechtsſchutz gewähren, alfo, in 
Anfehung diefer Art der Handlungsfähigfeit, nicht das 
Recht des perfönlichen Wohnfiged, fondern das Recht des 
eigenen Landes, zur Anwendung bringen. 
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2. Wenn Der, welchem als Keber das Recht feiner 
Heimath . Die Rechiefähigkeit verfagt, in einem Lande 
Rechte erwerben und Handlungen vornehmen will, Das 
ein ſolches Keberrecht als unfittlich verwirft, vielleicht felbft 
der Religion dieſes fogenannten Ketzers zugethan ift, fo 
wird der Richter diefes Landes 'nicht das am Wohnſitz ver 
Berfon geltende, ſondern das eigene, einheimifche Recht zur 
Anwendung bringen (a). 

3, Wenn die Geſetze eined Landes die Erwerbsfähig- 
feit kirchlicher Inftitute (der todten Hand) einfchränfen, 
jo werden dafelbft von diefer Einfchränfung auch die in 
einem anderen Lande beftehenven Tirchlichen Inftitute . bes 
troffen. werden. Umgekehrt werben in dem anderen Lane, 
das folche Geſetze nicht hat, die kirchlichen Inſtitute, bie 
in ihrer Helmath unter folchen Gefegen ftehen, ſolchen Ein- 
ſchraͤnkungen nicht unterliegen. Es wird alfo in beiden 
Fällen die Handlungsfähigkeit zu beurtheilen feyn nach dem 
Recht des Landes, dem der urtheilende Richter angehört, 
nicht nach dem an dem Mohnfis eines ſolchen Inſtituts 
geltenden Recht. 

4. Erklaͤrt ein Landesgeſetz die Juden für unfaͤhig 
zum Erwerb des Grundeigenthums, ſo bindet daſſelbe 


(a) Hexnr. $ 8 Note 3. — fähigkeit gehoͤrend, auch auf dem 
Anders verhält es fih wohl mit freien Willen ber Perſon beruhend, 
der Unfähigkeit auswärtiger Mönche im unſrem Staate anzuerkennen ifl. 
zum Grwerb von Grbfchaften, Herr.$.13 Bornemann Preuß. 
welches Necht ihres MWohnfiges, Recht B.1 ©. 53 Note 1. 
als zur gewöhnlichen Handlungs: - 

vm. 11 
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ſowohl fremde als einheimifche Juden; die einheimtfchen 
Zuden aber find dadurch nicht gehindert, In einem anberen 
Bande, das ein folches Geſetz nicht Hat, Grundeigenthum 
zu - erwerben. In beiden Fällen alfo -tommt das am 
Wohnſitz der Perſon geltende oͤrtliche Recht nicht zur An⸗ 
wendung. 

5. Ganz dieſelbe Bewandniß hat es mit einem be⸗ 
kannten Franzoͤſiſchen Geſetz, welches in einigen weſilichen 
(theilweiſe nachher an deutſche Staaten abgetretenen) Des 
partement® die Juden für umfähig erklärte, Schulpfers 
derungen anders, als unter gewiſſen, fehr beichränfenven, 
Beringungen zu erwerben. Diefed Gefeb bindet inner- 
halb eines folchen Landes alle Juden, einheimifche und 
fremde :tb); die einheimifchen werben davon in einem 
anderen Lande nicht betroffen. Bon dem örtlichen: Recht 
des Wohnſitzes ift alſo dabei Feine Rebe. 

Die bier zufammengeftellten Faͤlle gründen fick darauf, 
daß das anzuwendende Geſetz über die Rechtöfähigfeit ober 
Handlungsfaͤhigkeit eine ſtreng pofitive und zwingende Ratur 
hat (e). Im folgenden Fällen wird eine gleichmäßige Aus- 

nahme von der fonft geltenden Regel des Wohnfibes des⸗ 


kb) Wädter U. ©. 173. (0) Es bedarf faum der Er- 
Foxrix p. 147. — Damit flimmt innerung, daß der Werth ober 
überein ein Urteil des O. A. G. Unwerth der bier beifpielsweife 
zu Münden. Senffert Archiv angeführten Gefetze für unfre Frage 
für Entfſcheidungen „ber oberfien gleichgültig ift, alſo dahin geſtelit 
Gerichte in den deutſchen Staaten Bleibt. 
B. 1 N. 35, -. 


: 9% 308. 1: Zoſtand der Berfon an fi. (Foriſ) - 208 
wegen behauptei werden meüfien, weit in eimem Gtante 
irgend ein Rechtäinftitut des andern Staates Beat 
feine Anerkennung gefunden hat. 

6. So verhält ed fich mit der aud dem bürgerlichen 
Tod ves Franzöffchen und des Ruffifchen Rechts hervor⸗ 
gehenden Rechtsunfähigkeit. Der Richter eines . Staates, 
dem das Imftitut des bürgerlichen Todes fremd if, wird 
bavon Feine Anwendung machen, alſo das Recht Yes 
Wohnſthes nicht beachten dürfen (8 349.d). . 
7. Ganz Daffelbe gilt von der Rechtsunfahigken eines 
Negerſtlaven, wenn dieſelbe zut Sprache lommt in einem 
Staate, der die Sklaverei überhaupt nicht als ein i Rechts- 
inſtitut amertennt (8 349. 0). > 
„ B. Andere Fälle, in welchen die Anwendbarlkeit unfres 
Grundſatzes verneint werden muß, ‚Haben ben Grund ber 
Berneinung darin, daß in ihnen gar nicht von der Rechtée⸗ 
fähigkeit oder Hanblungsfähigkelt, die allein Hierher gehört, 
He Rebe iſt, daß fie alfe ihrer Nam nach außer Ben 
Graͤnzen diefer Lehre biegen, und nur durch täufchenden 
Schein dahin gezogen werben koͤrmen. Dahin rechne “ 
folgenbe Bälle: 

j 1. In manchen Ländern hat der Adel ganiffe ige 
thaͤnliche Rechte im Erwerb des Grundeigenthums oder 
in der Erbfolge. Diefe Privilegien haben mit unfrer 
Lehre gar feinen inneren Zufammenhang. Ob fie blog 
dem einheimifchen Adel, oder auch) dem auswärtigen, zu⸗ 
fiehen follen, hängt von dem Inhalt. der das Privileglum 

11* 
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begruͤndenden Rechtönormen ab; aus einem allgemeinen 
Rechtsgrundſatz läßt ſich dieſe Frage nicht entfcheiden Cd). 

2. Eine ganz aͤhnliche Bewandniß hat ed mit den 
Brivtlegien im Goncurs, welche nach manchen Geſetzen 
den Kirchen und Klöftern, oder auch dem Fiscus, zufommen. 
Was insbefondere den Fiscus betrifft, fo iſt damit nicht 
der abſtracte Begriff eines Fiscus überhaupt, ſondern flets 
nur der einheimische Fiscus gemeint. Alle foldde Rechte 
aber gehören nicht bierher, fondern "zur Lehre vom 
Concurſe (e). 

3. Zweifelhafter iſt die Reſtitution der Minderjaͤhri⸗ 
gen, indem genau feſtgeſtellt werden muß, in welchem 
Sinn das Recht derſelben in der Geſetgebung ſelbſt 
gedacht wird. Urfprüngli war dieſelbe aufgefaßt als 
eine Beichränfung der Handlungsfähigkeit, fo daß fie dem 
Minderjährigen ald ein Surrogat dienen follte für vie 
den Unmuͤndigen fchügende völlige Unfähigkeit. Seitdem 
aber die Reftitution auch auf die. Handlungen der Eu- 
ratoren angewendet, und in dieſer Geftalt felbft auf die 
Tutoren der Ynmündigen ausgedehnt worden ift, Bat 
fie jenen Charakter verloren (f). Ste gehört nun nicht 
mehr ‚hierher, zu der Einfchränfung der Handlungsfähigfeit, 
muß vielmehr in Anfehung bes anwendbaren drtlichen 


(dd Wachter U. S. 172. (e) Wächter I. ©. 173. 181. 
:(M & 998.78. 3% Zu * 
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Rechts fo, wie andere Anfechtungsgründe ber Rechte⸗ 
geſchaͤfte, behandelt werden (g). 

4. Eben fo muß auch behauptet ‚werben, daß die 
Beguͤnſtigung der Minderjährigen, wodurch fie gegen: alle 
Klagverjaͤhrungen unter 30 Jahren: gefchübt find (und 
zwar ſelbſt ohne Reftitution) (h), mit der Handlungs⸗ 
fähigfeit Feine Verbindung Bat, alfo in Anfehung des 
örtlichen Rechts nicht nach den hier aufgeftellten Regeln 
zu beurtheilen ift (i), fondern nach den für die Klagver⸗ 
jährung geltenden Regeln. ‚ 


Zum Schluß diefes Theild der Unterfuchung mögen noch 
zwei allgemeine Bemerkungen folgen. 

Es war hier die Rede von der Rechtsfaͤhigkeit und 
ver Handlungsfähigfeit (8 362— 365). Unter diefen 
beiden Verhältniffen gebührte im Nömijchen Recht der erfte 
Rang der NRechtsfähigkeit, fie war das Ueberwiegende. Im 
heutigen Recht verhält es fich umgelehrt, indem die Roͤmi⸗ 
fchen Einfchränfungen der Rechtsfaͤhigkeit theild ganz ver- 
ſchwunden, theild vermindert find. Verſchwunden iſt der 
Einfluß der Freiheit und der Eivität, vermindert der auf 
bie väterliche Gewalt gegründete Einfluß. 


(8) Bol. Water ll. ©. 174.19. Ch) ©. 0.8.79 84 
N. 1. Gi) Wächter U. ©. 179. 


x 
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Eine zweite Bemerkung betrifft den Wohnſitz, als ben 
bier anerkannten Beftimmungsgrund für das im jebem eins 
zeinen Fall: anwendbare ‚örtliche Recht ‚uber den yerfünlichen 
Jaſtand. Der Wohnſitz aber Hai eine veränverliche wech⸗ 
ſelnde Natur, und daher wird much ber perſoͤnliche Rechter 
zußead ia: Folge des veränderten. Wohnſitzes wandelbar 
ſeyn, dergeſtalt, daß der Rechtszuſtand in jeder Zeit gu bes 
miheilen iM nad: dem örtlichen Recht des gegenwaͤrtigen 
Wehnfiges, nicht nach dem des früheren, wenngleich dieſer 
von der Geburt an beftanden haben follte (k). 

Als Regel ift dieſer Sab ziemlich allgemein anerkannt 
(l), und er wird namentlih, wenn auch nur auf indirecte 
Meife, durch eine Stelle des Preußifchen Landrechts beftä- 
tigt (m). Nach zwei Seiten bedarf derſelbe jedoch einer 
genaueren Erwägung. 

Erftlich wird jener Satz leicht und allgemein anerkannt 
werden von den Gerichten des neuen Wohnſitzes; eben ſo 
auch von den Gerichten irgend eines dritten Ortes. Dage— 
gen findet ſich nicht ſelten ein Widerſpruch von Seiten der 
Gerichte des früheren Wohnſitzes, welche ihr eigenes ört⸗ 


8 


(k) Diefe ganze Frage gehört 
zu ben oben, $344.e, vorbehaltenen. 

(l) Storr $ 69 fg. 

(m) A. L. NR Einl. 5 24. 
„Sine bloße Entfernung aus feiner 
Gerichtsbarkeit, bei welcher die 
Abſicht, einen andern Wohnſitz 


zu wählen, noch nicht mit Zuverr. 


laͤſfigkeit erhellet, weränvert bie 


perfönlichen Rechte und Plichten 
diefes Menfhen nit.” Darin 
liegt der unzweifelhafte Gegenſatz, 
daß die zuverläfftge Wahl eines 
neuen Wohnfitzes die perfönlichen 
Rechte in der That verändert. 
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liches Recht auch nach veränvertem Wohnftg der Perſon 
feft halten wollen, obgleich grundfäglich dieſer Widerſpruch 
nicht gu rechtfertigen iſt (n). 

Zweitens verdient befonvere Erwägung eine vorzüglich: 
häufige und wichtige Anwendung jenes Satzes, bie auf 
den gefeslichen Zeitpunft der Volljährigkeit. Eine unbe 
dingte Anwendung der oben aufgeftellten Regel würde hier 
zwei enigegengefebte Folgen mit fich führen. Das Preußiſche 
Landrecht fest die Volljährigkeit auf vier und zwanzig Jahre, 
das in Edln geltende Franzoͤſiſche Recht auf ein und zwanzig. 
Wenn vun im Alter von zwei. und zwanzig Sahren ein 
Berliner feinen Wohnſitz nad Cöln verlegt, fo müßte ex 
augenblidlich volljährig werden. Verlegt dagegen im gleichen 
Alter ein .Cölner den Wohnfip nach Berlin, fo müßte ex 
‚ wieder minderjährig werden, von Neuem unter Bormund« 
ſchaft fommen, und noch zwei Fahre unter berfelben bleiben. 
— Die erfte diefer beiden Folgen hat auch Fein Bedenken, 
und wird fehwerlich einen Widerſpruch erfahren. Die zweite 
Folge aber, obgleich fie von Älteren Schriftftelleen gleichfalls 
vertheibigt wird (o), ift aus folgenden Gründen zu vers 
werfen. | 


(an) Sronx a. a. O. führt fo- 
wohl Schriftſteller, als Amerika⸗ 
niſche und Engliſche Urtheils⸗ 
ſprüche, für die eine oder andere 
Meinung an. Indeſſen ſpielen in 
feiner ausführlichen Erörterung 
zwei an ſich ſehr verſchiedene Fragen 


in einander: Die Colliſion des 


alten und neuen Wohnſitzes, und 
die Colliſion des Wohnſitzes über⸗ 
haupt mit dem Ort, wo ein 
Rechtsgeſchäft (z. B. sine Che) 
geſchloſſen wird. 
(0) Laurtersach de domici- 
lio $ 69, Dissert. Vol.2 p. 1353. 
Herr. 8 5 am Ende des $. 
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Für den Minderjährigen, der an feinem Wohnſitz das 
gefegliche Alter der Volljährigkeit erreicht, bat die Dadurch 
erlangte Selbftftändigfeit ganz die Natur eined erworbenen 
Rechts, welches ihm alfo durch die blos zufällige Veraͤnde⸗ 
rung des Wohnſitzes nicht wieder entzogen werben kann. 
Diefe Auffaffung erhält eine beſondere Beftätigung durch 
die Vergleichung mit dem Kal, wenn die Volljährigkeit an 
dem früheren MWohnfig nicht durch das Alter, fondern durch 
venia aetatis, erworben, und nachher der Wohnfig verlegt 
wird. Die Folgen einer folchen landesherrlichen Verleihung 
‚ können ihm unmöglich wieder entzogen werden (p). Es 
würde aber unnatürlih und willfürlich fein, der auf das 
Geſetz der früheren Heimat gegründeten Volljährigkeit ges 
ringere Kraft und Dauer zuzufchreiben, als der aus Ber: 
leihung entftandenen. 

Die hier aufgeftellte Behauptung ift im Breußifchen 
Recht, fowohl durch die Praris der Gerichte, als durch 
Schriftfteller, unzweifelhaft anerfannt (q). 


(p) Diefes Lebte wird auch 
anerfannt in der Uebereinkunft 
zwifchen Preußen und Sachſen 
vom I. 1821 $ 3 (Gef. Samml. 
©. 39). Desgleihen wird es 
anerfannt von Herr $8, ber 
alfo hierin ganz inconfequent iſt 
(Rote n). 


(4) Bornemann Prenß.Redt - 
3.1 © 53 Motel. Num. 2. 
Koch Preuß. Recht $ 40 Note il. 
Beide geben mehrere Reſcripte des 
Zuftizminifterii an, wodurch bie 
Praris der Gerichte außer Zweifel 
gefeßt wird. 


% 
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$. 366. 
+ 
U. Sachenrecht. Gemeinfame Regeln. 


Indem wir jet zu den Rechten an einzelnen Sachen, 
oder den dinglichen Rechten, übergehen, um das Rechtsge⸗ 
biet, dem fie angehören, zu ermitteln, werden wir ſchon 
durch den Gegenftand verfelben zur Beftimmung dieſes Ger 
bieted hingeführt. Denn da ihr Gegenftand finnlich wahr⸗ 
nehmbar ift, alfo einen beſtimmten Raum erfüllt, fo iſt der 
Ort im Raum, an welchen fie fich befinden, zugleich det 
Sig jedes Rechtsverhältnifies, deſſen Gegenftand fie ſeyn 
ſollen. Wer an einer Sache ein Recht erwerben, haben, 
ausüben will, begiebt fich zu dieſem Zweck an ihren Ort 
und unterwirft fich freimillig für dieſes einzelne Rechts⸗ 
verhältniß dem in diefem Gebiet herrfchenven örtlichen Recht. 
Wenn alfv behaupset wird, daß die vinglichen Nechte nach 
dem örtlichen Recht der gelegenen Sache (lex rei sitae) 
zu beurtheilen feyen, jo beruht diefe Behauptung auf dem- 
felben Grunde, wie die Anwendung der lex domicilii auf 
den perfönlichen Zuftand. Beides entfpringt aus freiwilli⸗ 
ger Unterwerfung. 

Auch Hier zeigt fih der fchon oben hervorgehobene 
innere Zufammenhang des Gerichtöftandeds mit dem örts 
lichen Recht (a). Zwar war im älteren Römifchen Recht 


(a2) ©. o. 6 360 Num. 1. Ueber das forum rei sitae ift im 
Allgemeinen zu vergleihen: Bethmann, Hollweg, Berfude 
S. 89 — 77, wo die hier folgenden Säge weiter ausgeführt find. 
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das forum rei sitae ganz unbefannt (b). Allein es wurde 

fchon frühe für die Eigenthumsklage eingeführt (c), und 
fpäter auf andere Klagen in rem ausgedehnt (d). Es gilt 
jeboch nicht als ausfchließender Gerichtsftand, fondern fo, 
daß der. Kläger die Wahl hat zwifchen dem (fperiellen) fo- 
rum rei sitae und dem (allgemeinen) forum domicilii. Allein 
eine folche, von einfeitiger Willfür abhängige, Unbeſtimmt⸗ 
- heit würde für die Beftimmung des ürtlichen Rechts, das 
einer feften Regel bedarf, nicht anwendbar fein. Daher 
muß für dieſen Zwed Eines von Beiden ausfchließend 
gelten, und dieſes Eine wird nur das örtliche Recht der 
gelegenen Sache (lax rei sitae) fein können, indem daſſelbe 
durch den fpeciellen, gerade auf, dieſes einzelne Rechtöver- 
haͤltniß gerichteten, Willen gerechtfertigt wird. Dieſer Vor: 
zug wird auch noch durch einen anderen Grund unterftüßt. 
Zu demfelben Recht auf eine einzelne Sache können meh> 
rere Perfonen in Beziehung ftehen, deren jede einen bejon- 
deren Wohnſitz haben Tann. Sollte nun das Recht des 


(b) Vatic, fragm. $ 326. — 
Das Gegentheil folgt nicht aus 
L.24 6 2 de jud. (5. 1), welche 
Stelle nicht vom forum rei sitae 
fpriht, fondern von dem forum 
originis, das jeder Römifche Bür- 
ger in der Stadt Rom, noch neben 
feiner beſonderen Heimath, Hatte, 
dem ſich aber die Legaten entziehen 
fonnten ($ 352. k). 

(c) L. 3. C. 
(3, 19).- 


ubi n rem 


(d) Nov.69. — Ob diefe Aus: 
dehnung bier als ganz neues Recht 
eingeführt, oder nur anerkannt 
werden follte, während fie fchon 
früher in die Praris Eingang ge: 
funden hatte, ift in Ermangelung 
von Quellen nicht zu eutfcheiben. 
Mühlendruhb Archiv B. 19 
©. 377 behauptet wohl zu be 
ſtimmt, daß jenes Gefek nichts 
Neues enthalten follte. 
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Wohnſitzes maaßgebend fein für die dinglichen Rechte, ſo 
würde in einem folchen Hall ver Zweifel übrig bleiben, 
weicher Wohnſig zu entfcheiden hätte. Dieſer Zweifel ver- 
ſchwindet won felbft durch den Vorzug ver lex rei sitae, 
die ſteis .eine einfache, ausſchließende Natur bat. 

Der hier aufgeftellte Grundſatz hat denn auch im Al: 
gemeinen von jeher Anerkennung gefunden, und es ſteht 
damit in Verbindung der oben erwähnte Begriff der Real⸗ 
ſtatuten ($ 361 Rr. 1.), durch welchen eben ausgedrückt 
werben follte, daß Die Geſetze, welche zunächft und Haupt 
fachlich über das Recht an Sachen Berfügung treffen, ans 
zumenben feyen auf alle im Gebiet dieſes Geſetzgebers lier 
gende. Sachen, ohne Rüdficht darauf, ob einheimifche oder 
fremde Berfonen zu diefen Sachen in Beziehung treten 
möchten. Jedoch wurde lange Zeit hindurch die Anerfen- 
nung dieſer richtigen Lehre durch folgende willfürliche Unters 
fgeivung verfümmert, die ihr alle innere Haltung und 
Conſequenz entzog. Der Grundfag follte nämlich nur gel- 
ten in Anwendung auf unbewegliche Sachen; dagegen 
jollten die beweglichen beurtheilt werden, nicht nach der 
lex rei sitae, ſondern nach der lex domicilii, indem vermöge 
einer Fiction angenommen werden müſſe, daß bewegliche 
Sachen, auch wenn fie anderwärts fich befänven, doch fo 
angefehen werden müßten, als befänven fie fih an dem 
Wohnſitz der Berfon (e). 


(e) Neuere Schriftſteller bes durch die Formel: mobilia ossibus 
zeichnen nicht felten biefe Anficht inhaerent, und zwar in folder 
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Dieſe Unterfcheidung ift eigentlich entflanden auf dem 
Gebiete des Erbrechts, mo davon eine fehr wichtige, und 
zwar ganz irrige, Anwendung gemacht worden if. Bon 
da ift fie erft übertragen worben auf die Rechte an ein- 
zelnen Sachen, wozu fie aber großentheild fo entfchieden 
nicht paßt, daß ihre confequente Anwendung auf die ding⸗ 
lichen Rechte oft ganz unhaltbar ift, und auch fchwerlich 
BVertheidiger finden wird. Grundſaͤtzlich ift diefe Unterfcheis 
dung in beiden hier erwähnten Gebieten der Anwendung 
zu verwerfen, fo daß überall ein und daffelbe örtliche 
Recht auf bewegliche und unbewegliche Sachen anzuwenden 
iR: Jedoch muß gleich hier darauf aufmerffam gemacht 
werben, daß in diefen beiden Anwendungen die PBarteimei- 
nungen auf ganz verfchiedene, ja entgegengefebte Weiſe ein- 
ander gegenüber ftehen. —, Im Erbrecht ift, der richtigen 
Meinung nad, das örtliche Necht des Wohnſitzes auf 
Sachen aller Art anzuwenden. Die Gegner geben. Diefes 
zu bei den beweglichen, wollen aber bei hen unbeweglichen 
ein anderes Recht, das Recht der gelegenen Sache, zur 
Anwendung bringen. — Umgekehrt ift im Sachenrecht, der 
richtigen Meinung nach, das örtliche Recht der gelegenen 
Sache, und zwar bei Sachen aller Art, anzuwenden. Die 
Gegner geben Diefes zu bei ven unbeweglihen Sadıen, 


Meife, daß man glauben möchte, ift aber nicht richtig, und ich weiß 
diefe Formel fände fi bei den auch den Urfprung jener Formel 
älteren auf jener Seite. So Story nicht atzugeben. 

$ 362. Schäffner 6 65, Diefes 
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wollen aber bei beweglichen Sachen das am Wohnftt der 
Berfon geltende örtliche Recht anwenden. 

Bei der gegenwärtig (für das Sachenrecht) vorliegenden 
Frage nach den Werth jener Unterfcheidung wollen wir 
zunächft erwägen, wohin die in verfchiedenen Zeitaltern ent- 
fprungene Gefeßgebung neigt. Und hier fönnen wir nicht 
in Abrede ftellen, daß die Alteren Deutfchen Nechtsbücher, 
der Sachienfpiegel und Schwabenfpiegel, allerdings eine 
beſondere Rüdficht auf unbewegliche Sachen zu nehmen. 
ſcheinen, infofern alfo die hier befämpfte Unterfcheidung 
feheinbar begünftigen (f). Indeſſen find die darauf bezüg- 
lichen Stellen fo ſchwankend und unbeftimmt, und es bleibt 
befonders fo zweifelhaft, welche Gegenfäße dabei im Hin- 
tergrunde liegen, daß durchaus Feine fichere Behauptung 
darauf gebaut werden Tann. “ 

Die Bairiſche Gefehgebung aus der Mitte des achtzehn- 
ten Jahrhunderts erklärt ſich entſchieden gegen jene Unter- 
ſcheidung, und will bei beweglichen und unbeweglichen 
Sachen das örtliche Recht der gelegenen Sache gelten 
laſſen (8). 


(f) Sachjenfpiegel I. 30, IM. 
33. Schwabenfpiegel Kap. 87. 
130. 408. 

(6) Con. Bavarn. Maxmmu. 
P.1.C.2. 8 17 „fo fol... in 
realibus vel mixtis auf bie 
Rechten in loco rei sitae ohne 


Unterfchied der Sachen, ob fie 
beweglih oder unbeweglih . . . 
gefehen und erkannt werben.‘ Die 
ganze Stelle iſt abgedruckt bei 
Eichhorn beutfches Recht 5 34 
Note d. 
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Dagegen haben fich die in neuere Zeiten fallende Ge⸗ 
feßbücher der zur Zeit ihrer Abfaſſung herrichenden Unter⸗ 
ſcheidung angefchloffen, jedoch in fo abftracder und unbe- 
beftimmter Weite, daß daraus ein ficherer Schluß, insbe 
fondere auf die beabfichtigte Behandlung ver Dinglichen 
Rechte, durchaus nicht gezogen werben kann. Dieſes gilt 
vom Breußifchen Recht (h), und in noch höherem Grabe 
vom Defterreichifchen (i). Das Franzöfifche Geſetzbuch 
aber deutet feine Zuftimmung zu der herrfchenden Yinter- 
ſcheidung nur ſtillſchweigend an, indem es fir unbewegliche 
Sachen die Anwendung des- örtlichen Rechts der gelegenen 
Sache vorfchreibt, "von den beweglichen Sachen aber gar 
Richts jagt (k). Alle dieſe Gefeßbücher fagen nur, daß gewiffe 
Sachen nad) diefen oder jenen Geſetzen beuriheilt wer- 
den, ihnen unterworfen find u. ſ. w. Solche allge- 
meine Ausfprüche aber find vereinbar mit den verfchiebenften 
Deutungen in Beziehung auf die Art und die Gränze einer 
folchen Beurtheilung oder Unterwerfung. 


(h) A. L. R. Einleitung $ 28. 
„Das bewegliche Vermögen eines 
Menſchen wird... nach den Ge- 
feßen der ordentlichen Gerichts⸗ 
barkeit deſſelben beurtheilt“ 
(d. 5. nad) dem Wohnfitz $ 23). — 
$ 32 „In Anfehung des undeweg- 
lihen Bermögens gelten, ohne 
Rückſicht anf die Berfon des Eigen- 
thümers, die Geſetze ver Ge: 
richtebarfeit, unter welcher fi 
daflelbe befindet.‘ 


(i) Oeſterr. Gef. 8 800 „Un 
bewegliche Sachen find den Ge: 
feßen des Bezirks unterworfen, 
in welchem fie liegen; alle übrige 
Sachen hingegen ftehen mit ber 
Perſon ihres Gigenthümers unter 
gleihen Gefegen. 

(k) Code civil art.3. „Les 
immeubles, m&me ceux posse- 
des par des etrangers, sont 
regis par la loi frangaise.‘ 
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Ich gehe, nun über zu den Meinungen der Schriftſteller 
üßer die hier vorliegende Frage. 

In der älteren Zeit erflären fich die meiften und ange 
ſehenſten verfelben entfchieven für bie eben erflärte Unter- 
ſcheidung der beimeglichen und unbeweglichen Sachen (1), 
und diefe Meinung hat fi auch noch bis in fehr neue 
Zeit hin erhalten (m). Indeſſen ift ſie doch bei mehreren 
der neueſten Zeit angehörigen Rechtslehrern mehr ſcheinbar, 
als in der Wirklichkeit anzutreffen. Sie tragen jene Lehre 
zwar in denſelben allgemein Iautenden Yormen vor, wie 
ihre Vorgänger, und jchließen fich alſo dieſen fcheinbar 
an (n), wo es aber darauf ankommt, dieſelbe auf die 

Kechte an einzelnen Sachen wirklich anzuwenden, gehen fie 
wieder davon ab, und werben alfo dem eigenen Grundſat 


untreu (0). 


Dagegen wird dieſe Unterfſcheidung von den meiſten 


neueren Schriftſtellern völlig 


(l) AnGENTRAEUSsS Num. 30. — 
Ropensurs Tit 1 C.2 — 
P. Vorr. Seet.4 C.2 $8. — 
1. Vorr. $. 11. (diefer jedoch mit 
der fehr beachtenswerthen Gin- 
ſchraͤnkung, daß Geſetze von poli- 
zeilicher Natux, 3.3. über Getreibe- 
ausfuhr, eine ſtreng territoriale 
Einwirfung auch auf die beweg- 
lihen Sachen im Lande haben 
müßten). 

(m) Srorx Chap. 9. 10 und 


6362. — Foxx p. 72 —% 


pP. 80. — Schäffner $ 54—06 


verworfen, alfo eine gleiche 


$ 65-68. — Sronr $ 386 be- 
merft jedoch, daß die Gerichte von 
Louifiana auch bei beweglichen 
Sachen die lex rei sitae (nicht 
domicilii) als anwendbar be- 
trachten. 

(na). FogLix und Saäftner 
(Note m). 

(0) Fozux p. 78. 
Schäffner $66, welcher geradezu 
behauptet, für die Rechte an ein- 
‚zelnen Sachen gebe es gar feine 
allgemeine Regel. 
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Regel für beivegliche und unbewegliche Sachen, (das örtliche 
Recht der gelegenen Sache) behauptet (p), für welche Mei- 
nung auch ich mich bereitö ausgefprochen habe. 

Die ſchwächſte Seite jener unterſcheidenden Meinung, 
welche auf die beweglichen Sachen nicht die lex rei sitae, 
fondern die lex domicilii anwenden will, wird von den 
Vertheidigern derfelben meift umgangen oder verhüllt. Man 
fagt, der Wohnfig der Perſon folle über das anzumwen- 
dende örtliche Recht entfcheiden; welche Perſon aber ift 
“ damit genteint (4)? Ohne Zweifel die bei dem Rechts⸗ 
verhäftniß. zu dieſer Sache beteiligte Perſon; dieſes if 
aber eim fehr vieldeutiger Begriff, und dadurch wird die 
‚ganze Behauptung felbft, auch wenn man fie zugeben wollte, 
in hohem Grade unbeftimmt und ſchwankend. Dean kann 
unter dem Betheiligten den Eigenthümer verftehen (r); 
Daneben aber bleibi es zweifelhaft, ob bei einer Hebertra- 
gung des Eigentbums der alte oder der neue Eigenthlimer 
gemeint fein joll; eben fo, bei einem Gtreite über das Ei- 
genthum, welche der beiden ftreitenden Parteien, deren jede 
das Eigenthum fich zufchreibt. — Man kann aber auch 


(p) Münrensrucs doctrina (q) Diefe Einwendung iſt fehr 
Pand. $. 72. Meißner vom gut hervorgehoben von Wächter 
ftillfchweigenden Pfandreht. Ganz I. ©. 293 
befonders aber Wächter 1. ©.292. (r) So wird es aufgefaßt in 
— 298. II. ©. 199 — 200. ©. 383. der Preußifchen und der Defterreicht- 
— 889, wo auch I. 293 Note 130 chen Geſetzgebung, f. o. Noten 
no mehrere Vertheidiger dieſer h. und i. 

Meinung angeführt werben. 
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den Gedanken an den Eigenihlimer ganz aufgeben, und 
dafür den Befiger annehmen, wodurch allerdings die Außs 
führung vereinfacht und erleichtert wird. — Außer dem 
Eigenthum endlich kommen noch verfchievene andere bingliche 
Rechte in Betracht, und jedes derfelben, wenn es vorhan- 
den iſt, oder auch nur behauptet wird, führt wieder auf eine 
neue bei diefer Sache betheiligte Perſon. — Sp ift alfo die 
auf den Wohnſitz der Perſon gerichtete Behauptung, 
felbft wenn fie an fich Grund hätte, Doch eine fehr viel 
deutige, indem jede der hier genannten PBerfonen einen ver- 
fihiedenen Wohnſitz haben kann; und daher ift die behaup- 
tete Regel nicht dazu geeignet, eine praftifche Loͤſung der 
Aufgabe herbei zu führen. 

Die Hauptfrage aber bleibt immer die, ob denn ein in- 
nerer Grumb, vorhanden iſt, die dinglichen Rechte an be— 
weglichen Sachen nach einem anderen örtlichen Recht zu 
beurtheilen, al8 die an unbeweglichen. Gerade Diefes muß 
burchaus verneint werben. Vielleicht ift eine Einigung 
über die ganze Frage bisher am meiften dadurch verhindert 
worden, daß man die Frage felbft zu abftract aufgefaßt 
hat. Ich will es verfuchen, anfchaulich zu machen, wie 
fich die Sache im wirklichen Leben auf ganz verfchievene 
Weife geftaltet. Diefe Betrachtung wird zugleich dahin 
führen, die Entftehung der Meinung, die ich für irrig halte, 
zu erklären, und das in ihr enthaltene wahre Element nach⸗ 
zuweiſen. 


Vin, j 12 


‘ 
es 
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Wenn wir die räumliche Lage beweglicher Sachen bes 
trachten, fo Fönnen wir dabei zwei Außerfte, völlig entge⸗ 
gengeſetzte, Kalle unterfcheiden, zwiſchen welchen viele an⸗ 
dere Fälle, mit mancherlei Abfinfungen,, in der Mitte 
fiegen. | 
Erftlih kann die räumliche Lage der beiweglichen Sache 
in ſolchem Grave unbeftimmt und wechfelnd feyn, daß da⸗ 
durch ein beftimmtes Bewußtſeyn dieſer Lage, fo wie des - 
Landgebiet8 worin das Örtliche Recht befteht, folglich auch 
bie Annahme eiyer freiwilligen Unterwerfung unter dieſes 
örtliche Recht, völlig ausgefchloffen wird. Dahin gehören 
etwa folgende Fälle. Ein Reifenver, der ſich mit ſeinen 
Sachen in einem Eilwagen oder auf einer Eiſenbahn be⸗ 
wegt, kann in Einem Tage mehrere Landgebiete durchſchnei⸗ 
den, ohne auch nur daran zu denken, in welchem derſelben 
er ſich augenblicklich befindet. Derſelbe Fall tritt ein, wenn 
ein Kaufmann Waaren auf weite Strecken hin verſendet, 
ſo lange als dieſe Waaren auf dem Wege ſind; beſonders 
im Seehandel, wenn die Waaren nach verſchiedenen Haͤfen, 
vielleicht nach verſchiedenen Welttheilen, verſchifft werden, 
damit irgendwo ein vortheilhafter Verkauf bewirkt werde. — 
Sn ſolchen Fällen kann man von dem örtlichen Recht der 
gelegenen Sache allerdings Feine Anwendung machen; 
man wird vielmehr in Gedanken irgend einen Ruhepunft 
auffuchen müflen, an welchem ſolche Sachen auf längere, 
vielleicht unbeftimmte Zeit zu bleiben beftimmt find. in 
folder Ruhepunft kann vielleicht aus dem erweislichen 
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Willen des Eigenthuͤmers unzweifelhaft hervorgehen; in 
andern Faͤllen wird er mit dem Wohnſitz des Eigenthuͤmers 
zuſammen fallen. Dieſes Letzte wird unter Anderm anzu⸗ 
nehmen ſeyn bei dem Reiſegepaͤck, das nach vollendeter Reife 
in die Heimath zurüd zu kehren pflegt; oft aber auch bei 
den in Fracht gehenden Waaren, die der Eigenthümer, wenn 
fein Verkauf zu Stande kommt, vielleicht nach feinem Wohn- 
fi fommen läßt, um fie da bis zu einer günftigeren Zeit 
aufzubewahren. Die einfeitige Rüdficht auf Fälle folcher 
Art ſcheint Die oben dargeftellte Behauptung veranlaßt oder 
unterftüßt zu haben, nach welcher das örtliche Necht des 
Wohnſitzes bei beweglichen Sachen überhaupt anwendbar 
fein ſoll (8). 

Der zweite, völlig entgegengeſetzte, Ball jet voraus, 
daß bewegliche Sachen eine Beſtimmung erhalten haben, 
die fie an einem bleibenden Aufenthalt feft bindet. So 
gefchieht es mit dem Mobiliar eines Haufes, mit einer da⸗ 
ſelbſt aufgeſtellten Bibliothek oder Kunſtſammlung, mit 
dem Inventar eines Landgutes. Zwar kann auch bei fol: 
hen Sachen die Abficht geändert, fie Fönnen an einen an- 
deren Ort, in ein anderes Land gebracht werben; allein 
diefe Veränderungen find zufällig, und liegen außer dem 


(5) Daraus erklärt es fih auch deun bei dieſen ift Die vorherrfchende 
wohl, warum Amerikanische Ger Nüdficht auf den Seehandel fehr 
richte u. Schriftfteller (wie Story) natürlich. 
diefer Meinung fehr zugethan find, 

12 * 
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.. gegenwärtigen Bewußtfeyn ‚und Willen des Beſitzers (t). 
. && verhält fich damit genau, wie mit dem MWohnfit einer 
Perſon, welcher gleichfalls als bleibend gedacht wird, und 
dennoch in der Zufunft ftetS veränderlich bleibt ($ 353). - 
— Bei Sachen diefer Art nun ift auch nicht einmal ein 
fcheinbarer Grund vorhanden, fie anders zu behandeln, als 
unbewegliche Sachen, vielmehr find fie ohne allen Zweifel, 
eben fo wie diefe, nach demjenigen örtlichen Recht zu be- 
urtheilen, welches durch ihre gegenwärtige Lage (nicht durch 
den Wohnſitz des Eigenthümers oder Befigers) beftimmt 
wird. Diefes wird denn auch von mehreren Schriftftellern 
anerkannt, die außerdem die Unterfcheidung beweglicher und 
unbeweglichee Sachen grundfätlich vertheidigen, die alfo 
für die angegebene Klaſſe von Sachen eine Ausnahme ihrer 
Pegel behaupten, und infofern eine mittlere Meinung ver- 
treten (u). | | 

Zwifchen den hier Dargeftellten Klafien beweglicher Sachen 
liegen endlich viele andere in der Mitte, und zwar in den 
verfchiedenften Abftufungen. Als Beifpiele ‚können gelten 
die Kaufmannswaaren, Die der Eigenihümer an einem an- 
deren Ort, als an feinem Wohnſitz, auf unbeftimmte Zeit 


(t) Diefes Verhältniß beweg— 
licher Sachen von bleibenver räum⸗ 


licher Beſtimmung wird auch im 
Römiſchen Recht öfter erwähnt, 
wenngleich aus anderen juriftifchen 
Beranlafjungen, als der bier vor- 
liegenden. L. 35 pr. $3—5 de 


her. inst. (28. 5), L.17 de aet. 


.emt. (19.1), L. 3% de pign. 


(20.1), L. 203 de V. S. (50.16). 

(u) 1. Vorr. ad Pand. 1. 6. 
$.14, Story $ 382, und mehrere 
andere bei Wächter I. ©. 296 . 
Note 133 angeführte Schriftfteller. 
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aufbewahren läßt, das Reifegeräthe bei einem vorübergehenden 
Aufenthalt des Eigenthümers an einem fremden Orte u.f.w. 
Bei diefen wird ed von den Umftänden abhängen, ob fie der 
erften oder der zweiten Klafie von Sachen beigezählt werben 
follen. Es wird Diefes nicht blos von dem Fürzeren oder 
längeren Aufenthalt ſolcher Sachen abhängen, ſondern auch 
von der Natur der Rechtöregel, deren Anwendbarkeit gerade 
in Frage geftellt wird. So 3.3. wird bei der Frage nach 
der Form der Veräußerung (Tradition oder bloßer Vertrag) 
auch fchon ein fehr Kurzer Aufenthalt an einem beftimmten 
Orte hinreichen, um das örtliche Recht der gelegenen Sache 
für anwendbar zu erachten, anftatt daß die Erfigung viel 
leicht anders anzufehen fein wird. Im Allgemeinen aber 
müffen wir Die Anwendung des örtlichen Rechts der gele- 
genen Sache ald Regel fefthalten, fo daß uns eine ab- 
weichende Behandlung der oben vargeftellten erften Klaſſe 
von Sachen nur ald eine (verhäftnigmäßig feltmere) Aus⸗ 
‚nahme gelten darf. 


8. 367. 
1. Sachenrecht. Eigenthum. 


Ich will hier die einzelnen, das Eigenthum betreffenden, 
Rechtsfragen der Reihe nach durchgehen, bei welchen von 
der Anwendbarkeit verſchiedener örtlicher Rechte die Rede 
ſeyn kann. | 

1. Die Fähigkeit einer Perfon, Eigentum zu erwerben, 
und eben fo die Fähigkeit einer Perſon, das ihr gehörende 


\ 
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Eigenthum aufzugeben, ift. zu beurtheilen nach dem örtlichen 
Recht, welches am Wohnftg der einen oder der anderen 
Perſon gilt (8 362), alfo nicht nach dem Recht der gele- 
genen Sache, weil jede diefer Fähigkeiten nur ein einzelner 
Zweig der allgemeinen Nechtefähigfeit und Handlungs- 
fähigkeit ift, alfo zum perfönlichen Zuftand gehört. 

Diefe Regel ift von folgenden irrigen Standpunkten 
aus beftritten worden, welche fchon oben ihre Erledigung 
gefunden haben. Manche fagen, jene Fähigfelten gehörten 
nicht zu den Eigenfchaften der Perſon an fich, fondern zu 
den rechtlichen Wirkungen jener Eigenfchaften; dabei aber 
fol nicht das Recht des MWohnfites zur Anwendung 
fommen, ſondern das Necht des jedesmal - urtheilenden 
Richters (a). | | 

Andere laſſen zwar im Allgemeinen das Recht des 
Mohnfites gelten, behaupten aber eine Ausnahme für den 
Hal unbeweglicher Sachen. Hier joll auch die perfönliche 
Fähigfeit nach der lex rei sitae beurtheilt werben, das heißt, 
es fol das Realftatut zur Anwendung kommen (b). 

Allerdings aber muß eine Ausnahme jener Regel be: 
hauptet werden, wenn eine Befchränfung der Erwerbe- 
fähigkeit vorgefchrieben wird durch ftreng pofltive, zwingende 


(a) Bon diefer Meinung {ft (b) Pol. oben $ 362 Note g. 
oben ausführlich gehandelt worden Diefe irrige Meinung hat Sronr 
$. 362. $ 430 — 434, der viele Schriftfteller 

anführt; die richtige Meinung hat 
Huper $ 12. 


n 
oe 
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Geſetze, wie die, welche einen polizeilichen Charakter an ſich 
tragen. Solche Gefeße fommen zur Anwendung bei allen 
im Gebiete diefes Gefebgebers befindlichen Sachen, und es 
ift dabei auf das Recht des Wohnfiged der Perſon, bie 
erwerben will, nicht zu fehen ($ 365). 
2 Die Fähigkeit einer Sache, dem Privateigenthum 
unterworfen zu werden, alſo nicht unter die res quarum 
commercium non est zu gehören, iſt zu beurtheilen nach 
dem Gefch des Ortes, an welchem die Sache liegt. 

3. Diefelbe Regel gilt für den Umfang der herrenlofen 
Sachen, alfo für die Zuläffigfeit oder Befchränfung des 
Eigenthumserwerbd durch Occupation an Sachen mancher 
Art. Dahin gehören die Gefege über die Regalität des 
Bernfteins, fo wie mancher Arten von Mineralien. Niemand 
bezweifelt, daß hierin die lex rei sitae allein entfcheibet, 
alfo auch auf bewegliche Sachen anzuwenden iſt. If 
jedoch nad diefem Geſetz das Eigenthum einer folchen 
Sache einmal erworben, fo muß dieſes Eigenthum auch 
in jedem anderen Staate anerfannt werben, wenngleich 
dieſer Staat eine gleichartige Erwerbung innerhalb feiner 
Graͤnzen nicht anerkannt haben möchte. 

4. In den Kormen der Veräußerung, das heißt, der 
freiwilligen Webertragung des Eigenthums an eine andere 
Berfon, kommen ſehr verjchievene Nechtöregeln vor, "und 
nach dem oben aufgeftellten Grundſatz müflen wir die am 
Ort der gelegenen Sache geltende Rechtöregel anwenden, 
ohne Rüdficht auf den Wohnftg der einen oder der anderen 
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Perſon, und ohne Rüdficht auf den Ort des gefchloffenen 
Vertrages. 

So beruft nach dem Römifchen Recht die Veräußerung 
- auf der Mebergabe der Sache. Nach dem Preußifchen Recht 
gleichfalls auf der Mebergabe (ce). Nach dem Branzöftichen 
Necht wird dagegen die Webertragung des Eigenthums fehon 
durch den bloßen Vertrag bewirkt (d). 
Die Anwendung dieſer Regeln wird durch ſolgende Bei— 
ſpiele anſchaulich werden. Wenn ein Pariſer ſein in Berlin 
befindliches Mobiliar einem Pariſer in Paris verkauft, ſo 
geht das Eigenthum nur durch Tradition über. Wenn 
aber umgekehrt ein Berliner ſeine in Paris ſtehende Sachen 
einem Berliner in Berlin verfauft, ſo überträgt ſchon der 
bloße Vertrag das Eigenthum. Ganz Daffelbe wird ein- 
treten, wenn wir in diefen Beifpielen die Stadt Köln an 
die Stelle von Paris ſetzen. u 

Für die Anwendung diefer Regel wird es genügen, 
wenn der Aufenthalt der Sache auch nur ein vorübergehen- 
der, kurz dauernder, ſeyn follte (e), da in jedem Fall die 
Uebertragung des Eigenthums auf einer augenbliclichen 
Handlung beruft, glſo Feinen längeren Zeitraum erfüllt. 


(e) A. L. R. 1.10. $1. Bol. (A. 11 $ 1283—133) Ändern an 
Koch Preuß. Recht B.1 8 252. jenem Grundfag Nichte. 
255. 174. Selbſt die bedeutenden (d) Code civil art. 1138. 
praftifchen Grleichterungen bei der Diefes Recht gilt alfo auch in der 
unter Abwefenden durch Ueberſeu- Preußiſchen Rheinprovinz. 
dung vor fich gehenden Tradition (e) ©. o. $ 366 ©. 181. 
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Anders wird es ſich nur verhalten in ven Ausnahmefällen, 
in welchen der augenblidliche Aufenthalt der Sache in 
ſolchem Grade unbeftimmt ift, daß auf denfelben ein ſicheres 
Bewußtſeyn der handelnden Perfonen gar nicht gerichtet 
feyn kann. In folchen "Bällen werden wir als Ort der 
gelegenen Sache denjenigen Ort zu betrachten haben, an 
welchem die Sache zunächft zu bleiben beftimmt ift, welches 
häufig der Wohnſitz ded gegenwärtigen Eigenthümerd (des " 
VBeräußerers) ſeyn wird (f). | 
In allen hier unterſchiedenen Fällen kommt es unzwei⸗ 
felhaft nur auf den Ort an, an welchem ſich die Sache 
zur Zeit der Uebertragung befindet. Iſt dieſe Uebertragung 
einmal geſchehen, ſo iſt fuͤr das Schickſal des Eigenthums 
jede ſpätere Veränderung des Aufenthalts der Sache gleich— 
gültig, indem das einmal erworbene Eigenthum durch eine 
jolche räumliche Veränderung nicht berührt werden kann. 
5. Der Erwerb des Eigenthums durch Erfißung uns 
terfcheidet fich wefentlich von dem Erwerb duch Tradition 
darin, daß er nicht, wie die Tradition, durch eine augen 
blickliche, ſondern durch eine über einen läängeren Zeitraum 
verbreitete Thatfache bedingt ift. 


(f) S. o. $ 366 ©. 179. Bei Wagnren im Transport begriffen 
der Veräußerung von Kaufmanns- find) von der Wirfung des über: 
gütern kommen noch die fehr zweis tragenen Bonnoffementse in Bes . 
felhaften Fragen von dem kauf- trat. Bol. Thöl Handelsrecht 


—maͤnniſchen Zeichen, und (wenn die $ 79. 80. 
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Bei unbeweglichen Sachen nun ift die Anwendung des 
Rechts der gelegenen Sache ganz unbeftriiten. Dagegen 
gehen, in Anjehung der Erfigung beweglicher Sachen, die 
Meinungen jehr auseinander (g). Hier aber-ift die Frage 
dadurch befonderd wichtig, daß .Die Geſetze verfchiedener 
Länder ſehr von einander abweichen. Das NRömifche Recht 
erfordert einen Befib von drei Jahren, das PBreußifche von 
zehn Jahren (h), das Franzöfifche endlich erfordert gar 
feinen fortgefeßten Beſitz, fondern fchließt fchon mit dem 
Anfang defielben die Eigenthumsklage des früheren Eigen⸗ 
thuͤmers aus; Diefes jedoch mit Ausnahme verlorener und 
geftohlener Sachen, deren Schuß aber mit dem Ablauf von 
drei Jahren aufhört (1). Durch dieſe lebte Beitimmung 
ſchließt ſich im praftifchen Erfolg das Franzöfifche Recht 
dem Römifchen nahe an. | 

Gerade hier nun erjcheint die Anwendung der lex rei 
sitae vorzugsweiſe gewiß durch den Umftand, daß die Grund» 
{age aller Erſihung der fortwährende Beſitz iſt. Der Beſitz 
aber, als ein, feinem Weſen nach, ganz thatfächliched Ver— 
hältniß, ift noch unzweifelhafter, als jedes dingliche Recht, 
nach der lex rei sitae zu beurtheilen ($ 368). 


(g) Möüurensauch doctr. fenden Ufucapion das prätorifche 
Pand. $.73 nimmt ganz richtig Eigenthum ſchon habe. Schäff- 
die lex rei sitae an. Meıer ner $. 67 läßt Alles ungewiß. 
p. 37 die lex domicilii, und zwar (h) A. L. R. J. 9 $. 620. 
nad dem Wohnfitz des Ufucapien- (i) Code civil art. 2279. 
ten, weil diefer während der lau: 
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Ein Zweifel kann noch entftehen für die Zälle, in wels 
hen der Aufenthalt der beweglichen Sache, während ber 
Erfigungszeit, innerhalb verfchienener Landgebiete geweſen 
if. Es kann nicht zweifelhaft fein, daß alle dieſe Zeiten 
des Beſitzes zufammengerechnet werden müflen. Der Ab» 
lauf der Erſitzung aber, alfo der vollendete Erwerb des 
Eigenthums, muß nach dem Recht des Orts beurtheilt. 
werden, an welchem zuletzt die Sache fich befindet, weil 
erft mit dem Ablauf des ganzen Zeitraums die Veränderung 
im Eigenthum eingetreten, vorher aber eine folche nur 
erft vorbereitet ‚worden ift (k). Iſt einmal nach dieſem 
Recht durch Erfißung das Eigenthum erworben, fo muß 
daffelbe auch in jedem anderen Lande anerkannt werden, - 
wenngleich das Geſetz dieſes Landes einen längeren Zeit 
raum erfordern möchte. 

6. Die Verfolgung des Eigenthums duch Klage, mit 
alfen dazu gehörenden näheren Beftimmungen, ift zu beur⸗ 
theilen nach dem Necht ded Ortes, an welchem der Prozeß 
geführt wird (I). 

Diefes kann der Ort der gelegenen Sache fein, wegen 
des an diefem Orte begründeten Gerichtöftandes ($ 366.2); 
alsdann ift die lex rei sitae anwendbar. Es Fann aber 
auch der Wohnſitz des Beklagten ſein, weil nach gemeinem 


(k) Es gilt alſo bier derſelbe (1) ©. o. $ 361 Num. 3 C. 
Grundſatz, wie bei der zeitlichen 
Collifion der Uſucapionsgeſetze 
($ 391. b). 
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Recht beide Arten des Gerichtöftandes in der Art concur: 
riren, daß der Kläger zwijchen beiden die Wahl hat; als: 
dann ift die lex domicilii des Beklagten anzumwenden auf 
alle, die Eigenthumsklage betreffende, Rechtsfragen. Es ift 
nicht zu verfennen, daß durch dieſe alternative Regel eine 
bedenkliche Willkuͤr in die Hand des Klägers gelegt wird; 
fie ift aber Hier unvermeidlich. 

Eine große Verfchiedenheit zwifchen den Gefeßgebungen 
findet fich in Anfehung der Befchränfung der Eigenthums⸗ 
klage. Das Römifche Recht Täßt die Klage unbedingt zu ge⸗ 
gen jeden Beſitzer, der nicht Eigenthuͤmer iſt, und zwar ohne 
Anſpruch dieſes Beſitzers auf Erſatz des ausgelegten Kauf⸗ 
preiſes. — Das Preußiſche Recht laͤßt gleichfalls die un⸗ 
bedingte Vindication zu, jedoch mit Vorbehalt des eben 
erwähnten Erſatzes an den redlichen Beſitzer (m). — Das 
Franzoͤſiſche Recht laͤßt in der Regel gar Feine Vindication 
beweglicher Sachen zu, und macht davon nur einige Aus⸗ 
nahmen: bei geſtohlenen oder verlorenen Sachen binnen 
drei Jahren, und bei verkauften, noch unbezahlt gebliebenen 
Sachen, die gegen den Käufer binnen acht Tagen vindicirt 
werden koͤnnen (n). Der eine oder der andere diefer Grund: 
fäbe wird zur Anwendung fommen müffen, je nachdem an 
dem Ort des Gerichts, vor welchem der Prozeß geführt - 
wird, das NRomifche, das Breußifche, das Franzöſiſche 
Recht gilt. 


(m) A. L. R. 1 15 $ 1. 26. (n) Code civil art. 2279, 
art. 2102 N. 4. 
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Der eingeleitete Prozeß über das Eigenthum Tann bes 
fondere Folgen mit fich führen, insbejondere wegen der 
Grüchte, wegen des durch den Untergang oder die Beichär 
digung der vindicirten Sache begründeten Schavenerfaßes 
u. ſ. w. (0). Alle darauf bezügliche Fragen find gleichfalls 
nach dem am Orte des Gerichts geltenden Recht zu ent⸗ 
fcheiben. 


8. 368. | 
ll. Sachenrecht. Jura in re. 

Auf die dinglichen Rechte außer dem Eigenthum (jura 
in re) find meift ähnliche Grundfäge anzınvenden, wie auf 
das Eigenthum. 

1. Daß die Prädialfervituten nur nach der lex rei 
sitae beurtheilt werden können, wird von feiner Seite be⸗ 
ſtritten. 

Eben fo verhält es ſich mit den perfünlichen Servituten, 
deren Gegenftand in einer unbeweglichen Sache beiteht. 

Iſt der Gegenftand eine bewegliche Sache, fo wird von 
Vielen die lex domicilii eben fo, wie bei dem Eigenthum 
‘an beweglichen Sachen, mit Unrecht für anwendbar gehals 
ten. Der Parteiſtreit über diefe Frage im Allgemeinen ift 
ſchon oben ausführlich abgehandelt worden ($ 366). 

2. Die Emphyteufe und die Superficied find Feinem 
Zweifel unterworfen, da fie nur an unbeweglichen Sachen 


(6) S. 0. 3.6 $ 260 fg. 
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vorkommen koͤnnen, alſo, wie alle Parteien annehmen, nach 
dem Recht der gelegenen Sache zu beurtheilen ſind. 

3. Das Preußifche Recht giebt dem Miether, Paͤchter, 
und aͤhnlichen Inhabern fremder Sachen zum Zweck eige⸗ 
ner Benutzung, ein dingliches Recht mit einer Klage in rem 
gegen den dritten Beſitzer, vorausgeſetzt, daß ihnen die 
Sache übergeben iſt (a). Im Römifchen Recht kommt 
bekanntlich ein ſolches dingliches Recht nicht vor. 

Ohne Zweifel wird nun ein dingliches Recht dieſer Art 
entſtehen, wenn die Sache, ſie mag beweglich oder unbe⸗ 
weglich ſeyn, im Preußiſchen Staat zur Zeit der Uebergabe 
ſich befindet; liegt ſte zu jener Zeit in einem, dem Roͤmi⸗ 
ſchen Recht folgenden Lande, fo entſteht das dingliche 
Recht nicht. 

Geſetzt aber, dieſes dingliche Recht wird im Preußiſchen 
Staat durch Uebergabe einer gemietheten beweglichen Sache 
begruͤndet, und der Beſitzer bringt die Sache in ein Land 
des Roͤmiſchen Rechts, ſo koͤnnte man annehmen, er koͤnne 
auch hier das einmal erworbene Recht gegen einen dritten 
Beſittzer geltend machen. Ich glaube jedoch, Diefes verneinen 
zu müflen, weil fein Anfpruch auf einem ganz eigenthüm- 
lichen NRechteinftitut beruht, das in jenem Lande über: 
haupt nicht anerfannt iſt (b). — Uebrigens ift diefe Frage . 


(a) A. L. R. J. 2 5 135 — 137. Meinung it auch Wächter 1. 
I. 7. 8 169. 170. Bel: Koch S. 388. 389, zwar nicht in dem 
Preuß. Recht 3.1 $. 317. 318, bier angeführten befonderen Fall, 

(b) ©. o. $ 149.B. Diefer wohl aber in dem ganz gleicher: 
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nicht von praftifcher Grheblichfeit, weil das Hier. erpähnte 
dingliche Recht überhaupt nur bei unbeweglichen Sachen 
in wichtigen Folgen bervortritt. 

4. Das Pfandrecht ift nicht nur von ausgebehnterer 
Wirkſamkeit, ald die bisher genannten jura in re, fondern 
auch in der Bier vorliegenden Frage größeren Zweifeln und 
Streitigkeiten unterworfen. 

Aud hier muß das Örtliche Recht der gelegenen Sache 
als Regel feftgehalten werden, und die meiften Dagegen ers 
hobenen Bedenken beruhen auf bloßem Schein. 

Ich will damit anfangen, eine Weberficht der wichtigften, 
dieſes Rechtsinftitut im Ganzen betreffenden, Verſchieden⸗ 
heiten zu geben, die in deutfchen Staaten wahrzunehmen 
find. 

Das Römifche Recht beruft auf folgenden Grundſaͤtzen. 
a. Dad Pfandrecht entfteht, als dingliches, gegen jeden 
dritten Beſitzer verfolgbares Recht, durch bloßen Bertrag, 
auch ohne übergebenen Beſitz (e). b. Der Vertrag kann 
auch ftillfchweigend gefchlofien werben, indem, neben mehre- 
ren obligatorifchen Nechtögefchäften, vermöge einer allge 
meinen Rechtöregel fingirt wird, es fey zur Sicherheit der 


tigen Fall des Pfandrechtes, von in re, das heißt, ein vom Gigen- 

welchem fogleih die Rede feyn thum abgezweigtes Net, mit 

wird. Uebergehung der Fünftlicheren An- 
(ec) "Ich befchränke mich hier wendung deſſelben auf Obligatio- 

abfichtlich auf das Pfandreht in nen u. f. w. 

feinem eigentlichen Sinn, als jus 
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Fordexung zugleich eine Verpfaͤndung verabredet worden (d). 
c. Bewegliche und unbewegliche Sachen werden, als Ge⸗ 
genſtaͤnde einer Verpfändung, nicht unterſchieden. d. Der 
ausdruͤckliche ſowohl, als der ſtillſchweigende Vertrag kann 
ſich beziehen, nicht nur auf einzelne Sachen, ſondern auch 
auf ein ganzes Vermögen. Die Verpfändung dieſer letzten 
Art hat den Sinn, daß fie alle zu dieſem Vermögen jetzt 
gehörende, und alle in dafjelbe Fünftig eintretende Sachen 
umfaßt, alfo auch ſolche Sachen, die nicht einzeln bezeich- 
net, ja nicht einmal einzeln zum Bewußtſeyn der Parteien 
gebracht. werden. Mit Unrecht hat man als Yen Gegen- 
ftand eines folchen Pfandrechts das Vermoͤgen in ſeinem 
idealen Begriff, abſtrahirt von allem Inhalt, anſehen, und 
daher die juriſtiſchen Begriffe der universitas und successio 
per universitatem, ähnlich den Verhältnifien des Erbrecht, 
darauf anwenden wollen (e); in der That ift dabei nur 
von einer indirecten Bezeichnung und Begränzung der Ge: 
genſtaͤnde die Rede, die als einzelne Sachen. mit dem 
Pfandrecht behaftet feyn follen. 


(d) L. 3 m qub. caus. 
(20.2), ». . Zacitam conven- 
tionem de inveetis illatis . .“ 
L.4 pr. eod. „.. quasi il taci.- 
te convenerit . .“ L.6 eod. 
„.. . tacite solet conventum ac- 
cipi, ut perinde teneantur in- 
vecta et illata, ac si specialiter 
convenisset ...“ L. 7 pr. eod. 


„. . tacite intelliguntur pignori 
esse ... etiamsi nominatim id 
non convenerit.“ -- Der bei 
neueren Schriftftellern übliche Aus- 
dru des geſetzlichen Pfandrechts 
(pignus legale) verbdunfelt bie 
wahre Natur des Rechtsinftituts. 

(e) Ueber dieſe Begriffe vgl. 


oben B. 3 6 1086: 
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Unter den verfchiedenen Ländern nun, welche im Ganzen 
das Römische Recht befolgen, kommen gerade im Pfand⸗ 
techt, neben der eben dargeftellten gemeinfamen Grundlage, 
manche untergeordnete Abweichungen vor. Hauptfächlich 
betreffen diefe den Umfang des ſtillſchweigenden Pfandrechts, 
weiches, je nach den einzelnen Landesgefebgebungen, bald 
mehr bald weniger Fälle von Obligationen umfaßt, die 
mit der Fiction eines Pfandvertrages verbunden ſeyn follen. 

Geſetzt nun, es fey von zwei, das Römifche Recht im 
Ganzen befolgenden, Ländern die Rede. In dem einen 
gelte auch die Regel des Römifchen Rechts, nach welchem 
das Verfprechen, eine Brautgabe zu beftellen, ſtets durch 
ſtillſchweigende PVerpfändung des ganzen Bermögens ge 
fichert ift (f); in dem anderen Rande fen diefe Regel aufs 
gehoben. Wenn nun zwei Einwohner jenes erften Landes 
einen ſolchen Dotalvertrag fchließen, der Schuldner aber 
befigt in dem zweiten Lande ein Grundſtuͤck, fo fragt es 
fih, ob diefes Grundſtuͤck dem ftillfchweigenden Pfandrecht 
unterworfen ſey. Man Fönnte dieſe Frage verneinen wollen, 
indem man die lex rei sitae zur Anwendung brächte; aber 
mit Unrecht. Denn auch das zweite Land erfennt Die 
Möglichkeit einer Verpfändung durch bloßen Vertrag, und 
ſelbſt durch ftillfchweigenden Vertrag, an. Ob nun im 
vorliegenden Fall ein folcher Pfandvertrag vorhanden ift, 
das ift eine thatfächliche Frage, die nur nach demjenigen 


() L. un $ 1 C. de rei uæ. act. (5. 13). _ 
ym. 13 
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-srtlichen Recht entſchieden werden kann, unter welchem 
überhaupt das hier gefchlofiene Rechtögefchäft fteht (g). 
Nach dieſem Recht aber wird fingiet, es fen eine ausdruͤd⸗ 
liche Verpfändung des ganzen Vermögens, aljo auch jenes 
auswärtigen Grundflüds, vorgenommen. worden, und daher 
‚muß das Grundftüd als mitverpfändet gelten (h). Wäre 
der Dotalvertrag in dem zweiten Lande, von Einwohnern 
defielben, gejchloffen worden, fo würde weder das Grund⸗ 
Rüd, noch Das übrige Vermögen des Schuldners, ale 
verpfaͤndet anzufehen feyn. | 
‚Cine ungleich größere Verſchiedenheit aber findet ſch 
zwiſchen den deutſchen Ländern, bie das Römifche Pfand⸗ 
recht im Ganzen anerkennen, und denen, die das Pfand⸗ 
xecht auf eine ganz neue Grundlage ftellen. Ich will ale 
Typus diefer lebten die Preußifche Geſetzgebung annehmen, 
worin ein ſolches neues Recht am vollftändigften ausgebilbet. 
‚erfcheint. Einzelne Beſtandtheile davon finden ſich aud in 
‚anderen Laͤndern, und es wird nicht fehwer fepn, Die hier 
folgenden Regeln auch auf dieſe anzuwenden. 
Das Preußifche Recht verfagt dem bloßen Vertrag alls 
gemein die Kraft, ein Pfandrecht als dingliches Recht zu 


| (6) Welches örtliche Recht als 
folches anzufehen iſt, wird in dem 


gleich folgenden Abfıhnitt (Obli⸗ 


gationenreht) feftgeftellt werben 
($ 374. D.). 

(h) Diefelbe Entſcheidung ge: 
ben Meıer p. 39 — 41. Meißner 
vom ſtillſchweigenden Pfaudrecht 

1.: 


6 23.24, aber aus einem Grunde, 
den ih nicht als richtig anerkenne. 
Das Recht des Wohnfikes, ale 
folches, fol entscheiden, gerade wie 
bei Fragen des Erbrechts, weil 
bier das ideale Vermögen, bie 
universitas, Oegenfland ber Ber 
pfänbung ſeh. 
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| erzeugen. Es unterfcheidet ferner unbewegliche und beweg⸗ 
tihe Sachen. Bei den unbeweglichen entfteht das bingliche 
Recht nur durch die Eintragung in das Hypothefenbuch (i). 


. Ein Vertrag über die Eintragung eines beftimmten Grund 


ftüds ift ein Titel, auf defien Grund die Eintragung ſelbſt 
gefordert werden Tann, ein allgemeiner Pfandvertrag über 
das ganze Bermögen giebt einen folchen Anfpruch für ein- 
zelne Grundftüde nicht (k). — An beweglichen Sachen ent- 
ſteht ein dingliches Pfandrecht nur durch die Webergabe (1); 
ein Bertrag über die Berpfändung beftimmter einzelner 
Sachen iſt ein Titel zum Anfpruch auf diefe Uebergabe (m). 

Wenn nun in einem Lande, worin das Römifche Recht 
. gilt, eine WVerpfändung durch Bertrag - ausbrüdlich oder 
ſtillſchweigend vorgenommen wird, fo kann diefe an den in 
Preußen befindlichen Sachen des Schuldners fein Pfanb- 
recht erzeugen. Ste Tann hoͤchſtens als Titel gelten, um 
on jenen Sachen die Beftellung eines Pfandrechts (durch 
Eintragung oder Uebergabe) zu fordern, und auch das nur 
unter den fo eben angegebenen befonderen Beringungen 
(Noten k. m.). — Wird aber umgekehrt in Preußen ein 
Pfandvertrag über einzelne Sachen oder über ein ganzes 
Bermögen gefchlofien, und hat der Schuldner Vermögens 


(i) A. L. R. 1. 20 8 411.412. trag giebt dieſen Anfpruch nur in 
(k) Ebendaf. $ 402. 403. den befonderen Fällen, worin auch 
(1) Ebendaſ. 8 111. eine Bautionsleiftung geforbert 
(m) Ebendaſ. $ 109. 110. — werden kann. Ebendaſ. $ 112. 
Ein allgemeiner Verpfaͤndungsver⸗ 
13* 
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ftüde, die in einem Lande des Roͤmiſchen Rechts liegen, fo 
ift fein Hinderniß vorhanden, dieſe DVermögensftüde als 
güftig verpfändet zu behandeln, da das Römifche Recht die 
Verpfändung durch Vertrag weder von einem beftimmten . 
Ort des gefchloffenen Vertrags, noch von einem beftimmten 
MWohnfig des Verpfaͤnders abhängig macht. Es Tann und 
muß alſo hier die lex rei sitae ungeftört zur Anwendung 
kommen (n). 

Nur folgender Fall bleibt dabei noch zu erwägen übrig. 
Wenn in einem Lande des Römifchen Rechts "eine beweg—⸗ 
liche Sache durch Vertrag, ſey es ausbrüdlich oder ſtill⸗ 
fhweigend, gültigermweife verpfändet, die Sache aber nach⸗ 
her nach Preußen .gebracht wird; wirft nun das Pfandrecht 
fort, fo daß die Sache auch hier mit einer Klage gegen 
jeden Befiber (ſey e8 der Schulbner oder ein Dritter) vers 
folgt, und eben fo von dem Pfandberechtigten, wenn biefer 
durch Zufall, ohne Webergabe, den Beſitz erlangt, veräußert 
werden kann? Man möchte geneigt fein, dieſe Frage zu 
bejahen, weil fcheinbar das einmal erworbene Recht durch 


(n) Eine buchftäbliche Anwen: Fall umgekehrt denkt. Denn jo müßte 


dung des Nlg. Landrechts Einf. 
528 würde dahin führen, daß ein 
"Berliner in Stralfund (wo Rö⸗ 
miſches Recht gilt) feine bewegliche 
Sache nicht duch bloßen Vertrag 
verpfänden könnte, jo Daß dieſe Ver⸗ 
yfandung in Stralſund wirkfam 
wäre ($366.h). Die Wibderfinnig- 
feit diefer Behauptung wird befon- 
ders einleuchtend, wenn man ben 


auch der Stralfunder feine beweg⸗ 
lihe Sache durch bloßen Vertrag 
in Berlin bergeftalt verpfänden 
fonnen, daß die Verpfändung in 
Berlin wirkſam wäre. Diefe lebte 
Behauptung wird 'ſchwerlich irgend 
einen Vertheidiger finden, und 
doch folgt auch fie aus ber völlig 
budhfäbfichen Anwendung bes $ 28. 


[1 / 
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die Veraͤnderung ded Orts feine Kraft nicht verlieren 
kann. | 

Dennoch glaube ich, die Frage verneinen zu müfs 
fin. Es if nämlih in einem folchen Kal nicht von 
einem, und bemfelben Pfandrecht die Rede, das nur In 
mehreren Ländern auf verfchiedene Weiſe erworben werben 
möchte, etwa fo, wie das Eigenthum bier durch Tradition, 
dort durch bloßen Vertrag erworben wird, und dennoch 
überall. gleichmäßig anerkannt, als Eigenthum wirkt. | 
Vielmehr ift das Pfandrecht durch bloßen Vertrag ein 
ganz anderes Rechtsinſtitut, ald das, welches nur durch 
Hebergabe begründet werden kann, und beide haben nur 
‚ven Namen und den allgemeinen Zwed mit einander ge- 
mein. Wenn daher die oben erwähnte bewegliche Sache in 
das Gebiet der Preußifchen Gefebgebung hereingebracht 
wird, und hier das anderwärts durch bloßen Vertrag bes 
gründete Pfandrecht geltend gemacht werden fol, fo beruft 
fich der angebliche Pfandgläubiger auf ein im Preußifchen 
Staat nicht anerkanntes Rechtsinftitut und ein folches Ver⸗ 
fahren ift ſchon oben als unzuläfftg nachgewiefen wor» 
den (0). Dagegen kann umgefehrt der Pfandgläubiger, 


N 


.. (0) ©. o. $ 349.B. — Die: Recht, welches Hierin mit dem 

ſelbe Meinung wird vertheidigt in Breußifchen übereinftimmt. Er 
den Ergänzungen zum N. L. R. giebt als Grund an, daß das Ge- 
von Gräff u. ſ. w. B.1 S. 116. feb bier das Pfandrecht an Mo: 
— Ehen fo auh von Wächter bilien in GEntftehung und im 
II. &. 386. 388. 389, in Beziee Fortbeſtehen nur in der Form 
hung auf das Württembergifche des Kauftpfandes anerfenne. Diefe 


- 
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welchem in Preußen eine bewegliche Sache durch Uebergabe 
verpfändet worden iſt, fein Recht auch in einem Lande des 
Römischen Rechts geltend machen, da er alle Beringungen 
in fich vereinigt, die hier zu einem wirkfamen Pfandrechte 
erfordert werben. 


Die Rangordnung mehrerer an derfelben Sache begrüfts 
deter Pfandrechte iſt nach der lex rei sitae zu beurtheilen. 
Diefe Rangorbnung fann befonderd auch im Eoncurfe zur 
Sprache kommen, und von diefem Falle wird noch ımten 
gehandelt werden ($ 374). oo. 
5. Was hier von den dem Römifchen Recht angehö- 
renden, und den ihnen durch neuere Gefeßgebung nachge- 
bildeten dinglichen Rechten gefagt worden ift, muß eben fo 
von den rein germanifchen gelten. Das Recht an Lehen 
und Fideicommiffen ift ftets ein Recht an beftimmten Grund: 
ftüden, und wird alfo beherrfcht von dem Gefeß des Ortes, 
an welchem die Grundftüde liegen. ' 


_ 


Im Laufe diefer Unterſuchung über das Geſetz, welchem 
die dinglichen Rechte unterivorfen find, habe ich an jedem 
gehörigen Orte fogleich die oben ($ 344. e) vorbehaltene 
Frage eingefchaltet, inwiefern das anwendbare Geſetz durch 


Begründung iſt weſentlich dieſelbe, in ber Ausdrucksmeiſe davon vers 
wie die vom mir perfuchte, und nur ſchieden. 
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eine Veränderung in dem Aufenthalt der beweglichen Sache, 
die den Gegenſtand eines vinglichen Rechts bildet, fo oder. 
anders beftimmt werben müffe. 


‚Der Bejip gehört: zwar nicht unter bie binglichen 
Rechte, jedoch wird an der gegenwärfigen Stelle, neben. 
ven dinglichen Rechten, die Frage nach dem auf den Beflg 
anwendbaren örtlichen Recht zwedmäßiger, als an irgend 
einer anderen Stelle, behandelt werden können. - 

Der Beſitz felbft ift, feiner Natur nah, ein rein that- 
fächliches Verhältnis (p), und als folches kann er nur dem 
örtlichen Recht der gelegenen Sache unterworfen feyn, er 
mag fich auf bewegliche oder unbewegliche Sachen beziehen. 
Nach dieſem Necht allein alfo ift die Frage nach dem Er⸗ 
werb und Verluft irgend eines Beſitzes, alfo nach dem 
Dafeyn deffelben, zu entfcheiven, ohne Unterfchien, um wel⸗ 
ches Zwedes und Erfolges Willen diefe Frage irgendwo 
aufgewworfen werden möge. An den Befig aber knuͤpfen ſich 
zwei vechtliche Folgen, die Ufucapion und die poffefforifchen. 
Interdicte. Die erfte hat gar feine felbftftändige Natur, 
fallt vielmehr mit dem Eigenthum zufammen, und gehört 
mit biefem zur lex rei sitae ($ 367 Num. 5). — Die 
poffefigrifchen Interdicte, als die zweite Folge des Beſtitzes, 
gehoͤren unter die obligationes ex delicto (q), ſtehen alſo 


(pP) Savigny Recht des Veſthes 65. (0) Sarisny 
a. a. O. $. 6. 37. 
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unter dem örtlichen Rechte des: Gerichts, vor welchem der 
Nechtsſtreit geführt wird (r). Indeſſen ift diefer Sas von weit 
geringerer Erheblichfeit, als man ihm auf den erften Blid 
zufchreiben möchte. Ex betrifft nämlih nur das eigentlich 
delictartige Element in den Befigfiagen, alfo ihre Straf 
natur, welches ber, bei weitem geringere Beftandtheil ihres 
juriſtiſchen Gehaltes iſt. Der weit wichtigere Beftanptheil, 
die Frage nach dem Dafeyn und der Anerkennung ded Be: 
fites, ift aber von jedem Richter, wie fo eben bemerft 
wurde, Iebiglich nach der lex rei sitae zu entjcheiden. 


8. 369. 
11. Obligationenredt. Einleitung. 


Bei den Obligationen, wie bei den dinglichen Rechten, 
tritt die Perfon aus ihrer abftracten Perfönlichkeit heraus 
in das örtliche Rechtsgebiet eines einzelnen Rechtsverhält- 
niſſes ($ 345. 360. 366). Auch Hier alfo haben wir die 
ſtets wieverfehrende Frage zu beantworten, wo ber wahre 
Sig jeder Obligation ift, an welchem Ort im Raum fie ihre 
Heimath hat. Denn aus diefem Sig der Obligation, aus 
diefer ihrer Heimath, werden wir zugleich den befonveren 


FG) ©. u. $ 374.C. Diefes Nov. 69. C. 1. Es kann aber auch 
tann nun allerdings das forum das davon vielleicht verfchiedene 
rei sitae feyn, welches unftreitig forum domicilii feyn, indem dieſes 
für die Beſitzklagen flets begründet mit jenem electiv concurrirt ($ 371 
il. L. un C. ubi de poss. (3.16), Note n. und p.). 
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Gerichtsſtand derſelben, fo wie das örtliche Recht erkennen 
nach welchem fie zu beurtheilen ift. 

.- Die Beantwortung dieſer Frage iſt gerade bei den Oblis 
gationen ans folgenden Gründen, mehr als anderwärte, 
fchwierig und zweifelhaft. 

Erftlich Hat die Obligation einen Hegenſtand von uns 
fihtbarer Natur, in Vergleichung mit dem. dinglichen Recht, 
welches an einem finnlih wahrnehmbaren Gegenftand, einer 
Sache, haftet. Wir müflen uns alfo jenes Unfichtbare in 
der Obligation erft zu verkörpern fuchen. 

Herner bezieht fich jede Obligation wefentlich auf zwei 
| verschiedene Perſonen; in der einen erfcheint fie als erweiterte 
Freiheit, als Herrichaft über einen fremden Willen: in der 
anderen als bejchränfte Freiheit, als Abhängigkeit. von 
einem fremden Willen (a). Nach welchem dieſer beiden, 
zwar eng verbundenen, dennoch verfchiedenen, Verhältniſſe 
follen wir nun den Sit der Obligation beftimmen? — Ohne 
Zweifel nach den Verhältniß des Schuldners, da die in 
der Berfon des Schuldners vorhandene Nothwendigkeit 
einer Handlung das eigentliche Wefen der Obligation aus- 
macht. Diefe Annahme wird beftätigt durch den unbeftrits. 
tenen großen Einfluß des Orts der Erfüllung auf den 
Gerichtsſtand, indem die Erfüllung vorzugsweife in einer 
Thätigfeit des Schuldners befteht, neben welcher eine Thä- 
tigfeit des Glaubigers entweder gar nicht, oder doch nur 


(a) ©. o. 3.1 $ 56. 
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‚ in untergeorbneter, mitwirfender Weiſe vorfommt. Kerner 
durch den inneren Zufammenhang des örtlichen Nechts mit 
dem Gerichtöftand, welcher lebte ſtets auf die Perfon des 
Beklagten, hier alfo des Schuldners, fich bezieht. 

Endlich entfteht noch eine Schwierigkeit aus der Gegen» 
feitigfeit, welche, weg auch nicht bei allen, doch bei vielen 
Obligationen vorfommt. Wo dieſe vorhanden ift, da iſt 
jede der beiden Perfonen ald Schuldner anzufehen, nur in 
Beziehung auf verfchiedene Handlungen, weshalb vie fd 
eben aufgeftellte Negel der überwiegenden Berüdfichtigung 
des Schuldners nicht mehr auszureichen fcheint. Allein in 
jeder gegenfeitigen Obligation lafien fich die beiden getrenn⸗ 
ten Schuldverhältnifie ftetS als getrennte behandeln, jo daß 
und auch hier Nichts hindert, für jede der beiden, Durch 
diefe Trennung entftehenden, Hälften, den Gerichtsftand und 
das örtliche Recht nach der Perſon des Schuldners zu bes 
fimmen. Ja fogar if dieſe abſondernde Auffaffung ale 
bie urfprüngliche und natürliche anzujehen, die zuſammen⸗ 
faffende Behandlung und Bezeichnung als eine abgeleitete 
und fünftliche, welche jeboch in der innigen Verbindung der 
beiden Obligationen ihre Rechtfertigung findet. Die Ridys 
tigkeit der hier -aufgeftellten Anficht wird beftätigt Durch Die 
bei den Römern ſehr gewöhnliche Abſchließung eines Kauf- 
vertrags u. f. w. durch zwei getrennte Stiputlationen (b). 


(0) Es folldabei nicht geleugnet der Hälften einer zweifeitigen Obli- 
werben, daß in manchen Fällen gation, namentlih in Beziehung 
diefe abfondernde Behandlung beir auf das örtliche Recht, Zweifel und 
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‚Bei den Obligationen finden wir wieder den ſchon öfter 
hervorgehobenen Zufammenhang zwiſchen dem Gerichtsftand 
und dem Recht (8 360. Num. 1). Derfelbe zeigt fich aber 
hier wichtiger und einflußreicher, ald anderwärts, weil im 
Römiſchen Recht der für die Obligationen geltende befon- 
dere Gerichtsſtand forgfältig ausgebildet erſcheint, anftatt 
daß das Örtliche Recht faft gar nicht erwähnt wird. Den- 
noch paſſen die den Gerichtöftand beitimmenven "Gründe 
durchaus auch auf das örtliche Recht, indem Beides auf 
dem gleichmäßigen Gehorfam gegen verfchiedene Zweige der - 


— örtlichen öffentlichen Zuftände beruft. Wir fünnen daher 


ans den Beitimmungen Des Römischen Rechts über den 
Gerichtsftand der Obligationen mit Sicherheit abnehmen, 
in welchem Sinne das örtliche Necht der Obligationen aufs 
zufafſen iſt. | 

Der jpecielle Gerichteftand, wie das örtliche Necht Der 
| Obligationen, beruft auf einer- freiwilligen Unterwerfung 
($ 360. Num. 2), die in den meiften Fällen nicht ausprüd: 
lich erflärt wird, fondern nur aus den Umftänden zu 
ſchließen ift, eben deshalb aber auch durch eine entgegenge- 
ſetzte ausdrüdliche Erklärung ausgefchloffen wird (ce). Die 
Umftände alfo, unter welchen eine Obligation entfteht, kön⸗ 


Berwidelungen mit fih führen hauptet. Vgl. Wächter II.©.45. 
Tann. Grundſätzlich aber ift fie (e) L.19 $2 de jud. (5.1) 
darum nicht weniger richtig, und „ . . nisi alio loci, ut. defen- 
fie wird auch son Anderen für deret, convenit" ... 

mehrere Fälle der Anwendung be 
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nen oft in Anderen eine beftimmte wohlbegründete Erwar⸗ 
tung erregen, und diefe Erwartung ſoll dann auch nicht 
getäufcht werben. Das iſt der Geftchtspunft, von welchem 
aus fowohl der Gerichtsftand der Obligationen, als das 
Örtliche Recht derfelben, aufgefaßt werden muß. — 

Freiwillige Unterwerfung iſt nun auch der Grund des 
prorogirten Gerichtsſtandes, und daher iſt eine Verwandt⸗ 
ſchaft zwiſchen dieſem und dem Gerichtsſtand der Obliga⸗ 
tionen unzweifelhaft, obgleich dieſer letzte eine mehr objective, 
der prorogirte eine mehr ſubjective Natur hat, die Ruͤckſicht 
auf ein beſtimmtes Gericht, ‚oft auch auf beftimmte Gerichts⸗ 
perſonen. Den Gerichtsſtand der Obligation als eine reine 
Anwendung des prorogirten, als einen einzelnen Fall deſſel⸗ 
ben, aufzufaſſen, iſt wohl nicht gerechtfertigt (d)., Das 
eigentliche Interefje diefer Frage möchte etwa darin befte- 
hen, daß ed nach Römiſchem Recht zweifelhaft ift, ob bie 
Prorogation ftreng bindet (e). Der Gerichtsftand ber 


(d) Über dieſe Frage wird 
geftritten zwifhen Bethmann 
Sollweg Berfuhe ©. 20—R7 
S. 50 und Linde Abhandlungen 
B.2 ©. 78 fg. Der lebte aber 
iret offenbar darin, daß er bei den 
Obligationen nicht blos den Aus; 
deu des prorogirten Gerichte: 
ftandes verwirft, fondern felbft die 
freiwillige Unterwerfung als Rechte: 
grund. — Die Hauptftellen über 
den prorogirten Gerichteftand find: 
L.1 L.2 pr. $1 de jud. (5.1), 


L.15 de jurisdiet. (2.1), L.1C. 
de jurisdict. (3. 13). | 

(e) Nah L. 29 C. de pact. 
(2. 3) ſcheint fie "bindend, nad 
L. 18 de jurisdiet. (2.1) wider: 
ruflich. Die lebte Stelle feht wohl 
ein nudum pactum voraus, fo 
daß die Stipulation allerdings 
bindend war, und eben fo base 
pactum adjectum neben einen 
b, f£..contractus (Caro de re 
rust. 149). DBgl au Holl: 
weg Verſuche ©. 12. 
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Obligation dagegen ift ganz gewiß bindend für den Beklag⸗ 
ten, und eben fo gewiß .nicht bindend für den Kläger, der 
awifchen dieſem fpeciellen Gerichtöftand und dem forum 

domieilii des Beklagten freie Wahl hat (f). | 


8. 370. 
mM. Obligationenteht. Serihtsftand ber Obligation, 


Schriftfteller. 


Linde Archiv für civilifiifche Praris Band 7. ©. 59— 


79 (1824). 


Abhandlungen B. 2. S. 75—121 (1829), 
v. Bethmann Hollweg Berfuhe Num. 1. S. 1—77 


(1827). 


Mühlenbruch Archiv 2. 


19. S. 337—384 (1836). 


Albrecht Programm über das Motiv des forum con- 


tractus. Würzburg 1845. 


Es find oben drei in fich zufammenhängende Fragen aufs 
geworfen worden (8 369): Wo ift der Sig einer Obliga⸗ 
tion? Wo ift der befondere Gerichtsftand derfelben? Wo iſt 


(f) Bol. unten $ 374. Der 
Grund des fpeciellen Gerichteftan: 
bes der Obligationen ift alfo gewiß 
nit die Begünftigung des Be: 
Hagten (wie Linde annimmt, 
Archiv VI. ©. 67), fondern des 
Klägers. Diefem foll der Beweis 


und die Erecution- erleichtert wers 
den, vielleicht auch die Prozeßfüh⸗ 
rung felbft, indem er dadurch oft 
an dem eigenen Wohnftb Flagen 
fann, nicht blos an dem des Be 
klagten. 


206 Buch II. Herrſchaft der Rechtsregeln. Rap. 1. Ortliche Gränzen. 


das örtliche Recht aufzufuchen, welches auf fie angewendet 
werden muß? Die erfte diefer drei Fragen hat eine theo- 
retifche Natur, und dient blos als Grundlage für die rich- 
tige Beantwortung der beiven anderen, weshalb fie mit der 
zweiten Frage fogleich zufammen gefaßt werben kann. 

Diefe zweite, ven Gerichtsftand der Obligation betreffende, 
Frage hat im Römifchen Recht zu einer Reihe von praf- 
tifchen, fehr in das Einzelne gehenden Entfcheidungen ge- 
führt, weshalb die Meinungsverfchienenheiten unfrer Schrifts 
‚ fteller weniger den Inhalt der Nechtöregeln, als deren An- 
ordnung und Begründung betreffen, alfo eine mehr theore- 
tifche, als praftifche Natur, haben. 

Der befondere Gerichtsftand der Obligation zuſammen 
fallend mit dem wahren Sitz der Obligation) beruht auf 
‚freier Unterwerfung der Parteien, die jedoch meift nicht in 
einer ausdrüdlichen, jondern in einer ftillfchweigenden Wil- 
(enderklärung liegt, und daher ſtets durch eine entgegenge: 
ſetzte ausprüdliche Erklärung ausgefchloffen wird ($ 369). 
Wir haben alfo zu erforfchen, auf welchen Ort die Erwar- 
tung der Parteien gerichtet war, welchen Ort fie fich ale 
den Sig der Obligotion gedacht haben? An dieſem Ort 
haben wir ben befonderen Gerichtsftand der Obligation, 
vermöge freier Unterwerfung, anzunehmen. Da aber Die 
Obligation an fih, ald Rechtöverhältnig, ein unförperliches, 
nicht räumliches Dafeyn hat, jo müflen wir in dem natür- 
lichen Entwidelungsgang derfelben fichtbare Erfcheinungen 
auffüchen, an welche wir das amfichtbare Wefen der Oblis 


. 537 HL Ottipemencande Geriherüant ver Oiiamen, B07 
gatien anfuipien fonnen, um idr gleiihjam einen Körper 
zu verſchaffen 

Run finken wir in jeder Obligation verberrichent un» 
eleichförmig zwei ſelche ſichtbare Gricheinumgen, tie wir 
als leiten» anjeben fünnıen Iete Obdligation entſtebt naͤm⸗ 
Gd) aus ſichtbaren Thatſachen: jete Obligation wirt aber 
auch erfüllt durch ſichtbare Thatſachen: beide müren an 
irgend einem Orte vorfommen. Bir fünnen daber entwe⸗ 
der den Entſtehungsgrund ter Odligation, oder bie 
Erfüllung verfelben, ald Anbalt wählen, um darauf den 
Sig der Obligation, jo wie ten bejonderen Getichtsſtand 
derfelben, zu beftimmen; entweder ten Anfang oder das 
(Ende der Obligation. Welchem von beiden ‘Bunften wer 
den wir nach allgemeiner Betrachtung den Borzug 3u geben 
haben? — 

Nicht dem Entſtehungsgrund. Dieſer iſt an ſich zu⸗ 
fällig, vorübergehend, dem Weſen der Obligation und iheer 
ferneren Entwidelung und Wirkſamkeit fremd. Sollte dem 
Ort, wo die Obligatton entftand, in den Augen ber Par⸗ 
teien eine bleibende, in die Zukunft hin wirkende, Wichtig⸗ 
keit zugeſchrieben werden, ſo koͤnnte Dieſes gewiß nicht aus 
dem Entſtehungsgrund an ſich hervorgehen, ſondern nur 
aus der Verbindung deſſelben mit äußeren, ihm ſelbſt fremb- 
artigen Umftänden, durch welde eine beftimmte Erwartung 
der Parteien gerade auf biefen Drt gerichtet werben 


möchte. 
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Ganz anders verhält e8 fich mit der Erfüllung, die mit 
dem eigenften Weſen der Obligation zufammen fällt. Denn 
die Obligation befteht eben darin, daß irgend Etwas, das 

früher in der Willfür einer Perſon fland, in ein Nothwen- 
diges, das bisher Ungewifle in ein Gewifles, verwandelt 
wird, und Diefes nothwendig und gewiß Gewordene ift ge- 
rade die Erfüllung. Auf diefe alfo ift die ganze Erwar- " 
tung der Parteien gerichtet, und es liegt daher im Weſen 
der Obligation, daß der Ort der Erfüllung als Sig der 
Obligation gedacht, daß an dieſen Ort der beſondere Ge⸗ 
richtsſtand der Obligation durch freie Unterwerfung verlegt 
werde. — Bevor aber dieſer Gedanke im Einzelnen durch⸗ 
geführt wird, ſcheint es räthlich, einen vorläufigen Blick 
“auf die unter den neueren Schriftſtellern vorherrſchenden 
. | Auffaffungen der bier vorliegenden Frage zu werfen. 
Die meiften -Schriftfteller haben von jeher den befon- 
deren Gerichisftand der Obligation an den Ort gefekt, 
an welchem die Obligation entflanden if. Da nun: 
‚die meiften Obligationen aus Berträgen entftehen, fo follte 
der Ort, an welchem der Vertrag gefchlofien wurde, be= 
flimmend feyn für den Gerichtsftand, und Daraus erklärt, 
ſich der fehr allgemein verbreitete, keinesweges quellen- 
‚mäßige, Kunftausdrud forum contractus für den befonde- 
ren Gerichtsftand der Obligationen. — Die Erflärung und 
fcheinbare Rechtfertigung Diefer Lehre liegt in einigen Haupt» 
ftellen des NRömifchen Rechts, in welchen durch ungründ« 
liche Auslegung das wahre Verhältniß der Regel zur Auss 


4 
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nahme, des Mittelpunktes zu den untergeordneten Beſtim⸗ 
mungen, verkannt und verſchoben wurde. Die praktiſchen 
Irrthuͤmer, wozu jener Grundſatz führen konnte, wurden 
nun eben abgewendet durch eine Reihe beigefügter Ausnah> 
men, die aber den Grundſatz felbft großentheils in bloßen 
Schein auflöften (a). — Nach der oben aufgeftellten An- 
ficht müfjen wir Diefe Lehre im Ganzen verwerfen, weil 
. fie eines inneren Grundes, der nur aus dem Wefen ber 
Obligation entnommen werben Fönnte, völlig ermangelt. 
Was aber an partieller Wahrheit in ihr enthalten ift, wird 
in der unten folgenden Lehre feine wahre Stellung finden, 
und nach Gebühr anerkannt werden. 

Andere Schrififteller dagegen haben in neuerer Zeit je⸗ 
nen Grundſatz aufgegeben, und den Gerichtsſtand der Obli⸗ 
gation vielmehr an den Erfüllungsort anzuknuͤpfen verſucht. 
Mit diefer Grundlage habe ich mich bereits im Allgemeinen 
einverftanden erflärt. Der richtige Erfolg dieſes Verfah⸗ 
rend hängt aber ab von der Art, wie der Erfüllungsort 
feftgeftellt werden fol. Diefes kann zunächft gefchehen 


(a) Bol. oben B.1 Vorrede 
S. XLV. — Jene Stellen find: 
L. 3 de reb. auct. jud. (42.5), 
L. 21 de O. et A. (44.7), vor: 
züglih aber L. 19 $ 2 de jud. 
(5. 1), welche allerdings auf den 
erſten Blick fo ausficht, als wolle 
fie fo, wie es von den Neueren 
zu gefchehen pflegt, Regel und 
Ausnahme neben einander flellen, 

vun 


anftatt daß fie in der That nur 
verfuchsweife einen fcheinbar allges 
meinen Sag an die Spige ftellt, 
dann aber durch Hinzugefügte Bes 
fhränfungen ven Leſer dahin führt, 
die wahre Regel, die fie nicht un 
mittelbar ausfpriht, durch Abs 
ftraction zu finden; ganz wie es 
der Methode der alten Juriſten 
angemeſſen iſt. 


14 
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durch den für dieſe befondere Obligation ausgeſprochenen 
Willen ver Parteien. Daß nun an einem folchen Ort der 
Gerichtsſtand der Obligation anzunehmen fey, ift niemals 
bezweifelt worden. Allein der hier vorausgefehte Fall ift 
gerade der ſeltnere, und es bleibt daher für Die meiften 
Falle zu unterfuchen übrig, welcher Ort in Ermangelung 
eines folchen befonderen ausgefprochenen Willens als Er⸗ 
füllungsort, und (an dieſen anfnüpfend) zugleich ald beſon⸗ 
derer Gerichtöftand der Obligation angenommen werden fol. 

Hierüber wird von manchen Schriftftellern folgenper 
Grundſatz aufgeftelt: In Ermangelung des Privatwillens 
entfcheidet das Geſetz. Für jede Obligation alfo giebt es 
ſtets einen feſt beſtimmten Erfüllungsort; dieſer beruht ent⸗ 
weder auf dem beſonderen Willen der Parteien, oder, in 
deſſen Ermangelung, auf der Vorſchrift des Geſetzes. Der 
eine wie der andere beſtimmt zugleich den beſonderen Ge⸗ 
richtsſtand der Obligation, 

Sch halte Diefe Lehre für völlig verwerflich, will aber 
die Widerlegung derfelben exft verfuchen, nachdem ich eine 
“andere Durchgeführt Haben werde. Diefe läßt fich in wer 
nigen Worten fo ausdrüden: 

Der Erfüllungsort wird ſtets beftimmt durch den 
befonderen Willen der Parteien; diefer kann aber 
entweder ausprüdlich erklärt werden, ober 
ſtillſchweigend; in beiden Fällen beftimmt 
er zugleih den befonderen Gerichtsſtand ver 


- 


\ 
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Obligation, der aljo ſtets auf freier Unterwerfung 
beruft ($ 369) (b). | 

Die bier angedeutete Lehre alfo unterfcheldet ſich von 

ber vorher angegebenen und verworfenen darin, daß an bie 
Stelle des gefeglich- beftimmten Erfüllungsortes ver 
dur ftillfchweigende Uebereinkunft beftimmte ges 
jeßt wirb. 

Ih gehe nun zur genaueren Darftellung biefer Lehre 

über. | | 

1. Der erfte mögliche Sal, den wir zu berüdfichtigen 

haben, ſetzt voraus den an fich zufälligen Iimftand, daß der 
befondere Wille der Parteien einen Ort der Erfüllung feft 
geftellt Hat. Dieſes kann etwa dadurch gefchehen, daß der 
Bertrag, worin die Auszahlung einer Geldſumme vers 
fprochen wird, zugleich die Stadt geradezu benennt, worin 
diefe Handlung vorgenommen werben fol. Daß nun in 
einem ſolchen Fall dieſer Ort ald der beſondere Ger 

rihteftand der Obligation gelten fol, ift in unfern Rechts- | 
quellen fo deutlich und zugleich fo vielfältig .gefagt (ec), 


(b) Weſentlich ſtimmt damit (c) L.19 $4 de jud. (5.1), 


überein Albredt ©. 13—77, 
deffen Ausführung ich ganz ale 
richtig anerfenne. Gr geht aber 
in dem fpäteren Theil feiner Ab: 
handlung (S.28— 35) wieder in 
die oben erwähnte irrige Lehre 
" über, wovon nod unten die Rede 
feyn wird (Note aa). 


L.1.2.3dereb. auct. jud. (42. 5), 
L. 21 de O. et A. (44. 7) „con- 
truzisse .. .. in eo loco intelli- 
gitur“, C.1T X. de foro comp. 
(2. 2). — Es gehört dahin and 
L. 1 de eo quod certo loce 
(13. 4). Denn indem biefe Stelle 
jagt, daß eigentlich (d. h. abgefehen 
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daß darüber zu feiner Zeit ein Zweifel erhoben worden 
ift (d). 

Jedoch würde man biefen Kal in zu enge Gränzen ein⸗ 
Schließen, wenn man ihn. auf die Geftalt befchränfen wollte, 
bie fo eben an einem Beifpiel anfchaulich gemacht worden 
if. Um Diefes Elar zu machen, ift e8 nöthig, den natürs 
lichen Unterfchied unter den Handlungen hervor zu heben, 
die als Gegenflände von Obligationen vorkommen Fönnen. 
Einige diefer Handlungen, und zwar die meiften, find fo 
beichaffen, daß fie an jedem Orte vorgenommen werden 
fönnen. Dahin gehören perfönliche Dienftleiftungen, ferner 
die Bearbeitung beweglicher Sachen, eben fo die Beſitz⸗ 
übertragung beweglicher Sachen, insbefondere die Zahlung 
von baarem Gelbe. Für diefe Handlungen nun kann ein 
beſtimmter Erfüllungsort nur in der oben beifpielöweife be- 
merften Geftalt feftgeftellt werden, nämlidy durch wörtliche 
Bezeichnung des Ortes, wo fie gefchehen follen. — Andere 


von der actio arbitraria) an 
feinem anderen, ale dem be 
dungenen Grfüllungsort geflagt 
werden koͤnne, Tiegt darin gewiß 
vor Allem die Regel, daß an 
dieſem Ort die Klage zuläffig ift. 

(d) Manche haben ven wahren 
Geſichtspunkt verbunfelt, indem fie 
diefen Fall als forum solutionis 
bezeichnet, und dadurch als wefents’ 
lich verſchieden von den folgenden 
Faͤllen mit Unrecht angegeben 
haben. Andere haben diefe vers 


meintliche Verfchievenheit bis zu 
dem praktifchen Irrthum getrieben, 
neben biefem Gerichtsftand gleich: 
zeitig ein zweites forum contrac- 
tus am Ort des gefchlofienen Ber: 
trages anzunehmen. So Linde 
Abhandl. Il. S. 112— 114. (Vgl. 
Hollweg ©. 46). Allerdings be- 
fteht neben dieſem befonderen Ge: 
richtsſtand ſtets das allgemeine 
forum domicilii, fo daß zwifchen 
beiden der Kläger die Wahl hat 
($ 371). 
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Handlungen dagegen find ſchon ihrer Natur nach fo aus⸗ 
fließend an einen einzelnen Ort gebunden, daß fie nur an 
diefem gedacht werden können. Dahin gehört jede Bearbei⸗ 
tung eined beftimmten Grunbftüds, ver Aufbau oder die 
Ausbefierung eines Haufes, Vermiethung, Verpachtung, 
Verlauf eines Haufes oder Landgutes. Denn bei jedem 
Verkauf befteht die Verpflichtung des Verkäufers in ver 
Befigübertragung (e), dieſe aber ift an einem Grunpflüd 
nur denkbar da, wo biefes liegt (f). Daher wäre es eine 
ganz müffige, überflüffige FSörmlichkeit, in dem Verkauf zu 
verfprechen, daß die Hebergabe des verfauften Haufes gerade 
in der Stabt, worin das Haus liegt, vorgenommen werben 
fole. Bon dieſer Förmlichfeit die Anwendung unferes 
Grundſatzes abhängig zu machen, ift durchaus fein Grund 
vorhanden, und wir müffen alfo vielmehr behaupten, daß 
vie Feftftellung des Erfülungsortes mit ihren Folgen bes 
wirkt wird nicht nur Durch die wörtliche Bezeichnung eines 
Ortes, fondern ganz eben fo auch durch die Natur einer 
folden Handlung, die nur an dieſem Orte denkbar iſt (g). 
Ja es würde felbft ungenau fein, in dieſem Fall eine nur 
ſtillſchweigende Willenserklärung annehmen zu wollen. Denn 
unter diefer verftehen wir die auslegende Folgerung aus 


(e) L. 11 $ 2 de act. emti daß ver bisherige Beſitzer auch abs 
(19. 1). wefend feyn kann (Ebendaſ. S.239). 

(f) Die Apprehenfion iſt nur (g) Anderer Meinung hierüber 
buch die Gegenwart des Beſitz⸗ ift Bethmann Hollweg ©.47. 
erwerbers möglich (Savigny — 50. . 
Recht des Beſitzes $ 15), anftatt 
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“einer zu anderen Zweden, als ver Willenserflärung, be- 
flimmten Handlung, welche Folgerung ſtets durch eine ent- 
gegengefeßte ausprüdliche Erklärung ausgeſchloſſen werben 
fann (h). Wenn aber Jemand ein Haus verkauft, das 
heißt, zu übergeben verfpricht, fo ift der bejondere Umſtand, 
daß dieſe Uebergabe gerade da, wo das Haus liegt, geſche⸗ 
hen ſolle, ſchon in dem Verſprechen ſelbſt unmittelbar 
enthalten, indem eine Uebergabe an anderem Orte unmög- 
lich iſt, fo daß auch eine enigegengefehte ausdruͤckliche 
Erklärung über dieſen Nebenpunkt völlig widerſinnig feyn 
würde. 


Wir gehen jebt über zu den weit bäufigeren und fehr 
‚mannichfaltigen Fällen, in welchen ein feft beftimmter &r- 
füllungsort der Obligation nicht vorhanden ift; dieſe Falle 
aber werden fich nur beziehen Tonnen auf Handlungen, die 
ihrer Natur nach iberall vorfommen können, alfo nicht mit 
einer beftimmten Dertlichkeit zufammen hängen, weil fonft, 
wie jo eben gezeigt wurde, eben dieſer Zufammenhang ven 
Erfüllungsort mit fih führen wuͤrde. Fuͤr alle dieſe Fälle 
nun haben wir zu unterfuchen,. an weldyem Orte von den 
- Barteien die Erfüllung gedacht und erwartet feyn möge; 
diefen Ort Baben wir ald den wahren Sitz der Obligation 
und als ihren befonderen Gerichtöftand zu betrachten, indem 


(h) ©. 0.8.3 8131. 
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in jener durch Die Unftände begründeten Erwartung eine 
kiltfhweigende Feſtſtellung des Erfüllungsortes, alfo 
auch eine ftilfchweigende Unterwerfung des Beklagten unter 
den Gerichtsſtand dieſes Ortes, enthalten if. Aus biefer 
Annahme einer ſtillſchweigenden Webereinfunft und Unter 
werfung folgt aber von felbft, daß der durch die folgenden 
Betrachtungen feftzuftellende bejondere Gerkchteftand der 
Obligation ftetd ausgefchlofien werden kann durch eine ent⸗ 
gegengefegte ausdruͤckliche Willenserklärung ($ 369.b). 
Dieſer Grundſatz nun findet ſich im Nömifchen Necht nirgend 
wörtlich ausgefprochen; allein alle einzelne Entſcheidungen 
der Römifihen Zuriften laſſen fich ungezwungen auf ihn, 
und nur auf ihn, zurückführen, auch steht er in unverkenn⸗ 
barem Zufammenhang mit der freien Unterwerfung (8369), 
die ja in dieſer ganzen Lehre überall als beftimmend anzus 
ſehen iſt. 

Wir werden alſo nunmehr zurückgeführt auf die That⸗ 
ſachen, die der Obligation ihre Entſtehung gegeben haben, 
und wir haben, der Reihe nach, diejenigen äußeren Um⸗ 
fände anzugeben, unter deren Vorausſetzung der Entſtehungs⸗ 
ort der Obligation von den Parteien zugleich als Erfüllungs⸗ 
ort zu erwarten war. Wenn wir und bei dieſer Unter 
fuhung an die Ausfprüche der Römifchen Juriften Halten, 
welches, vom Standpunkt des gemeinen Rechts aus, ale 
richtig und nothwendig nicht bezweifelt werben Tann, fo 
dürfen wir dabei nicht überfehen, welcher Ratur jene Aus⸗ 
fprüche find. Sie enthalten nicht etwa Vorſchriften des 
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pofitiven Rechts, ſondern leitende Gefichtspunfte, aus 
welchen der wahrfcheinliche, natürliche Gedanke ver Parteien 
zu erfennen ift, neben welchen alfo ſtets die befonveren Um⸗ 
ftände jedes einzelnen alles zu beachten find. Wo alfo 
piefe Umftände auf eine andere Entfcheidung führen möchten, 
‚da handeln wir ganz im Sinn jener Römifchen Ausfprüche, 
. wenn wir fie nicht zur Anwendung bringen. Don haͤu—⸗ 
figem Einfluß wird jedoch dieſe Bemerkung gewiß nicht 
feyn. 

ID. Um den erften Fall dieſer Art deutlich gu machen, 
ift eine vorläufige Betrachtung nöthig über die verfchievene 
Befchaffenheit und äußere Erſcheinung der Thatfachen, aus 
welchen Obligationen entftehen. Die meiften Obligationen 
entftehen aus einzelnen, vorübergehenden Handlungen. So 
verhält es fich mit dem häufigften aller Entflehungsgründe, 
dem Vertrag, der zwar nicht felten lange vorbereitet wird, 
deſſen wirklicher Abfchluß aber ſtets eine augenblidliche 
Erfcheinung darbietet, alfo einen kaum merflichen Zeitraum 
erfüllt.- Dagegen giebt es andere, allerdings feltnere, Obli⸗ 
gationen, die aus einer fortgefegten, zufammenhängenden 
Thätigkeit des Schuldners entfpringen, einer Ihätigfeit, die 
ftet8 einen längeren Zeitraum erfüllt, und zugleich mit einer 
beftimmten Dertlichfeit in Berbindung ſteht. Wir können 
eine Thätigfeit folcher Art, aus welcher, im Laufe der Zeit, 
mehr oder weniger einzelne Obligationen zu entftehen pflegen, 
mit dem gemeinfamen Namen der Gefchäftsführung bes 
zeichnen. Eine Meberficht der wichtigften Bälle folcher Art, 
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‚ wie fie in unferen Rechtsquellen erwähnt werben, mit An⸗ 
erkennung des dadurch begründeten Gerichtsſtandes, wird 
die Sache anfchaulich machen (i). 

Es gehören dahin folgende Bälle. Die Tutel über Uns 
mündige, fo wie jede Art von Curatel. Ferner die Bes 
forgung, der Gefchäfte eines Anderen, fey ed aller feiner 
Sefchäfte (Generalmandat), fey es einer gewiflen Klafie 
derfelben, etwa einer Fabrik, Handlung u. f. w.; fey es 
in Folge eines Vertrags (Mandat oder operae locatae), 
oder aber aus einfeitigem Willen (negotiorum gestio) (k). 
Endlich ein fortlaufendes eigenes Bank» und Commiſſions⸗ 
gefchäft (argentaria). Aus diefer Weberficht ergiebt es fich, 
daß ſowohl eigene, als fremde Gefchäftsführung dieſen 
Gerichtsſtand begründen kann, ferner fowohl ein Vertrag, 
als ein Quaficontraft, welcher der fremden Gefchäftsführung 
zum Grunde liegt. Die wefentliche Vorausfegung befteht 
nur darin, Daß die fortgehende Gefchäftsführung an eine 
beftimmte Dertlichkeit bleibend gefnüpft ift (). In den 


Gi) L19. $1 de jud. (5,1), 
L.36 $1 L.45 pr. eod, L.4$5 
de ed. (2.13), L.54 $1 deproc. 
(3. 3), L.1. 2 C. ubi de ratio- 
em. (3.21). — Der Grund ber 
freiwilligen Unterwerfung wirb aus: 
drüdlich angegeben bei der nege- 
tiorum gestio in L. 36 $1 de 
jud. (5.1) „non debet judicium 
recusare ..... cum sua sponte 
sibi hanc obligationem con- 
traxerit‘*. 

m 


(k) Nicht jedes Mandat, und 
nicht jede negotiorum gestio ges 
hören in dieſe Kategorie; denn 
beide Eönnen auch ein einzelnes, 
vorübergehendes Gefchäft zum Bes 
genftand haben, wovon hier nicht 
die Rede ift. 

() L. 19 $ 1 de jud. (5.1) 
Si quis tutelam ... vel quid 
aliud, unde obligatio oritur, 
certo loc; administravit, etsi 
ibi domicilium non habuit, ibi 
se debebit defendere“. 
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meiften Fällen tritt diefer befonvere Gerichtsftand deswegen 
nicht merklich hervor, weil die Gefchäftsführung mit dem 
Wohnſitz zufammenfällt; beide können aber auch. getrennt 
ſeyn, und dann zeigt fich dieſer Gerichtsſtand wirkfam 
(Note 1). | | 

Manche Schriftfieller Haben dieſen Gerichtsftand als 
einen ganz eigenthümlichen betrachten wollen unter dem 
Namen forum gestae administrationis, verfchieden von dem 
fogenannten forum contractus. Ganz mit Unrecht, da beide 
auf demſelben Grunde beruhen, auf der in den Umftänven 
begründeten Erwartung der Parteien, daß die aus der Ges 
chäftsführung entftehenden Obligationen auch an dem Ges 
fehäftsort ihre Erledigung finden werven,. zu welcher Er- 
wartung die dauernde Natur einer foldden Verwaltung 
gewiß Hinreichenvden Grund darbietet; denn in dieſer Ge⸗ 
fhäftsführung Hat die Gefammtheit der aus ihr entiprin- 
genden Obligationen gleichfam ein räumliches, fichtbares 
Dafeyn gewonnen, fle erfcheint darin wie verförpert. Will 
man alfo überhaupt den Kunftausprud forum contractus 
anmenden, fo muß man dieſen Fall durchaus darunter be- 
ziehen. Nur darf Hier der Entſtehungsort der Obligation 
nicht da gedacht werden, wo etwa ver Vertrag wegen 
Mebernahme des Gefchäfts gefchlofien worden ift; noch auch 
da, wo die einzelnen Kaufverträge, Geldeinnahmen u. |. w. 
Statt gefunden haben, aus welchen der Gefchäftsführer 
dem Herren des Gefchäfts verantwortlich geworden ſeyn 
mag. Dieſe beiden Orte verſchwinden hier als unterge⸗ 
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‘ordnet, und das Gefchäft felbft, als Dauerndes Ganze, muß 
al8 die gemeinfame Grundlage der daraus entfpringenden 
einzelnen Obligationen angefehen werden (m). Auf den 
bleibenden Sig dieſes Gefchäfts war der Gedanke, die Er⸗ 
wartung, Die freie Unterwerfung der Parteien gerichtet. 

M. Es bleiben jegt noch übrig diejenigen Obligationen, 
denen weber ein beflimmter Erfüllungsort angewieſen ift 
(Rum. 1), noch eine fortgefehte Thätigfeit an einem be⸗ 
flimmten Orte als Grundlage dient (Num. II). Diefe 
müſſen alfo insgefammt auf Handlungen, die überall vor: 
fommen fönnen, gerichtet feyn, und zugleich aus einzelnen, . 
vorübergehenden Handlungen entjpringen; denn fonft wuͤr⸗ 
den fie den früher aufgeftellten Kategorieen anheim fallen. 
Bet dieſen alfo haben wir zu unterfuchen, unter welchen 
Borausfegungen die Rüdficht auf den Entftehungsort die 
Erwartung begründet, daß diefer zugleich der Erfüllungs- 
ort, und daher der wahre Eig der Obligation, feyn 
werbe. 

Der nächfte Fall, auf welchen wir in viefer Reihe von 
Betrachtungen geführt werben, befteht darin, daß ein Schuld⸗ 
ner in jeinem perjönlichen Wohnſitz in eine Obligation 
eintritt. Dadurch unterwirft er fich dem Gerichte dieſes 
Ories als tem beſonderen Gerichtöftante tiefer Cbligation. 
Es ſcheint aufren erften Blick überflüffig, ja widerfprechend, 
den Gerichtöftant, der ohnehin für tiefe Perſon als der 


(m) Bel. Albrecht S. 23. 


un 
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allgemeine begründet ift, nun noch als etwas Neues, als 
einen befonderen Gerichtöftand, anfehen zu wollen, indem 
man annehmen möchte, e8 fey ausreichend, in einem folchen 
Hal blos die gewöhnliche Wirkung: des ohnehin geltenden 
forum domicilii anzuerfennen. 

Allein die praftifche Wichtigkeit der hier aufgeftellten 
Unterfcheidung bezieht ſich auf die Faͤlle möglicher Veraͤnde⸗ 
rungen. Wenn jener Schuldner willfürlich feinen Wohnſttz 
ändert, oder wenn er ftirbt, fo hat fein bisheriges- forum 
domieilii, als folches, gänzlich aufgehört. Aber in der hier 
aufgeftellten Eigenfchaft, als befonderer Gerichtsftand der 
ÖObligation, dauert er fort: er folgt dem Auswandernden 
in feinen neuen Wohnfig nach, er bindet im Fall des To⸗ 
des den Erben, wenngleich dieſer einen anderen Wohnſitz 
bat (n). Ä | 

Der Grund diefer eigenthümlichen Beftimmung liegt 
darin, daß der Schuldner durch die hier übernommene Obli- 
gation die Erwartung erregt hat, er werbe ſich an dem⸗ 
jelben Drte auch den Folgen derfelben unterwerfen (8 369); 


(n) L.19 pr. de jud. (5. 1), 
L. 2 C. de jurisdiet. (3. 13). 
Del. Bethmann Hollweg 
S. 24. Diefer wichtige Sab fteht 
in Verbindung mit bem oben 
gemachten Borbehalt 5 344. e. 
— Aus diefem Satz ift auch zu 
erflären L. 45. de jud. (5.1), 
welche folgenden Tall noransfegt. 
Bine Einwohnerin vo Rom nimmt 


in ihrer Heimath ein Darlehen auf. 
Nach ihrem Tode wird fie beerbt 
von ihrer Tochter, deren Wohnfig 
in eine Provinz kommt. Hier 
werden die Vormünder im Namen 
der Mündel verurtheilt. Dennod, 
fagt Ulpian, gehört die judicati 
actio wieder nad) Rom, weil die 
Erblaſſerin dafelbft den Berichte: 
ſtand der Obligation begründet Hatte. 


.870. 1. Obligationenrecht. Gerichtsſtand der Obligation. 221 


diefe Erwartung fol nicht getäufcht werben, der Schuldner 

| fol alſo zwar nicht gehindert werden, feinen Wohnfts will- 
fürlich zu ändern, er foll aber die an dem alten MWohnfig 
übernommenen Obligationen ebenbafelbft abwideln. 

IV. Aber auch außer feinem Wohnſitz kann Jemand 
als Schulpner in eine Obligation eintreten unter folchen 
Umftänden, welche die natürliche Erwartung erregen, daß der 
Entftehungsort der Obligation zugleih ihr Erfüllungsort 
feyn werde. 

Eine folche Erwartung erregt Der, welcher außer feinen 
Wohnſitz ein gemwerbliches Gefchäft von einiger Dauer bes 
gründet, und dabei Einrichtungen trifft, aus welchen abzu- 
nehmen ift, er werde die Waaren, die er bier verkauft, 
auch eben daſelbſt abliefem. Dadurch unterwirft er fich 
dem befondern Gerichtöftann der Obligation an dem Ort 
des gefchloffenen Vertrags. Diefes wird von Ulpian 
ausführlich angegeben, und zwar ald Warnung gegen die 
unbedingte Annahme eines Gerichtsftandes blos deswegen, 
weil an irgend einem Orte ein Vertrag gefchlofien worden 
fey; er begründet diefe Warnung durch die Erwähnung 
eines Durchreifenden, der einen Vertrag fchließe, und von 
welchem man’ doch gewiß nicht werde behaupten wollen, 
daß er fich einem Gerichtöftand am Ort des Vertrags uns 
terwerfe (0). 


(0) L.19 $2 de jud. (5.1) faciens, delatus est, tot locis 
„,.. durissimum est, quotquot se defendi. At si quo consti- 
locis quis navigans, vel iter tit, non dico jure domicilii, sed 


a 
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Aber das hier erwähnte gewerbliche Verhältniß ift über- 
haupt nur als Beifpiel, keinesweges als ausſchließende Bes 
dingung, eines Gerichtöftandes der Obligation anzufehen. 
Werden nämlich während eines Aufenthaltes außer dem 
Wohnſitz Verträge gefchlofien, jo muß aus dem Inhalt 
derfelben abgenommen werden, welchen Gebanfen über die 
Erfüllung die Parteien damit wahrjcheinlich verbunden has 
ben mögen. . Wenn alfo ein Beamter in Kolge eined Amts⸗ 
gefchäfts, oder ein Abgeordneter zu einer legislativen Vers 
fammlung, Monate lang an bemfelben Orte verweilt, und 
daſelbſt Schulden contrahirt, die fich auf feinen täglichen 
Lebensunterhalt beziehen, fo ift. an ber Begründung des 
beſonderen Gerichtsftandes der Obligation nicht zu zweifeln. 
Ehen ſo, wenn bei einem Badeaufenthalt Schulden zu ähn- 
lichen Zweden entftehen. Wenn dagegen bei einem Babe- 
aufenthalt Verträge tiber Hanvelögefchäfte gefchloffen mer 
den, deren weitere Entwidelung‘ nur von der Heimath aus 
zu erwarten ift, ſo muß ein folcher Gerichtöftann für den 
Ort des gefchloffenen Vertrages verneint werben (p). Da 
hier Alles auf die wahrfcheinliche Abficht der Parteien an⸗ 
fommt, jo Tann nach Umftänden auch ſchon ein fehr Furger 


tabernulam . . . oflicinam con- 
duxit, ibique distraxit, egit: 


einzelnen Kaufgefhäften als Rei⸗ 
fende befuchen, nicht gegen Die, 


defendere se eo loci debebit.“ 
— L.19. $3 eod. — L. un. C. 
de nund. (4.60) vereint das 
forum contractus nur gegen Die, 


welche einen öffentlichen Markt zu 


auf welche die oben von Ulpian 
angegebenen Kennzeichen paflen. 

(PP Bethmann Hollweg 
©. 24. 25. Bol. Seuffert Ars 
chiv 3,2 N. 119, 
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Aufenthalt zur Begründung jenes Gerichtsftandes Hits 
reichen. So wird dieſe Begründung angenommen werden 
dürfen gegen einen Keifenden, der im Gafthaufe feine Rech- 
nung nicht bezahlen will, da bei dieſem Gefchäft die unver» 
zügliche Erfüllung allgemein üblich ift, alfo von Jedem ers 
wartet werden kann. Es Fommt alfo Alles darauf an, in 
welchem Berhältnig die Natur und die Dauer des Aufent- 
balts zu dem Inhalt der Obtigation fteht. | 

Wenn wir die bisher aufgeitellten Regeln Rum, LULIV. 
mit der oben bargekellten und vermorfenen Meinung ver- 
gleichen, fo .ergiebt fich folgendes Verhältniß beider Auf⸗ 
faffungen. Jene Meinung beirachtete den Ort der obligas 
torifchen Handlung an fich als den Grund des Gerichte: 
ftandes der Obligation (nur mit Ausnahmen); Die hier 
vorgetragene Lehre knuͤpft dieſe Wirkung nicht an die oblis 
gatoriſche Handlung an fich, fondern nur in Verbindung 
mit anderen, ihr zum Grund liegenden und vorhergehenden 
Umſtaͤnden (q). 

V. Es bleibt endlich noch übrig, den Sit der Obligas 
tion für Diejenigen Faͤlle zu beſtimmen, in welchen alle bis⸗ 
ber angegebene Vorausſetzungen nicht ausreichen, indem 


(g) Mühlenbruch beurtheift 
bie unter der Rum. IV. zuſammenge⸗ 


tifehen Begründung derfelßen, im 
dem er in biefen Fällen ein Quq⸗ 


ftellten Fälle an ſich richtig, und 
mit praftifcher Einſicht in die Ber- 
hältniffe des wirklichen Lebens 
(S. 3595 — 357, 360— 361. 365 — 
375), allsin ex irrt im ber: theore⸗ 


fipomicil oder ein temporäres Do- 
micil' annimmt, und fie alfo mit 
bene Sal Num. III. in Verbindung 
feßt. Diefe Berbindung ift ge: 
zwungen und unfruchthar. 
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weber ein feft beftimmter Erfüllungsort vorhanden iſt 
(Num. 1), noch der Entftehungsort der Obligation durch 
begleitende Umftände geeignet erfcheint, zugleich als Erfüls 
lungsort von den Parteien gedacht zu werden (Num. IL II. 
IV.). Dahin wird alfo namentlich der von Ulpian ans 
gegebene Kal zu zählen feyn, wenn ein Durchreifender 
während feines ganz vorübergehenden Aufenthaltes einen 
Vertrag ſchließt (Note 0). Fehlt e8 hier an jeder Andeu⸗ 
tung irgend eines beftimmten Erfüllungsortes, fo muß ans 
genommen werden, daß der Wohnfig des Schuldners, an 
den er doch immer wieder zurüdfehrt, als Erfüllungsort Ä 
gedacht worden iſt. Ein folcher Hal ift alfo gerade fo zu 
beurtfeilen, wie wenn ver Vertrag nicht auf der Reiſe, 
ſondern in dem eigenen Wohnſitz, von dem Schuldner ge⸗ 
ſchloſſen worden wäre (Num. II). | 
Diefer Fall wird am Häufigften in folgender Geftalt 
auftreten, die noch einer befonderen Erwähnung wegen der 
zweideutigen Natur des Inhalts der Obligation bedarf. 
Wenn der Eigenthümer einer Fabrik oder Handlung um⸗ 
her veift oder feinen Diener reifen läßt, um Beftellungen zu 
fammeln, alfo Verträge über Lieferung von Waaren abzu« 
ſchließen, fo kann e8 zweifelhaft fcheinen, worin eigentlich 
der Inhalt der von ihm übernommenen Obligation befteht, 
und davon wird zugleich der Erfüllungsort abhängig fein. 
Die Lieferung ift nämlich ein zuſammengeſetztes, Zeit ers 
füllendes Geſchaͤft. Die Waare wird zuerft vom Berfäu- 
fer abgefenbet, ‚bleibt dann einige Zeit auf dem Wege, und 
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. Tommt:envlich in den Befih des Käufers. : Dabei könnte man 
als.:wahren Inhalt dee Obligation denken entweder die Ab⸗ 
ſendung, for Daß Die Empfangnahme blos eine fpätere Folge 
ber vollendeten Erfüllung wäre, oder aber. Die Empfang⸗ 
nahmz fo daß die Abſendung blos als Vorbereitung ver 
hen Erfüllung gelten fönnte. Im erften Fall würde 
ale; Erfüllungsort der Wohnfig des Verkäufers gedacht, im 
zweiten Fall der Wohnfig des Käufers. Welche diefer beis 
den Anſichten ift nun nach allgemeinen Rechtsgrundfägen 
vorjuziehen?. Sch Halte die erſte für richtig, nach welcher 
die eigentliche Erfüllung in der Abfendung befteht, der Er⸗ 
fuͤllungsort alfo an dem Wohnfig des Verfäufers anzuneh- 
men iſt. Dafür fprechen, wie ich glaube, zwei Beftimmun- 
gen des Römifchen Rechts. Erſtlich der Webergang der 
Gefahr des zufälligen Untergangs auf den Käufer vom Aus 
genblick des gefchlofienen Kaufe an, alfo noch ehe das Eis 
genthum durch Uebergabe erworben ift (r). Zweitens bie 

llgemeinere ‚Regel, nach welcher die verfprochene Mebergabe 
| einer beweglichen Sache nur an dem Orte gefordert werden 
kann, mo gerade jetzt die Sache liegt (s). — Im Preußi⸗ 
ſchen Recht ift dieſe Anficht noch unzweifelhafter anerkannt. 
Denn bier geht mit der Abfendung nicht blos die Gefahr, 





{r) 83 J. de emt. (3.23). $ 78 Note 5. 6, die Mebergabe 
() L.12 $1 depos. (16.3). einer Waare müfle in der Pegel 
Bon dieſem Gabe, wird fogleich da erfolgen, wo der Verkäufer feine 
noch ausführlicher die Rede feyn. gewöhnliche Waarenniederlage habe. 
In Berbindung mit demfelben be⸗ 
hauptet auch Thoͤl Handelsrecht 


vm. 15 
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meiften Fällen tritt dieſer beſondere Gerichtsftand deswegen 
nicht merklich hervor, weil die Gefchäftsführung mit dem 
Wohnſitz zufammenfällt; beide können aber auch getrennt 
feyn, und dann zeigt fich diefer Gerichtsftand wirffem 
(Note 1). | | 
Manche Schriftfieller Haben dieſen Gerichtsſtand als 
einen ganz eigenthümlichen betrachten wollen unter Dem 
Namen forum gestae administrationis, verfehleden von dem 
fogenannten forum contractus. Ganz mit Iinrecht, da beide 
auf demfelben Grunde beruhen, auf der in den Umftänden 
begründeten Erwartung der Parteien, daß die aus der Ges 
ſchaͤftsführung entftehenden Obligationen auch an dem Ges 
fhäftsort ihre Erledigung finden werben, zu welcher Er⸗ 
wartung die dauernde Natur einer ſolchen Verwaltung 
gewiß NHinreichenden Grund darbietet; denn in biefer &e- 
fhäftsführung hat die Gefammtheit der aus ihr entiprin- 
genden Obligationen gleichfam ein räumliches, Tfichtbares 
Dafeyn gewonnen, fle erfcheint darin wie verförpert. Will 
man alfo überhaupt den Kunftausprud forum contractus 
anwenden, fo muß man biefen Fal durchaus darunter be- 
ziehen. Nur darf Hier der Entſtehungsort der Obligation 
nicht da gedacht werden, wo etwa der Vertrag wegen 
Mebernahme des Gefchäfts gefchloffen worden ift; noch auch 
da, wo die einzelnen Kaufverträge, Geldeinnahmen u. ſ. w. 
Statt gefunden haben, aus welchen der Gefchäftsführer 
dem Herren des Gefhäfts verantwortlich geworben ſeyn 
mag. Dieſe beiden Orte verſchwinden hier als unterge⸗ 
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ordnet, und das Geſchaͤft ſelbſt, als dauerndes Ganze, muß 
als die gemeinſame Grundlage der daraus entſpringenden 
einzelnen Obligationen angeſehen werden (m). Auf den 
bleibenden Sitz dieſes Geſchaͤfts war der Gedanke, die Er⸗ 
wartung, die freie Unterwerfung der Parteien gerichtet. 

M. Es bleiben jetzt noch übrig diejenigen Obligationen, 
denen weber ein beſtimmter Erfüllungsort angewieſen ift 
Rum. 1), noch eine fortgefegte Thätigfeit an einem bes 
flimmten Orte ald Grundlage dient (Num. I). Diefe 
müffen alfo insgefammt auf Handlungen, die tiberall vor- 
kommen können, gerichtet feyn, und zugleich aus einzelnen, . 
vorübergehenden Handlungen entfpringen; denn fonft wuͤr⸗ 
den’ fle den früher aufgeftellten Kategorieen anheim fallen. 
Be dieſen alſo haben wir zu unterſuchen, unter welchen 
Vorausſetzungen die Rückſicht auf den Entſtehungsort die 
Erwartung begründet, daß dieſer zugleich der Erfüllungs⸗ 
ort, und daher der wahre Sitz der Obligation, feyn 
werbe. 

Der nächfte Fall, auf welchen wir in dieſer Reihe von 
Betrachtungen geführt werben, befteht darin, daß ein Schuld- 
ner in feinem perfönlichen Wohnfig in eine OÖbligation 
eintritt. Dadurch unterwirft er fich dem Gerichte Diefes 
Ortes als dem beſonderen Gerichtsſtande dieſer Obligation. 
Es ſcheint auf den erſten Blick uͤberfluͤſſig, ja widerſprechend, 
den Gerichtsſtand, der ohnehin für dieſe Perſon als der 


(m) VBgl. Albrecht ©. 23. 


. 
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des Beklagten unter dieſen Gerichtsſtand anzunehmen, 
“wenn nicht eine entgegerigefeßte ausdracuiche Erklaͤrung 


ihn ausſchließt. 


Die hier vorgetragene Lehre iſt oben zufammengeftellt 
worden mit. einer anderen, theilweife ähnlichen, deren Prüfung 
und Widerlegung nun noch nachgeholt werden muß 
- (©. 210). Diefe andere Lehre Tautet, auf eine sonfequente 
Spige ’getrieben, alfo. Für jede Obligation läßt fich ſtets 
ein beftimmter Ort angeben, an welchem fie erfüllt werben 
muß. Diefer kann durch den Willen ver Parteien feftge- 
flellt ſeyn; wo dieſe Feſtſtellung fehlt, da ſorgt das Geſetz 
für einen beſtimmten Erfuͤllungsort. In beiden Faͤllen iſt 
der Gerichtsſtand der Obligation an dieſem Erfuͤllungsort 
begruͤndet. 

Dieſe ganze Lehre ſteht und faͤllt mit der Behauptung, 
daß es für jede Obligation einen geſetzlichen Exrfüllungs- 
ort gebe; prüfen wir alfo vor Allem die Richtigkeit dieſer 
Behauptung. Es ließe fich etwa denken, daß gefehlich be⸗ 
flimmt wäre, jede Obligation müffe da erfüllt werden, wo 
fie entftanden wäre; dann waͤre das forum contractus im 
buchſtaͤblichen Sinne dadurch begründet, daß der Ort des 
geſchloſſenen Vertrags als Erfüllungsort vorgefchrieben 
wäre (u), und an innerem Zufammenhang würde es dann 


(u) So nahm es früher Linde (Archiv ©. 61-63 ©. 75), er 


* 
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jener Lehre nicht fehlen. Allein weber dieſe, noch irgend 
‚eine ähnliche Regel über ven gefehlichen Erfüllungsort ift 
wahr. Vielmehr lautet die wahre Regel fo, daß in Er- 
mangelung eines vertragsmäßigen Erfüllungsorts ber 
Schuldner erfüllen muß "da, wo er gerade verklagt wird 
(ubi petitur) (v), fo daß es ganz in ver MWillfür des 
Klägers fteht, an welchem Ort er die Erfüllung erzwingen 
wil, natürlich vorausgefeht, daß er an diefem Ort einen 
Gerichtsſtand findet, welchen der Beklagte anzuerfennen 
verpflichtet iſt. Anftatt alfo daß nach jener Lehre der ges 
jegliche Erfüllungsort den Gerichtöftand beftimmen follte, 
wird gerade umgekehrt der gefegliche Erfüllungsort beftimmt 
durch jeden irgendwo begründeten Gerichisftand, fobald nur 
der Gläubiger befchließt, des. einen oder des anderen Ge⸗ 
richtsſtandes fich zu bevienen. Nach Römifchem Recht nun 
war für jeden Schuldner fowohl das forum originis be- 
gründet, ald das forum domicilii, welche beide ganz ver- 
ſchieden feyn konnten; ja der Schuldner konnte in mehreren 
Städten Bürger feyn, auch in mehreren Städten einen 
wahren. MWohnfig haben. Dann hatte der Kläger freie 
Wahl, an welhem unter diefen vielen Orten er 
Hagen wollte, und wo er immer Elagte, da war zugleich 


wurde aber felbft fpäter irre an (v) L.1 de ann. leg. (33.1), 
dieſem Grundfag (Abhandlungenll. L. 38 de jud. (5.1), L.47 81 
S. 111). Daß er ihn theilweife deleg.1 (30. un.), L. 4 de cond. 
beibehalten hat, wird fogleich ge⸗ trit. (13.3), L. 22 dereb. cred. 
. zeigt werben. (12. 1). 


. 


m 
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der gefepliche Erfüllungsort. So wird alfo durch jene 
Lehre das wahre Sachverhälmiß geradezu umgekehrt; denn 
nach der wirklichen Lehre des Romiſchen Rechts iſt der Er⸗ 


füllungsort nicht das Beflimmende für den Gerihtöftann, 


fondern vielmehr das von dem Gerichtsſtand Abhängige. 
Waͤre nun die eben angegebene Regel des Roͤmiſchen 
Rechts allein vorhanden, fo würde ein fo handgreiflicher 


- Zirkel nicht verfannt worden feyn, und die erwähnte irrige 


Lehre Hätte fchmwerlich Vertheiviger "gefunden. Allein jener 
Regel ift im NRömifchen Recht eine Beſchränkung Hinzuge- 


‚fügt worden, und diefe Beſchraͤnkung hat das ganze Miß- 


verftändniß verfchufdet. In volftändigem Zufammenkang 
ſteht nım die Sache alfo. | 
Allerdings kann im der Regel jeder Glaudiger die Er⸗ 
füllung einer Forderung an jedem Ort erzwingen, wo et einen 
Gerichtsſtand des Schulbners findet. Wenn aber die Forderung 
auf Uebergabe einer invivoiduell beſtimmten beweglichen 
Sache, einer certa species, gerichtet iſt, fo tritt für den 


Schuldner die Erleichterung ein, daß er fih frei machen 


kann durch die Hebergabe an. dem Orte, wo fi gerade jeßt 
die Sache zufällig befindet, daß er fie alſo nicht auf feine 
Koften und Gefahr an den Ort der Klage zu bringen vers 
pflichtet if. Nur verliert er dieſen Vortheil, wenn die 
Sache nicht durch Zufall, fondern durch feine unredliche 
Handlung anderwärts if. Ferner gilt dieſe Erleichterung 
nicht bei allen Schuloklagen, fondern nur bei Klagen ‚aus 


* 
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" bonne fidei Gontracten (w), oder aus einem Teftament auf 
Entrichtung eines Legates (x); namentlich alfo nicht bei Dex 
Condietion aus einer Stipulation (y). Dagegen gelten 
diefelben Säge auch bei Klagen in rem, namentlich der Eigen⸗ 
thumstlage, und eben fo bei ber actio ad exhibendum, 
welche beide arbiträre Klagen find (2). , 

Faßt man diefe erceptionelle Verfchrift fo auf, wie «8 . 
bier gefchehen iſt, als eine bloße Beguͤnſtigung des Schulb- 
ners, auf Billigkeit gegründet, fo ift es einleuchtend, daß 
fe mit dem Erfüllungsort, und einem auf benfelden zu 
geündenden Gerichteftand, gar Nichts zu fchaffen hat; denn 
dieſe find gerade umgefehrt bindend und befchränfend . für 
den Schuldner. Die Richtigkeit meiner Auffaffung aber 
geht daraus hervor, daß durch den Dolus des Schuldners 
bie erceptionelle Maaßregel ausgefchloffen feyn fol, welches. 
nur Sinn hat, wenn diefe Maaßregel als Begünftigung des 
Schuldners anziehen if. Daraus folgt aber, daß die 


gleich, alfo fehr frei, behandelt 


(w) L.12 $ 1 depos. (16. 3). 
: (x) L.88 de jud. (5.1), 1.47 
pr. $. 1 de leg. 1 (30. un.). Es 
kann auffallen, daß bier bie per⸗ 
ſönliche Legatenklage mit ven b. f. 
actiones gleich geftellt wird, ba 
fie felbft doch eine Condietion war 
(&.0.8.5 ©. 540). Wahrſchein⸗ 
lich bezogen fich jene Stellen ur- 
fprünglih blos auf das sinendi 
modo legatum, in befien Begriff 
diefe Begünfligung ſchon lag, und 
das auch in auberen Beziehungen 
von Julian den Fideicommiſſen 


wurbe (Gasus Il. $ 280.) Mit 
der Hier vorliegenden Streitfrage 
hat dieſes Bedenken gewiß feinen 
Zuſammenhang. 
(0) L.137 $4deV.O. (45.1) 
„. . ut sic non multum referre 
videatur, Ephesi daturum se, 
an (quod Ephesi sit, cum 
ipse Romae sit) dare spon- 
dest...“ 

(z) L.10.11. 12 de rei vind. 
(6. 1), L. 38 in f. de jud. (6.1), 
L. 14 $. 1 ad exrkib. (10. 4). 
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Vertheidiger der Hier befämpften Lehre im Irrthum find, 
wenn fie in dieſer Maafregel einen gefeblichen Erfüllungs: 
ort fehen, und darauf einen befonveren Gerichtäftand ber 
Obligation gründen wollen, nämlich eben. an dem Orte, wo 
die bewegliche Sache fich zufällig befindet (aa). Vollends 
diefe legte Folgerung (worauf bier Alles ankommt) ift ſchon 
deswegen durchaus verwerflich, weil darin ein forum rei 
sitae für perfönliche Klagen liegen würbe, das wohl Nie⸗ 
mand behaupten wird. 

Die hier befämpfte Meinung iſt noch Durch folgenden 
Umftand unterſtützt worden. Bei Fideicommiſſen (womit 
gewiß das fideicommissum hereditatis gemeint ift) befteht 
die, auf billige Schonung des belafteten Erben gegründete, 
Borfchrift, daß er fie nur da zu entrichten braucht, wo ber 
‚größere Theil der Erbſchaft liegt. An dieſem Ort fol da- 
für auch ein befonderer Gerichtsftand begründet fein (bb). 
Eine ähnliche billige Rüdficht foll-auch gelten zum Vortheil - 


(aa) Linde Abhandlungen U. fuerit,” tunc enim ibi dari 


S. 118. Albrecht S. 29— 32. 
Dieſer legt mit Unrecht Werth auf 
ſolche Ausdrücke, wie: ibi dar! 
debet, ubi est in L. 38 de jud. 
(5. 1). Rah dem ganzen Zu: 
fammenhang heißt das: „er ift 
nur fhuldig, an die ſem Ort zu 
übergeben‘, wie die gleich darauf 
folgende Ausnahme deutlich macht; 
er braucht alfo nicht die Trans: 
portkoſten daran zu wenden „nisi 
dolo malo heredis subductum 


debet, ubi petitur.“ — &o 
heißt es ja auch in L. 38° de jud. 
(5. 1) „per in rem actionem 

.. ibi peti debet, ubi res 
est.“ Und doch Hat der Kläger 
ſtets die Wahl zwifchen dem forum 
rei sitae und dem forum domi- 
cili._ Bethmann vollwes 
©. 70. . 

(bb) Z.50 pr. * de jud. (5.1), 
L. un. C. ubi fideicomm. (3.17). 
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” des Fideicommiffarerben, welcher aus Erbſchaftsſchulden bes 
langt. wird (ec). Ganz irrig hat man diefe, was ven Ger 
richtsſtand betrifft, fehr pofttive Borichriften in folche Vers 
bindung geſetzt mit der vorher erörterten Regel über bie 
Ablieferung beweglicher Sachen an dem Orte, wo fie liegen, 
daß man daraus auch bei diefen einen befonderen Gerichte- 
ftand hat ableiten wollen (dd), Noch weit irriger aber 
war. es, dieſe fehr willfürliche Vorfchriften zur Unterftübung 
eines allgemeinen Rechtsgrundſatzes über den Gerichtöftand 
der Obligationen benugen zu wollen. Die ganz pofitive 
und vereinzelte Natur der erwähnten Borfchriften ergiebt 
fih theild aus dem fehr unbeflimmten Begriff der major 
pars hereditatis, der gewiß nicht auf die Ableitung aus 
einer allgemeinen Rechtsregel hindeutet, theild aus der ges 
ſchichtlichen Entwidelung der Fideicommiſſe überhaupt, bie, 
geſchützt durch extraordinaria cognitio, ſtets einer viel freieren 
und burchgreifenderen Einwirkung der Gefehgebung unter 
worfen waren, als die Obligationen (ee). 


8. 371. 
I. Obligationenredt. Gerichtsſtand der Obligation. 
(Fortfesung). 
Die Hier aufgeftelten Regeln über den befonderen Ge⸗ 
richtsſtand der Obligation bebürfen nody einiger Ergänzun- 


(cc) L.66 $4 ad Sc. Treb. (36.1). (dd) Albrecht S 29. 
(ee) Bol. Bethmann Hollweg ©. 32 — 35. ©. 48. 
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gen und näheren Beſtimmungen; bie nunmehr hinzug 
werben follen. — 

Nach einer früher ſehr verbreiteten Meinung, vie ſelbſt 
bem Kunftausprud forum contractus zum Grunde liegt, 
fol jener Gerichtsſtand in ver Regel an dem Orte ange 
nommen werben, an welchem bie obligatorifche Hanblung, 
alfo der thatfächliche Entſtehungsgrund der Obligation, vor⸗ 
genommen worden iſt (8 370). Diefe Meinmg mußte 
war verworfen werben, indem nicht jene Handlung an fich 
felbft, fondern nur in Berbindung mit amberen, ihre zum 
Grund liegenden und vorhergehenden Umſtaͤnden, dazu geeig- 
net iſt, einen ſolchen Gerichtsſtand gr begruͤnden (S. 208). 
Dennoch muß, auch nach dieſer umgebildeten Anſicht, der 
obligatoriſchen Handlung noch immer ein wichtiger Einfluß 
auf die Begründung jenes Gerichtsſtandes zugeſtanden wer⸗ 
den. Unb fo erfiheint und auch jegt noch Die Fruge von 
Bereutung: Wo ift der wahre Ort einer obligaturifähen 


v 


Handlung? oder mit anderen Worten: Wo entſteht eine 


Obligation? Die Beantwortung diefer Frage, die oft nicht 
ohne Schwierigkeit ift, fol Hier nach den drei wichtigften 
Arten obligatorifcher Handlungen verfucht werden: Ver⸗ 
träge, einfeitige erlaubte Handlungen, Delicte. 

A. Vertraͤge. Diefe werden meift gefchlefien in per- 
fönlicher Zufammentunft beiver Parteien; dann if der Ort 
diefer Zufammenfunft zugleich der Entftehungsort der Obli⸗ 
gation. Es können aber folgende Abweichungen von dieſem 
einfachften und. gemöhnlichtten Hergang eintreten. | 
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Zuerſt kann die Bültigfeit des Vertrags durch gejehliche 
MBorfcheift, oder auch durch den Willen der Parteien, abhäns 
gig gemacht werben von der Beobachtung einer befonveren 
Form, etwa von fchriftlicher, notarieller, gerichtlicher Abs 
faffung. Dann iſt ver Ort, an welchem biefe Form vollen⸗ 
vet wied, der wahre Ort des Vertrags, weil bis zu dieſer 
Vollendung fein Theil gebunden ift (a). 

. Weit häufiger und ſchwieriger aber ift ver Fall, wenn 
ein Vertrag nicht in perſönlicher Zufammenkunft beiver 
Theile geſchloſſen wird, fondern durch einen Boten, durch 
eine an verfihiegenen Orten von Beiden unterzeichnete Ur⸗ 
funde, oder; welches dad Häufigfte ift, durch bloßen Brief 
wechfe. Hier ift der wahre Ort des Vertrags ungemein 
beftwitten.. Für dieſen Fall entſtehen eigentlich drei, an fich 
verſchirdene, Fragen, die jedoch von den Meiſten vermiſcht 
behandelt werden: Wo iſt der Vertrag geſchloſſen? Welcher 
Ort gilt für den Gerichtsſtand? Welcher für das örtliche 
Recht? Die erfie Frage beantworte ich unbedenklich dahin, 
daß der Vertrag da gefchloffen iſt, wo der erſte Brief em- 
pfangen und von dem Empfänger die zuftimmende Antwort 
abgeſendet wird; denn an dieſem Ort iſt es zu einer uͤber⸗ 
elnſtimmenden Willenserklääͤrung gekommen. Der Abſender 
des erſten Briefes iſt demnach ſo zu betrachten, als ob er 
ſich durch eine Reife zu dem Anderen hinbegeben, und deſſen 


(a) L.17 C. de fide ınstr. (4.21). Bgl. Meıen p. 58. 
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Zuftimmung eingeholt hätte (b). Diefe Meinung iR auch 
von Mehreren angenommen worden (e). Manche aber 
Haben dabei folgendes Bedenken geltend gemacht. Der zu- 
ftimmende Brief, meinen fie, fönne ja vor der Ankunft wie- 
der zurüidgeholt oder durch einen Widerruf entfräftet wer⸗ 
den; daher fey der Vertrag erft vollendet an dem Orte, wo 
der Abfender des erften Briefes die Antwort empfangen, 
alfo von der Zuftimmung ein Bewußtſeyn erhalten habe (d). 
Es ift aber ganz verwerflich, den richtigen Grundſatz durch 
die Rüdficht auf folche, ohnehin fehr feltene, Fälle entkräf- 
ten zu wollen. In den allermeiften Källen werben beide 
Erflärungen abgegeben werden ohne ein ſolches Schwanfen 
der Entfchlüffe, wo aber ein ſolches einmal vorfommt, da 
fann die Fraͤge nur durch Berüdfichtigung der fehr mans 
nichfaltigen einzelnen Umftände entfchieven werden, fo daß 


(b) Daffelbe ift alfo bei dem 
Boten anzunehmen an dem Orte, 
wo dieſem bie Zuflimmung ausge- 
ſprochen wird; bei ber boppelt 
unterfchriebenen Urkunde an dem, 
Orte, wo die legte Unterfhrift er⸗ 
folgt; bei einem Wechſel an jedem 
Orte, an welchem Giner acceptirt 
oder inboffirt. 

(ec) Homme obs. 409 N. 17. 
18. Meıer p. 59 (Beide bei Ge⸗ 
legenheit ver Frage nad} dem gel: 
tenden örtlichen Recht) Wening 
Arhiv f. civ. Praxis B. 2 
S. 267 — 271 (der zunächſt nur 


⸗ 


von dem Zeitpunkt des vollen. 
deten Vertrags, fpricht jedoch fo, 
daß feine Entſcheidung zugleich - 
anf den Drt zu beziehen ifl). 
LautezasacHh de nuncio 6 25 
(Diss. T.3 N. 107), wo zunaͤchſt 
von dem Boten die Mede ift, Diefer 


‚aber dem Briefe ganz gleich geftellt 


wird. 

(d) Herr de commeatu lite- 
rarum $ 16—19 in Comment. 
Vol. I p. 243. Haffe Rhein. 
Mufeum II. 371— 382. Wächter 
Achiv B. 19 ©. 116. Etwas 


zweideutig ift I. Voer.V. 1 $ 73. 
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dann auch jene von den Gegnern aufgeftellte ehr willfür. 
liche⸗ Regel keinesweges ausreicht (e). . Ä 

. . Ich gehe nun zu ber zweiten Frage über: Wo iſt der 
Gerichtoſtand der Obligation bei einem durch Briefwechfel 
gefchlofienen Vertrage? Dean möchte, nach der eben aufge 
ſtellten Behauptung, glauben, an dem Orte, wo der erfte 
Brief empfangen und zuftimmend beantwortet wurde. Dies 
ſes muß aber entfchieben verneint werden (f). Denn ber 
Abfender des erften Briefed kann doch höchftens verglichen 
werden mit einem Durchreifenden, gewiß nicht mit Einem, 
der einen bleibenden Aufenthalt an dem Wohnſit des Geg⸗ 
nere aufgeſchlagen hat; alſo hat er ſich auch nicht dem Ges 
richtsſtand dieſes Ortes unterwerfen wollen (8 370. 0). 
Vielmehr ift für jede der beiden Parteien der durch Brief 
wechſel gefchlofiene Vertrag zu betrachten als an ihrem 
Wohnſitz gefchloffen, und hier muß fie den befonveren Ges 
richtoſtand der Obligation für fich anerkennen (8 370 Nr. V.) 
Iſt aber in dem. Vertrag ein beftimmter Erfüllungsort an⸗ 
gegeben, jo wird durch dieſen zugleich der Gerichtsſtand 
der Obligation begründet. — Das eigenthümliche Beduͤrf⸗ 
niß des MWechfelgeichäfts (Note b) kann ſtarke Mopdifica- 
tionen dieſer Grundfäge über den Gerichtsftand rechtferti— 
gen. So iſt denn auch in der Preußiſchen Einfuͤhrungs⸗ 


(e) Wening a. a. O. macht A. L. R. I 5 800 fg. könnten 
dafür praktiſche Vorſchlaͤge. Die dabei benutzt werben. ' 
für eine andere, aber verwandte, (f) So erklärt fi * man 
Frage gegebenen Vorſchriften des leubruch ©. 348, 851. 
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ordnung zur neueften Deutichen Wechſelordnung (8) vorge⸗ 
fehrieben worden, daß nicht bloß der Zahluugeort und Dex 
Wohnſitz den GerichtsKand begründe, fondern daß an den 
Ort der einmal angeflellten Wechfelllage. auch andere Werks 
felfchulpner herangezogen werden können. 

Die dritte Frage, wegen des bei einem Vertrag dunh 
Briefwechſel geltenden örtlichen Rechts, kann erſt weiter um 
ten (8 373) beantwortet werden. 

B. Einfeltige erlaubte Handlungen. - 

Daß diefe Hier ganz auf gleiche Weiſe wie Verträge zu 
beachten find, IR in unferen Rechtsquellen klar ausge⸗ 
fprochen (h); au if von dieſen Sap ſchon eben Anwen⸗ 
dung gemacht werben auf die wichtigen Obligationen, bie 
aus einer Sefchäftsführung u. ſ. w. entfliehen (8 870Xr. IL). 
Nur Ein Fall bevarf jedoch noch einer beionderen Ev 
wähnung. 

Der Exbe, der eine Erbſchaft antritt, übernimmt daderch 
Obligationen verſchiedener Art, insbeſondere gegen die Erb⸗ 
ſchaftsglaubiger und gegen die Legatare. Dieſe Obliga⸗ 
tionen werden in unſern Rechtsquellen als contractaͤhn⸗ 
liche bezeichnet (1). Daher haben mehrere neuere Schrifte 


ee $ 5, ſ. Sefegfammil, 18640. di) 8.5 J. de obl. quasi ex 
contr. (3. 27), L.3 $3, L.4 
en L. 20 de jud. (5. 1) gu. ex caus. (42.4), L.5 $2 
„Omnem obligationem pro de O. et A. (44.7), L. 19 pr. 
eontractu habendam, existi- de R. J. (80, 17). 
” mandum est ...“, ohne Zweifel | 
mit Hinficht auf den Gerichtoſtand 
fo ausgeſprochen. 


\" 
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ſteller für einen ſolchen Ball ein forum contractus ange 
nommen, und war balb an dei Ort, wo ber Antritt der 
Gebichaft erfsärt worden ſey, bald an dem, wo die Erhfaft 
liege, over am Wohniig des MMerftorbenen (k). Diefe 
Meinung Aber if zu veriwerfen, und es ift ein folder Ger 
vichtäftend nicht anzunehmen. Nur ausnahmsweiſe, durch 
ganz pofitive Vorſchrift, iR ein folcher Gerichtsſtand be⸗ 
gruͤndet für Fideicommiſſe, und zwar an dem Orte, wo ber 
größte Theil der Erbſchaft liegt (1). Der oben erwähnte 
Ausdruck der Mechtsquellen bezieht fih nur auf den per⸗ 
ſoͤnlichen Eintritt des Erben in das obligatoriſche Verhaͤlt⸗ 
niß zu Glaubigern und Legataren, nicht auf deſſen eigent⸗ 
liche Cutſtehung und juriſtiſche Beſchaffenheit. 

C. Delicte. 

Der durch ein Delict begründeie beſondere Bertha 
iſt dem aͤlteren Römischen Mecht fremd, und erſt in ber 
Kuiferzeit entftanden (m). Dann aber bat er eine fo all 
gemeine Anerkennung gefunden, daß er nunmehr auch in 
Geſetzen auf gleiche Linie mit dem forum domialii, con- 
traetus, rei sitae geftellt wird (m). — Es wuͤrde aber un⸗ 
richtig ſeyn, dieſen Gerichtöftand als eine einzelne Anwen⸗ 
bung des Gerichtsſtandes der Obligation, des f. g. forum 


(k) Linde Abhandlung B. 2 (m) Bethmann Hollweg 
S. 101 —109, Muͤhlenbruch Verſuche S. 29. 52, 
©, 379— 382. (a) Nov. 69 C.1. — C. 20, 
(d) Bethbmann bollweg X. de foro comp. (2.2). 
Derfuhe ©. 32—35.&.48. Bgl. 
oben $ 870. am (Ende bes $. 
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eontractus, zu. betrachten (0). Denn das forum. delicti 
entſteht nicht durch eine präfumtive freiwillige : Unterwer- 
fung, und daher gelten für daſſelbe auch. nicht die Be⸗ 
fhränfungen, welche oben füt den Gerichtsſtand der Obli- 
gation aufgeftelt worden find ($ 370). gur Begruͤndung 
dieſes Gerichtsſtandes iſt weder Wohnſitz, noch irgend ein 
anderer hinzutretender aͤußerer Umſtand, erforderlich, viel⸗ 
mehr entſteht derſelbe aus der Veruͤbung des Delicts an 


fſfich, auch bei einem ganz zufälligen und vorübergehenden 


Aufenthalte — Es hat demnach diefer Gerichtsſtand eine 
ganz eigenthümliche Natur, indem er begründet: wird nicht 
durch freiwillige, fonbern durch nothwendige Unterwerfung; 
diefe aber ift eine unmittelbare Folge der Rechtöverlegung, 
deren fich der Thaͤter fchuldig gemacht hat. — Der Ge- 
richtöftand aus dem Delict ift. übrigens eben jo wenig aus⸗ 
fließend, al8 der aus dem Contract, vielmehr hat ver 
Kläger -ftetd die Wahl zwifchen diefem befonderen und dem 
allgemeinen, auf den Wohnftg des Schuldner gegründeten 
Gerichtsſtand. Diefes liegt fehon in ver wörtlichen Er⸗ 
wähnung jenes Gerichtöftande® in den angeführten Ger 
fegen (Note n); noch mehr aber folgt ed daraus, daß der⸗ 
ſelbe ganz gewiß nicht zum Vortheil des Beklagten, ſondern 
vielmehr des Klägers, eingeführt iſt (0'). 


(0) In der angeführten Stelle (0!) Rinde Lehrbuch des Pro: 
des canonifchen Rechts werben zeſſes $ 93 Note 10. 
beide auch wörtlich unterfchieben 
und einander coordinirt. 
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Man hat die Frage aufgeworfen, ob der Gerichtsſtand 
der Obligation blos begründet fen für bie Klagen, die zur 
natuͤrlichen Entwidelung der Obligation gehören, alfo zur 
Erfuͤllung derfelben führen, oder.vielmehr auch für Die, welche 
die. umgelehrte Richtung haben, indem fie die Auflöfung der 
Obligation bezweden, oder Das rüdgängig machen wollen, 
welches in Erfüllung der Obligation fchon gefchehen AL 
Hier muß nun in der Regel die erfte, befchränftere Anwen- 
dung jenes Gerichtsftandes behauptet werben (pP). Die 
zweite, ausgebehntere Anwendung des Gerichtsftandes kann 
nur ausnahmsweife in den felineren Fällen eintreten, in 
welchen die Auflöfung der Obligation mit der Entftehung 
derfelben einen gemeinfchaftlichen Urſprung bat, alfo wenn die 
. Auflöfung einer durch Vertrag gegründeten Obligation ab- 
geleitet wird aus einem dieſem Vertrag hinzugefügten 
Rebenvertrag (q). 


— 


Der beſondere Gerichtsſtand der Obligation ſchließt den 
allgemeinen, aus dem Wohnfitz entſpringenden, Gerichts⸗ 
ſtand nicht aus, vielmehr hat der Klaͤger freie Wahl, an - 
dem einen oder dem andern eine Klage anzuftellen (r). 


(p) L.2C.ubi et apud quem des Gerichtsſtaudes verneint von 
(2. 47). Linde Ardiv 38.7 ©. 67—69. 

(q) Glück B.66.301—303. . (X) L.19 $4 de jud. (5.1); 
Mnbevingt wird biefe Anwendung (mo gelefen werben muß: habeat 


viu. | 16 
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Moanqhe Haben mir Unrecht diefes Wahlrecht auf ben Fall 
einfchränfen welln, wenn der Gerichtsſtand durch einen 
beſondets verabrebdeten Ort der Erfällung begründet ſey. 
Das Wahlrecht gilt vielmehr in der That auch, wenn der 
Gerichtsſtand fich gründet auf den Vertrag an ſich (ohne 
Erfüllungsort) (5), oder aber auf eine geführte Verwal⸗ 
tung (t). 

Gerade umgefehrt mußte für den Ball eines durch SH- 
yulation beftimmten Erfühlungsortes urfprünglich behauptet 
werden, Daß nur an diefem Ort geklagt werden koͤnne, 
indem der Glaubiger durch den befonveren Inhalt dieſer 
Stipulation darauf verzichtet Hatte, den allgemeinen perföns 
lichen Gerichtsſtand feines Schuldners für Die Klage zu ber 


amſtatt habeit, f. 
S. 46), L.1.2.3 de reb. auct. 
jud. (42.5), L. un C. ubi conv. 
(3. 18) C. 17 X. de foro comp. 
(2.2). — Rah Römifchen Recht 
Ionnte der Kläger auch noch in 
dem forum originis lagen ($ 355). 

6) L. 2 C. de jurüdieı. 
(3. 13). In den Worten: ubi 
dombellium reus habet“ Tiegt 


der Accent nicht auf domicilium, . 


fondern auf reus. Es foll alfo 
gefagt werten, des Bellagten 
Wohnſitz (nicht des Klägers) be- 
flimme den Gerichtsftand; das 
zeigen die Anfangsworte der Stelle. 
Damit fol aber dem Kläger nicht 
benommen feyn, das forum con- 
tractus vorgugtehen, wo ein folches 
Degrimbet IR.“ 


Hollweg 


(t) Das ſ. g. forum gestae 
administrationis hat” überhaupt 
feine eigenthümliche Natur ($ 370. 
ID). Auch wird das Wahlrecht 
ausdrücklich anerfannt im Zal 
des Argentarius. L.4 $5 de ed. 
(2. 13). Und gerade für diefen Fall 
hat man es verueinen wollen wegen 
L.45 pr. de jud. (5.1). Allein 
bier heißt „„convenir! oportet‘“. 
er muß fich gefallen laſſen, daß 
er verklagt werde. Die richtige 
Meinung haben: Struben Be 
denfen II. 96. Gönner Hand: 
buh 3. 1 Abb. X I; die irrige 
Meinung: Leyser 73.8, Weber 
Beittäge B. 2 S. 35, Linde 
Archiv B. 7 ©. 73. 
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wien, Weil aber dieſes zu einer völligen Verſagung des 
Nechtoſchutzes führen konnte, wenn etwa der Schuldner bie 
Worficht gebrauchte, an dem bedungenen Erfällungsorte nicht 
gu erfcheinen, fo wurbe eine befundere Klage eingeführt, die - 
un auch am dem perfönlichen Gerichtsftand angeftellt wer⸗ 
den konnte, nur mit Berüdfichtigung des vielleicht verfchies 
denen oͤrtlichen Interefie der Leiftung (u). Dur Diele 
KHage iſt alfo ſelbſt für ſolche Faͤlle das Wahlrecht des 
‘Klägers begründet worben. 

Dagegen iſt es nicht zu rechtfertigen, wenn Manche 
auch ein Wahlrecht des Klägers annehmen wollen zwiſchen 
dem auf ausdruͤckliche und dem auf ſtillſchweigende Verabre⸗ 
dung eines Erfüllungsortes gegrimbeten Gerichtsſtande (v) ; 
denn die Annahme einer folchen ſtillſchweigenden Berabrebung 
wird Buch das Daſeyn einer ansprüdtichen ſtets aus⸗ 
beſchloſten. 


(u) L. 1 de eo quod certo ver Stipulation geſagt iſt, gilt 


loco (13. 4). „Alio loco, quam 
ia quem sibi dari guisque sti- 
pulatas esset, non videbatur 
agendi facultas competere. Sed 
quia iniquum erat, si promis- 
sor ad eum locum, in quem 
daturum se promisisset, nun- 
quam accederet, quod vel data 
opera faceret, vel quia aliis 
loeis necessario distringeretur, 
non posse stipulatorem ad 
sum pervenire, ideo visum 
est, utilem actionem in eam 
rem tomparare Was hier yon 


eben fo von jeder anderen mit 
einem beſtimmten Grflllunggort 
verfehenen Obligation, ſobald diefe 
eine Condiction erzeugt (wie Bar: 
feben und Legat), nur nicht von 
den b. f. obligationes, wobei bie 
Emtractstlage ſelbſt fchon aus⸗ 
reichte. L. 7 eod. 

(v) So daß alſo der Klaͤger 
bald an dem bedungenen Gr- 
füllungsort, bald an dem Ort bes 
gefchloffenen Vertrages, nah Be: 
lieben ein forum coyftractus gel⸗ 
keud machen konnte (F 370). 


16* 
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Der bejondere Gerichtoſtand der Obligation kann nur 
geltend gemacht werben, wenn der Schuldner in Diefem Ge⸗ 
richtöfprengel entweder perſoͤnlich anweſend ifl, oder 
Bermögensftüde beißt, in welchem lebten Ball durch missio 
in possessionem der Zwang gegen ihn durchgeführt wird. 
Diefe alternative Bedingung ift nach dem älteren Römi- 
fchen Recht unzweifelhaft (w). Rad einem Geſetz von 
Zuftinian könnte man diefelbe für aufgehoben anfehen (x). 
Allein diefed Geſetz ift fo allgemein und unbeftimmt gefaßt, 
und wirft fo fehr die verfchiedenen Gerichtsſtaͤnde ohne Un- 
terfcheidung durch einander, daß die Abficht, das frühere 
Recht zu verändern, daraus nicht mit Sicherheit entnom- 
men werben kann. Daher bat denn auch eine Derretale 
darauf Feine NRüdficht genommen, fich vielmehr ganz an 
das frühere Römifche Recht, und felbft an die Ausbrüde 
defielben, angefchlofien (y). Die überwiegende Praris der 
neueren Zeit ift diefer Meinung beigetreten (z), jo daß 


(w) L.1 de eo qui certo 
loco (Rote u) „.. sinunquam ac- 
cederet‘““. L. 19 pr. de jud. 
(5. 1) „si ibi inveniatur“. $1 
eod. „si non defendat,.. bona 
possideri patietur“‘. Aehnlich 
lautet die Beſtimmung für das 
forum rei sitae in L. 2 C. ubi 
in rem (3. 19). 

(x) Nov. 69 C. 1.2. 

(sy) C.1$ 3 de foro comp. 
is VI. (2.2) „. . . nisi inve- 
niantur ibidem (vgl. Note w) 


trahere coram se non debent 
invitos, licet in possessionem 
bonorum, quae ibi habent, 
. .. possint missionem facere“. 
Bon Mehreren wird diefe Stelle 
fehr gezwungen fo ausgelegt, ber 
Richter folle den Abweſenden nicht 
durch eigene Gewalt (fondern nur 
duch Requifition feines Richters) 
zwingen. CocceJı jus controv. V. 
1 qu. 15. ®lud VI S. 304. 
Zinde Archiv VIL ©. 69. 70. 
(2) Diefe überwiegende Praxis 
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alfo der Gerichtsftand der Obligation gegen einen Abwe⸗ 
fenden durch bloße Requifition eines fremden Gerichts nicht 
geltend gemacht werden kann. — Es iſt nicht zu verfennen, 
daß durch dieſe bejchränfende Bedingung der befondere Ge- 
richtöftand der Obligation einen großen Theil feiner Wich⸗ 
tigfeit verliert. 


In neueren Geſetzgebungen hat der Gerichtsftand der 
Obligation, wie zu erwarten war, diejenige Geftalt ange- 
nommen, die zur Zeit ihrer Abfaffung unter den Schrift: 
ftelleen herrfchend war, alfo theilmeife nicht in Weberein- 
flimmung mit dem wirklichen Römifchen Recht, dem man 
ſich doch anzuſchließen glaubte. So ſetzt das Preußiſche 
Recht jenen Gerichtöftand zunäcdhft an den Ort der verab- 
tebeten Erfüllung, und, wo ein folcher nicht vorhanden ift, 
an den Ort bes gefchloffenen Vertrags (aa), ohne 
NRüdficht auf die befchränfenden Bedingungen, unter welchen 
allein das Römifche Recht den Ort des gefchlofienen Vers 
trags ald entfcheivend anfieht. Das Wahlrecht des Kläs 
gers wird auch hier anerfannt, und zugleich wird der Be- 
klagte, im Sinn der neueren Praris (Note z), nur dann 


wird felbft von den Gegnern eine Gerichtöftand anerkannt in Ber: 

geräumt. Cocczsı I.c. Glũck VI teägen nit vielen Nachbarflaaten, 

©. 304— 306. Linde S. 69. 3. B. Weimar 1824 Art. 29, Ge⸗ 
(aa) Allg. Ger. Ordn. 1. 2 fehfammlung 1824 ©. 153. 

8 148— 152. Gben fo ift diefer 


AR Buch II. Herrſchaft ver Rechtöregein. Kap. J Örtliche Grängen. 


an diefen Gerichtöftand gebunden, wenn er fich an einem 
felgen Orte antreffen läßt. 


$. 372. 
MH. Obligationenrecht. Ortliches Redt. 


Die Lehre vom Gerichtsftande der Obligation ift bisher 
deshalb fo genau in ihren Einzelheiten dargeſtellt worden 
(8 370. 371), weil fie allein einen ficheren Halt gewährt 
für die Frage nach dem bei den Obligationen anwendbaren 
örtlichen Recht, für welche Frage es an quellenmäßigen 
Beftimmungen des Römifchen Rechts eigentlich ganz fehlt. 
Gerade hier iſt der innere Zufammenhang zmwifchen dem 
Gerichtsſtand und dem örtlichen Recht eben fo ergiebig und 
fruchtbar, ald wohl begründet, indem dieſelbe präfumtive 
Unterwerfung, welche den Sit der Obligation und mit ihm 
den Gerichtsftand beftimmt, auch für Das anwendbare ört⸗ 
liche Recht als beftimmend anerfannt werben muß (a). 

Ich nehme die ganze Reihe praftifcher Regeln, wie fie 
oben für den Gerichtsſtand aufgeſtellt worden ſind, ohne 
Bedenken zugleich als manfgebend für das anwendbare 
Örtliche Recht an (8 370). Daffelbe ift alfo, je nach 
Verſchiedenheit der Fälle, auf folgende Orte zurüd zu 
führen (S. 226. 227). 


’ 


(a) Au Cichhorun deutſches Römiſchen Rechts unmittelbar auf 
Recht $ 37. b wendet die von bem das örtliche Recht an. 
Gerichtsſtand redenden Stellen des 


$. 8%. TU. Obligationenrecht. 


Ortliches Mk. 2347 


1 Wenn die Obligation einen feſt beftimmien Erfuͤl⸗ 
lungsort hat: auf diefen Erfüllungsert. 

IL Wenn die Obligation hervorgegangen iſt aus einer 

fortlaufenden Gefchäftsführung des Schuldners: auf 

den Ort, an welchem dieſe Gefhäftsführung ihren 


bleibenden Sig Bat. 


Di. Wenn die Obligation aus einer einzelnen ‚Handlung 
des Schuldners an deſſen Wohnſitz eniſtanden ift: 
auf den Ort diefer Handlung, fo daß die fpätese 
Aenderung des Wohnfiges Hierin Nichte Ändert, 

IV. Wenn die Obligation aus einer einzelnen Handlung 
des Schuldners außer deſſen Wohnſitz, aber unter 
folden Umſtaͤnden entftanden ift, welche eben- 
dafelbft die Erfüllung erwarten lafien: auf den Ort 


diefer Handlung. 


V. Wenn feine dieſer Borausfegungen vorhanden ift, 
auf den Wohnſitz des Schuldners (b). 


(b) Es Fönnte fcheinen, ale 


wollte ih mich Hier aufchließen au 


den oben verworfenen Grundſatz 
($ 361.8), nach welchem das ört⸗ 
liche Recht des Wohnſitzes fubfi- 
diäre Gültigkeit Haben follte für 
alle Faͤlle, in welchen nicht ein 
anderes örtliches Recht befonders 
nachgewiefen werden kann. Diefes 
ift aber nicht der Fall. Denn auf 
das Net des Wohnfibes wird 
bier zurüd gegangen, nicht weil 
fein anderes Recht begründet 


werden Tann, fondern weil m 
diefem Fall die Barteien die Ger 
fülung der Obligation an dem 
Wohnſitz des Schuldners, natärs 
licher als an jedem anderen Ort, 
zu erwarten haben. Diefer Grund 
aber, der blos eine einzelne Aus 
wendung ber allgemeinen Pegel 
über den Sitz ber Obligation iſt, 
paßt für den Gerichtsſtand (5 370 
Num. V.) nit mehr und nidt 


- weniger, als für das örtfihe Recht. 
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Inſofern alfo fällt die Beftimmung des örtlichen Rechts 
‚ganz zufammen mit der Beftimmung des Gerichtsftandes. 
Nur darin iſt ein wichtiger Unterfchled wahrzunehmen, daß 
neben dem befonderen Gerichtsftand der Obligation auch 
noch der allgemeine Gerichtsftand des Wohnſitzes wirkfam 
bleibt, mit freiem Wahlrecht des Klägers; anftatt daß das 
anwendbare örtliche Recht einem folchen einfeitigen Wahl⸗ 
recht nicht unterworfen feyn Tann, fondern ausfchließend 
durch den feft beftimmten Erfüllungsort, in defien Erman- 
gelung durch den Ort der Entflehung der Obligation, oder 
durch den Wohnſitz des Schuldners, je nach Verſchieden⸗ 
heit der Fälle, beftimmt werden muß. 

Die Ableitung der hier aufgeftellten Regeln aus ver 
vermutheten freiwilligen Unterwerfung des Schuldners un⸗ 
ter ein beftimmtes örtliches Recht hat einige wichtige praf- 
tifche Folgen, die hier zufammengeftellt werben follen. 

A. Diefes Örtliche Recht tritt zurüd, wenn es in 
Widerfpruch fteht mit einer am Drt des urtheilenden Rich⸗ 
ters geltenden zwingenden, ftreng pofitiven KRechtsregel 

(8 349), indem in foldden Fällen ber, freie Wille ber 
| Parteien überhaupt Teinen Einfluß haben kann (b'). 

B. Das angegebene örtliche Recht tritt gleichfalls 

zurüd, wenn die Bermuthung der freiwilligen Unterwerfung 


(b’) Bol. Wächter 1. &.397—405. Fozzıx p. 145. 
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ausgefchloffen wird. durch eine ausdrüdliche abweichende 
MWillenserflärung (c). 

C. Bon manchen Seiten ift behauptet worben, daß 
unter mehreren an fich denkbaren oͤrtlichen Rechten dasje⸗ 
nige jedesmal ‚angeivendet werben müffe, nach welchem das 
vorliegende Rechtsgefchäft am beften aufrecht erhalten wer⸗ 
. den könne (d). Aus dem beftehenden Recht laßt fich diefer 
Sag in folcher Allgemeinheit wohl nicht begründen, dage⸗ 
gen Tönnte man darauf fommen, ihn als neues pofitives 
Geſetz aufzuftellen (e). Allein in folgendem Sim läßt fich 
der Sag dennoch vertheidigen. Wenn die Anwendung der 
oben aufgeftellten Regeln dahin führen würde, den Vertrag 
einem örtlichen Recht (etwa des Erfüllungsortes) zu unter: 
werfen, nach welchem er ungültig feyn würde, anftatt daß 
er nach dem Rechte des Wohnfigee gültig wäre, fo ift ges 
wiß nicht zu vermuthen, daß fich die Parteien einem örts 
lichen Recht Haben unterwerfen wollen, das mit ihrer Abficht 
völlig im Widerfpruch ftände (e’). 


$. 372. 


(c) L.19 $2 de jud. (5.1) 
„. . nisi alio- loci, ut defen- 
deret, convenit ..“. Was hier 
von dem Gerichtsftand gefagt wir, 
muß eben fo von dem Örtlichen 
Recht gelten, foweit deſſen Be⸗ 
ſtimmungen durch Privatwillkür 
abgeändert werden können. Bol. 
oben $ 369. b. und g 370. 

(d) Eichhorn deutſches Recht 
$ 37. Noten f. g. 


(e) Für einen einzelnen Fall 
ift er im Preußifhen A. L. R. aufs 
geftellt (I. 5 $ 113), nämlich für 
den Fall verfchiedener gefeßlicher - 
Formen bei einem buch Brief: 
wechfel geſchloſſenen Bertrage. 

(e!) So aufgefaßt, flimmt der 
Satz ganz überein mit einer be- 
fannten Auslegungsregel bei zwei⸗ 
Sutig gefaßten Nechisgefchäften. 
L. 12 de reb. dub. (34.5). 
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Wenngleich nun durch die hier aufgeſtellten Regeln der 
Sitz der Obligation, und mit dieſem zugleich das örtliche 
Recht derfelben, im Ganzen ficher beftimmt fenn meg, fo 
fol damit doch nicht behauptet werden, daß alle bei Gele⸗ 
| genheit einer Obligation möglicherweife eintretende Rechto⸗ 
feagen eben nur nad) diefem örtlichen Rechte zu entſcheiden 
fen möchten. Dazu iſt eine tiefer eingehende Erwägung 
ſolcher Rechtsfragen in ihrem vollftändigen Juſammenhang 
nöthig, die der Kortfegung dieſer Unterſuchung (8 374) 
vorbehalten bleiben muß (f). 

Bon der hier. aufgeftellten Lehre über das bei den Obli⸗ 
gationen anmwendbare oͤrtliche Recht weichen die Mei- 
nungen unferer Sarintele in folgenden zwei Haupt« 
punfien ab. 

Erſtlich nüpfen faft Alle das anwendbare örtliche Recht 
an den Ort der obligatorifchen Handlung an fich, ohne 
zugleich die im Römifchen Recht Hinzugefügten befonderen 
Vorausfegungen zu berüdfichtigen ($ 370), obgleich bock 
im Allgemeinen die Meiften auf dem Boden des Römifchen 
Rechts zu ſtehen vermeinen. Dieſes ift aber um fo mehr 
zu mißbilligen, als die erwähnten Vorausfegungen des Rö- 


(f) Auf die verſchiedenartige 
Beurtheilung ſolcher einzelnen 


Grundſatzes anſehen; es wird 
darauf ankommen, bei den einzelnen 


Rechtsfragen haben ſchon hinge⸗ 
wieſen: Levser 73. 3, FoeLıx 
p. 142 — 145. Diefe Schriftfteller 
Tann ich daher nit als meine 
Gegner in der Aufftellung des 


Rechtsfragen fih mit einander zu 
verftändigen. - Gin ähnliches Ber: 
fahren ift ſchon oben in der 
Lehre vom Eigenthum eingeſchla⸗ 
gen worden ($ 367). 
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miſchen Rechts, wodurch die Sache eine andere Geſtalt 
geroiunt, nicht auf willkürlichen poſitiven Vorſchriften 
beruhen, ſondern vielmehr auf der in der Natur der 
Sache beruhenden Erwägung, in welchen Fällen eine frei⸗ 
willige Unterwerfung unter ein beftimmtes örtliches Recht 
mit MWahrfcheinlichkeit angenommen werden kann oder nicht. 

Zweitens findet ſich ein fehr Häufiger Widerfpruch gegen 
die Hier angenommene Meinung, nach welcher vorzugsweife 
ein herabredeter Erfüllungsort zugleich das anmenbbare 
örtliche Recht beflimmen fol. Hierin find jedoch die Mei- 
wungen ſehr geiheilt. Ein Theil der Schriftfteller, und 
zwar der größere Theil, ſtimmt mit der hier vorgetragenen 
Lehre überein (5). Ein anderer Theil dagegen behauptet, 
das örtliche Recht dürfe lediglich nach dem Ort der oblige- 
torifehen Handlung beftimmt werden; der verabredete Er⸗ 
füllungsort Habe darauf gar Teinen Einfluß, indem die von 
diefem redenden Stellen des Römiſchen Nechts lediglich auf 
den. Gerichtoſtand, gar nicht auf das örtliche Reh, zu bes 
siehen jeyen (h). 

Bei diefer Streitfrage kommt es auf die Ertlärung d der 
bier einfchlagenden Stellen des Römifchen Rechts an, die 
ich, der leichteren Meberficht wegen, voranftelle. 


(8) Carıstinaeus Vol. I. ForLıx p. 142—145. Srorr 
Dec. 83 N 8. 11. P. Vorr. $ 280. 299. 

Sect.9C.2 $ 12.15. Mönuen- (h) Hear. $ 10 ampl. 2. 

sruch doctr. Pand. $73.not.17. Meıer p. 57.58. Wächter I. 
©. 41— 47. 
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1. L.6 de eviet. (21. 2.) „Si fundus venierit, 


’ ex consuetudine ejus regionis, in qua negotium 
gestum est, pro evictione caveri oportet.” 

2. L. 21 de oblg. et act. (44.7.) „Contraxisse 
unusquisque in eo loco intelligitur, in quo ‚ut 
solveret, se obligavit.” 

3. L.1. 2. 3. de reb. auct. jud. (42. 5.) „Venire 
bona ibi oportet, ubi quisque defendi debet, id 
est — ubi domicilium habet — aut ubi quisque 
contraxerit. : Contractum autem non utique eo 

loeo intelligitur, quo negotium gestum sit, sed 

quo solvenda est pecunia.” | 

- Dieſe Stellen werden von den Gegnern auf folgende: 
Weiſe erklärt. Die erfte Stelle, fagen fie, fpreche allein 
vom örtlichen Recht, und wolle bei dieſem ausfchließend 
den Ort beachtet wifien, an welchem die obligatorifche Hands 
lung vorgenommen worden fey (in qua.negotium gestum 
est), wodurch alfo die Beachtung des Erfüllungsortes vers 
neint werde. Die zweite und dritte Stelle dagegen follen 
lediglich von dem Gerichtsfland reden, nicht von dem ört⸗ 
lichen Recht; für den Gerichtsſtand aber fordern fie die 
Beachtung des Contractseris, und als Contractsort bezeich- 
nen fie nicht den Ort der obligatorifchen Handlung, ſon⸗ 
dern den der Erfüllung. So werden, fagen fie, in diefen 
Stellen der Gerichtsftand und das örtliche Recht fcharf un⸗ 
terfchieden, und nach entgegengefegten Regeln behandelt. 
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Diefe Erklärung bat Schein, aber feine Wahrheit. 
Allerdings fpricht die dritte Stelle von dem Gerichtsftand, 
nicht von dem oͤrtlichen Recht; die zweite aber redet fo ° 
allgemein, daß fie eben fo gut auf das Eine, wie auf das 
Andere, anzuwenden if. „Sind nun die oben aufgeftellten 
Gründe für den inneren Zufammenbang des örtlichen Rechts 
mit dem Gerichtsftand überzeugend, fo muß eine praktifche 
Verſchiedenheit in der Behandlung beider Fragen fo lange 
verneint werden, ald nicht beftimmte Zeugnifle für dieſe 
Verſchiedenheit aufgewiejen werden koͤnnen; dieſe eben follen 
in den oben angegebenen Stellen liegen, und ed wird jebt 
hauptfächlich "darauf ankommen, durch die Erklaͤrung der 
erften Stelle zu zeigen, daß dieſe den praftifchen Gegenſatz 
gegen die zwei anderen Stellen, den man darin Inden wi, 
in der That nicht enthält. \ | 

Bon der erften Stelle nun, der L. 6 de evict,, ift ſchon 
oben bemerft worben, daß fie eigentlich gar nicht von dem 
anzuwendenben örtlichen Recht fpricht, fondern von thats 
ſaͤchlichen Gewohnheiten, Die gar nicht Rechtöregeln begrün« 
den (8 356, i. k). Indeſſen können wir über dieſes Bes 
denfen hinweggehen, und einen indirecten Gebrauch dieſer 
Stelle für unfere Frage willig einräumen. Denn biefelbe 
Wahrfiheinlichkeit, die dafür fpricht, daß die Parteien ges 
wiſſe factifche Gewohnheiten des Orts ſtillſchweigend bes 
folgen wollten, läßt fich auch geltend machen für ihre frei« 
willige Unterwerfung unter das örtliche Necht deſſelben 
Orts. Wir wollen alfo die Stelle ganz fo behandeln, als 
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ob. fie über das örtliche Recht entſcheiden wollte, und nur 
noch fragen, für welchen beftimmten Ort fie emtjcheibet. 
# Offenbar will fie in den Worten:, ejus regionis, in qua 
neRotium gestum est, irgend einen anderen denkbaren Ort 
ansichließen; welches ift num dieſer von ihr ausgefchloflene 
Brit Um die verfchievenen Möglichkeiten, die dabei in 
Betracht kommen fönnen, zur Anſchauung zu bringen, will 
ich folgendes Beifpiel wählen. Zwei Einwolmer von Pu- 
teoli, deren Einer in diefer Stadt ein Grundſtück beſitzt, 
treffen zufammen im Babe von Bajaͤ, und fchließen daſelbſt 
einen Kaufcontract über jenes Grundſtuͤck; hinterher ent 
ſteht ein Streit über die Evicttonsleiftung, und «8 fragt 
fig, welches örtliche Recht dabei angewendet werden fol. 
Nach ver Erklärung der Gegner müßte es das Recht von 
Bajä feyn (regionis, in qua negotiam gestum est), nicht 
das von Puteoli, und dieſes letzte eben ſollte Durch den 
Ausſpruch des Juriſten verneint werben. Sch gebe num 
zu, daß es moͤglich wäre, ber alte Juriſt hätte an den auf 
einem fo verwidelten Sal beruhenden Gegenſatz gedacht, 
und darüber eine Entfcheidung geben wollen; aber in ber 
Stelle felbft findet fich darauf nicht vie entfernteſte Hin- 
deutung, und eine unbefangene Erklärung muß vielmehr 
darauf führen, folgenden viel einfacheren Fall vorauszu⸗ 
fehen. Die zwei Einwohner von Puteoli haben in ihrer 
Baterftadt felbft den Kaufvertrag gefehloffen (i); in dieſem 


() Sp erflärt die Stelle au de statutis in dem Comm. in 
Mormawes, Touchesiones Oodicem Hinter L. 4 C. de 


8. 8%. DI. Osligationenreät, Oriliches Red. 259 


Stopigeblet ‚aber gilt bei Evictionen eine eigenthuͤmliche 
Sewohndeit, abweichend von der andermärts üblichen. Ans 
flatt nämlich, daß die allgemeine Gewohnheit anderer. Orte 
dahin führte, für den Kal der Eviction ben doppelten Kaufs 
preis zuruͤck zu zahlen (k), war es in Puteoli üblich, 
einen anderen Erfah, etwa den anderthalbfachen, oder den 
dreifachen Kaufpreis eintreten zu lafien. Der Ausfprud 
des Juriften geht alfo dahin, in einem folchen Fall nicht 
die allgemeine, anderwärts übliche, Höhe des Erfabes gel- 
ten gu laſſen, fondern die an diefem Ort bergebrachte, 
weil mahrfcheinlich dieſe den Parteien vorgefchiwebt Haben 
werde. Geſetzt num, es wäre ihm die weitere Frage vor⸗ 
gelegt worden, wie es zu Balten fen, wenn ber Ver⸗ 
tag nit in Puteoli ſelbſt, fonden in Bajaͤ geichlof- 
fen worden wäre (wovon übrigens die Stelle felbft Feine 
Spur enthält), fo wuͤrde er ohne Zweifel auch wieder auf 
die Gewohnheit von Buteoli verwieſen haben, weil wer 
Vertrag in diefer Stadt und wicht in Bajaͤ zu erfüllen war; 
mir wurde er dann nicht mehr ven Ausdruck gebraucht 
haben: in qua negetium gestum est, weil diefer, wenn em 
folder Gegenſatz in Frage geitanden hätte, faft nothwendig 


summa trin. (p. 6.7 ed. Hanov. 
1604. f) „‚quod est intelligen- 
dum non de loco contractus 
fortaiti, sed domicilii, prout 
erebrius usu venit, immebilia 
non vendi peregre, sed in loco 
domieilii. Lex antem debet 


adaptari ad casus vel hypo- 
theses, quae solent frequenter 
accidere: neo extendi ad casus 
raro accidentes.“ - 

ik) L. 81 820 de uedil. ed, 
(21.1), L. 2. L.37 de evict. 


21.2). 


ne" 
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mißverftanden werben mußte. — Wird nun diefe Erklärung 
der Stelle angenommen, vie ganz bei ihren Worten fiehen 
bleidt, und ihr Feine fremdartige Vorausſetzungen aufprängt, 
fo enthält fie durchaus feinen Grund, das örtliche Recht 
nach einer andern Regel zu beftimmen, als den Gerichts- 
ftand. 


8. 373. 
IN, Obligationenrecht. Ortliches Recht (Bortfegung). 

Es find nun für das örtliche Recht der Obligation 
einige Rebenfragen zu erörtern, meift anfchließennd an aͤhn⸗ 
liche NRebenfragen, die fchon oben für den Gerichtsſtand der 
Obligation unterfucht worden find (8 371). 

In mehreren Faͤllen nämlich wird das örtliche Recht, 
eben jo, wie der Gerichtsftand der Obligation, begründet 
durch den Entftehungsort derfelben (8 372 Rum. IL IV), 
und ed Tann dann die genauere Beſtimmung dieſes Ent- 
flehungsortes wichtig, zuweilen aber auch zweifelhaft ſeyn. 
Mit Rüdficht auf folche Zweifel follen Hier mehrere befon- 
dere Bälle angegeben und einer Prüfung unterworfen 
werden, in ähnlicher Weife wie Diefes bereits bei dem 
Gerichtsſtand geichehen iſt. 

A. Vertraͤge: 

Der zweifelhafteſte und beſtrittenſte Fall iſt der eines 
Vertrages, welcher durch Briefwechſel geſchloſſen wird. 
Mit dieſem Fall aber iſt auf völlig gleiche Linie zu ſtellen 
der Vertrag, ber durch eine an verjchiebenen Orten unters 
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zeichnete Urkunde, oder durch die mündliche Willenserflärung 
vermittelt eines Boten, zu Stande kommt (8 370.b). — 
Hieruͤber nım fann nur wiederholt werden, was oben 
(S. 235) über den Gerichtsſtand in folchen Fällen gefagt 
worden iſt. Der Vertrag durch Briefwechfel iſt als ges 
fchloffen anzufehen an dem Orte, wo der Brief empfangen 
und zuftimmend beantwortet wird. Kaͤme es alfo blos 
darauf an, fo müßte durch diefen Ort auch das Örtliche 
Recht beftimmt werben, und dieſes ift in der That die 
Meinung mehrerer Schriftfteller (a). Diefe Meinung muß 
aber verworfen werben, weil der Verfaſſer des Briefes 
höchftens‘ einem Neifenden zu vergleichen ift, ver fich auf 
einen Augenblid zu dem Empfänger hinbegeben hat, um 
den Bertrag zu fchließen; durch einen folchen ganz vorliber- 
gehenden Aufenthalt aber wird, auch wenn darin ein Ver⸗ 
trag zu Stande kam, der Sig der Obligation mit feinen 
rechtlichen Folgen nicht begründet. Daher ift Hier das 
Örtliche Recht der Obligation zu beurtheilen vor Allem 
nach dem Erfüllungsort, wenn ein folcher feft beftimmt ift; 
fehlt es an einer ſolchen Beſtimmung, fo gilt für jebe 
Partei das Recht ihres Wohnftges (b). — Ganz abweichen 
von biefen verfchiedenen Anſichten Haben andere Schriftfteler 
angenommen, der durch Briefwechſel gefchloffene Vertrag 


(a) Hommeı rhaps., obs.409 das Recht des Wohnſitzes allge- 
N. 17.18, Meıer p. 59. mein an, ohne Rüdficht auf den 

(b) Wachter II. S. 46 nimmt Grfüllungsort. 

vm. 17 
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muͤſſe nach dem Naturrecht beurtheilt werben (c); wobel 
nur zu bebauern ift, daß fie nicht zugleich. das naturrecht⸗ 
liche Spftem angegeben haben, welches fie angewendet 
wiſſen wollen, — Das Preupifche Geſetzbuch entfcheidet 
die hier vorliegende Frage nur in der befchränften An⸗ 
wendung auf den Fall, wenn am Wohnfig beider: Parteien 
ein verſchiedenes Recht über die Form des Vertrags gelte; 
dann fol dasjenige Recht angewendet werben, bei welchem 
der Betrag am beften beitehen kann (d). In dem Sinn 
diefer Vorſchrift aber liegt ed, auch in anderen Beziehungen 
‘(wo es nicht auf das DBeftehen des Vertrags, fondern auf 
die Art der Wirkung ankommt) das Recht des Wohnſitzes 
über Die Schuld jedes Theiles entſcheiden zu laflen. 

Die wichtigfte Anwendung diefer Streitfrage ift Die auf 


das Wechſelrecht. Nach dem aufgeftellten Grundfage müflen 


wir annehmen, daß die Verpflichtung jedes einzelnen Unter- 
zeichnerd eined Wechſels nach dem Recht feines Mohufiges 
zu beurtheilen if. Das ganz eigenthümliche. Beduͤrfniß 
dieſes Gefchäfts aber Tann eine abweichende pofitiue Bes 
flimmung wohl vechifertigen. Das neuefte deutſche Wechfel- 


recht beftimmt im Art. 8% Folgendes. Jede Wechſel⸗ 


erflärung ift zu beurtheilen nach dem Gefeß bed Orts, an 
welchem fie erfolgt if. Iſt fe jedoch nach diefem Geſetz 
mangelhaft, genügt aber den Anforderungen des inlaͤndiſchen 


(c) Gaorıus dej. belli Lib.2 C.11 $5 N.3. Hear. de com- 
meatu literarum $ 16 — 19 (Comm. Vol. I pag. 243). 
(MER L6 8 118. 114. 
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Geſehes, jo find die fpäter im Inland auf den Wechſel 
geſedten Wechfelerklärungen gültig. Eben fo find güftig 
die Wechfeleelärungen, die ‚ein Inländer einem anderen 
Inländer im Auslande giebt, wenn fie nur dem inlaͤndiſchen 
Geſehe entfprechen (e). 

B. Ginfeitige erlaubte Handlungen. 

Aus diefer Kategorie Tommen hier hamptfächlich in 
Betracht die mannichfaltigen Verpflichtungen, vie aus dem 
Klagenrecht hervorgehen, insbeſondere aus ber Litisconte- 
 Ration (Anflellung der Klage), dem gerichtlichen Geſtaͤndniß, 
dem rechisfräftigen Urtheil. Hierüber waren früher ‚viele 
Zweifel und Meinungsverfchienenheiten wahrzunehmen, vie 
* ich jedoch afmälig immer mehr dem richtigen Grundſatz 
angenähert haben, nach welchem Das am Ort des Gerichts 
(und zwar der erften Inſtanz) beftchende örtliche Recht als 
anwendbar gelten muß, auch wenn an anderen Gerichten 
dieſe Frage fpäterhin vorkommt (f). 

Es muß jedoch bemerkt werden, daß hier eigentlich zwei, 
wenngleich verwandte, dennoch an fich verfchiedene Fragen 
zu entſcheiden find, deren Sinn am anfchaufichften werben 
wird, wenn ich fie fogleich auf den wichtigften Fall ber 
Anwendung, das rechtöfräftige Urtheil, beziehe. Die erxfte, 
allerdings wichtigfte, Frage ift die, ob überhaupt das aus⸗ 


(e) Preußiſche Gefeh - Sammlung 1849 ©. 88. Aechnliche Be- 
ſtimmungen enthält das A. 2. A. IL. 8 8 036 — 938. (f) Hose 
$6. Msumr p. 829. Sronr $ 584 fg. 
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gefpsochene vechtöfräftige Urtheil auch anderwärts, felbft in 
einem anderen Lande, anzuerkennen iſt. Die zweite Frage 
betrifft die Modalitäten in den Bedingungen und Wirkungen 
des rechtsfräftigen Urtheild, die in den Geſetzen verfchie- 
dener Länder verfchieden beftimmt feyn Fönnen. Unſere 
Schriftſteller denken meift nur an bie erfte Frage. Wer 

: aber diefe zum Vortheil der Gültigkeit des xechisfräftigen 


Urtheild beantwortet, muß confgquenterweife auch auf die 


Modalitäten das Gefeh des Orts anwenden, an welchem 
das Urtheil gefprochen wurde, da man doch überhaupt Das 
Urtheil nur in dem Sinn kann anwenden wollen, in welchem 
der urtheilende Richter daſſelbe erlaſſen hat. / 


Dieſer Gegenfag tritt hervor in der Faſſung vieler Vers 


träge, die von der Preußifchen Regierung mit Nachbarſtaa⸗ 


ten gefchlofien worben find (8). Nach ver -wörtlichen. 


Faffung diefer Verträge Fönnte man annehmen,. wenn ein 
in Weimar gefprochenes Urtheil in einem Preußischen: Ges 
richt vorgebracht werbe, fo müfje die exceptio rei judicatae 
fo angewendet werben, wie ed den Preußifchen Regeln 
über diefe Exception, nicht, wie ed den Weimarſchen (ge- 
meinrechtlichen) entfpreche. An dieſen feineren Gegenſatz 


(g) Bertrag mit Weimar Art.3 mit denſelben Wirkungen, 
(ſ. o. $ 348) „Ein von einem zu: als wenn das Urtheil von einem 


- fländigen Gericht gefälltes vechts: Gericht desjenigen Staates, in 


kraͤftiges Erkenntniß begründet vor welchem folche Einrede geltend ge- 
den Gerichten des andern Staates macht wird, gefprochen wäre”. — 
die Einrede des rechtskraͤftigen Ur⸗ Eben jo mit mehreren anderen 
theils (exceptio rei judicatse) Nachbarſtaaten. 
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aber hat man dabei fchwerlich gedacht, um fo weniger, als 
bei jenen Verhandlungen gewiß nicht die möglichen Bers 
fchiedenheiten in der Theorie der exceptio rei judicatae ers 
wogen worden find. Die Meinung ging vielmehr unzwei⸗ 
felhaft blos dahin, Daß die Exception "aus einem Urtheil 
ded-Rachbarlandes eben fo gewiß, wie aus einem inlän- 
difchen Urtheil, geltend gemacht, alfo nicht etwa wegen der 
ausländifchen Stellung des früheren Richters zuruͤckgewie⸗ 
fen’ werden koͤnne. 

C. Delicte. 

Der Gerichtöftand am Drt des begangenen Delicts hat 
nach den Geſetzen und nach der Praxis keinen Zweifel, obs 


E gleich er auf andere Weife begründet werben muß, als ber 


Gerichtsftand anderer Obligationen (8 371. C.). Für das 
örtliche Recht aber muß eine andere Regel gelten. Indeſſen 
wird es zwedmäßiger feyn, dieſe Frage in einem anderen 
Zufammenhang zu behandeln ($ 374. C.), weshalb fie hier 
einftweilen ausgeſetzt bleibt. 


" Die neueren Gefetgebungen enthalten nur ſehr unvoll- 
ſtändige Beftimmungen über das örtliche Recht der Obli- 
gationen. Das Preußifche Landrecht giebt eine Vorſchrift 
über. die durch Briefivechfel gefchloffenen Verträge (Note d). 
Es erkennt ferner bei der Frage über Maaß und Gewicht, 
fo wie über die Münzforte, die in einem Vertrag gemeint 
ſeyn mögen, den Grundſatz an, Daß der örtliche Gebrauch 
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des vertragsmaͤßigen Erfuͤllungsortes anwendbar ſey (h); 
dieſe Vorſchrift nun bezieht ſich zwar eigenilich nicht auf 
das örtliche Recht, ſondern auf die davon verſchiedene 
Auslegung der Verträge (9 374. f)5 ich halte ed aber für 
unbedenklich, den hier anerfannten Grundſatz auch auf das 
örtliche Recht über die Wirkungen ver Verträge im Sinne 
des Landrechts anzuwenden, da in bemfelben der erwähnte 
ſcharfe Unterfchten schwerlich vornusgefeßt werden darf. 

Das Defterreichifche Gefegbuch legt vorzugsweife Ger 
wicht auf den Ort, wo ein Vertrag gefchloffen ift, um das 
anwendbare örtliche Recht zu beftimmen, und fügt nur Die 
natürliche Ausnahme Hinzu, wenn die Parteien erweidlich 
die Anwendung eines anderen örtlichen Rechts beabſichtgt m 
haben (i). 


(bb) A. L. N. 1 5 5256. 857. 
— Rob Preuß. Recht 8 1 
©. 133 ftellt den ganz richtigen 
Grundſatz auf, es müfle das ört- 
liche Recht gelten, dem fich die 
Barteien haben unterwerfen wollen, 
nimmt aber ohne binveichenden 
Grund an, daß biefes meiftene 
der locus tontractus ſeyn werde. 
Auh Bornemann B.1 ©. 65 


nimmt diefen Ort als vorberr- 
fhende Regel an. — Bon der 
Form der Berträge wird noch 
unten die Rede ſeyn bei der Regel: 
locus regit actum. Bgl. aud 
die oben in der Note e angeführten 
Gefepfichen. 

(i) Oeſterreichiſches Geſetzbuch 
8. 36. 37, 


[4 
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IL ODbligationentecht. Hrtlihes Recht. Ginzıfke 
“, Rehisfragen. 

. Die bisher aufgeftellten Grundſaͤtze betrafen Das örtliche 
Recht der Obligation im Allgemeinen. Es wurbe aber 
dabei amerfannt, daß dieſes örtliche Mecht nicht gerade auf 

alle einzelne, bei Gelegenheit einer Obligation etwa vor⸗ 
fommende Rechtöfragen anwendbar ſeyn müfle, und es 
wurbe bie. befondere Prüfung biefer einzelnen Rechtsfragen 
noch vorbehalten ($ 372. ©. 250). Zu diefer Prüfung 

gehe ich jeßt über. 
A. Die erfte diefer Rechtsfragen betrifft die perfün- 
xBliche Faͤhigkeit des in einer Obligation auftretenden 
Glaubigers oder Schuldners zu dieſem befonderen Rechts⸗ 
verhaͤltniß. | 

Gerade diefe erſte Frage nun ift gar nicht nach dem 
örtlichen Recht der Obligation als folchem zu entfcheiven, 
fondern lediglich nach dem örtlichen Recht, welches an bem 
Wohnſitz der Perſon gilt. Es muß Diefes unbebingt bes 


hauptet werden, da ber von Vielen aufgeftellte Unterſchied 


zwifchen der allgemeinen und bejonveren Hmblungsunfäs 
higkeit durchaus unhaltbar ift (8 364). 

Es gilt dieſes namentlich nad) gemeinem Recht in Beziehung 
auf dieperfönliche Wechfelfähigkeit, welcheiftets nach demRechte 
des Wohnſitzes des bei einem Wechſel betheiligten Unterzeichners 
zu beuctheilen ift. Jedoch wuͤrde es irrig ſeyn, bie perfönliche 
Wechfelunfähigfeitzuverwechfeln mit dem an irgend einem Orte 


y 
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nicht geltenden Wechfelrecht.. An einem folchen Orte. näm- 
lich Wann nur feine Wechſelllage mit Erfolg angeftellt wer- 
den, felbft aus einem an ſich vollgültigen Wechfel; dagegen 
hat das Recht eines ſolches Ortes auf die Gültigkeit der 
an demfelben ausgeftellten, Wechſel keinen Einfluß, fo daß 
diefe an anderen, mit Wechfelrecht verfehenen Orten aller: 
dings wechjfelmäßig eingeflagt werden können ($ 364). 

B. Eine andere Rechtsfrage betrifft die Auslegung 
der Rechisgefchäfte, insbefondere der Berträge, aus welchen 
Obligationen ‚entfliehen (a). 

Man kann diefe Frage mit mehreren, Schrififtellern in 
einem ſo meiten Sinne auffaflen,: daß fie alle andere Fra⸗ 
gen über das örtliche Recht in ſich aufnimmt, indem bie 
Anwendung irgend einer örtlichen Rechtsregel auf einen 
Bertrag ftets fo verftanden werben fann, daß fie nach dem 
wahrfcheinlichen Willen der Parteien zu dem Vertrag hinzu 
gedacht werden müſſe. Das läßt fich als ergänzende Aus⸗ 
legung bezeichnen, fo wie fie überhaupt den vermittelnden 
Rechtsregeln zum Grunde liegt (b). Mein fo allgemein 
aufgefaßt, verliert die Frage nach der Auslegung alle eigen- 
thümliche Bedeutung. Sol ihr dieſe erhalten werben, fo 
müffen wir fie in einem engeren Sinne auffaffen, indem 
wir fie auf. die Zweifel beziehen, die aus der ungewiſſen 


(a) Schriftftellee über dieſe ter Archiv für ciwil. Praxis B. 19 
Stage: Bouzzenois T.2 obs.46 ©. 114 bis 125. 
dixieme regle. p. 489 — 538. (b) ©. o. B. 18 16. 
Stonr g 272 fg. 2800 fg. Waͤch⸗ J 
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Faſſung eines Vertrags, alſo aus den Ausdruͤcken deſſelben, 
entſpringen. Das iſt eine thatſaͤchliche Frage, eben fo wie 
bei der. Geſetzauslegung; fie ift Hier und dort gerichtet auf 
die Erkenntniß des wahren Gedankens, den. die gebrauchte 
mündliche oder fchriftliche Rede in fich enthält (c). Bei 
diefer Frage nun iſt gar nicht die Rede von der Anwen 
dung irgend eines örtliden Rechts, wohl aber fann der 
örtliche Sprachgebrauch oft dazu dienen, den Gedanfen 
der Berfon erkennen zu laflen, von welcher die Willend- 
erklärung herruͤhrt. ragen wir nun nach dem Ort, deſſen 
Sprachgebrauch zu berüdfichtigen ift, fo können dabei vie 
Regeln über das anwendbare örtliche Recht nicht maaßge⸗ 
bend feyn, und es ift ganz grundlos, wenn Manche auf 
den Entftehungsort oder den Erfüllungsort der Obligation 
blos deswegen verweifen, weil fich nach dieſen Orten das 
anwendbare örtliche Recht in vielen Källen richtet. 

So wird bei einem durch Briefwechfel gefchlofienen 
Vertrag in der Regel ver Sprachgebrauch des Ortes zu 
beachten ſeyn, an welchem ter Verfaffer des erften Schrei⸗ 
bend wohnt, nicht der Ort des Empfanged und der An- 
nahme, obgleich an dieſem legten Ort der Vertrag als ab- 
geichloffen anzufehen ift (S. 235) (d); denn es ift anzu⸗ 


(c) ©. o. B.3 ©. 244. — verisimilius est, aut quod ple- 
So drüden fi) auch die Römifchen rumque fieri solet“. 
Suriften aus. L. 34 de R. J. (d Wächter a. a.O., ©. 117. 
(50. 17) „id sequimur, quod Gr erläutert dieſen Satz durch 
actum est“. L. 114 eod. ‚In folgenden Rechtsfall. Eine Leip⸗ 
obscuris inspici solere, guod ziger Berficherungsgefellfchaft hatte 


®s 
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daß der Verfafler des Schreibens den ihm geläu- 


figen —— vor Augen gehabt haben wird. 
Wenn ferner ein muͤndlicher oder ſchriftlicher Vertrag 


im Wohnſitz beider Parteien geſchloſſen wird, fo iſt unſtrei⸗ 


tig der Sprachgebrauch dieſes Ortes anwendbar. Dagegen 
laͤßt ſich Dieſes nicht unbedingt behaupten, wenn der Ver⸗ 
trag an einem Orte geſchloſſen wird, der fuͤr eine der Par⸗ 
teien ober für beide nicht “der eigene Wohnſitz iſt. Hier 
muß in jedem einzelnen Fall erwogen werben, ob anzuneh- 
men iſt, daß der Fremde, der an dem Vertrage Theil nahm, 
diefen örtlichen Sprachgebrand; Fannte, und fich ihn wahre 
ſcheinlich aneignen wollte (e). 

Aus denſelben Gründen Fönnen wir auch nicht den 
Sprachgebrauch des verabredeten Erfüllungsortes unbedingt 
zum Grunde legen bei der Auslegung eines Vertrages, 


in ihren gebrudten Bedingungen (e) Man Eöhnte dieſe Be: 


den Fall einer Zerflörung durch 


_ Aufruhr ausgenommen. Bei einer 


auswärts vorgefommenen Feuers⸗ 
brunft entftand nun die Frage, ob 
dabei ber juriftifche Begriff des Auf- 
ruhrs anwendbar fey, indem die Ge⸗ 
feße verſchiedener Länder dieſen 
Begriffnicht gleichmäßig beftimmen. 
Wächter entfcheidet ganz richtig, 
es müfle auf den Sprachgebraud 
des Sächſiſchen Geſetes gefchen 
werben, weil in dem Bereich deſſel⸗ 
ben die Bebingungen abgefaßt 
waren, auf deren Grund die Der: 
ſicheruagen ausgeſtellt und ange: 
nommen wurden. 


bauptung widerlegen wollen durch 
L.34 de R. J. (50. 17) „id 
sequamur, quod in zegione, 
in qua actum est, frequenta- 
tur.‘ Allein diefe Stelle will ge- 
wiß Feine willfürlihe Vorſchrift 
geben, muß alfo unter ver natür- 
lihen Borausfegung verftanden 
werden, daß die verhandelnven 
Berfonen an diefem Orte ein- 
heimisch find; ganz eben fo wie 
die L. 6 de evict. (21.2), 1. 0. 
$. 372.1. 


. 8. 374. UL Obligationenrecht. Ginzelne Rechtsfragen. 267 


wenngleich das örtliche Recht einer Obligation ſtets nach 
dem Erfüllungsort ich richtet. Auch hier wird es darauf 
antommen, ob die Parteien den Sprachgebrauch vieles 
Ortes Tannien und fich aneignen wollten. Für manche 
Stüde in dem Inhalt eines Vertrages werben wir freilich 
den Sprachgebrauch des Erfüllungsortes allgemein bei der 
Auslegung zum Grunde legen fönnen Wenn nämlih an 
einem fremden Orte eine Geldſumme ausgezahlt, eine Waare 
nad Maaß und Gewicht abgeliefert, over ein Grundſtück 
nach dem beftimmten Umfang eined Lanpmaaßes übergeben 
werden fol, in dem Vertrage aber für die Geldforte, das 
Maaß oder das Gewicht Ausdrüde gebraucht find, die in 
verſchiedener Bedeutung, in. verfcehienenem Umfang und 
Werth vorzufommen pflegen, fo iſt der Sprachgebrauch des 
Erfuͤllungsortes zum Grunde zu legen, nicht blos, weil an⸗ 
zunehmen iſt, daß die Parteien an das dort übliche Geld, 
Maaß, Gewicht gedacht Haben werben, fondern auch, weil 
es in jenem Orte ofi an der Möglichkeit fehlen wird, Die 
Erfüllung nach anderen Gewichten u. f. w. abzumefien und 
zu vollziehen (f}. 

Man koͤnnte glauben, die hier aufgeſtellten Regeln über 
die Auslegung der Verträge ftänden im Widerſpruch mit 
gewiſſen Vorſchriften des Roͤmiſchen Rechts. Nach dieſen 
nämlich fol die Auslegung eines zweifelhaften Vertrages 


(f) Bourrenoıs p. 496— 498. So ift es auch ausdrücklich in dem 
Preußischen Geſetze beſtimmt. A. L. R. L 5 5 256. 257. 
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ftetö ausfallen zum Rachtheil des Stipulator bei einer Stipula- 
tion (g) ; eben fo zum Nachtheil des Verkäufers oder des Bermie- 
thers, wenn von diefen anderen Verträgen die Rede ift(h). 
Als Grund wird dabei der Umftand angegeben, daß dieſe 
Berfonen e8 in ihrer Macht hatten, den Zweifel durch an⸗ 
dere Faſſung zu verhüten, welches fo viel fagen will, daß 
fie entweder durch ihre Nachläfftgfeit oder gar durch un⸗ 
rebliche Abficht den Zweifel verfchuldet Haben. Eben diefer 
Grund aber deutet darauf hin, daß ein ganz anderer Fall, 
al8 bei der Hier vorliegenden Frage, vorausgefeßt wird. 
Jene Ausfprüche beziehen ſich überdem ganz ausprüdlich 
anf dunkle, zweideutige Ausdrüde (i), anftatt daß in un- 
_ferer Frage von Ausdrücken die Rede ift, die an ſich weder 
dunfel noch zweideutig find, fondern nur an verfchiedenen 
Orten eine andere Bedeutung mit fich führen, welche aber 
‚an jedem diefer Orte für fich Har und gewiß ift. 

Die hier erörterte Frage wegen der Auslegung der 
Berträge ift von jeher von den meiften Schriftftellern auf 
andere Weife, als hier gefchehen, aufgefaßt, und vielmehr 
auf die Grundſätze des örtlichen Rechts zurüdgeführt wor⸗ 
den. Hiernach hat man gewöhnlich angenommen, daß Die 


[ 


Auslegung gefchehen müfle nach dem Sprachgebrauch Des 


(g) L.26.de red. dub. (34. 5), (i) L. 39 de pactis (2. 14), 
L.38 $ 18, L. 99 pr. deV.O. L.2r:33 de contr. emt. (18.1), 
(45.1). L.26 de reb. dub. (34.5), L. 172 

(h) L.39 de pactis (2.14), pr. de R. J. (50. 17). 

L.21. 33 de contr. emt. (18.1), " 
L. 172 pr. de R. J. (50. 17). 


. % 
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Bertragsortes, ober des Erfüllungsortes, wenn ein folcher 
‚verabredet fey (k). Mehrere aber haben völlig richtig bie 
Aufgabe. erfannt, nicht fowohl eine juriftifche Regel feftzu- 
fielen, als vielmehr die wahre Abficht der Parteien nach 
den für die Auslegung überhaupt geltenden Grundſaͤtzen 
für jeden einzelnen Fall zu erforfchen (1). 
©. Die Gültigkeit einer Obligation if abhängig 
theils von formellen, theild von materiellen Bedingungen. 
Die formellen Bedingungen werden weiter unten, in Ber- 
bindung mit den bei anderen NRechtsverhältnifien anwend⸗ 
baren Formen, erwogen werben, da, wo von der Regel: 
locus regit actum die Rede feyn wird (8 381). . Hier ift 
für die materiellen Bedingungen der Gültigkeit das örtliche 
Recht feftzuftellen, nach welchem fie beurtheilt werben 
müfjen. | 

Al Regel müfjen wir annehmen, daß die Gültigkeit 
der Obligation abhängt von dem örtlichen Recht, dem bie 
Sbligation überhaupt unterworfen ift (8 372); alfo, je nach Ä 
BVerfchiedenheit der Fälle, von dem Recht des Erfüllungs- 
ortes, oder des Entflehungsortes der Obligation, oder des’ 
MWohnfiges des Schuldnerd. Bon dieſer Regel aber muß 
sine Ausnahme behauptet werden in allen Källen, in wels 
hen ein am. Ort der angeftellten Klage geltendes Geſetz 
von fireng pofttiver, zwingender Natur entgegenfteht. 


: (k) So Stonr $ 272. 280 und bie dafelbft angeführten Schrift- 
fteller. () So Bouizexois a. a. O., befonders p. 494 — 498, 
und Wächter a. a. O. 
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Die bier aufgeftellte Regel wird denn auch von den 
meiften Schriftftellern anerkannt, natürlich mit Vorbehalt 
ſehr verfchledener Anwendungen, gegründet auf die Mei- 
nung6verfchiedenheiten über das örtlidye Recht der Obliga- 
tion felbft (m). 

Diefe Uebereinftimmung jedoch befchränft fih auf den 
durchgreifenden Gegenſatz einer durchaus gültigen ober 
durchaus ungültigen (nichtigen) Obligation. Zwiſchen die⸗ 
fen beiden Außerften Fällen finden ſich mannichfaltige Wit- 
telglieder, und über das örtliche Recht, nach welchem dieſe 
beurtheilt werden follen, gehen die Meinungen fehr aus⸗ 
einander. 

Zunaͤchſt find Bier die Alle zu beachten, in welchen 
einer an ſich wicht umgültigen Obligation blos bie Rechte- 
hülfe der Klage verfagt wird (naturalis obligatio); ferner 
die weit häufigeren Fälle, in welchen eine Tlagbare Obli- 
gation durch entgegenflehenve peremtorifche Einreden ent- 
fräftet wird. Manche Schriftfieller haben Bier die Klagen 
und Einreden als Prozeßinftitute behandelt, und daher auf 
alle Falle folcher Art das Gefeh, welches am Ort der an- 
geftellten Klage gilt, anzuwenden verfucht (n). Diefe Mei⸗ 
nung aber iſt ganz verwerflich; alle Rechtöregeln ber hier 
erwähnten Art beflimmen nur verfchiedene Stufen und 


(m) Voxr. Pand. IV. 1.629. (n) Weber natürliche Ber: 
Hear. $66. Story $ 332 fg. bindlichkeit $ 62. 95. Fozcıx 
Wäachter U. ©. 397. 403. 404. p. 146. 
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Formen unvollftändiger Gültigkeit einer Obligation (0), und 
gehoͤren daher eben jo, wie die Negeln über völlige Gültig. 
feit oder Yingültigfeit dem materiellen Rechte an, nicht dem 
Prozeßrecht (p). Es iſt alfo ganz inconfequent, beide Ar- 
ten. von Rechtsregeln nach verfchievenen Grunpfägen zu 
behandeln. Beſonders bedenklich aber muß es erfcheinen, 
wenn dieſe Behandlung auf neuere Gefebgebungen ange: 
wendet werben foll, welchen fcharf begrängte Begriffe und 
Kunftausprüde oft fehlen, werauf allein jene Unterſcheidung 
gegründet werben Fönnte. 
ı Die bier aufgefellte Regel iſt alfo namentlich anzuwen⸗ 
den auf Die exceptio non numeratae pecuniae; denn ob- 
gleich in dieſer aunächft von einer eigenthümlichen Beweis- 
regel die Rede ift, die dem Prozeßrecht anzugehören fcheint, 
jo ift diefelbe dennoch ganz in dem materiellen Recht ges 
wifier Arten von Obligationen gegründet. Ferner gehört 
dahin die exceptio excussionis; imgleichen die auf das 
beneficium competentiae gegründete Einreve. — Dagegen .-- 
find nicht unter diefe Regel zu beziehen die exceptio Sc. 


(0) ©. o. B. 4 8 202. 208. 175. Diefe legten richten ſich ges 
Es verficht fich von ſelbſt, daß die wiß nach dem am Ort ber Klage 
bier aufgeftelte Regel nur an geltenden Recht, und vielleicht hat 
wendbar if auf Cinreden, die die Verwechſelung beider Arten ba- 
einen materiellen Rechtsgrund haben zu beigetragen, die falfche Lehre 
(alſo auf alle peremtorifche), nicht zu befefligen. 
auf Die, welche blos in Prozeß⸗ L(p) Fichhorn deutſches Recht 
vorfchriften gegründet find, und $ 36 Noten Wächter 1. 
die ſtets eine nur dilatorifche Natur S. 401. 402. 
haben. ©.0. 8.5 6227 ©. 171. 
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Macedoniani und Sc. Vellejani, da dieſe Einreden nicht 
auf der mangelhaften Ratur der Obligation an ſich, fon- 
dern auf der unvollftändigen Handlungsfähigfeit der ber 
theiligten Perſonen beruhen, folglich, fo wie alle diefen Ger 
genftand betreffenden Rechtöverhältniffe, nach dem an dem 
Wohnſitz folcher Berfonen geltenden Rechte beurtheilt werben 
müflen ($ 364). 

Ehen fo, wie mit den Einreden, verhält es fich auch 
mit den Klagen, wodurch eine. Obligation angefochten und 
entfräftet werden fol; fie find zu beurtheilen nach dem 
Recht des Ortes, dem die Obligatien uͤberhaupt unter⸗ 
worfen iſt (q): 

Anwendungen dieſer Regel find folgende: Die An⸗ 
fechtung eines Berfaufs wegen Verlegung über die Hälfte. 
— Die Anfechtung eines Kaufe durch die rephibitorifche 
Klage oder die actio quanti minoris. — Ferner jede Re 
ftitution gegen einen obligatorifchen Vertrag (r). 


(9) Das örtlihe Recht der 
Obligation ift alfo allgemeiner und 
unbebingter auf die Anfechtungs- 
Hagen anzuwenden, als ber Ge⸗ 
richtsſtand der Obligation, indem 
diefer lebte nur zur Aufrechthaltung 
und Durchführung der Obligation 
beftimmt ift (8 371). 

(7) Auch ſelbſt wenn die Re: 


ftitution auf der Minberjährigfeit 
beruht, da diefe, nach ‘ihrer all: 
mäligen Entwickelung im Rö- 
mifhen Recht, nicht mehr als 
reine Folge der Handlungsunfähig:- 
feit betrachtet werden kann, ſon⸗ 


dern als ein die Obligation als 


ſolche entkraͤftendes Reqhtemittel 
($ 365. B. 3). 


"u 
n." ’ 
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Unter den bier erwähnten Einreden, wodurch eine Obli⸗ 
nation entfräftet werden Tann, iſt die allgemeinſte in der 
Anwendung, und darum auch die wichtigfte, die Einrede 
der Klagverjährung, und dieſe bevarf noch einer ab’ 
gefonderten Erwägung, weil ſich gerade darüber die Schrifts 
fteller auf ſehr verfchievene Weife ausgefptochen haben, 
jedoch fo daß der allgemeine Gegenfab der Meinungen, ver 
bereit bei den Einreden überhaupt erwähnt worden ift, hier 
nur in etwa fehärferer Weife hervortritt. Wenn nun ind- 
befondere verfchiedene Verjährungszeiten gelten an dem vers 
abredeten Erfüllungsort, wo wir ben Sig der Obligation 
annehmen, und an dem Ort der wirflich angeftellten Klage 
(etwa dem Wohnſitz des Schuldners), fo entfteht Die Frage, 
welche -Berjährungszeit angewendet werben fol. 

Viele behaupten, die Verjährungsgefeße jenen Prozeß⸗ 
gefege, und müßten daher angewendet werden auf alle in 
ihrem Bereiche angeftellte Klagen, . ohne Nüdficht auf das 
Örtliche Recht der Obligation (s). 

Nach der: richtigen .Lchre muß. das Örtliche Recht der 
Obfigatton über die Verjährungszeit entfcheiden, nicht das 
bed Klageorts; und diefe Regel, die fo eben für die Ein- 


. & 
. 


(5) ‚Hosen 57 Weber na 


türliche Verbindlichkeit $ 05 & 413. 
und ©. 419. Srtorr $ 576 fg. 


FozLix p. 147149. (der ſich 
jedoch ſchwankend erklärt). Weber 
fügt eine inconfequente Ausnahme 
hinzu für den Fall, wenn ber 


vun 


Schuldner aus einem Orte von 
langer Verjährung an einen Ort; 
wo kurze Verjährung gilt, feinen’ 
MWohnftg verlegt; Hier fol der 
Lauf ber kurzen Verjaͤhrung erſt 
anfangen mit der Gründung. bes 
neuen Wohnftges, : 


18 
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reden überhaupt aufgeftellt worden ift, wird bei der Ver⸗ 
jährung noch dadurch beftätigt, daß die verfchiedenen Gründe, 
worauf diefelbe beruht, mit dein Wefen der Obligation felbft 
in Zufammenhang flehen (t). Diefe Meinung iſt denn 
auch zu allen Zeiten von nicht wenigen Schriftftellern ale 
richtig anerfannt worden (u). 

Diefe Lehre ift aber auch nicht blos grundfäglich richtig, 
fondern fie empfiehlt ſich zugleich durch eine gewiſſe Billig» 
feit, indem durch die aus ihre folgende fefle Beſtimmung 
des Verjährungsgefehes jede einfeitige Willfür einer Partei 
zum Nachtheil ded Gegners ausgefchloffen wird. So kann 
nun nicht etwa bei concurrirenden Gerichtsftänden der Kläs 
ger gerade den Ort zur Klage ausfuchen, an welchem bie 
längfte Berjährungszeit gilt. Eben fo kann umgekehrt nicht 
der Beklagte durch willlürliche Verlegung des Wohnſitzes 
an eimen Ort von kurzer Berjährung den Vortheil derſel⸗ 
ben. ſich zuwenden, indem für Die am vorigen Wohnfig von - 
ihm contrahirte Schuld das örtliche. Recht, fo mie der ber 
fonbere Gerichtoſtand der Obligation, unabänderlich feftge- 


b 6&0.8.59237. 

(u) Herr. 665. Schäffner 
587. Wächterll. S. 408—412, 
wo auch no andere. Schriftſteller 
angeführt werden. 
ſich von ſelbſt, Daß die hier bes 
hauptete Uebere inſtimmung nur von 
dem Grundſat gilt, nicht von allen 
Anwendungen; denn das örtliche 
Mecht der Obligation wird ja eben 


Es verſteht 


I yon diefen Schriftllellern nicht auf 


gleiche Weife beftimmt. — Der 
Grundſatz ift auch anerkannt in 
einem Urtheil des Berliner Nevis 


ſioushofs von 1843. Seuffert 


Archiv B. 2 Mum. 120: — Für das 
Preußiſche Recht ſtimmen bei: 
Koch J1. ©. 133 Note 23. Bor⸗ 
nemannl. ©. 65. 
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ſtellt iſt (vi — Man kann auch keine Härte für ben Glan 
biger darin finden,’ Haß bei einem verabredeten Erfüllungs⸗ 
ott, “der vielleicht eine ſehr kurze Verfährungszeit hat, der 
Schuldner während biefer Zeit willfürlich vermeiden kann, 
an’ dieſem Ort zu :erfcheinen, wodurch die Klage an 
biefem "Ort: "einftweileh © andgefchloffen wird (8 371. 2). 
Denn der Glaubiger iſt ja nicht gehindert, zu jeder Zelt 
an dem Mohnfig des Schulbners zu: Hagen (8 371. r); 
Wäre freilich der Gerichtsſtand am Erfüllungsort aus⸗ 
ſchließend, ſo würde in- einem folchen Fall dem Glaubigert 


nur durch die Mittel zu Helfen ſeyn, die uͤberhaupt gegen 


die Klagverjaͤhrung m Faͤllen gehemmter Rechtoverfolzuns 
ſchuͤtzen wi 
eh 1: " } EEE Pen GE Er u vo. .. 
iODie oben aufgeſtellte Regel; ‚nach welcher die eig 
fett: einer Obligation: beurthellt werden ſoll nach dem Nechte 
bes Orleswelchem bie Obligatton uͤberhaupt miterworfen 
(5269, muß durch eille wichtige Ausnahme befchrämtt 
werben! Ben Hin der⸗Guktigkeit der Obligatton ein 
So vonſtrenge poſttivet, zwingender: Nalur entgegen⸗ 
ee ri ea nü 
N onch FEW’ geühe! wihe! ſchuieüeru befrelen. Wie Yiee 
AR Au Is: Mare Befes- gegin Wie Ber. Helfen:motll; iR oben 
o brauchte der Sul in der un 8 bemerft. worden, 
—E der Bäret jener —— hi Aitik varch —2* 
Verjaͤhrung das Betreten des oder auch durch Anſtellung der 


früheren Wohnſitzes zu vermeiden Klage vor dem Statthalter, Des 
($ 371. 2); um ſtch von derSchuih erfor af: w.. S. 43.7 g URB, 


18* 


— 
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geſetzt wird ‚ jo iR nicht das eben erwähnte örtliche Recht, 
fondern vielmehr das am Ort der angeftellten Klage geltende 
Recht, das Recht des jeht urtheilenden Richters, anzu- 
wenden (x). 

Diefe Ausnahme ift die bloße Folge eines fehr allge— 
meinen Grundſatzes uͤber die Anwendbarkeit zwingender Ge⸗ 
feße (8 349. 372. A). Sie iſt anzuwenden ſowohl poſitiv, 
als negativ: das heißt, indem der Richter das fuͤr ihn gel⸗ 
tende zwingende Geſetz anzuwenden hat, auch wenn es am 
Sitz der Obligation nicht gilt; eben ſo aber auch, indem 


er das anderwaͤrts (am Sig der Obligation) geltende zwin⸗ 


gende Geſetz nicht anzuwenden Bat, wenn es für ihn nicht 
als Geſetz befteht. 

Die erwähnte Ausnahme kommt vor fowohl bei Ver- 
trägen, als bei Delicten. 

‚ Unter die Verträge diefer Art gehören die durch Wuche— 
gefehe verbotene. Wird alfo eine Zinfenfchuld eingeflagt, 
die dem für dieſen Richter geltenden Geſetz wiberfpricht, fo 
muß er fie als ungültig ‚behandeln, auch wenn am Sit 
der Obligation ein gleichmäßig einſchraͤnkendes Wuchergeſetz 
nicht vorhanden feyn mag; denn der Sim eines folchen 
Geſetzes geht dahin, daß Fein unter ihm lebender Richter 
feine Amtsgewalt zur Durchführung eines fo unflttlichen, 
gemeinfchäpdlichen Unternehmens, wie der wucherliche Ver⸗ 
trag angefehen wird, anwenden fol. — Eben fo aber wird 


- (&) Damit ſtimmt überein Wächter I. ©. 389405. 
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auch umgekehrt der Richter, in deſſen Amtsfprengel ein. 
Verbot der vor ihm eingeflagten Zinfen nicht befteht, die 
Zinfen als güftig anzufehen haben, ohne Rüdficht auf das 
eima anderwärts (am Sig der Obligation) geltende Verbot. 
Diefe negative Behauptung wird nicht nur durch die Con⸗ 
fequenz der erften, pofitiven gefordert, fondern auch aus 
folgendem Grunde. Die Anwendbarkeit eined beftimmten 
örtlichen Rechtes auf eine Obligation gründet fich überhaupt 
auf die anzunehmenbe freie Unterwerfung; eine folche Unter« 
werfung kann aber durchaus nicht angenommen werben, 


wenn fie auf ein Geſetz führen würde, welches gerade bie 8 


hier vorliegende Obligation entkraͤften müßte (8 372. 0). 

Dieſelbe Behauptung, wie bei den wucherlichen Ver⸗ 
traͤgen, muß auch aufgeſtellt werden fuͤr die Spielſchulden, 
wenn dieſe nach dem einen Geſetze als guͤltig, nach dem 
anderen als unguͤltig, anzuſehen ſeyn ſollten. Das Geſetz 
des Ortes, an welchem geklagt wird, kann allein über bie 
Gültigkeit der Obligation entfcheiden. 

Ehen fo verhält es fich mit der Lex Anastasiana bei. 
Schuldforderungen, die unter ihrem Nominalwerth verkauft 
werben. Dieſes Gefe beruft auf der Vorausſetzung, daß 
ein folcher Handel für den Schulpner gefährlich und bes 
druͤckend werden könne, und fucht ihn als unfittli und 
gemeinfhäblich zu verhüten durch die Vorfchrift, daß eine 
unter folchen Bedingungen erworbene Forderung nur bis 
auf die Hoͤhe des bezahlten Kaufpreiſes geltend gemacht 
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"werben dürfe (y). Die Anwendbarkeit dieſes Geſetzes hängt 
davon ab, ob daſſelbe an. dem Orte der angeftellten Klage 
gilt, ober nicht gilt; das am. Ort der entftandenen Forderung 
oder der Geflion geltende Recht ift dabei gleichgültig (z).. . 

Scheinbar gehört dahin. auch das Franzoͤfiſche Geſetz 
über die Forderungen der Juden. an Chriften; in der That 
aber gehört dafjelbe vielmehr zu der die Hanplungsfähigfeit. 
betreffenden Frage, und ift auch bei dieſer ſchon oben ers 
wähnt worden ($ 365. A. Num. 5). Die praftifche Bes 
handlung des Falles fällt mit der hier angegebenen. zu⸗ 


ji. ſammen. 


Die angegebene Ausnahme iſt nun ferner anzawenden 
auf die Obligationen aus Delicten, und zwar ganz allgemein, 
da die auf Delicte bezüglichen Geſetze ſtets unter. die zwin⸗ 
genden, ftreng pofitiven, zu rechnen find. 

Bei diefen alfo ift ftetd zu fehen auf das am Orte der 
Klage geltende Geſetz, nicht auf das, unter welchem Das 
Delict begangen wurde (z’). Auch bier gilt ver Sab, wie 
bei den Verträgen, fowohl pofitiv ald negativ, das Heißt, 
für und wider die Anwendung eined Geſetzes, das eine 


(y) L. 22 C. mandati (4.35). (z!) Diefes ift alfo namentlich 
(2) Abweichend davon wirb in anzuwenden auf bie poſſeſſoriſchen 
einem Urtheil des Muͤnchener O. Interdicte, jedoch hier in ſehr be- 
A. ©. von 1845 angenommen, es - fchränfter Weife, f. o. $ 368 am 
fey zu ſehen auf das Recht, unter. Ende des 8. 
welchen die Forderung uıfprünglich u 
entanben ſey. Seuffert Arie  °' 
3.1 N. 402, 


5.374. I. Dbligationenrecht. inzelne Rechtsfragen. 279 
Obligation aus einem Delicte anerkennt. Diefe Frage if 
bei feiner Art von Obligationen fo häufig aufgeworfen, bes 
zweifelt, beftritten worden, als bei den aus dem außerehes 
lichen Beifchlaf abgeleiteten Obligationen. Es wirb bie 
Brage befonders anfchaulich machen, wenn ich dabei von 
der fehr unbedingten Vorfchrift des Franzoͤſiſchen buͤrger⸗ 
lichen Geſetzbuchs ausgehe, welches im Art. 340 fo lautet: f: A 
la recherche de la paternite est interdite. Diefed Gefeh AT 
beruht augenfcheinlih auf der Meberzeugung, daß i 4 
Intereſſe der Sittlichkeit jeder. Anfpruch und Rechtöftreit, 
gegründet auf außerehelichen Beifchlaf, verhindert werben e" 
müffe (aa); andere Gefeßgebungen beruhen auf der entgegen „9% 
geſetzten Ueberzeugung. Beide alfo find von zwingender, / 
ſtreng pofitiver Natur. Wird nun vor einem. Gericht, das 
unter jenem Franzoͤſiſchen Geſetze fteht, ein folcher Anfpruch 
geltend gemacht, fo ift er zurüdzumeifen, auch wenn ber / £ — 
angebliche Beiſchlaf vorgekommen ſeyn ſoll an einem Ort, 
deſſen Geſetz einen ſolchen Anſpruch zuläßt und begünſtigt. 
Umgekehrt aber muß von dem Gericht eines ſolchen Ortes 
der Anſpruch zugelaſſen werden, ſelbſt wenn der Beiſchlaf 
an einem Orte des Franzoͤſiſchen Rechts Statt gefunden 
haben fol. Was nun hier von dem aͤußerſten Gegenſatz, 
der unbedingten Verwerfung over Zulaffung, gilt, muß . 
eben fo auch behauptet werden, wenn die Gefehe der ver: 





⸗ 


(aa) Diefe Abſicht des Fran Nichter gerichteten unbedingten 
zöſiſchen Geſetzes iſt unzweideutig Verbot aller Vroetdur. 
ausgeſprochen in dem an die 
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Ichiedenen Orte in geringerem Maaße von einander abs 
weichen, etwa in den Bedingungen oder dem Umfang der 
Anfprüche. — Die Entfcheivungen der Gerichte über dieſe 
Frage find fehr verſchieden (bb). - 
Diefe. ganze Frage ift verwandt mit der Frage des 
. . Strafrechts, ob ‚ein auswärts begangened Verbrechen von 
EN 3; unfren Gerichten zu beftrafen ift, und mit welcher Strafe. 
Dennoch dürfen beide Fragen nicht iventificirt werden, Da 
N) iin dem Strafrecht, als einem Beftandtheil des öffentlichen 
| Rechts, Nüdfichten zu nehmen find, von welchen bei den 
8 Obligationen aus Delicten nicht die Rede iſt. 
Auus den eben aufgeſtellten Grunbfägen über das örtliche 
N ) Recht in den Fällen zwingender Gefege folgt nun allerdings, 
N daß in ſolchen Fällen fehr häufig eine bedeutende Macht in 
as die Hände des Klägerd gelegt wird, indem dieſer oft bie 
J Wahl zwiſchen mehreren Gerichten hat, alſo auch dadurch 
beſtimmen kann, welches unter mehreren örtlichen Rechten 
zur Anwendung fommen fol. Diefes ift indeſſen die unver⸗ 
meidliche Kolge der befonderen Natur diefer Klaffe von Ge- 
fegen. Auch wird die Gefahr für den Beklagten vermindert 
durch die fehr befchränfende Bebingungen, an welche 


(bb) Für den Ort ver Klage 
(welcher meift zufammen fallen 
wird mit dem Mohnfig des Be⸗ 
Magten): Obertribunal zu Stutt- 
gart. Seuffert Archiv für Ent- 
ſcheidungen der oberften Gerichte 


in den deutſchen Staaten 8. 2 


N. 4 — Für den Drt des Bei- 
fhlafs: DO. N. ©. zu München, 
und zwei Urtheile aus Jena. 
Geuffert 8.1 N.153 93.2 
N. 118, 
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jeder beſondere Gerichtsſtand der Obligation gebunden iſt 
($ 371. 2). 

D. Die Wirkung einer Obligation, und insbefondere 
der Umfang diefer Wirkung, ift ftetd zu beftimmen nach 
dem Recht des Orts, welcher überhaupt als Sig der Obli« 
gation zu betrachten iſt; ja es ift Diefes die hauptfächliche 
Bedeutung des örtlichen Rechts der Obligatton. Gerade 
deshalb ift auch diefe einzelne Frage am wenigften Veran⸗ 
laſſung zu Zweifel und Streit geworden. Wenige Beiſpiele 
werden zur Erlaͤuterung der Frage hinreichen. 


Nach manchen örtlichen Geſetzen hat der Verkaͤufer das | 


Necht des Ruͤcktritts bis zur vollgogenen Uebergabe, welcher 
Sag dem gemeinen Rechte fremd ifl. Hier wird es darauf, 
antommen, ob ein folched Geſetz an dem Orte gilt, an wels 
chem das Grundftüd liegt, ohne Rüdficht auf den Ort des 
gefchloffenen Vertrags oder den Ort der Klage; denn da 
der Berfauf eines Grundftüds ftets einen beftimmten Ers 
fülungsort Bat, fo tft dieſer zugleich der Sig der Obligas 
tion, der das örtliche Recht derfelben beftimmt (8 370.372). 
— Eben fo verhält es fich mit einem örtlichen Geſetz, 
welches bei Grundftüden die ftillfchweigende Wiederverpach⸗ 
tung eines Landgutes auf einen Zeitraum von drei Jahren 
anfegt.- Auch diefes Geſetz wird anzuwenden feyn auf alle 
in feinem Bereiche liegende Grundftüde, und zwar aus dem 


bei dem vorigen Fall angeführten Grunde (ce). 


9* Beide Fälle werden angeführt von Bourrenors T.2 p. 4b2fg. 
Er entſcheidet den lebten Fall, fo wie es hier geſchieht, ſindet aber bei 
dem erſten ohne Noth Bedenken. 


N 
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Die Höhe der Verzugszinfen iſt nach gemeinem Recht 
abhängig von dem zu jeder Zeit geltenden Zinsfuße, alfo 
von dem thatfächlichen Gebrauch, Wenn aber an manchen 
Drten ein gefeglicher Maaßſtab, und zwar ein verjchiede- 
ner, für die Verzugszinfen vorgefihrieben tft, fo wird bei 
jeder Obligation das Geſetz des Ortes, der als Sitz ders 
- felben gilt, anzuwenden feyn, alfo, bei einem verabredeten 
Zahlungsorte, das Geſetz dieſes Ortes (dd). 

Die Obligation Tann mit einem ftillfehweigenden Pfand 
recht (bald einem allgemeinen, bald einem fpeciellen) ver- 


. bunden feyn. Ob ein folcher ftillfchweigender Pfandvertrag 


anzunehmen ift, das hängt von dem örtlichen Necht ab, 
unter welchem überhaupt diefe Obligation fteht. Ob dem⸗ 
felben die Wirkung eines Pfanvrechts beizulegen ift, Tanır 
dagegen nur nach dem Recht des Orts beflimmt werben, 
an welchem die Sache fich befindet (8 368). 

E. Die Stellung der Obligationen im Goncurfe 
bedarf einer befonderen Erwägung, da gerade hierin bie 
größten Verſchiedenheiten in den einzelnen Geſetzgebungen 
vorkommen. Es ift dabei nöthig, vor Allem die eigenthlims 
liche Natur des Concurſes in's Auge zu faflen. 


(dd) Vorr. Pand. XXU. 1 verfelben Stadt in diefer Stabt 
6 11.— In L.1 pr. de usur. einen Bertrag ſchließen; von einem 
(22.1) heißt es: „ex more re- DBertrag außer dem Wohnftg, oder 
gionis, ubi contractum est“. von einem. anderwärts beftimmten 
Dobei wird der gewöhnlichfte Ball Zahlungsort, ift da nicht Die Rebe. 
vorausgefeßt, daß zwei Einwohner . 
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Der Coneurs fegt voraus einen zahlungdunfähigen Schuld⸗ 
ner, welchem mehrere Olaubiger ‚gegenüber ftehen, alfo einen 
Falk,::im ‚welchem eine vollftändige Erecution aller ausge 
ſprochenen oder noch auszuſprechenden Schuldurtheile nicht 
möglich if, fo daß der Zwed. darauf befchränft bleiben 
muß, Die Execution theilweife, fo weit fie möglich ift, zu 
bewirken. Diefes gefchieht; indem das gerade jebt vorhan⸗ 
dene: Vermögen. des Schuldners gefammelt, durch Verkauf 
in baares Geld verwandelt, und dann nach irgend einer 
Regel : unter die Slaubiger vertheilt wird. So erfcheint 
alfo der Concurs, feinem Weſen nach, als ein bloßes Exe⸗ 
eutionsverfahren ber eine beftimmte Vermögensmaffe, und 
die Aufgabe des Richters befteht in der Ausgleichung ber 
Anfprücde der einzelnen Glaubiger auf diefe Mafle Auf 
das endliche Schidfal der Forderungen hat der Concurs 
feinen Einfluß, fo daß jeder Slaubiger, der in demſelben 
ganz oder theilweife ausfällt, fein Recht noch immer gegen 
den Schuldner geltend machen kann, wenn diefer etwa fpäs 
techin neues DBermögen erwirbt. | 
‚Da der Concurs eine Ausgleihung unter mehreren 
Glaubigern bezwedt, fo ift er nur. an Einem Orte möglich, 
und zwar an dem Wohnftg des Schulpners,. fo daß Bier 
. "ver ‚befondere Gerichtsftand der Obligation non. dem allge: 
meinen perfönlichen Gerichtsſtand -verbrängt wird. 

Die richterliche Thätigfeit bei Gelegenheit eines Concur- 
ſes zerfällt in zwei an fich verſchiedene Theile: vorbereitende 
Handlungen, und ver Concurs ſelbſft. en 
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Zu den vorbereitenden Handlungen gehört theils die 
Feftftellung der Forderungen felbft (Liquidation), theils Die 
Bildung und Keftftelung der Concursmaſſe durch Ausſchei⸗ 
dung aller zum Vermögen des Schuldners nicht gehören- 
den. Stüde ( Bindicantn, Separatifien), durch Auf- 
fammlung aller zu dieſem Bermögen wirklich gehörenden 
Beftandtheile, und durch Verwandlung verfelben in baares 
Geld vermittelft des Verkaufs. — Dabei gelten, in Anfe- 
hung des anmwendbgren örtlichen Rechts, ganz die allge- 
meinen Grundfäße über dingliche Rechte und Obligationen. 

- Die zufällige Beranlaffung durch einen Concurd macht das 
bei feinen Unterfchied. — Was aber insbefondere den erften 
Punkt betrifft, die Feftflellung der Forderungen, fo bleibt 
es nicht dem Zufall überlafien, welche Glaubiger ſich mel: 
ven wollen, vielmehr werden alle durch öffentliche Vorla- 
dung zur Anmeldung bis zu einer beftimmten Friſt vorge- 
laden. Wer diefe Frift nicht einhält, wird durch Erkennt⸗ 
niß praͤcludirt, und verliert dadurch nicht etwa feine For⸗ 
derung felbft, wohl aber den Anfpruch auf Befriedigung 
in diefem Concurfe, aus diefer Maſſe. Die Borladung 
bindet felbft die Glaubiger, die bereits Schuldklagen anber- 
wärts angeftelt, aber noch nicht zu Ende geführt Haben, 
fo daß der Concursprozeß die anderwärts ſchwebenden 
Schuldklagen an fich zieht (ee). 


(ee) Wernner Obss. T.2 P. 10 obs.297. Levser Sp. 478 
med. 8. 
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Der Eoncurs felbft Hat zum Gegenftand die Ausglei- 
hung der einzelnen Olaubiger in ihren Anfprüchen an bie 
vorhandene Activmafje (Claffification). Da nun diefe Aus⸗ 
gleihung zu dem oben erwähnten Erecutionsverfahren ges 
hört, welches eine vein prozefjualifche Thätigfeit ift, fo kann 
darauf Fein anderes örtliches Recht angewendet werben, ald 
das am Drt des Concursgerichts geltende: mittelbar alfo 
das örtliche Necht am Wohnſitz des Schuldners (ff). 

Mit dieſer einfachen. Regel Fönnte die ganze Frage er- 
ledigt feyn, wenn nicht viele, und meift Die wichtigften, Ans 
fprüche der Glaubiger eine gemifchte Natur hätten: gemifcht 
aus Obligation und dinglichem Recht, dem Hypothekenrecht. 
Darin liegt die Hauptfächliche Schwierigkeit. 

Die Sache wird anfchaulicher werden durch die Anwen⸗ 
dung auf dad gemeine Concursrecht, fo wie es fich, gegrün- 
det auf die Vorfchriften des neueften NRömifchen Rechts, in 
der Theorie und Praris der neueren Zeit ausgebildet hat. 

Sämmtliche Glaubiger werden nach fünf Klaſſen geord⸗ 
net: 4. Abfolut privilegirte, 2. Privilegirte Hypotheken, 
3. Gemeine Hypotheken, 4. Perfönlich privifegirte, 5. Alle 
übrigen (gg). — Unter diefen fünf Klaffen enthalten die 
erfte, vierte und fünfte, reine Obligationen, und für Diefe 
entſcheidet ausfchließend das am Ort des Concursgerichts 
geltende örtliche Recht, ohne Ruͤckſicht auf das vieleicht 


(ff) Levser 478. 10. bier vorliegenden Zweck. Vgl 
. (gg) Die genauere Ausführung Münrenpauca 1. 8173. Göſchen 
diefer Glaffification Liegt außer dem Vorleſungen II. 2 $ 424. 
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abweichende Necht des Entftehungsortd und des Erfuͤllungs⸗ 
orts der Obligation. Es bleiben alfo nur noch die zweite 
und dritte Klafie, enthaltend die hypothekariſchen Glaubi⸗ 
ger, zu näherer Betrachtung übrig. 


Jeder hypothekariſche Glaubiger hat in der That ein 
zuſammengeſetztes Recht, deſſen beide Beſtandtheile eine 
ganz verſchiedene Natur haben; er iſt wahrer Glaubiger, 
hat aber daneben zur Sicherheit ſeiner Forderung ein ding⸗ 
liches Recht. Um es nun klar zu machen, wie dieſe un— 
gleichartigen Rechte in die Einheit des Concurſes eingefügt 
werden können, iſt es nöthig, zuvor einen ergängenben Blick 
rückwaͤrts zu werfen auf die oben ermähnte Bildung der 
Concursmaſſe, und die hypothefarifchen Glaubiger einftweilen 
noch auf ſich beruhen zu laſſen. 


Die Bildung der Concursmaſſe durch Aufſammlung und 
Verkauf der Vermoͤgensſtücke macht keine Schwierigkeit, 
wenn dieſe ſaͤmmtlich in dem Bezirk des Concursgerichts 
fi befinden. Dagegen, iR, bie Behandlung. ‚der, Sache in 
in anderen erigisbenriemne oder, "ge in 1 einem fremden 
Lande ‚fiegen., Ich will ſogleich dieſen letzten Fall als den 
aͤußerſten, ing Auge faffen. Er benfelben wird yon Dips 
len ‚folgende Behauptung anfgeftelt. Der fremde Londeg⸗ 
herr und deſſen Richter braucht die Verfügungen unſers 
Concursgerichts nicht zu befolgen, entzieht ſich ihnen auch, 
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ver Erfahrung nah, in der That ganz gewöhnlich (hh). 
Daher bleibt nach jener Meinung feine andere Aushülfe 
übrig, als daß unfer Goncursrichter auf Heranziehung des 
auswärts egenben Dermögens verzichtet, die Glaubiger 
- aber in jenem fremden Lande gleichfalld gegen den Schuld⸗ 
ner Hagen können, wodurch dann neben dem erften Concurs 
ein zweiter, eben fo vielleicht noch ein dritter oder vierter 
&oncurs, bei einem ſehr zerftreuten Vermögen, foll verans 
laßt werben. fönnen. 
- 3 kann weder bie erwähnte Aushülfe, noch die Schwie⸗ 
rigfeit felbft, die ihr zum Grund liegen fol, als richtig 
einräumen. — Was die Aushülfe betrifft, fo ſetzt fie vors 
aus, daß jede Schuldklage überall angeftellt werben könne, 
wo ein Schulpner Vermögen befigt; oder, mit andern Wors 
ten, ſie nimmt ein allgemeines forum rei sitae an für per⸗ 
fönliche: Klagen. Gerade Diefes nun muß entjchleden vers 
worfen werben, und deshalb iſt auch ein. mehrfacher Con⸗ 
curs in verfchiedenen Ländern nicht zuläffig: Inwiefern 
etwas diefem: Hehnliched in Folge von Hypotheken vors 
kommen kann, wird fogleich' bemerkt werden. — Aber auch 
die Schwierigkeit; AR geringer, ald man gewöhnlich ars 
nimmt. Indem der gerichtlich beftellte @urator des Bers 


Einzelne Rechtsfragen. 


"ah Man giebt zu, gm biefe 
Schwierigkeit fich fehr vermindert 
bei Sachen in einem anderen Ges 
richtsbezirk deſſelben Landes, in⸗ 
dem hier geholfen werden kann 


theils durch bloße Requiſition unter 


gleich ſtehenden Gerichten, tHeile: 
durch die bei einer gemeinfanen 
Oberbehörde von dem Goncurss 
gericht extrahirte Berfügung as 
das andere Gericht. 
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moͤgens (ii), unter Aufſicht des Concursrichters, die 
Sachen des Schuldners verkauft, beſorgt er nur eine der 
Handlungen, die zur Execution eines Urtheils gehoͤren, ſey 
es rines ſchon geſprochenen, oder / eines bevorſtehenden, noch 
zu erwartenden. Nun gehört es zu der oben erwähnten, 
- feit längerer Zeit ſtets fortfchreitenden, Nechtögemeinfchaft 
unabhängiger Staaten unter einander, daß fie fich gegen⸗ 
feitig gleiche Nechtshülfe leiften ($ 348). Dazu gehört die 
Execution der in einem Staate gefprochenen Urtheile‘ inner- 
halb jedes anderen Staate® (8 373. B.), alfo auch -die 
Unterftügung des @uratord bei den fo eben erwähnten 
Maaßregeln, die zum Verlauf der auswärtigen Vermögens» 
ftüde, folglih zue Bildung der Concursmaſſe, führen. 
Wollte man ihm diefe Unterflüsung verfagen, fo würde 
darin eine völlige Rechtöverweigerung liegen, indem ſo 
eben bemerkt worden iſt, daß in dieſem fremden Lande ein 
Gerichtsſtand gegen den Schuldner für perſontiche Ringen 
gar nicht begründet ift. 

Die hier aufgeftellte Behauptung iR. denn auch ſchon 
längft von mehreren Schrififtellern. ald richtig anerkannt 
worden (kk).. Andere nehmen das Gegentheil an, aber 


(ii) Tit. D. de curatore bonis 
dando (42.7), befonders in L.2 
tit, cit. 

(kk) 1. Vorr. 817, und Comm. 
ad Pand. XX. 4 512 (wo er 
dieſe Regel gerade aus der oben 
erwähnten comitas ableitet). 


Purennorr T.1 obs. 217 (mit 
einer Beſchraͤnkung für den Fall 
von Hypotheken, wovon fogleich 
die Rede feyn wird), Dabelow . 
Lehre vom Concurſe S. 746 — 765 
(der :nur feine richtige Ausführung 
durch. die Bemerfung am Schlufie 
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nicht in Folge eines juriftifchen Grundſatzes, fondern nur, 
weil die fremden Landesherrn ihre Mitwirkung verfagen 
follen (ll). In den Englifchen Gerichten werden Die aus⸗ 
wärts liegenden beweglichen Sachen mit zum Concurſe am 
Wohnfig gezogen, Die unbeweglichen nicht; in ben meiften 
Amerikaniſchen Gerichten weder die beweglichen, noch Die 
unbeweglichen Sachen (mm). 

Allerdings entfteht nun eine eigenthümliche Verwicklung und 
Schwierigkeit in den Sal, wenn die im Ausland befindlichen 
Sachen mit einem Pfandrecht behaftet find, und die Ruͤck⸗ 
fiht auf diefen fehr gewöhnlichen Kal hat ohne Zweifel 
auf die eben erwähnte abweichende Anficht mancher Schrift: 
fteller und Gerichte Einfluß gehabt, obgleich offenbar beide 
Fragen an fich verfchieven find, und eine getrennte Bes 
handlung derſelben für den Erfolg der Ynterfuchung vor» 
theilhafter iſt. 

Diefer legte Fall unterjcheidet filh von dem vorherge- 
henden, in welddem die auswärts befindlichen Sachen als 
unverpfänbet gedacht wurden, zunächft darin, Daß Die 
Prandglaubiger ihre Hypothefarklagen im Gerichtöftand der 
gelegenen Sache anftellen können. Wird nun die Hypo⸗ 


entfräftet, daß die Praris entge- der Amerikanifhen vor. Daß er 
genftehe, und alſo mehrere Eon: blos von beweglichen Sachen 


eurfe nothwendig feyen). iprechen will, ergiebt fih ſchon 
(U) Struben Bedenken I daraus, daß er biefe ganze Frage 
118, V. 27. in den Chap. IX. personal 


(mm) Story $ 403 fg. Gr property (bewegliches Vermögen) 
ſelbſt zieht die Engliſche Praxis behandelt, 
VI. 19 
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thefarflage gegen einen anderen Pfandglaubiger angeftellt, 
der die Sache beftst, oder von zwei Pfandglaubigern gleich« 
zeitig gegen einen dritten Beſitzer, fo hat der Richter über 
die Priorität nach denfelben Grundfägen zu entjcheiben, 
wie e8 auch im Eoncurfe gefchieht (nn), und diefe Regel 
ift anwendbar, ohne Unterſchied, ob die verpfändeten 
Sachen in venfelben Lande liegen oder nicht. Dennoch 
wäre es ganz unrichtig, dieſes Verfahren als einen beſon⸗ 
deren Eoncurs aufzufafien, indem die Formen ded Con⸗ 
turſes Dabei gar nicht vorfommen. — Indeſſen ift auch kein 
Hinderniß vorhanden, die verpfändeten auswärtigen Sachen 
mit in den Concurs am Wohnſitz des Schuldners zu ziehen, 
wenn nur dafür geforgt wird, daß Jeder, der an einer 
folhen auswärts befindlichen Sache ein Pfandrecht Hat, 
an dem Kaufpreis dieſer Sache diejenige Priorität erhält, 
die ihm nach dem Recht des Orts, wo fich die Sache zur 
Zeit des Verkaufs befindet, gebührt, indem die lex rei 
sitae auch über Die Priorität entjcheidet (8 368). 

Es mag zuweilen fchwer feyn, diefen Zweck zu erreichen; 
unmöglich ift e8 nicht, und ed wirb befonbers zur Erleich⸗ 
terung der Sache dienen, wenn aus dem Kaufpreis Der 
einzelnen, auswärts aufgefundenen Sachen befondere 


nn) L. 12 pr. $ 7 qui pot. 
(20.4). Vgl. P. Vorr. Sect. 10. 
C. un $5. — Die nenefte 
Preußiſche Geſetzgebung geftattet 
jedem Pfand» und Hypothelen- 
glaubiger, auch wo wicht won 


einem Berhältnig zum Ausland bie 
Rede ift, feine Befriedigung aus 
der Sache unmittelbar einzuflagen, 
ohne fih in den Concurs einzu 
mifhen. Geſetzſammlung 1842 
©. 4. 
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Specialmaſſen gebilpet werden. Indem Dieſes von bems 
felben Richter geichieht, wird gewiß die Einheit der zus 
fammentreffenden Anſpruͤche ficherer erreicht, als e8 durch 
die Einleitung mehrerer Concurſe in verfchledenen Gerichten 
gejchehen koͤnnte (00). 

Das nun überhaupt eine folche Behandlung der Sache 
möglich iſt, ergiebt ſich am ficherfien aus dem Umftand, 
dag diefelbe in einer bedeutenden Zahl von Staateverträgen 
ver Breußifchen Regierung mit benachbarten Staaten wirk⸗ 
lich feſtgeſetzt if. Die Grundlage diefer Werträge bildet 
das Breußifche Eoncursgefeg. Nach dieſem giebt es ftets 
mm Einen Concurs, und zwar am Wohnſitz des Gemein 
ſchuldners. Der Concursrichter veranlaßt Die Inländifchen 
Berichte, im deren Sprengel Theile des Vermögens liegen, 
durch Requifition zur Mitwirkung. — Liegen Vermoͤgens⸗ 
fäde im Auslande, fo Hat der Richter zumächft zu erforfchen, 
ob Staatöverträge vorhanden find. In Ermangelung ver- 
felben fol er dem ausländifchen Richter vorfchlagen, auf 
aͤhnliche Weife, wie es fo eben von anderen inlänbifchen 
Gerichten erwähnt worden ift, auf die Mitwirkung zu dem 
inlaͤndiſchen Goncurfe einzugehen. Mißlingt Diefes, fo hat 
der Eurator bei dein auswärtigen Specialconcurfe das In⸗ 
tereffe der inländifchen Glaubiger wahrzunehmen (pp). — 

(00) Pufendorf (Note kk) der gelegenen Sadhe zu eröffnen, 
erachtet die Fefihaltung der Prios ſobald Diefes die Pfandglaubiger 
ribät im einem fremden Gerichte verlangen. 


für fo ſchwierig, daß er es vorzieht, (pp) Allg. Ger. Ordnung 1. 
einen befonderen Concurs am Od 50 8 R5— 32 5 647 — 671. 


19* 
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Alle fpäterbin wirklich gefchloffene Verträge beruhen nun 
auf dem Grundſatz, -Daß nur Ein Concurs Statt finden 
fol, und zwar in der Regel am Wohnftg des Schulpners. 
Die in dem anderen Staate befindlichen Sachen des Ge- 
meinfchuldners follen veräußert, und der erlöfte Kaufpreis 
fol an das Concurdgericht abgeliefert werden. Bei Diefem 
müflen ſich alle Glaubiger einlaffen. Die Rangordnung 
unter den Glaubigern ift für die blos perfönlichen For⸗ 
derungen nach den Geſetzen des Gerichtöortes zu beftimmen, 
für alle dingliche Rechte nach den Geſetzen des Ortes 
der belegenen Sade (gg). Nur darin findet fich eine 
Verfchievenheit, daß nach den neueren Verträgen (ſeit 1839 
die dinglichen Anfprüche auf die außer dem Land des Eon» 
eurjed liegenden Sachen auch an dem Ort der gelegenen 
Sache, vor ihrer Ausantwortung an den Concursrichter, 
erhoben werden Eönnen. Gefchieht Dieſes von Hypotheken⸗ 
glaubigern, fo find die verpfändeten Sachen dort zu vers 
faufen, das Kaufgeld ift den Glaubigern auszuzahlen, und 
nur der etwa bleibende Ueberſchuß ift an das Concurs⸗ 
gericht abzuliefern. 

Was nun hier vurch Verträge feftgeftellt ift, darf Feines- 
weges al8 eine neue, willfürliche Erfindung angefehen 
werden; es ift blos der Ausbrud der ohnehin in neuerer 


(gg) Vertrag mit Weimar mit Königreich Sachſen 1839 
1824 Art. 18—22. dann glei: Art. 19—21, und gleihlautenn mit 
Yautend mit Altenburg, Koburg: Rudolſtadt, Bernburg, Braum- 
Gotha, Neuß⸗Gera. — Späterhin ſchweig (©. o. 8 348. ©. 81). 
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Zeit ſteis wachſenden Rechtsgemeinſchaft (8 348). Daher 
hat es auch kein Bedenken, daß derſelbe Grundſatz auch 
anderwaärts in Staatsvertraͤgen feſtgeſtellt, ja ſelbſt ohne 
ſolche Verträge von den darin uͤbereinſtimmenden Gerichten 


verſchiedener Staaten, unter ausbrüdlicher oder ftillfchweis 


gender Genehmigung ihrer Regierungen, geltend gemacht 
werben fönnte. | 

Der Inhalt der hier angegebenen Verträge ift aber nicht 
blos unmittelbar wichtig für das Verhältniß zwifchen Preußen 
und den babei betheiligten Staaten, und mittelbar für das 
Berhältniß zu anderen fremden Staaten als Grundlage 
einer gütlichen Unterhandlung mit denfelben, wie fo eben 
bemerkt wurde. Bielmehr Eönnen dieſe DBerträge, indem 
fie Auffchluß geben über den Sinn unfter Gefeßgebung, 
zugleich dazu dienen, eine auf das innere Verhältniß unfrer 
verfchiedenen Landestheile bezügliche Rechtöfrage zu beant- 
worten. Wenn in Berlin ein Concurs eröffnet wird, zum 
Bermögen des Schuldner aber Grundftüde und beiveg- 
liche Sachen gehören, die fih in Reuvorpommern befinden 
(wo das Römiſche Recht gilt), und dort durch bloßen 
Vertrag verpfändet find, fo fragt fih, wie fih der Werth 
diefer Sachen zu jenem Concurſe verhalte. Ständen bie 
Richter jenes Landestheild unter der Preußifchen Gerichts- 
ordnung, fo müßten fie den Werth der erwähnten Sachen, 
(oder die beweglichen Saden in Natur) dem Berliner 
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Goncursrichter einliefern (rt), der das erlöfte Geld nad 
der Preußiſchen Claffificatton behandeln würde. Dabei 
würben jene Glaubiger fehr in Rachiheil fommen, indem 
ihre Forderungen weder auf die zweite, noch auf bie dritte 
Klafie der Preußiſchen Concursordnung Anfpruch haben. 
Allein jene Richter find durch die angeführten Geſetze nicht 
gebunden, und die erwähnten Korberungen und Pfanprechte 
find demnach fo zu behandeln, wie wenn fie dem Auslande 
angehörten, und zwar einem folchen Auslande, deſſen Bes 
hörden gegen unfre Behörden zu gegenfeitiger Unterfiügung 
nach billigen Grundfägen bereit wären. Dieſes führt num 
dahin, die Grundfäbe der oben erwähnten Verträge anzu⸗ 
wenden. Hiernach würden die Neuvorpommerſchen Gerichte 
die in ihrem Bereiche liegenden Vermoͤgensſtücke zu ver 
faufen und das Kaufgeld an den Berliner Eoncurerichter 
abzuliefern haben. Die Slaubiger aber, vie an jemen 
Sachen Pfandrechte Hatten, würben in dem Berliner Gon- 
curs, fo weit dieſes Kaufgeld reicht, dieſelbe Priorität ver⸗ 
langen Eönnen, die ihnen zugeflommen wäre, wenn ber 
Concurs in Neusorpommern Statt gefunden hätte. 


(rr) Allg. Ger. Ordnung I. 50 8 648, Geſetz vom 28. Der. 
1840 $2 (Gefekfammlung 1841 ©. 4). 


3. 815. IV. Erbrecht. 295 


$. 375. 
IV. Erbrecht. 

Mir Haben zunächft für das Erbrecht, jo wie es für ans 
dere Rechtsinftitute bereits gefchehen ift, zu unterfuchen, 
weichem örtlichen Recht daſſelbe nach feiner befonderen Na⸗ 
tur angehört, alfo mo es feinen eigentlichen Sig hat (8 360). 
Um Diefed zu erkennen, müffen wir zurüdjehen auf bie 
oben angeveutete Natur des Erbrechts (B. 1 8 5%). Es 
befteht in dem Webergang eines Vermögens, bei dem Tobe 
des Inhabers, auf andere Perfonen. Darin liegt eine 
fünftliche Erftredung der Macht, alfo auch des Willens, 
eines Menichen über die Gränze des Lebens hinaus, wels 
her fortwirtende Wille bald ein ausbrüdlicher jeyn Tann 
(in dem Teftament), bald ein ſtillſchweigender (in der Ins 
teftaterbfolge) (a). Diefes Verhältnig nun fchließt fich ganz 
und unmittelbar an die Perſon des DVerftorbenen an, ge: 
rade fo, wie es oben von der Rechtsfähigfeit bemerkt wor- 
den ift (8 362), und wie es fpäterhin bei der Familie ges 
zeigt werden wird. Iſt nun diefe Auffaffung der Sache 
richtig, fo muß behauptet werben, daß das Erbrecht fich 
im Allgemeinen richtet nach dem örtlichen Recht des Wohn⸗ 
fitzes, welchen ver Derftorbene zur Zeit feines Todes 


(8) Diefe zweite Art des fortwirkenden Willens fteht zugleich in 
Zufammenhang mit der Fortſetzung der Imbividualität des Menfchen 
durch die Verwandtſchaft, f. o. B.1 $ 83. 
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hatte (b). — Um diefe Behauptung an oben erklärte Kunft- 
ausdruͤcke anzufnüpfen, müffen wir fagen, daß die Gefebe 
über das Erbrecht zu den Perfonalftatuten gehören, 
indem fie principaliter die Perfon, und nur mittelbar auch 
Sachen, zum Gegenftand haben ($ 361). 

Die Richtigkeit dieſer Behauptung wird noch durch fol= 
gende Betrachtungen beftätigt. Wollte man den Wohnfitz 
des Erblaffers nicht als beſtimmend anfehen für das örtliche 
Recht, fo bliebe Fein anderer Ort übrig, an den wir das 
Erbrecht anknüpfen könnten, als der Ort, wo fich das hin 
terlaffene Vermögen, die Erbfchaft, befindet, fo daß dann 
die lex rei sitae entfcheiden müßte. Wo iſt nun aber diefer 
Ort? Das Vermögen ald Ganzes ift ein ivealed Object 
von völlig unbeftimmtem Inhalt (c), möglicherweife beftes 
hend aus Eigentum und anderen Rechten an einzelnen 
Sachen, aus Forderungen und Schulden, welche lebte Bes 
ftandtheile fogar ein vollig unſichtbares Dafeyn haben. 
Diefes Vermögen alfo ift überall und nirgend, fo daß ein 
locus rei sitae dafür gar nicht aufzufinden if. Es wäre 
ein ganz willfürlicher Behelf, wenn man den Ort annehmen 
wollte, wo der größere Theil der Erbfchaft liegt, denn theils 
ift diefer Begriff vollig fchwanfenn, theild hat ver Kleinere 


(b) ©. 0. $ 359. Nah Rö⸗ feiner Herkunft, und, wenn aud 
mifchen Recht war vielmehr das dieſe nicht zu ewmitteln if, das 
Recht der origo zunähft ent⸗ Recht des lebten Aufenthalts, d. 6. 
fcheidend ($ 357). — Bei dem des Ortes wo er ſtarb ($ 359). 
Tode eines Bagabunden, der feinen () ©. 0.8.1 $ 56. 
Wohnſitz Hat, entſcheidet das Recht 
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Theil eben jo viel Anfpruch auf Beachtung, als der größere. 
Geben wir aber Diefes auf, fo bliebe dann nur noch übrig, 
den Ort der Erbfchaft überall! anzunehmen, wo fich irgend 
eine einzelne, zum Vermögen gehörende, Sache befinbet. 
Diefes aber würde wieder dahin führen, bei einem ausge⸗ 
dehnten und zerftreuten Vermögen, viele von einander uns 
abhängige Erbichaften anzunehmen, die vielleicht ganz vers 
ſchiedenen Gefeten unterworfen wären, und Damit Doch nur 
einen Theil der Exrbfchaft (die dinglichen Rechte) zu treffen, 
den andern Theil aber (die Obligationen) unberührt zu 
laſſen. Es ift einleuchtend, daß dieſes Verfahren völlig 
willfürlich und grundſatzlos ift, ja auf einen leeren Schein, 
ohne Wahrheit, führt. Dennoch hat daffelbe zahlreiche An⸗ 
hänger gefunden, wovon fogleich weiter die Rede feyn 
wird. | 

Die Grundlage des Römischen Erbrechte ift die Suc- 
cessio per universitatem, bie bei jeder Erbfolge angenoms 
men werden muß, und neben welcher alle andere Rechtes: 
verhaͤltniſſe als bloße Nebenfache erfcheinen. Diefe ift aber 
nur die juriftifche Form, unter welche das eben erklärte 
Weſen des Erbrechtd gebracht wird, und von diefem Stand- 
punft aus müfjen wir noch befonderd vom Römifchen Recht 
behaupten, daß nach demfelben die hier aufgeftellte Behaups 
tung über den Sig des Erbrechts völlig zweifellos erfcheint. 
Ganz verwerflich aber ift die Anficht mancher neueren 
Schriftfteller, nach welcher die Univerfalfucceffion ein eigen⸗ 
thümliches Rechtsinftitut der Römer feyn fol, im Gegenſatz 
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anderer (germanifcher) Gejebgebungen, die davon, wie man 
behauptet, Nichts wiffen wollen. Das wahre Verhältnig ift 
vielmehr fo aufzufaflen, daß im pofttiven Recht vieler Staaten 
das Erbrecht auf einer niederen Stufe der Entiwidelung ftehen 
geblieben ift, anftatt daß daſſelbe bei den Römern, in Folge 
eined " glüdlichen Taktes, ſchon von früher Zeit an, 
die feiner eigenthümlichen Natur allein angemefiene 
Behandlung erfahren hat, wohin dann auch jeves 
abweichende pofitive Recht unaufhaltſam Hinftrebt (d). 
Es würde auch unrichtig feyn, dieſe Verſchiedenheit als 
eine blo8 theoretifche aufzufaflen, über deren Werth ober 
Unwertd man etwa fo oder anders denken möchte. Viel⸗ 
mehr ift es gerade das praftifche Bebürfniß neuerer Zeit, 
das nur in der ausgebildeten Univerfalfucceffion feine volle 
Befriedigung findet, da in dem ungeheuren Auffchrwung 
aller VBermögensverhältnifie die Obligationen eine ftetS zu⸗ 
nehmende Wichtigkeit erlangen. 


$. 376. 
IV. Erbredt. (Fortſetzung.) 
Sch gehe nun über zur Darftellung der wichtigften Meis 
nungsverfchiedenheiten über die auf das Erbrecht anwend⸗ 


baren Gefebe, fo wie fie fich unter den Schriftftellern, und, 
damit zufammenhängend, in der Praris verfchiebener Läns 


(d) S. 0.8.1557. ©. 382. 388. 
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der und Zeiten, allmälig ausgebildet haben. Diefe Meis 
nungen lafien fich auf drei Hauptflafien zurüd führen. 

Die eine ift die oben dargeftellte, nach welcher das Erb⸗ 
recht allgemein beherrfcht wird von dem Geſetz des Ortes, 
an welchem der Erblaffer zur Zeit des Todes feinen Wohn⸗ 
fit gehabt Hat. Sie Hält die Geſetze über das Erbrecht 
für Berfonalftatuten. | 

Eine andere, völlig entgegengefegte, die auch fchon ans 
gedeutet worden ift, geht dahin, daß das Erbrecht fich rich- 
tet nah dem Ort, an welchem die Sachen der Erbfchaft 
ſich befinden. Diefe Meinung führt auf die Möglichkeit, 
daß die Beſtandtheile der Erbfchaft nach verſchiedenen Rech⸗ 
ten beurtheilt werben; fie läßt ferner die in dem Vermö⸗ 
gen befindlichen Forderungen und Schulden zunaͤchſt unbe: 
kimmt, mit dem natürlichen Vorbehalt, darüber in jedem 
einzelnen Fall das praftifche Bebürfniß durch irgend eine 
beliebige Auskunft zu befrievigen. 

Eine letzte Meinung enplich fteht zwiſchen ven beiden 
eben angegebenen in der Mitte. Sie nimmt für das un- 
bewegliche Eigenthum vie lex rei sitae an, für alles übrige 
Bermögen (bewegliche Eigenthum und Obligationen) das 
am Wohnſitz des Erblaflers geltende Geſetz. Diefe Meis 
nung ift von der praftifchen Schwäche der vorhergehenven 
theilweiſe frei, da man nach ihr beftimmt weiß, wer bie 
Forderungen befommen fol; aber auch nur theilweife, in⸗ 
dem die Schulden in jedem Ball auf dem ganzen Vermö- 
gen haften müffen, auch auf den auslänbifchen Immobilien, 


! 
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fo daß die Schulden vielleicht von ſehr verfchievenen Perſo⸗ 
nen zu tragen find (a). — Man kann diefe Meinung nach 
dem oben erklärten Kunftausprud kurz fo bezeichnen, Daß 
fie Gefege über das Erbrecht für Realftatuten er 
flärt (8 361) (b). 

Ich werde diefe drei Meinungen jet einzeln barftellen, 
und zwar nach der Zeitfolge ihrer Entftehung und vorherr⸗ 
chenden Geltung. 

A. Die ältefte Meinung ift die, nach weldjer die 
Erbichaft in alle Sachen, bewegliche und unbewegliche, les 
diglich unter dem Geſetz des Landes ftehen foll, in welchem 
die Sache liegt (c); dieſe Meinung ift eine einzelne Ans 
wendung des firengen Rechts der Territorialität ($ 348). 

Die ältefte und fehrofffte Geftalt derſelben ging dahin, 
daß alle im Lande befindliche Erbfchaftsftüde (bewegliche 
und unbewegliche) an ausländifche Erben gar nicht Toms 
men, fondern an deren Stelle dem Landesheren (oder Vog⸗ 


(a) Diefe ungemeineSchwierig- 
keit in der Ausführung wird auch 
von den Schriftftellern nicht ver- 
fannt, und ed werden Borfchläge 
zur Aushülfe gemacht, die fidh 
großentheils willfürlih und unzu⸗ 
reichend zeigen. Vgl. Herr. $ 29. 
Es liegt darin aber nur ein Kenn- 
zeichen der inneren Unwahrheit 
diefes ganzen Syſtems. Derfelbe 
Borwurf trifft natürlich auch die 
vorhergehende Meinung, nur noch 
in weit höherem Grabe. 


(b) Diefe Bezeichnung würde 
noh in höherem Grade auf bie 
vorhergehende Meinung paflen, 
wenn es nicht üblich wäre, ben 
Ausdrud der Realſtatuten auf 
Immobilien zu bejchränfen. 

(c) Schriftfteller für dieſe Mei- 
nung find in großer Zahl ange: 
führt bei Wächter I. 275. 276. 
Il. 192. 
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teiheren) zufallen follten (d). Die nldere Form unter- 
wirft diefe Erbfchaftsftüde nur unbedingt dem inlänvifchen 
Geſetz, ohne Rüdfiht auf den Wohnſitz des Erblaſſers, 
aber auch ohne zwifchen inlänvifchen und ausländifchen 
Erbberechtigten zu unterfcheiden. 

Die Gründe gegen diefe Lehre find bereits oben ausge: 
führt worden; ich will diefen Gründen aber jebt noch fol 
gende praftifche Bemerkung hinzufügen. Wäre diefer Grund- 
fat überall anerkannt und durchgeführt, fo müßte jeder vor⸗ 
fichtige Hausvater, wenn er auswärts Vermögen befibt, 
irgend einen Schuß fuchen gegen unerwünfchte Erben, fo 
wie gegen die drohende Verwirrung in Beziehung auf 
Schuldverhältniffe Diefen Schug gegen den Drud jenes 
Grundfages koͤnnte er nur darin finden, daß er in Zeiten 
alles auswärts liegende Eigenthum veräußerte, oder auch 
die beweglichen Sachen in das Land feines Wohnfiges 
herein brächte. Auch in diefem natürlichen Beduͤrſniß und 
Beftreben liegt ein untrügliched Zeichen der aus jenem 
Grundfat hervorgehenden grundloſen Härte. 

B. Die vermittelnde Meinung fchließt ſich ganz ber 
vorhergehenden an, nur mit Einfchränfung berfelben auf 
das zur Erbfchaft gehörende unbewegliche Eigenthum; Das 
bewegliche Eigenthum überläßt fie dem am Wohnſitz des 
Erblafferd geltenden Recht, auch wenn e8 im Ausland fich 
befinden ſollte. Alle Gründe, welche gegen die vorherge⸗ 


(d) Droit d’aubaine. Vgl. Cichhorn deutſches Mecht 5 75. 
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hende Meinung aufgeſtellt worden find, gelten auch gegen 
dieſe Meinung, nur in geringerem Grade, indem fie in 
einem minveren Umfang von der richtigen Behandlung 
abweicht. 

Diefe Meinung hat fih beſonders vom fechszehnten 
Sahrhundert an geltend gemacht (e). In Deutſchland ift 
fte feit dem achizehnten Jahrhundert mehr und mehr ver- 
drängt worden. Dagegen Hat fie fich bis auf unfere Zeit 
erhalten in England und Amerifa (f), fo wie in Frank 
reich (g). Sie fteht im Zufammenhang mit dem allgemeis 
nen Unterfchieb, welcher in den erwähnten Laͤndern zwifchen 
dem beweglichen und unbeweglichen Vermögen feft gehalten 
zu werben pflegt (8 360. Rum. 3). 

C. Die von mir vertheldigte Meinung endlich, nach 
welcher der Wohnftt allgemein entfcheivet, ift vom achtzehn, 
ten Jahrhundert an beſonders in Deutfchland ſtets zuneh⸗ 
mend zur allgemeinen Anerkennung gelangt, nachdem fie zu⸗ 
erſt vorzugsweife für die Inteftaterbfolge angenommen wor⸗ 
den war (h). Sie wird nicht blos von Romaniften vers 


(e) Schriftftellee werben in Zahl werden angeführt von 


großer Zahl angeführt bei Wachs 
ter I. ©. 188—192. FoeLıx 
p. 2— 85. 

(f) Story Chap, 11. 12. 

(g) Forrix (Note e) — 
Daſſelbe erwähnt von Holland 
Vınnıus sel. quaest. Il. 19, na- 
türlich für feine Zeit. 

(h) Schriftſteller in großer 


Mächter II. 198 — 198 und 
Schäffner $ 130. Auszeichnung 
verbienen: Purennorr ]. Obs.28. 
Glück Imteftaterbfolge 8 48. 
Martin Rehtsgutachten der Hei- 
defherger Fakultät B.1 S. 1795 — 
186. — Wächter, der fih felbft 
zu dieſer Meinung befennt, recht⸗ 
fertigt dieſelbe IL 198. 109. 863. 
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theidigt (wie man vielleicht glauben koͤnnte in Beziehung 
auf die Univerfalfucceffton), jondern auch, im richtigen Ges 
fühl des praftifchen Bebürfnifies, eben fo von Germas 
niften (i); auch hat fich die Praris der Höheren Gerichte dafür 
entſchieden (k). — Die eigentliche Begründung diefer Meinung 
liegt in der oben entwidelten Natur des Erbrechts übers 
haupt, und diefe Begründung ift auf Teftamente eben fo 
anwendbar, wie auf Die Inteftaterbfolge. Bei der Inteftats 
erbfolge aber kommt noch folgende Rüdficht in Betradit. 
Diefelbe beruht überhaupt auf dem präfumtiven, alfo ftill- 
fihweigenden, Willen des Verſtorbenen; nicht als ob von 
dieſer beftimmten PBerfon für ihre indivinuellen Verhältnifie 
ein folder Wille als fichere Thatfache behauptet würde, 
fondern indem jedes pofitive Recht eine allgemeine Vermu⸗ 
thung aufftellt, fo wie fie der Natur der Bamilienverhält- 
niffe angemeſſen erfcheint. Daß nun eine ſolche Praͤſum⸗ 
tion in verjchiedenen Geſetzgebungen fo over anders anges 
nommen werben Tann, ift ganz natürlih. Dagegen würde 
es ſehr unnatürlich feyn, in einem einzelnen gegebenen Fall 


ganz richtig auf folgende Weife: 
der Staat wolle durch die Erbfolge: 
gefege nicht das Schidfal der Ob⸗ 
jecte (der Güter) reguliren, fondern 
das der Subjerte, der Perfonen; 
daher richte er folche Geſetze an 
die Staatsangehörigen (die Ein- 
wohner), und die Erbfolge in 
das Vermögen verftorbener Aus: 
länder fey ihm gleichgültig — 


Das ift nur ein anderer Ausdruck 
dafür, daB Gröfolgegefepe ale 
Berfonalftatute beabfichtigt werben, 
nicht als Realftatute. 

(i) Eichhorn deutfches Recht 
$ 35. Mittermaier deutfches 
Recht $ 32. 

(k) ©. N. Gericht zu Caſſel 
1840. Seuffert Archiv 8.1 
N. 98, 
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der Erbfolge, dem Erblaſſer für verichiedene Bermögens- 
ftüde einen verſchiedenen Willen durch PBräjumtion unterzu- 
legen, aljo etwa anzunehmen, daß er für fein Haus eine 
andere Perfon, ald für jein Landgut oder jein baares Gel, 
al8 Erben zu haben wünfche, wenn er fich nicht darüber 
(durch Teftament) bejonvers erklärt hat. 

In Beziehung auf die unter B. Dargeftellte vermittelnde 
Meinung, welche zwifchen beweglichem und unbeweglichem 
Vermögen unterfcheivet, find noch zwei Anfichten zur 
Sprache gelommen, deren genauere Prüfung vielleicht zur 
Annäherung der Meinungen beitragen Tann. 

Ein neuerer Schriftfteller tabelt es, daß ſich Andere 
überhaupt für die eine oder andere Meinung allgemein aus⸗ 
fprächen, da doch jede derſelben unter gewiſſen Boraus- 
feßungen richtig fen (1). In den Ländern, welche das Erb- 
recht (nach Römifchem Grundſatz) als Univerfalfuccefflon 
behandelten, jey der Wohnftt für das ganze Vermögen ent- 
ſcheidend; in den Ländern dagegen, welche das Erbredht 
nicht als Wniverfalfucreffion anfähen (wie England und 
Amerika) müffe die Erbfolge in Immobilien nach der lex 
rei sitae beurtheilt werden. — Bei diefer Anficht liegt das 
Mißverſtaͤndniß zum Grunde, als ob die Annahme oder 
Derwerfung der Univerfalfucceffion etwas für fich Beſtehen⸗ 
des wäre, woraus dann weiter auf den Sitz des Erbrechts 
und das bei demſelben geltende örtliche Recht gefolgert werben 


() Schäffner $57—59, $ 126— 182. 
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könnte. In der That aber ift Beides inentifch, und Die Univer⸗ 
falfucceffion ift nur die juriftifche Form und der Kunftauss 
deu für die Auffaffung des Erbrechts, die den Sitz deſſel⸗ 
ben allgemein (ohne Unterfchied der Beftandtheile des Ver⸗ 
mögend) in den Wohnfig verlegt. So aufgefaßt, muß alfo 
die aufgeftellte Unterfcheidung unter folgenden Austrud ge- 
bracht werden: Vom Standpunkte der Länder und der 
Schriftfteller aus, die das Erbrecht auf das Vermögen als 
Ganzes beziehen, ift die lex domicilii entfcheidend auch für 
Immobilien, von einem anderen Standpunft aus ift fie es 
nicht. In diefem Sinn aber wird die Unterfcheidung auch 
gewiß von Feiner Seite bezweifelt werben. 

Weit wichtiger ift folgender Grund, der nicht felten zur 
Rechtfertigung der vermittelnden Meinung (unter B.) gels 
tend gemacht wird. Es giebt gewiffe Arten von Grunds 
ftüden, fagt man, von welchen Jeder zugiebt, daß bei ihnen 
die Erbfolge nad) der lex rei sitae zu beurtheilen ift; das 
hin gehören namentlich Lehen und Fideicommiſſe. Was nun 
bei diefen allgemein eingeräumt wird, muß confequenters 
weife auch bei allen anderen Grundftüden gelten. — Bes 
trachten wir diefen Grund etwas genauer. 

Mit den Lehen und Fideicommiffen verhält es fich auf 
ähnliche Weife, wie mit dem Römifchen Niesbrauch: fie 
gehören nicht zum Vermögen, alſo auch nicht zur Erbſchaft. 
Der Niesbraucher hat ein lebenslängliches Recht des Frucht- 
genuſſes; dieſes allein ift in feinem Vermögen, mit dem Tode 
verfchwindet es, alſo ift in der Erbfihaft Feine Spur mehr 


VI. mn, 20 
PSSR iv. 
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davon vorhanden. Ganz ähnlich das Fideicommiß, und 
eben fo das Lehen. Der Fideicommißbefiger hat ein lebens⸗ 
längliches Recht des Fruchtgenuſſes, mit feinem Tode vers 
fehwindet Daffelbe, und das Gut fällt an den Eigenthümer, 
die fiveicommißberechtigte Familie, zurüd; nur nicht fo, wie 
bei dem Niesbrauch, als freied Eigenthum, mit willfürlicher 
Verfügung durch Theilung oder Verkauf, fondern fo, daß 
Bas durch die Fideicommißftiftung bezeichnete Familienglieb 
in den durch den Tod frei gewordenen Bruchtgenuß, wieder 
rum als in ein lebenslängliches Recht, eintritt. Indem 
alfo die Lehen und Fideicommiſſe, ihrer Natur nach, gar 
nicht zu einer Erbſchaft gehören können, werden fie auch 
gar nicht berührt von ben Erbichaftsgefegen, weder bes 
Landes, worin der jetzt verftorbene Beftger wohnte, noch Des 
Landes, worin fie liegen. Es find fpecielle Nechtsinftitute 
an beftimmten, einzelnen Grundftüden, und dieſe koͤnnen 
überall nur von der lex rei sitae beherrfcht werben (8 366. 
8 368. Rum. 5). Wir fönnen diefen Sat auch fo aus⸗ 
drüden: Die Gefege über die Nachfolge in Lehen und Fidei⸗ 
commiſſe find Realftatute.e Oder mit anderen Worten: 
Jeder Gefeßgeber tiber Lehen und Fideicommiſſe will Etwas 
beftimmen über die in feinem Lande liegenden Güter folcher 
Art, nicht über die auswärtigen Güter, deren zeitige Be⸗ 
fiter nur in feinem Lande wohnen. 

Etwas verfchieden ift das Verhältnig mancher anderen 
Klaffen von Grundftüden, und dennoch iſt der Erfolg der⸗ 
felbe. — Wenn ein Landeögefeh die Erhaltung eines wohl- 
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habenden Bauernflandes dadurch zu befördern fucht, daß 
es, ohne Einfchränfung des Eigenthums und namentlich 
des Rechts der Veräußerung, nur die Erbfolge in Bauers 
güter dahin beftimmt, daß ftetö der ältefte (oder auch der 
jüngfte) Sohn ald einziger Erbe eintreten fol, fo hat dies 
fe8 Gefeß folgende Natur. Es ſchließt aus die teſtamen⸗ 
tarifche Erbfolge, die Theilung des Gutes, das Erbrecht 
der Töchter, fo lange Söhne vorhanden find. Es iſt alfo 
zwar ein Erbfolgegeſetz, hat aber einen politifchen, außer 
dem reinen Rechtögebiet liegenden, Zwed, und ift daher ein 
Gefeh von zwingender, ftreng pofitiver Ratur (8 349). Ein 
folche8 Geſetz ift ein Realftatut, und umfaßt alle im Lande 
liegenden Bauergüter, ohne Rüdficht auf den Wohnſitz des 
gegenwärtigen Eigenthümerds. Es bezieht fich aber gar 
nicht auf die Bauergüter, die etwa ein Einwohner des Lan⸗ 
des im Ausland befiten möchte. Es will daher nicht, 
wie gewöhnliche Erbfolgegefebe, dem Vermögen verftorbener 
Einwohner das angemefienfte Schiefjal anweifen, fondern 
ed will gewiffe Staatszwede fördern durch das einer be- 
flimmten Klaſſe von Orundftüden angewiefene Schidfal. 
— Aehnliche Beftimmungen, und mit völlig gleichem Erfolg 
fommen auch bei abeligen Gütern vor, zum Zwed der Ers 
Haltung wohlhabender abeliger Familien. Ein ſolches Ges 
feb war im Herzogthum Weftphalen die Erblandesvereini- 

gung von 1590, welche den Töchtern des Beſitzers die Erb» 
| folge in adelige Güter verfagte. Weber. die Anwendung 


diefes Geſetzes entftand im I. 1838 ein merfwürbiger 
| 20* 
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Rechisfreit, welcher vom Oberlandesgericht zu Münfter, 
und eben ſo vom bertribunal in Berlin, ganz richtig 
dahin emtichieden wurde, daß das Geſetz ein Realftatut 
fey, anwendbar auf die im Herzogihum liegenten ateligen 
Gitter, ohne Rückſicht auf ten Wobnfis ter beiheiligten 
Berfonen (m). 

Alle hier angeführte Kalle, jo verjchieven fe an fidh 
ſeyn mögen, kommen darin überein, daß die Geſetze über 
die Nachfolge nicht tarauf ausgehen, das Bermögen eines 
Berftorbenen einer angemefjenen Richtung zuzuweiſen, ſon⸗ 
dern vielmehr das Schidfal beftimmter einzelner Grumbftüde, 
oder auch Klaflen von Grundſtücken, zu regeln; vaher 
wüflen fie als Realftatute angefehen werten, nicht als 
Berfonalftatute (n). Die aufgeftellte Behauptung fteht alfo 
gar nicht im Widerſpruch mit ver oben angegebenen Regel 
über die Behandlung reiner Erbfolgegefege, und fie kann 
alfo auch nicht dazu benugt werden, die erwähnte Regel 
zweifelhaft zu machen. 


Bei den bisher abgehanvelten einzelnen Rechtöverhält- 
niffen iſt ftetS hingewiefen worden auf den innigen Zus 
fammenhang zwifchen dem befonderen Gerichtsftand und 


(m) Graf Bocholg c. Freifran ſten Stellen der Urtheilsgründe 
von Venningen, in: Ulrich und finden fih ©. 481. 507. 508. 
Sommer neues Archiv B. 6 (n) Ganz übereinflimmend er- 
S. 470— 512. Die entfcheidend- Märt ſich Wächter 11. ©. 364. 
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dem anwendbaren örtlichen Recht (8 360 Num. 1). Einen 
folhen Zufammenhang möchte man nun auch bei dem Erb⸗ 
recht erwarten; dennoch muß er hier entfchieden verneint 
werden, und zwar deswegen, weil für da Erbrecht übers 
haupt Feine andere Örtlichfeit aufgefunden werden kann, 
als die allgemeine, die in dem Wohnfi des Erblaffers 
gegründet iſt (8 375). 

Im Römifchen Recht (0) gab es lange Zeit für die 
Erbrechtöflage durchaus feinen anderen Gerichtsſtand, als 
im Wohnſitz des Beklagten (p). Nach Juſtinian's Geſetz⸗ 
gebung ſollte fie auch angeftellt werden können im forum 
rei sitae (9), Das hat aber nur den Sinn, daß Jeder, 
der das Recht des Erben dadurch verlegt, daß er irgend 
eine Erbfchaftsfache pro herede oder pro possessore befißt, 
da belangt werden fann, wo gerade die Sache liegt, das 
heißt, wo der unrechtmäßige Beſitz, der die Nechtöverlegung 
enthält, ausgeübt wird (r). Es ift aber einleuchtenn, daß 


(0) Bol. Bethmann Holl: 
weg Verſuche S. 61 — ©. 
Arndt's Beiträge Num. 2. 

(pP) L. un. C. ubi de hered. 
(3.20). Die Worte: „vel si ibi, 
ubi res hereditariae sitae sunt, 
degit, find fo zu überfegen: „die 
hereditatis petitio gehört aus⸗ 
fehließend in das forum domicilii 
des Beklagten, und diefe Regel ift 
ſelbſt dann anzuwenden (vel si 
ibi etc.), wenn auch der Beklagte 
an dem Orte, wo bie Erbſchafts⸗ 


fachen liegen, fich einige Zeit auf: 
hält“ (si ibi degit). Arndt's 
Beiträge ©. 122 — 124. 

(a) Nov.69C.1, die einen fehr 
allgemeinen Umfang hat. Die 
L.3 C. ubi in rem (3.19) geht, 
nach richtiger Auslegung, nur auf 
die Eigenthumsklage, nicht auf 
andere Klagen in rem, alfo aud 
nicht auf die hereditatis petitio. 

(r) Die Nov. 69 C. 1 führt 
den Gerichtsſtand ftets zurüd auf 
den Ort der Rechtsverletzung. Eben 
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durch diefen Ort nicht auch das örtliche Recht der Erbſchaft 
beffimmt werden fann, da es möglich if, daß die Erb⸗ 
fchaftsfachen an vielen Orten zerftreut liegen, und von 
unberechtigten Perfonen befefien werden. Die Exrbichaft im 
Ganzen aber, oder auch nur der größere Theil derfelben, kann 
auf gar Keinen beftimmten Ort mit irgend einer Sicherheit 
zurüdgeführt werden (8 375), und ein foldder Ort wird 
auch in feinem Gefeh als Grund eines befonderen Gerichts⸗ 
ftandes angegeben. Für die Fideicommiſſe hat allervings 
das Römifche Recht einen befonderen Gerihtöftand ange 
ordnet, da, wo der größere Theil der Erbfchaft liegt (s); 
allein es verfteht fich von felbft, daß diefe willfürliche, ercep- 
tionelle Borfchrift für ein ganz vereinzelte Rechteinftitut 
nicht maaßgebend feyn kann für das oͤrtuiche Recht der Erb⸗ 
ſchaft überhaupt. 

Manche neuere Geſetzgebungen haben als Gerichtsſtand 
der Erbſchaft den Ort feſtgeſtellt, wo die Erbſchaft eröffnet 
ift (t), welches eben fo viel fagt, als ven letzten Wohnſitz 
des Erblaſſers (u). 


fo fagt L. 3 C. ubi in rem (wenn (s) ©. o. $ 370 Roten bb. 
man biefe überhaupt auf die here- bis ee. 
ditatis petitio anwenden will): (t) Code de procedure 


„in locis, in quibus res :.. art.59 „le tribunal du lieu ou 
constitutae sunt, adversus pos- la succession est ouverte. “ 
üdentem moveri.‘‘ (u) Preußiſche Allg. Gerichts⸗ 


ordnung I. 2 $ 121 — 126. 
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8. 377. | 
VI. Erbrecht. GBinzelne Rechtsfragen. 

Wie es oben bei den Obligationen gefchehen iſt (8374), 
fo ſollen jegt auch bei dem Erbrecht einzelne Rechtsfragen 
aufgeftellt werben, die in Beziehung auf das örtliche Recht 
vorfommen können. Diefelben bedürfen nur da einer befons 
deren Erörterung, wo die allgemeine Regel, nach melcher 
der Wohnſitz zur Zeit des Todes entfcheidet, nicht auss 
reichen ift (a). 

1. Die perfönliche Fähigkeit des Teftators in Beziehung 
auf defien Rechtsverhältniffe ift, wie in zwei vers 
fehiedenen Zeitpunkten (b), fo auch, im Ball des veränderten 
MWohnfiges, an zwei verfchiedenen Orten erforverlich. Fehlt 
ihm alfo dieſe Fähigkeit nach dem Geſetz des Wohnſitzes, 

in welchem er das Teitament errichtet, fo ift und bleibt 
das Teftament ungültig, auch nach verändertem Wohnfig. 
Eben fo ift es aber auch ungültig, wenn ihm jene Fähig⸗ 
feit fehlt nach dem Gefeß, welches in dem legten Wohnſitz 
zur Zeit des Todes befteht. Der Grund liegt darin, daß 
der legte Wille zu betrachten ift als ausgefprochen in zwei 
verschiedenen Zeitpunkten, und möglicherweife auch an zwei 


(a) Es find Hierbei zu ver: örterung über die Natur des Te- 
gleichen die über die zeitliche Colli- ftaments ift auch hier maaßgebend. 
fion der Erbrechtsgefeke unten auf: (b) Zur Zeit der Grrichtung 
zuftellende Regeln ($ 393. 395). und zur Zeit des Todes ($ 393), 
Die daſelbſt gegebene genauere Er: 
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verschiedenen Orten: faftifch zur Zeit der Errichtung, umd 
an dem Orte, der in diefer Zeit der Wohnfik des Teftators 
ift; juriftifch zur Zeit des Todes, und an dem Orte, der 
in diefer Zeit der Wohnfig ift ($ 393). Ä 

2. Die perfönliche Fähigfeit des Teftatord in Beziehung 
auf deffen phyſiſche Eigenſchaften (3. B. das Alter) 
richtet fi nach dem zur Zeit des errichteten Teftamente 
am Wohnfig des Teftatord geltenden Geſetz, ohne Rüdficht 
auf fpätere Veränderungen des MWohnfiges. 

3. Der Inhalt des Teftaments, insbefondere Die 
gefegliche Gültigkeit oder Ungültigfeit deſſelben, richtet ſich 
nach dem am letzten Wohnfig des Teftatord geltenden Ges 
ſetz. So insbefondere Die Regeln über Enterbung, Bräters 
ition und Pflichttheil. Daflelbe muß behauptet werben 
von Legaten und Fiveicommiffen. Zwar beziehen fich dieſe 
auf einzelne, begränzte Gegenftände, und man Fönnte daher 
annehmen wollen, daß auf fie die lex rei sitae anwendbar 
feyn möchte. In der That aber find diefe NRechtsinftitute 
nur einzelne, untergeoronete Mopdificationen der gefammten 
Erbſchaft, die nur von ihrem Standpunkt aus richtig be⸗ 
urtheilt werben fönnen. Jede abjondernde Behandlung 
würde zu den größten Widerfprüchen führen fünnen. 

Ausnahmen Fönnen eintreten durch entgegen ftehende 
zwingende Geſetze. Wenn alfo durch Teftament ein Fami⸗ 
lienfiveicommiß errichtet wird für ein Gut, das in einem 
freniden Lande liegt, deſſen Geſetz Fideicommiſſe nicht aner- 
fennt, fo entfcheivet das für den urtheilenden Richter 
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geltende Gefeß, welches Hier auf die Ungültigfeit der An- 
ordnung führt. 

Die Auslegung des Teftamentd fteht unter ähnlichen 
Regeln, wie die Auslegung der Berträge ($ 374.B). 
Diefe Regeln werden hier meift auf den legten Wohnfig 
des Erblafierd zurüd weilen (c). 

4. Die perfönliche Fähigkeit der zur Erbfchaft im 
Ganzen, oder zu einem einzelnen Stüd der Erbfchaft, bes 
rufenen Perſonen (Erben oder Legatare) ift in ver Regel 
nah ihrem Wohnfig, nicht nad) dem des Erblaffers zu 
beurtheilen, und zwar nach dem Wohnſitz, den fie zur Zeit 
des Todes des Erblaffers haben, zu welcher Zeit ihnen das 
Succeffionsrecht deferirt wird. 

Ausnahmen können eintreten, da mo Geſetze von zwin- 
gender Natur in Betracht kommen. Iſt 3. B. Der einge 
feßte Erbe durch den bürgerlichen Tod oder durch Keberei 
nach dem Geſetz feines MWohnfiges zur ‚Erbfolge unfähig, 
welches Hinderniß anderwärtd nicht anerfannt wird, ober 
fieht ein beſchraͤnkendes Gefeß über den Erwerb von Seiten 
der todten Hand im Wege, fo ift nicht das am Wohnſitz 
des Erben, fondern das am Ort des urtheilenden Richters 
geltende Gefeß anwendbar, welches fehr Häufig mit dem 
Wohnſitz des Erblaffers zufammen fallen wird (8349.365). 

I. Bon der Form des Teftaments wird unten, bei der 
Regel: locus regit actum, bie Rede ſeyn ($ 381). 


(c) Foerix p. 171. 
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6. Bam das Geſetz des Ortes, an weldjem der Teſta⸗ 
tor zur Zeit der Errichtung feinen Bohnfs hat, Teſtamente 
gar nicht anerkennt, jo iſt und bleibt das ba errichtete Te⸗ 
fament ungültig. Eben fo if das Teflament ungültig, 
wenn das am lebten Wohnſitz geltende Geſetz Teſtamente 
nicht anerfennt. Es gelten aljo in tiefer Hinficht dieſelben 
Regeln, welche oben über die juriftifche Fähigkeit der Perſon 
des Teſtators aufgeflellt worben find (Rum. 1). 

7. Die Imteflaterbfolge richtet fih nach dem Geſeh, 
weldyes am lebten Wohnfit des Teſtators zur Zeit des 
Erbanfalls befteht (d). Diejed gilt namentlich von der 
gefeplichen Reihefolge der berufenen Inteflaterben. Es gilt 
aber eben fo von den Bedingungen der Verwandtſchaft 
überhaupt, alfo von dem Dafeyn ehelicher Verwandtſchaft, 
fo wie von der Legitimation (e). 

8. Erbverträge find dem Romijchen Recht fremd. Wo 
fie vorkommen, gelten für fie ähnliche Regeln, wie für bie 
Teftamente. 

Der einfeitige Erbvertrag ift nach dem am Wohnftk 
des Erblafiers geltenden Gefeb zu beurtheilen. Eben fo 
aber auch gegenfeitige Erbverträge; welcher von beiden 
Theilen als Erblafler zu betrachten ift, hängt von dem zu⸗ 
fälligen Umftande ab, wer zuerft ftirbt. Diefe Regel folgt 
aus der Analogie der Teftamente. Sie erfcheint aber nicht 


(d) Ueber die nähere Beilimmung diefes Zeitpunktes vgl. unten 
8395. (e) Wächter 11. ©. 364. 
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minder begründet, wenn man dabei das örtliche Recht der 
Berträge als maaßgebend anfehen will. Denn für das 
Bermögen als Ganzes kann nur der Wohnſitz des Verſtor⸗ 
benen als Erfüllungsort des Erbvertraged angefehen 
werden. 

Wenn an einem biefer Orte die Geſetze über Erbver⸗ 
träge geändert werben, fo entjcheidet lediglich das zur Zeit 
des gefchloffenen Vertrags geltende Geſetz ($ 395). 

9. Das Recht auf einen erblojen Nachlaß (bona va- 
cantia) ift flet8 als Surrogat des Erbrechts anzufehen, alfo 
gleichfalls nach dem Geſetz des Wohnorts des Erblaffers 
zu beftimmen, ohne Rüdficht auf die Lage der Vermögens 
ftüde, jelbft des auswärtigen unbeweglichen Vermoͤgens. 
Insbeſondere nach dem Römifchen Recht ift das Succefs 
flonsrecht des Fiscus zwar nicht hereditas zu nennen, wohl 
aber ganz nach den Grundfägen verfelben zu behandeln, fo 
daß der Fiscus felbft zu Legataren und Fidelcommiffaren 
ganz in daſſelbe Verhältnis, wie ein wahrer Erbe, treten 
fann (d). — An fich verfchieden von diefer, allein hierher 
gehörenden, Frage nach dem anwendbaren örtlichen Recht 
über die bona vacantia, ift die Frage, welchem Fiscus 
der Anfpruch auf diefelben zufteht, vem Fiscus des Wohn⸗ 
figes, oder dem der gelegenen Sache. Denn diefe Frage 
fann unter zwei Ländern entftehen, die gleichmäßig das 


(d) Glück Imteftaterbfolge $ 147. 150. Puchta Bandeften 
$. 564. 
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Roͤmiſche Recht anerkennen. Auch dieſe Frage muß zum 
Bortheil des Fiscus entfihieden werden, in deſſen Ge⸗ 
biet der MWohnfig liegt, aus demfelben Grunde, ver für 
das örtliche Necht geltend gemacht wurbe, nämlich weil 
biefes Recht des Fiscus die juriftifche Natur eines Erb- 
rechts, und nur nicht den Namen deſſelben, hat (e). 


$. 378. 
IV. Erbrecht. Preußiſches Recht. 


Schriftſteller: 

Bornemann Preußiſches Recht Ausg. 2. B. 1. 
S. 54—62. 

Rintelen Abhandlung in Kamptz's Jahrbüchern 
B. 30. S. 89 fg. 

Koch Preußiſches Recht B. 1. 8 40. Num. II. 

Ergänzungen ꝛc. von Graͤff ıc. (Fuͤnfmaͤnnerbuch) 
Ausg. 2. B. 1. S. 116—121. 


Es hat ſich in neuerer Zeit lebhafter Streit erhoben 
über die Frage, welches örtliche Recht die Preußiſche Ge⸗ 
ſetzgebung dem Erbrecht zum Grund lege: ob allgemein 
das Recht des Wohnſitzes des Erblaſſers (wie es die zwei 


(e) Gluck Inteſtaterbfolge $. 149. 
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legten unter den angeführten Schriftſtellern behaupten), 
oder vielmehr bei unbeweglichen Vermögensftüden das 
Recht der gelegenen Sache (nach den zwei erften Schrifts 
ftellern). 

Betrachten wir die Sache blos vom Standpunft allge . 
gemeiner Grundſaͤtze aus, fo müfjen wir unbebenflich den 
Wohnſitz als allgemeine Grundlage annehmen, übereinftims 
mend mit dem Römifchen Recht. Denn dieje Annahme folgt 
fireng und nothwendig aus dem NRömifchen Begriff der 
Univerjalfucceffion (8 375); dieſer Begriff aber wird nicht 
etwa von und der Preußifchen Gefepgebung untergefchoben, 
fondern er liegt unzweifelhaft dem gefammten PBreußifchen 
Erbrecht zum Grunde. Wäre es aljo anders nach beſtimm⸗ 
ten Preußifchen Gefeßen, fo könnten wir darin doch höchs 
ſtens eine Inconfequenz erfennen. 

Der ganze Streit dreht fich in der That um die Erflä- 
rung folgender Stelle des allgemeinen Landrechts (Einleis 
tung $ 32): 

In Anfehung des unbeweglichen Vermögens gels 
ten, ohne NRüdficht auf die Perſon des Eigen: 
thümers, die Geſetze der Gerichtsbarleit, unter 
welcher ſich daſſelbe befindet. 

Wenn man dieſer ſehr abſtract gefaßten Vorſchrift die 
höchſte Ausdehnung giebt, deren die Worte empfaͤnglich 
ſind, ſo kann allerdings der von den Gegnern behauptete 
Sinn in dieſelbe gelegt werden. Es fragt ſich aber, wel⸗ 
her Sinn in ihr nach richtiger Auslegung zu finden ift. 
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Zunächft ift anzunehmen, daß in diefer Vorfchrift gar nicht 
an die Suceeffion von Todes wegen, fondern nur an den 
Verkehr unter Lebenden gedacht worden ift (a). Dafür 
fpricht folgende Faſſung der entjprechenden Stelle in dem 
vorhergehenden gevrudten Entwurf (Einleitung $ 30): 

- Was die Provinzialgefege und Statuten in Ane 
fehung der liegenden Gründe verordnen, ift auf 
alle in der Provinz oder unter der ordentlichen 
Obrigkeit des Orts gelegene Grundftüde anzu⸗ 
wenden; ohne Nüdficht auf den Ort, wo ber 

Befitzer wohnt, oder der Vertrag darüber gefchlofs 
fen worden. 

Hier ift augenfcheinlich blos an den Verkehr unter Les 
benden gedacht. Nun Fönnte man annehmen wollen, ver 
veränderte Ausdrud im Landrecht deute gerade auf die Ab⸗ 
ficht einer weiteren Ausdehnung des Objects der Borjchrift. 
Allein wäre diefer Zweck beabfichtigt worden, jo hätte man 
denjelben gewiß beftimmter angedeutet. - Ohne Zweifel be 
ruht der veränderte Ausdruck nur auf dem überall im Land- 
recht fichtbaren Streben, einen vermeintlich reineren Ges 
ſchmack vermittelft eines möglichft abftracten Ausdrucks an 
den Tag zu legen. 

Aber felbft wenn wir in der Auslegung der Stelle die 
Beichränfung auf den Verkehr unter Lebenden aufgeben 
und das Gebiet der Succeffion von Todes wegen mit ber 


(a) Diefes ift auch) die Meinung von Koch Preußifches Recht $ 40 
Note 12, wo nur durch Druckfehler $ 23 anftatt $ 32 ſteht. 
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ein ziehen wollten, fo würde doch noch eine andere, ſelbſt 
in ihren Worten liegende, wichtige Beichränfung übrig 
bleiben. Sie fpricht doch augenfcheinlich nur von „Statuten 
in Anſehung der liegenden Gründe”, von Gefeßen, die „in 
Anfehung des unbeweglichen Vermögens“ gelten follen. 
Welche Geſetze follen durch dieſen Ausdruck bezeichnet ſeyn? 
Ganz offenbar die wahren Realſtatuten, die principaliter 
auf unbewegliche Sachen fich beziehen, welcher Begriff dem 
Landrecht, wie es auch unfere gegenwärtigen Gegner ein- 
räumen, fehr befannt und geläufig ift (8 361.1). Diefe 
Eigenfchaft aber können wir unmöglich einem Geſetz über 
die gewöhnliche Inteftaterbfolge blos deswegen zufchreiben, 
weil in dem Vermögen unter andern und zufällig auch 
Grundftüde enthalten feyn können, woran jenes Geſetz gar 
nicht denft. Dagegen ift diefe Eigenfchaft allerdings vors 
handen bei gewiflen, die Succeffion von Todes wegen bes 
treffenden Geſetzen, nämlich bei den Gefehen tiber die Nach⸗ 
folge in Lehen, Fideicommiffe u. f. w. ($ 376). Die Ger 
feße über diefe Rachfolge find in der That wahre Real 
ftatuten, und wenn wir auf fie die vorliegende Stelle ber 
ziehen, fo handeln wir ihrem wahren Sinne gemäß, bie 
Verfaſſer mögen dabei an dieſen befonderen Gegenftand ges 
dacht Haben oder nicht. Auch unfer hauptfächlicher Gegner 
erklärt, daß er früher die Stelle in dieſer Beſchränkung 
aufgefaßt, und erft fpäterhin weiter ausgebehnt habe (a'). 
Nur würde ed ganz irrig feyn, in diefer Befchränfung etwa 


(a!) Bornemann ©. 61, 


k, 
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eine dritte, vermittelnde Meinung annehmen zu wollen. 
Vielmehr liegt darin eben uniere ganze, volftändige Mei- 
nung, da Niemand daran denft, die Nachfolge in Lehen, 
Fideicommifle u. f. w. von der lex rei sitae auszujchließen. 
Die einzige Streitfrage ift die, ob in Anfehung der gewöhn⸗ 
lichen, reinen Snteftaterbfolge auf die unbeweglichen Theile 
des Vermögens die lex rei sitae angemwenbet werben fol 
(wie die Gegner wollen) oder nicht (wie wir behaupten). 
Ein befonderd wichtiger Grund aber, unjre Auslegung 
nicht blos für väthlich und winfchenswerth in ihren Folgen, 
fondern auch für wahr anzunehmen, liegt in der ungemei⸗ 
nen praftifchen Schwierigfeit der Ausführung, die mit der 
entgegengefeßten Auslegung verbunden feyn würde. — Ein 
Beifpiel möge diefe Schwierigfeit anfchaulich machen... Ein 
Einwohner von Berlin ftirbt ohne Teftament, und hinter 
läßt eine Wittwe und mehrere nahe Verwandte verfchiede- 
ner Art. Das Vermögen befteht aus einem Landgut bei 
Berlin, einem Landgut in Schlefien, einem Haufe in Ehren- 
breitftein, einem Haufe in @oblenz; daneben hat er viele 
perfönliche Schulden, die natürlich auf allen Theilen des 
Vermögens haften. Nach der Meinung der Gegner müß: 
ten auf die Erbfolge in die Grundſtücke nicht weniger, als 
Vier Gefege zur Anwendung fommen, die ‘auf ganz ver- 
fchiedene Erben führen körmen: in der Mark Branven- 
burg die Joachimica von 1527 (b), mit dem Anfpruch der 


(b) Cerpus constitut. Marchicarum von Mylius Th. 2. 
Abth. 1 ©. 19. 
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Wittwe auf die Hälfte des zufammengeworfenen Vermögens 
beider Ehegatten, in Schlefien das allgemeine Landrecht (c), 
in Ehrenbreitſtein das Römifche Recht, in Eoblenz das - 
Franzoͤſiſche Recht, fo daß in der That Vier verfchiebene 
Erbſchaften entfiehen würden. Den Glaubigern ift ed nun 
ganz einerlei, wer Erbe. wird, wenn fie nur befriedigt wers 
ben; das ift aber nicht möglich, bevor durch gerichtliche 
Zaren der Werth jedes Grundftüds, alfo defien Verhaͤltniß 
zum gefammten Bermögen, feftgeftellt if. Unſer Gegner 
meint zwar, dieſe Schwierigfeiten dürften ung nicht abs 
ſchrecken (d). Das ließe fich hören, wenn davon die Rebe 
wäre, dem Richter Mühe und Zweifel zu erfparen; allein 
die Schwierigkeiten und Rachtheile treffen tie Parteien, 
insbefondere die Glaubiger, und warum follen dieſe damit 
belaftet werden? Nicht etwa zur Aufrechthaltung eines 
ficheren Rechtögrundfages, fondern zum Schuß. der buch- 
ftäblichen Auslegung eined Paragraphen des Landrechts, 
von welchem die Gegner mindeſtens zugeben muͤſſen, daß 
er auch noch eine andere Auslegung zuläßt. Gerade in 
diefem Umftand aber ſehe ich den wichtigften Grund für 
die Richtigkeit unferer Auslegung, da es gewiß nicht wahr⸗ 
ſcheinlich iſt, vaß der Geſetzgeber vie Abficht gehabt Haben 
follte, einen Grundſatz aufzuftellen, der die Betheiligten, 


(c) Seit dem Geſetz vom 11. Juli 1845, welches alle Schleſiſchen 
Provinzialgeſetze über das Erbrecht aufgehoben hat. (q) Bornemann 
S. 62. 
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insbeſondere die Glaubiger, in ganz umütze Noth vers 
wideln mußte. Diefer rein praftifche Grund fdheint mir 
weit erheblicher, ald der von den Gegnern geltend gemachte, 
Daß zur Zeit, als das Lambrecht abgefaßt wurde, die ent⸗ 
gegengefeßte Lehre in der Praris herrichend war, ein Anz 
ſchließen an dieſe Praris aber in dem Gefeh angenommen 
werben müffe, wo nicht eine Abweichung ven derſelben 
deutlich ausgeſprochen wuͤrde (e). 

Es kommen daneben noch folgende einzelne Stellen un⸗ 
ſerer Geſetzgebung in Betracht. u 

1. Weber die Inteflaterbfolge unter Ehegatten wird tm 
Hllgemeinen vorgefchrieben, daß das am Wohnſitz des Ver⸗ 
ftorbenen geltende ärtliche Gefeh zur Anwendung kommen 
ſoll (f), und ein fpäterer Zufab zu dieſer Stelle lau⸗ 
tet fo: 

Anhang 8 78. Bon diefer Deka macht 
auch das ıwmbewegliche Bernögen der Eheleute 
feine Ausnahme, ob dieſes ſich gleich unter einer 
anderen Gerichtsbarkeit befindet. 

Nichts iſt einfacher und natürlicher, als biefes Gefeh 
für eine einzelne Anwendung unfers Grundſatzes anzufehen, 
und alfo eine Beftätigung biefes Grundſatzes darin zu fin 

den. Unfere Gegner ſehen barin eine beabfichtigte Aus⸗ 


(e) Es ift befonders zu bes Verkehrtheit jenes Syſtems fehr 
mein, Daß kurz vor Abfaſſung gründlich dargeſtellt Hatte (8376.h). 
dee Landrechts Pufendorf, der AT) A. E. R.I.1G 488. 
doch auch ein Praktiker war, die 
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nahme Der von ihnen angenommegen Regel, fuchen aber 
vergeblich dieſe Abſicht aus der Entflehungsgefchichte der 
Stelle Herzuleiten (g). 

2. Nach der Meinung der Gegner müßten oft mehrere 
Erbfchaften defielben Erblaſſers angenommen werden; in 
dem oben angegebenen, Beifpiel Vier Erbſchaften. Dann 
wäre ed confjequent, für jede derſelben einen befonderen 
Gerichtsſtand anzuordnen, da wo die einzelnen Grunpflüde 
liegen. Das Preußiſche Geſetz aber nimmt überall nur 
Einen Gerichtsftand der Erbſchaft an, am legten Wohnftg 
des Verftorbenen (h), ohne den Fall auswärts liegender 
Grundftüde auszunehmen. Darin erkennt fie an, daß ftets 
wur Eine Erbſchaft vorkommen kann. 


3. Wenn Jemand einen Erben einſetzt, und demſelben 


mehrere Berfonen ohne weitere Beſtimmung fubſtituirt, 
welche die Inteflaterben des eingefehten Erben ſeyn win 
den, ſo foll die Subſtitution fo ausgelegt werben, daß fie 
ſich nach den Regeln ver Inteftaterbfolge richte, und dieſe 


(g) Bornemann S. 58-60. 
Der 578 des Anhauge iſt ent 
"nommen aus einer GEutſcheidung 
der Geſetzeommiſſien von 1794. 
Diefe aber war veraulaßt durch 
eine Anfrage ver Regierung zu 
Gleve, worin beiläufig die irtige 
Lehre für andere Fälle ale wahr 
dargeftellt wurbe. Die Geſetzeom⸗ 
miſſion gab ihre Cutſcheidung, 
ohne auf die Ausführung ber 


Gründe einzugehen, und dadurch 
ſoll fie ſtillſchweigend die falſche 
Meinung ber Regierung zu Cleve 
gebilligt, und die Kutſcheidung 
ſelbſt als bloße Ausnahme aner⸗ 
kannt haben, Die Aktenſtücke ſind 
abgedruckt in Klein's Wanalın 
3.13 S. 3— 6. 

(b) Allg. Gerichtoordaung 1 
2 $ 121. 
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Inteftaterbfolge fol bewrtheilt werden nach dem am Wohnfitz 
des eingefehten Erben geltenden Geſeß (i). Dabei ift aus 
genfcheinlich vorausgefeht, daß ausfchließend der Wohnfig 
die Snteftaterhfolge beftimme, ohne Ausnahme der etwa 
auswärts liegenden Grunbftüde (k). 

Zum Schluß ift noch zu bemerken, daß die meiften 
Schriftfteller vie hier veriheidigte Lehre anmehmen (1), und 

eben fo auch die meiften Gerichte (m). 


$. 379. 


V. Familienrecht. A. Ehe. 


Das Familienrecht. hat. am meiften Achnlichkeit mit dem 
Zuftand der Perfon an ſich (Rechtöfähigfeit und Handlungs» 
fähigfeit $ 362), und unterfcheidet fich wefentlich von ben 
Berhältnifien ded Vermögens, welche die Berfon mit äußer- 
lichen, willfürlich gewählten Gegenftänden in Verbindung 
bringen (a). — Auf der anderen Seite haben theils ſittlich 
religiöfe, theils politifche Rüdfichten großen Einfluß auf 


G) A. L. R. 1. 12 5 536. 537. 

(k) Bornemann ©. 60 ſucht 
diefen Grund zu entfräften durch 
die dem Teftator ganz willfürlich 
nntergefhobene Abfiht, er Habe 
ver einen einzigen Subftituten 
zwlnffen wollen. ° 

(DD Diefe Thatfache wird aner: 
kannt von Bornemann ©. 54. 

(m) Anerkannt von Borne: 


mann ©. 62. Dahin gehört ein 
fehr grünbliches Urtheil aus Glo⸗ 
gau von 1828 (Fünfmaͤnnerbuch 
©. 118. 119). Auch ſtimmt mit 
der richtigen Lehre ganz überein 
das oben $ 376.m angeführte Ur⸗ 
tHeil, obgleich daſelbſt in die Ur- 
tHeilsgründe manches Unrichtige 
eingemifcht worden ift. 
(a) ©» 83.1 $53. 
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bafielbe, weshalb vorzugsweife in dieſem Gebiete Geſetze 
von einem zwingenden, ftreng 'pofitiven Charakter vor⸗ 
fommen. | | 


A. Ehe. 


Ueber den wahren Sig des ehelichen Berhältniffes iſt 
fein Zweifel; er ift anzunehmen an dem Wohnfig des Ehe⸗ 
mannes, der nach den Rechten aller Völker und aller Zei⸗ 
ten ald das Haupt der Familie anerkannt werben muß (b). 
Daher muß denn auch das ‚örtliche Necht jeder Ehe hiers 
nach beflimmt werben, und der Ort, wo etwa außer dem 
Wohnfig. die Ehe durch Trauung geſchloſſen ſeyn mag, iſt 
dabei ganz gleichgültig (c). 

- Mandje. haben diefen lebten Sab deswegen bezweifelt, 
weil fie die Ehe als obligatorifchen Vertrag betrachteten, 
bei folchen Verträgen aber den Drt des Abjchluffes ale 
maaßgebend für das örtliche Necht zu betrachten gewohnt 
waren. Die erfle diefer beiden Anftchten ift falfch, da bie 
Ehe mit den obligatorifchen Verträgen Nichts gemein bat. 


! 


(b} L.5 de ritu nupt. (23.2) 
„+ . deductione enim opus 
esse in mariti, non in uxoris 
domum, quasi in domicilium 
matrimoni.”" Darxiu liegt weber 
eine eigenthämlich Roͤmiſche Be⸗ 
ſtimmung, noch überhaupt eine 


pofitive Borfchrift, fündern nur 
die gelegentliche Anerfennung eines 
aus dem allgemeinen Weſen der 
Ehe hervorgehenden Berhältnifies, 

(cl) Huser $ 10. Sroar 
$ 191 —19. 
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Wäre fie aber auch richtig, ſo würke fle uns dennoch nicht 
auf den Entftehungsort der Ehe als Beſtimmungsgrund 
für das örtliche Necht derfelben führen, fondern vielmehr 
auf den Erfüllungsort (8 372). Als Erfüllungsort aber 
für die aus der Ehe hervorgehenden Verpflichtungen fann 
ficherlich nur der Wohnſitz des Ehemannes gelten. 

Von dieſem Standpunkt aus iſt nunmehr eine Reihe 
einzelner Rechtofragen in Beziehung auf vie Ehe zu un⸗ 
terſuchen. 

1. Die Bedingungen der Moͤglichkeit der Ehe, oder 
(von der umgekehrten Seite betrachtet) die Ehehinderniſſe, 
gründen ſich theils auf bie perſönlichen Eigenſchaften jedes 
der beiden Ehegatten fuͤr ſich, theils auf das Verhaͤltniß der⸗ 
ſelben zu einander. Nach allgemeinen Grundſaͤtzen num 
möchte man annehmen, daß die perſoͤnliche Fähigkeit der 
Frau nach dem Geſetz ihrer Heimath zu beurtheilen wäre 
(8 362). Allein gerade die hier einfchlagenden Geſetze, die 
auf ſittlichen Ruͤckſichten beruhen, haben eine fireng poſitive 
Natur, und daher find die in dem Wohnſitz des Mannes 
geltenden Ehehinderniſſe fchlechtdin bindend, ohne Ruͤckficht 
auf die vielleicht abweichenden Geſetze in der Heimath ber 
Frau, vder in dem Ort, an welchem die Trauung vorges 
nommen wird. Diefe Regel gilt namentlich für die verbo- 
tenen Verwandtſchaftsgrade, und bie In dem teligiöfen Ver⸗ 
haliniß gegründeten Hinderniffe ‘ d). vo 


(d) Wachter II. S. 185. 187. S haffner 8 102. 103. Die Praxis 
mehrerer Länder ift über dieſen Punkt fehr verfählenen. Srorr 879 fg. 
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2. Die zum Abfchluß der Ehe nöthigen Foͤrmlichkeiten 
richten ſich nicht nothwendig nach dem eben erwähnten Orte, 
Davon wird weiter unten ($ 384) die Rede fepn. 

3. Befonders wichtig und befritten ift die Frage, nach 
welchem Geſetze das eheliche Güterrecht zu beurtheilen iſt, 
indem gerade hierin. die Geſetze fo fehr von einander ab⸗ 
weichen. Es ift für jeden einzelnen Kal Hauptfächlich zu 
entfcheiden zwifchen dem (Roͤmiſchen) Dotaleecht, und ber 
(Germanifchen) Gütergemeinfchaftl. Das erfte aber findet 
fih bald rein Römifh, bald mit Mobdifleationen, die in 
Deutfchland fehr verbreitet find. Eben fo kommt bie Guͤ⸗ 
tergemeinfchaft in den verfchlebeniten Abftufungen vor. 

Der Grumdfap nun ift von feiner Seite beftritten, daß 
ſich das eheliche Güterrecht richtet nad dem Wohnfig bes 
Ehemannes (e), nicht nach dem Ort, wo bie Ehe abge 
ſchloſſen ‚worden iſt. Allein innerhalb dieſes Grundſahes 
finden ſich zwei große Meinungsverſchiedenheiten. 

Erſtlich behaupten Viele, daß dieſer Grundſatz nicht 
gelte bei auswärts liegenden Grundſtuͤcken, welche vielmehr 
nad; der lex rei sitae ‚beurtheilt werden müßten (f). Der 
richtigen Meinung nach ift, bie lex domiecilii auch auf bie 
auswärtigen Grundftüde zu beziehen (g). — Da hier die 

(e) P. Vorr. Sect. 9. C.2 (g) Her. $46. Waächter M. 
85.6 Wächeer IE © 47.65.48. Foxx p. 127 — 128. 
Foxuix p. 127. Schäffner $ 106. 107. Damit 

(f) P. Vorr. Sect. 4 C. 3 ftimmt überein das Preußifche 
$ 9. I. Vorr. in Pand. XXIII. Allg. Landrecht 11.1 $ 365— 369. 


2%: $60.: Hommkr'rhaps. Obs. 
175.409 N.15.. Sront $ 186.486 
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Entſcheidung eben fo ausfällt, wie oben bei dem Erbrecht, 
fo-fönnte man auf den Gedanken fommen, auch eine aͤhn⸗ 
liche Begründung, vermittelt der Zurädführung auf eine 
Univerfalfucceffion, zu verfuchen ($ 376). ine folche aber 
darf bei feinem der hier einfchlagenden Rechtsinftitute ans 
genommen werben, namentlich nicht bei der auf das ganze 
Bermögen der Frau gerichteten Dos. Der wahre Grund 
liegt vielmehr darin, daß die Wahl des örtlichen Rechts 
vorzugsweife auf freie Unterwerfung ‘zurüdgeführt werben 
muß ($ 360. Rum. 2), daß es aber gewiß nicht mit 
Wahrfcheinlichfeit angenommen werden kann, die Ehegatten 
hätten die Einrichtung ihrer Vermögensverhältniffe von dem 
ganz zufälligen Uniftand abhängig machen wollen, ob etwa 
ein Theil des Vermögens in auswärts liegenden Grund- 
ftüden beftehe. Die daraus möglicherweife hervorgehende 
Berichiedenheit des Güterrechtd an verfchievenen Vermoͤ⸗ 
genstheilen könnte zu den größten Verwidelungen und Un- 
gewißheiten führen, und iſt daher gewiß nicht als bie wahr- 
fcheinliche Abficht der Parteien anzufehen. 

Eine zweite Streitfrage betrifft den Kal, wenn während 
der Ehe der Wohnfig des Ehemannes verändert wirb(g'). 

Hier geht eine erfie Meinung dahin, daß das örtliche 
Hecht des anfänglichen Wohnſitzes für alle Zeiten beftim«- 
mend bleibe, und alfo nicht buch die Wahl des neuen 


«') Die Grörterung dieſer wichtigen Streitfrage gehört zur 
Erledigung des oben 5 344e gemachten Vorbehalis. | 
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Wohnfiges geändert werben fönne. Der Grund wird meift 
darin geſetzt, daß in der Eingehung der Ehe der ſtillſchwei⸗ 
gende Vertrag enthalten fey, das Güterrecht nach dem an 
dem gegenwärtigen Wohnfig geltenden Geſetz unabänberlich 
einrichten zu wollen (h). Diefe Meinung halte ich für 
richtig; der angegebene rund wird noch naher geprüft 
werben. 

Eine zweite Meinung verneint die Annahme eines ri | 
ſchweigenden Vertrags, und läßt das eheliche Guͤterrecht 
lediglih aus dem am Wohnſitz geltenden Gefeb entfichen. 
Daraus wird gefolgert, dag im Fall eines neu gewählten . 
Wohnfipes auch das Gefeh dieſes neuen Wohnſitzes ent⸗ 
ſcheiden müffe, daß alfo jeder Wechfel ein anderes Güter 
reiht zur. Folge haben könne fi). | 

Eine dritte, vermittelnde Meinung endlich verwirft, fo 
wie die zweite, die Annahme des ftilfchweigenden Vertrags, 
und läßt gleichfalls nur das Geſetz des zu jeder Zeit vor 
handenen Wohnfiges entfcheiden, jedoch mit der Maaßgabe, 
daß das bei der Gründung der Ehe einmal erworbene 
Bermögen unverändert bleibe (ald jus quaesitum), und nur 


(h) P. Vorr. Sect.9 C. 2 
67. 1 Vorr. in Pand. XXIII. 


Num. 6. Urtheile der Gerichte 
von Celle (1836) und München 


2887. Herr. $ 48.49. Puren- 
porr 1. Obs. 121. Wächter 11. 
©. 49 —55. Shäffner 8109 — 
114. Fozrıx p. 130—132, Bü: 
low und Hagemann (kör- 
terungen B. 6 Rum 24. Pfeiffer 
praftifhe Ausführungen B. 2 


(1845) bei Seuffert Archiv 8. 1 
N. 152. " 

(i) Eichhorn deutſches Recht 
$ 35.8. $ 307.d. $ 310. e. f. 
Srony $ 187. Andere Schriftſteller 
werben angeführt von Wächter]. 
©. 49. 
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ber kuͤnftige Erwerb buch das Geſetz des neuen Wohnfitzes 
geregelt werden foll (k). 

Brüfen wir etwas näher die Gründe dieſer Meinungen. 
— Für die erſte ſpricht unzweifelhaft ein unbefangenes 
Rechtsgefühl. Als die Ehe geſchloſſen werden ſollte, ſtand 
es ganz ſicher in dem freien Willen der Frau, die Che 
entweder ganz zu unterlaſſen, oder an gewiſſe, das Ver⸗ 
mögen betreffende, Bedingungen zu knüpfen. Sie hat kei⸗ 
nen folchen. Vertrag gefchlofien, vielmehr das durch bag 
Geſetz des Wohnſitzes beſtimmte Güterrecht gelten laſſen, 
natürlich alſo auf deſſen ſtete Fortdauer gerechnet. Jetzt 
verändert der Mann mit einſeitiger Willkuͤr den Wohnſth, 
wozu er unſtreitig berechtigt iſt, und es ſoll nun ein ganz 
anderes Guͤterrecht für dieſe Ehe herbeigefuͤhrt werden. Iſt 
damit die Frau zufrieden, ſo iſt unſre ganze Streitfrage 
weniger wichtig, da ja auch durch Vertrag eine Aenderung 
ves Guͤterrechts hätte bewirkt werden koöͤnnen. Die Frage 
iſt aber wichtig, wenn die Veraͤnderung der Frau nach⸗ 
theilig, und die Frau damit nicht zufrieden iſt. Gerade 
um dieſe, durch Richts zu rechtfertigende, einſeitige Macht 
des Mannes uͤber die Rechte der Frau auszuſchließen, 
wurde von den Vertheidigern der erſten Meinung das Da⸗ 
ſeyn eines ſtillſchweigenden Vertrages angenommen, Daran 


6)y Kierulff ©.78.79. (am ©. 50 (Mote 264), und ©. 54; er 
Schluß der ganzen Note). Puchta ſelbſt befennt fi zu der erſten 
Pandekten $ 113 und: Borlefungen Meinung (Rate b). Zu 
8118. Bel. barüber Wächter. ı 
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nahmen die Gegner Anſtoß, und nicht ganz ohne Grund. 
Es laͤßt fich aber daſſelbe Ziel erreichen, auch wenn man 
den ſtillſchweigenden Bertrag aufgiebt. Unter einem Vers 
trag, dem ftillfchweigenden wie dem ausbrüdlichen, verſte⸗ 
ben wir eine übereinftimmende Willenserflärung, die nicht 
ohne beftimmtes Bewußtſein beider Theile denkbar ift (1). 
Fragen wir nun, ob bei der Eingehung einer Ehe ſtets 
ein beftimmted Bewußtſein beider Theile, befonders der 
Frau, über das Güterrecht Statt gefunden hat, fo müffen 
wir Das allerdings verneinen, und daher ift die allgemeine 
Annahme eines ſtillſchweigenden Vertrags unbegründet. 
Allein eine freie Unterwerfung, als Begründung des drt- 
lichen Rechts, die auch auf negative Weife, als bloßer 
Nichtwiderſpruch, denkbar ift ($ 360. Nr. 2), müflen wir 
Allgemein annehmen; dieſe iſt für das örtliche Recht 
des neuen Wohnftges in dem oben vorausgefehten Yall 
der Meinımgsverfchiedenheit durchaus nicht vorhanden, und 
fo müffen wir für dieſen Fall die Nenderung des Gü⸗ 
terrechts, zu deren Annahme es an einem hinreichenden 
Grunde fehlt, verneinen, felbft von dem Standpunkt der 
Gegner aus, die das Geſetz, und nicht den Vertrag, als 
Beſtimmungsgrund für das örtliche Recht anſehen. Se 
fommen wir in der That, nur auf einem anderen Wege, 
auf daſſelbe Ziel, worauf die Annahme des ſtillſchweigen⸗ 
den Vertrags führen follte (m). | 


(1) S. o. B. 8 $i40. eerſten Meinung, bie vieleicht ben 
(m) Diefe Begründung der Widerſpruch mancher bisherigen 


⸗) 
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Es wurde hierbei der Kal vorausgefept, daß die Aende⸗ 
rung des Güterrechts durch Veränderung des Wohnfiges 
zum Rachtheile der Frau gereiche, und daher ihrem Willen 
entgegen ſey. Allein diefer al, in welchem vie ungerechte 
Folge der entgegenftehenden Meinung freilich am fchärfiten 
hervortritt, ift keineswegs der einzige. Wenn ein Beamter 
in einen Landestheil verfegt wird, worin ein anderes ches 
liches Güterrecht gilt, fo ift auch für ifn die. Veränderung 
des Wohnſitzes unfreiwillig, und vielleicht für beide Ehe⸗ 
gatten die Aenderung des Güterrechts -unerwünfdt. Sie 
würden aber diefe Aenderung, je nach dem Inhalte des 
örtlichen. Rechts, vielleicht gar nicht, vielleicht nur durch 
läftige und Foftfpielige Verträge abwenden Fönnen. 

Folgende Betrachtung wird Die hier verſuchte Begrüns 
dung noch deutlicher hervor treten laſſen. Wenn ein Ge 
fe das Güterrecht der Ehegatten beftimmt, fo fragt es fich 
zunächft, für welche Perfonen dafjelbe zu verfügen die Ab» 
fiht Hat. Ganz gewiß denft der Gefeßgeber an alle Ehen, 
die in feinem Bereich gegründet werben, und für dieſe will 


Gegner befeitigen dürfte, findet 
fh ſchon bei Schäffner $ 114. 
— Man fönnte etwa ben linters 
ſchied der Auffaffungen, und die 
hier dargebotene Bermittlung, fo 
‚bezeichnen, daß man dem am Ort 
des urfprünglichen Wohnſitzes gel- 
tenden Recht nicht ſowohl die Natur 
eines fillfchweigenden, als eines 
fingirten Bertrags zuſchriebe, 


ähnlich dem pignus tacite con- 
tractum, wobei es aud) nicht auf 
ein beſtimmtes Bewußtfeyn der 
Barteien ankommt. GEs iſt biefes 
nur ein anderer Ausdruck; das 
Weſen der Sache beſteht in dem 
beſtimmten Recht jeder Partei, uns 
abhaͤngig von der Willkür der 


andern. 
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ee Das vorfchreiben, welches er theild am fich für das Zus 
träglichfte haͤlt, theils der bisherigen Sitte des Landes ent⸗ 


ſprechend findet. WII er aber diefe Regel auch den ans 


derwärt8 begründeten, bei ihm neu einwandernden Chen 
aufbrängen? Dazu ift ein hinreichender Grund nicht vor⸗ 
handen, befonders im Widerfpruch mit dem fo eben näher 
entwidelten Bedenken. Wenn aber das Gefeh, feiner wahrs 
fcheinlichen Abficht nach, auf die einwandernden Ehen gar 
nicht zu beziehen tft, fo hat für viefe. der von den Gegnern 
aufgeftellte Grund alle Kraft verloren. 

Sieht man die hier aufgeftellten Gründe als richtig zu, 
fo ift damit die zweite der oben aufgeftellten Meinungen, 
und eben fo auch die dritte, volfig widerlegt. Die zweite 
aber erfcheint noch befonderd Hart und ungerecht in 
Beziehung auf das fchon eriworbene Vermögen. Wenn 
an einem Orte, veffen Gefeg die allgemeine Güter 
gemeinfchaft ausgevehntefter Art als Regel aufftellt, eine 
Ehe begründet wird von einem reichen Mann mit einer 
armen Frau, fo wird durch den Abfchluß der Che das 
Bermögen gemeinfchaftli. Wird nachher von dem Manne 
der Wohnſitz an einen Ort verlegt, an welchem das Dotals 
recht als Regel gilt, fo müßte die Frau, nach ber zweiten 
Meinung, den ihr bereite erworbenen Antheil am Vermögen 
augenblidtich, und’ wider ihren Willen, verlieren. Gerade 
um diefem fchreienden Erfolg zu begegnen, iſt die dritte, 
vermittelnde, Meinung aufgeftelt worden. Allein abgejehen 
davon, daß dieſelbe durch die oben aufgeftellten "Gründe 
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gleichfalls widerlegt wird, leidet fie auch au den gewöhn- 
lichen Mängeln halber Maaßregeln. Laßt man das eheliche 
Güterrecht für das fchon vorhandene Vermögen durch ben 
alten Weohnfig, für den Fünftigen Erwerb durch den neuen 
beherrſchen, fo können dadurch Verwicklungen und Wider⸗ 
ſpruͤche entſtehen, Die ſich gar nicht voraus uͤberſehen laſſen, 
und die eben fo wenig dem Vortheil, als den Wünfchen 
der Shegatten enifprechen möchten. 

Allerdings - würde die zweite Meinung angenommen 
werden müflen, wenn etwa in dem neyen Wohnfig ein 
eheliches Güterrecht von ſtreng pofitivem, ausſchließendem 
Inhalt beftehen ſollte. Dieſes würde anzunehmen feyn, wenn 
dafelbft ein Geſetz des Inhalts gegeben wäre, Daß durchaus 
nicht geduldet werden folle, eine Ehe anders ald nad 
Dotalrecht zu begründen, ober, wenn fie anderwärtd ber 
gründet war, hier fortzuführen; ober auch anders als nach 
dem Recht der Gütergemeinfchaft (m). Ob überhaupt folche 
Geſetze vorhanden find, mag bahin geftellt bleiben. 

Das Preußifche Geſetz erkennt im Allgemeinen die hier 
vertheidigte Meinung an, nach welcher das örtliche Recht 
des bei dem Anfang der Ehe beſtehenden Wohnfites auch 
für alle fünftige Zeit entfcheiden fol, nur mit zwei unter- 
georbneten Modiflcationen für den Kal, wenn eine mit 
Dotalrecht angefangene Ehe an einen neuen Wohnſitz, im 
welchem Gütergemeinfchaft gilt, verlegt wird (n). 


(m) MWädter II. ©. 55. 362. (n) Mg. Landrecht I. f 
$ 360355. 
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4. Eine befondere Rüdficht verbienen bie Geſetze, wo⸗ 
durch die Liberalitaͤt eines Ehegatten gegen den andern eins 
gefchränkt werden ſoll, wohin indbefondere dad im Römifchen 


Recht enthaltene Verbot aller Schenkungen Unter Ehegatten 

In dieſer Hinficht. entfcheidet das Geſeßz des Wohn 
ſitzes; Mer aber nicht das des urfprünglichen Wohnſitzes, 
ſondern vielmehr des Wohnſitzes, zu deſſen Zeit die Hand⸗ 
fung vorgenommen wurde Der Grund dieſer, von der 
vorhergehenben. abweichenden, Entſcheidung liegt darin, daß 
Geſetze dieſer Art auf Erhaltung der ſitilichen Reinheit der 
Ehe abzweden, alſo einen fireng pofltiven Charakter an ſich 
tragen (8 249). Vergleichen wir diefen Fall mit dem vor⸗ 
her (unter Rum. 3.) abgehandelten, fo wird man nicht be—⸗ 
haupten können, Daß die an einem Ort des Römifchen 
Mechts geichloffene, nachher an einen andexen Ort verlegte 
Ehe nur unter dem ftillfehweigenden Vertrag . gefchloffen 
worben ſey, Daß in derſelben zu Feiner Zeit eine wirkſame 
Schenkung vorkommen werde. Das Berbot. ver Schenfung 
iR vielmehr eine reine Beſchraͤnkung der Freiheit, der ſich 
die Ehegatten fügen muͤfſen, fein durch freie Unterwerfung 
im die Ehe Herüber genommenes Rechtöinftitut. 

Dagegen kann nicht eingerkumt werden, daß die Bier 
erwähnten Geſetze au beziehen ſeyn follten auf alle in ihrem 
Bereich liegende Grunpftüde, auch wenn die Ehe in einem 

Lande geführt wird, das eine folche Befchränkung der Frei⸗ 


J 


336 Buch III. Herrſchaft der Recdytsregeln. Kap. J. Oriliche Graͤnzen. 

heit nicht kennt (0). Denn der Zweck dieſer Geſetze iſt nicht 
der, von den Sachen eine Gefährdung abzuwenden, gleich 
als ob diefelben durch eine Schenkung unter Ehegatten 
Schaden leiden Fönnten, fondern vielmehr, wie fchon ers 
wähnt, die Erhaltung fittlicher Reinheit der Ehe. Der 
Geſetzgeber redet alfo zu den in feinem Bereich lebenven 
Ehegatten, ohne Rüdficht auf Die Lage ihres Vermögens. 

5. Die Inteftaterbfolge unter Ehegatten richtet fich, eben 
fo wie bei Fremden, nad dem lebten Wohnſitz des Erb- 
laſſers. In manchen Fällen aber kann e8 zweifelhaft feyn, 
ob der Anfpruch auf den Nachlaß aus eigentlicher Inteftat- 
erbfolge, oder vielmehr aus der bloßen Fortwirkung der 
während der Ehe beftchenden Güterverhäftniffe (ber Güter: 
gemeinfchaft) abzuleiten iſt. Im erften Fall entjcheidet der 
Iehte Wohnſitz, im zweiten Fall der Wohnfig, an welchem 
die Ehe angefangen hat, wie oben gezeigt worben if 
(Rum. 3). 

Ein folcher ‚Zweifel wäre namentlich denkbar bei der 
ſchon oben erwähnten, in der Mark Brandenburg geltenden, 
Joachimica ($ 378. b). Indeſſen ift der hier angeorbnete 
Anfpruch des überlebenden Theils auf die Hälfte des zu⸗ 
fammen geworfenen Bermögend beider :Ehegatten in ber 
That als reine Inteftaterbfolge, nicht als Ausflug irgend 
einer Art von Gütergemeinfhaft, anzufehen, alfe nach dem 


(0) Diefes ift die Meinung von Ronenzurs Tit.2 C.5 $1. - 
1. Vorr in Pand. XXIV. 1 6 19. MEeıER p. 44. 
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teten Wohnfig zu beurtheilen. Diefes folgt aus der Ver⸗ 
bindung, in welche diefer Anſpruch mit der ganzen übrigen 
Snteftaterbfolge durch das Geſetz gebracht wird. Jener Ans 
fpruch Hat daher eine‘ ganz ähnliche Natur mit den im 
Römiſchen Necht: begründeten Inſtituten: ber Bonorum 
possessio unde vir et uxor, und der Succeflion des hinter: 
laffenen dürftigen Ehegatten. 

6. Die Ehefcheivung unterfcheidet fich von den eben 
abgehandelten, das Vermögen betreffenden, Rechtsinftituten 
dadurh, daß die Gefeße über dieſelbe auf der fittlichen 
Natur der Ehe beruhen, alfo einen ftreng pofitiven Charafter 
an fich tragen. Daraus folgt, daß der über fie urtheilende 
Richter nur das Gefeh ſeines Landes befolgen darf, ohne 
Rückſicht auf andere Verhältniffe der Ehegatten (p). Dieſer 
Grundſatz aber wird in der Regel wieder auf dad am 
Wohuſitz des Ehemannes geltende Geſetz führen, weil nur 
da ein wahrer Gerichtsftand über die Eheſcheidung begrün- 
det ſeyn wird. | 

Dabei ift nicht fo, wie bei dem Güterrecht, der Wohn 
fid zur Zeit der gefchloffenen Ehe zu beachten, fondern viels | 
mehr der gegenwärtige Wohnſitz. Denn das am früheren 
Wohnſitz beftehenve Geſetz kann feinem der Ehegatten ein 
Recht, oder auch nur eine begründete Erwartung gegeben 
‚ haben, nach demfelben Geſetz auch Fünftig einmal geſchieden 


(pP) ©. 0.5349. Im Ganzen flimmt damit überein Schäffner 
$ 1% und Wädter U. ©. 184— 188. 
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zu werben, da der eben erwähnte Charakter ber Brent 
gefebe zu einem anderen Erfolge führt. 
Ueber diefen Gegenftand aber ſind fowohl bie Deinungen 
der Schriftfteller, als die Ausfprüche der Gerichte, außer⸗ 
ordentlich verſchieden (g). 


8. 300. 
V. Familienrecht. B. Väterliche Gewalt. 
C. Vormuudſchaft. 


B. Bäterlide Gewalt. 


Die Entftehung der väterlichen Gewalt durch Zeugung 
in der Che, fo wie deren denkbare Anfechtung, ift zu be 
urtheilen nach dem Gefeh des Ortes, am welchem ber 
Bater zur Zeit ber Geburt des Kindes feinen Wohnſitz 
hatte. 

Dagegen find bie Dermögensverhältniffe . zwiſchen dem 
Bater und den Kindern zu beurtheilen nach dem Geſetz, 
welches an dem jedesmaligen MWohnfig des Vaters befteht, 
fo daß alfo eine Veränderung des Wohnſitzes auch eine 
Beränderung dieſer Berhältniffe nach ſich ziehen Tann 
($ 396. D. | 

Die Legitimation durch nachfolgende Ehe richtet fich 
nach dem Wohnfig des Vaters zur Zeit der gefchloffenen 


(99 Schaffner $ 118—125. Sronx Chap. 7. 
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Ehe, und die Zeit der Geburt des Kindes iſt dabei gleich- 
gültig. Zwar ift behauptet worden, daß biefer lebte Zeits 
punkt beachtet werden müffe, weil das Kind durch die Ges 
burt fchon ein gewifles NRechtsverhältniß begriinvet habe, . 
das durch die fpätere Ehe der Eltern nur zu voller Wirk⸗ 
famfeit gelange; man febt hinzu, daß außerdem der Vater 
einen dem Kind nachtheiligen Wohnfle vor der Ehe wills 
kürlich wählen könne (a). Allein von einem Rechte folcher 
Kinder, alfo auch von einer Verlegung befielben, kann gar 
nicht die Rede ſeyn, da es in der freien Willfür des 
Baterd fteht, nicht nur die Ehe mit der Mutter des Kindes 
zu unterlafien, ſondern, felbft wenn er diefe Ehe fchließt, 
das Kind nicht anzuerfennen. In beiden Fällen aber 
erlangt das Kind Fein Recht der Legitimität, da ein wahrer 
Beweis der außerehelichen Kinderzeugung unmöglich ift, mit⸗ 
bin die freie Anerfennung allein noch neben der Ehe, und 
unabhängig von berfelben, dem Kinde die Rechte der ches 
lichen Geburt verfchaffen kann (b). 


(a) Schäffner $ 37. Anerkennung des Vaters ab. — 


(b) So ift es nad) gemeinem 
Recht. Im Römischen Recht tritt 
biefer Sat weniger fichtbar hervor, 
da die Legitimation nur auf Eon: 
eubinenfinder (naturales) ging, 
bei welchen die Puternität faktifch 
faft eben fo ficher war, wie bei 
den ehelichen. Wir Haben Feine 
naturales, fonbern nur spurii, 
und bei diefen hängt gewiß Alles 
allein von der ganz willfürlichen 


Allerdings flieht das Preußifihe 
Necht den Beweis des bloßen Bei- 
fchlafs in einer gewiflen Zeit vor 
der Geburt ſchon als Beweis der 
Paternitit an (A. L. R. II. 1 
$ 1077). Dennoch läßt es bei 
der Legitimation durch Che bie 
Rechte der ehelichen Geburt erft 
von der Trauung anfangen (A. L. 
N. 1. 2 8 508). Daher muß 
auch nach dem Sinn des Landrechts 


‘22% 
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So weit, als Engliſches Recht gilt, wird wiederum an⸗ 
genommen, daß der Einfluß der väterlichen Gewalt und 
der Legitimation auf auswärts. liegende Grundſtücke nicht 
nach der lex domicilii, fondern nach der lex rei sitae bes 
urtheilt werden müßte (e). 


C. Bormundfchaft. 

Die Bormundfchaft unterfcheidet fich wefentlich von: den 
"bisher abgehandelten Rechtsinftituten. Nur im älteften 
Römiſchen Necht konnte fie ald ein rein privatrechtliches 
Berhältniß angefehen werden. Seitvem hat fie immer mehr 
den Charakter angenommen, der im heutigen gemeinen Recht 
in Deutfchland, eben fo, wie in anderen Gefeßgebungen, 
ausfchließend wahrzunehmen if. Die VBormundfchaft er⸗ 
fcheint nunmehr als Ausübung des Schußes, welchen. der 
Staat der häufigften und wichtigften Klaffe von Schup- 
bedürftigen (Unmündige und Minderjährige) zu gewähren 
berechtigt und verpflichtet ift. So aufgefaßt, gehört die 
Vormundſchaft, ihrem eigentlichen Wefen nach, dem öffent- 
lichen Recht an, und nur einzelne Folgen derſelben fallen 
bem Gebiete des Privatrechts anheim. Diefer Auffaffung 
aber ift e8 auch angemeffen, daß die Vormundſchaft nicht 

’ | 

die Legitimation verneint werben, die Anerkennung bes Kindes vers 
wenn der Vater vor der Trauung weigert. 
den Wohnſitz in ein Land des ger (c) Storr $456 $87. Mit 


meinen Rechts verlegt, und nun Recht erklärt ih dagegen Schäff- 
ner 5 39. - 
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blo8 in verfchiedenen Ländern verfchiedenes Recht hat, ſon⸗ 
dern auch in einem und demfelben Lande einer freieren Bes 
handlung von Seiten öffentlicher Behörden unterliegt, als 
die dem reinen Privatrecht angehörenden Rechtsverhältnifie. 
Diefe Berfihiedenheiten zeigen fich nicht blos in den Rechts⸗ 
regeln ſelbſt, ſondern ſelbſt in der Annahme des oͤrt⸗ 
lichen Rechts, von welchem jene Regeln beflimmt werben 
ſollen. on 

Sch wende mich nun zu den wichtigften einzelnen Rechte» 
fragen. 

1. Errichtung der VBormundfchaft. 

Als Regel wird ganz richtig angenommen, daß das örts 
liche Recht des Wohnſitzes des Mündels, welcher in ver 
Regel mit dem legten Wohnſitz des verftorbenen Vaters 
zufammen füllt, für die Errichtung der Vormundfchaft be= 
Rimmend ift, und daß diefe Vormundfihaft dann auch das 
anberwärtd liegende Vermögen des Mündels umfaßt (d). 
Es fommen dabei aber folgende Abweichungen in Bes 
tradht. - 

Erftlich, wenn unbewegliches Vermögen des Muͤndels 
unter einer anderen Gerichtsbarkeit, vielleicht In einem frem⸗ 
den Lande liegt. Hier kann es gejchehen, daß für Dice 
Dermögenstheile eine befondere Bormundfchaft errichtet wird, 
fo daß dann derfelbe Muͤndel mehrere VBormünder von örts 


(d) P. Voer. Sect.9 C.2 $17. I. Voer. in Pand. XXVl. 5 
5856. Schäffner $ Ai. 
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lich verfchiedenen Sprengeln hat (e). — Eine ſolche Ein- 
richtung kommt ſchon im Römifchen Rechte vor. Zwar 
der teftamentarifihe und der geſetzliche Vornund war an 
eine folche örtliche Verfchievenheit nicht gebunden. Wenn 
dagegen die Obrigfeit Bormünder über ein zerftreuted Ver⸗ 
mögen zu beftellen hatte, „fo wurden dieſe für jede ſouve⸗ 
räne Gerichtsbarkeit befonders beftellt, andere für res Itali- 
- cae, andere für res provinciales (f). — Nach der Preußi⸗ 
ſchen Gefehgebung wird in der Regel Eine Vormundfchaft 
für das ganze Vermögen errichtet, und zwar nach dem am 
Wohnſitz des Vaters geltenden örtlichen Recht; die fpätere 
Aenderung des Wohnfiges foll darauf nur ausnahmsweife 
Einfluß Haben. Weber auswärts liegende Bermögenstheile 
konnen befondere @uratelen errichtet werden, die fich mit 
der eigentlichen Vormundſchaft in Verbindung zu fehen 
Baben (g). In VBerträgen der Preußifchen Regierung mit 
Rachbarſtaaten ift beftimmt, daß die Vormundfchaft einges 
richtet werben fol nach dem Wohnfig des Muͤndels; wenn 
derſelbe jedoch Grundſtücke in dem andern Lande befigt, 
fol das Gericht dieſes andern Landes die Wahl haben, 
dieſe Grundftüde der allgemeinen Bormundfchaft zu unter- 
werfen, oder dafür eine befondere Vormundſchaft zu errich- 


(e) Bol. die in der Note d. (26.7), L. 27 pr. de tuter. 
angeführten Schriftiſteller. et cur. (26. 5). 
(f) L. 39 68 de admım. (6) A. 8 NR U. 18 8 56. 
81 —86. 
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ten (h). — Borzüglich ſchwankend ift die Praris in den 
Ländern des Englifchen Rechts, indem in diefen theilweife 

befondere Bormundfchaften beftellt werden, nicht bios über 

das unbewegliche, fondern auch über das bewegliche, aus⸗ 

wärts liegende Vermögen (i). 

Zweitens aber Tann, felbft ohne Nüdficht auf die ört- 
liche Lage des Vermögens, das individuelle Bedürfniß eine 
eingreifende Aenderung in den aufgeftellten Grundſatz rechts 
fertigen, beſonders wenn, nach den Bamilienverhältnifien, 
dem lebten Wohnflg des Vaters Fein Einfluß zuzufchreiben 
iR auf den Fünftigen Zuftand der Mündel. Ein aus dem 
wirklichen Leben entnommener Fall wird dieſe Behauptung 
anfhaulih machen. Ein Familienvater flarb in feinem 
Wohnſitz Bonn, wo der Gig feines Vermögens, Insbefon- 
dere mehrerer Srunvflüde, war. Die Kinver verlegten [os 
gleich, nach den Beflimmungen des väterlichen Teſtaments, 
ihren Wohnſitz zu einer entfernten Verwandten außerhalb 
des Preußiſchen Staats. Gleichfalls das Teſtament hatte 
die Vormundſchaft einem Einwohner von Berlin aus per⸗ 
fönlichem Vertrauen, und mit ſehr freier Verwaltung, übers 
tragen. Nach dem oben aufgeftellten Grundſat hätte bie 
Bormundfchaft in Bonn, nach Branzöfifchem Recht, errich⸗ 
tet und geführt werden müſſen. Allein das Juſtizminiſte⸗ 
rium, als hoͤchſte vormundſchaftliche Auffichtsbehörbe bes 


(b) Bertrag mit Konigreich Sachſen 1839 Art. 15, gleichlaukend 
mit anderen Staaten. (©. o. $ 348). 6) Schäffner 5 4. 
Story $. 492 fg. 
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ganzen Staats, verlegte die Vormundſchaft nah Berlin, 
wodurd die Obervormundfchaft an das Kurmärlifche Pu⸗ 
pillencollegium in Berlin überging, und zugleich die Preußi- 
ſche Geſetzgebung anwendbar wurde. 

2. Verwaltung der Vormundſchaft. 

Daß die Verwaltung der Vormundſchaft in der Regel 
ſich richtet nach dem Recht des Gerichts, unter welchem fie 
entftanden ift und gefüßrt wird, Tann nicht bezweifelt wer⸗ 
den. Der Zweifel betrifft hier wiederum den Fall, wenn 
zu dem Vermögen auswärts Tiegende Grunpftüde gehören, 
und dieſe nicht von einer beſonderen Vormundſchaft ver⸗ 
waltet werden (wie es nad Num. 1 gefchehen kann), ſon⸗ 
dern von der allgemeinen Vormundſchaft. 

In dieſer Beziehung wird von Manchen behauptet, daß nach 
einer allgemeinen Praxis in Anfehung jener Grundſtuͤcke, beſon⸗ 
berd der Veräußerung derfelben, die lex rei sitae beobachtet 
werden müffe, jo daß dann die Verwaltung deſſelben Vor⸗ 
mundes nach verfchiedenen Gefeßen zu beurtheilen -feyn 
würde (k). Offenbar nimmt man dabei an, das Gefeh 
über die Veräußerung der Pupillengüter fey ein Nealftatut. 
— Ich fann diefe Behauptung weder grundfäglich, noch 
mit Hinfiht auf die angebliche allgemeine Praris, ein- 
räumen. 


\ 


(k) Schäffner 8 4. — der Bormund bei der Veräußerung 
Etwas vorfühtiger ift der Austrud durch ein Decret beider Gerichts: 
von P. Vorr. Sect.9 C.2 $ 17. behörben ſicher ftelfe. 

Er haͤlt es für räthlih, daß ſich 


2 
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Zuerft nicht geundfäglich. Wenn ein Geſetz verordnet, 
dag Bupillengüter nur unter gewiflen Einſchraͤnkungen 
(etwa Subhaftation, gerichtliche8 Decret u. ſ. w.) vers 
äußert werben follen, fo liegt darin eine vorforgliche Maaß⸗ 
regel — nicht für diefe Güter, als Gegenflände eines wuͤn⸗ 
Schenswerthen ficheren Verkehrs, als Grundlagen vortheils 
hafter Sruchterzgeugung (durch dieſe Abſichten würde fich 
-das Geſetz als NRealftatut darftellen), fonden — für die 
fhußbebürftige PBerfon des Mündels. Zur Sicherheit def» 
felben werden gewiffe Formen der Veräußerung gefordert, 
und nur wenn diefe beobachtet find, fol die Handlung des 
veräußernden Vormundes gleiche Wirkung haben mit ber 
Veräußerung eines volljährigen Eigenthümers. in folches 
Geſetz alfo zwedt ab auf die Ergänzung der Handlungen 
des Vormundes, es ift ein PBerfonalftatut, Fein Realftatut. 
Mit anderen Worten: Der Gefebgeber verfügt über Die 
unter feinem Schutze ftehenden Minderjährigen, nicht über 
die in feinem Lande liegenden Güter. 

Aber auch die allgemeine Praris möchte leichter zu bes 
haupten, al& zu beweifen feyn, wie ed denn überhaupt mit 
allgemeinen Angaben folcher Art fehr mißlih if. Ich will 
einen hierher gehörenven, ſehr erläuternden Nechtsfall an⸗ 
führen (1). Ein Mündel aus ftandesherrlicher Familie 
lebte in Baiern, und hatte daſelbſt feine Vormundſchaft. 


(1) Urtheil des affationshofes zu Berlin von 1847 in Saden 
Baffenheim contra Raffauf. S. Seuffert Ardiv B.2 N. 2. 
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Er beſaß Grundſtuͤcke in der Preußiſchen Rheinprovinz, 
uͤber welche daſelbſt keine beſondere Vormundſchaft errichtet 
worden war. Die Bairiſchen Vormuͤnder verkauften die 
Grundftüde aus freier Hand, ohne Subhaſtation. Nach 
erlangter Volljährigkeit griff der vormalige Kigenthümer 
den Berfauf als nichtig an, weil die Franzöfifchen Geſetze 
über Beräußerung der Pupillenguͤter nicht beobachtet wor⸗ 
den feyen (m). In allen Inflanzen wurde dieſer Grund 
zurüdgewiefen, weil die angeführten gefeglichen Einfchrän- 
kungen .ein unzerirennliches Ganze bildeten, und mehrere 
Beſtandtheile derfelben (Familienrath und subrogé tuteur) 
auf Vormundfchaften des Auslandes völlig unanwenbbar 
wären. Diefe Geſetze alfo feyen überhaupt nur anzuwens 
den auf die im Bereich der Franzoͤſiſchen Gefehgebung ſte⸗ 
henden Bormundfchaften, nicht auf alle daſelbſt liegende 
Grundſtuͤcke. 

Die oben angeführten Verträge der Preußiſchen Regie⸗ 
rung mit Rachbarftanten (Rote h) geben dem Perſonal⸗ 
vormund, ber Grundſtücke im Auslande zu verwalten hat, 
folgende Borfchrift: „welcher Iehtere jedoch, bei den auf 
das Grundftüd ſich beziehenden Gefchäften, die am Orte 
des gelegenen Grundſtücks geltenden gefeßlichen Borfchriften 
zu beobachten hat.” Nimmt man diefe Stelle in der größten 


t 
(m) Code civil art. 457 — 460. subrog& tuteur (erwaͤhlt vom 
Es wird erfordert: 1) Beſchluß Familienrath art. 420) und unter 
eines Bamilienratbs unter Mit: Mitwirkung des Gerichts ober eines 
wirfung des Gerichts erſter Inſtanz, RNotars. 
2) Subhaſtation in Gegenwart des 


‘ 
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Ausdehnung, deren die Worte empfänglich find, fo müffen 
fe auch auf die Einfchränfungen vormundfchaftlicher Vers 
aͤußerungen bezogen werben, und beflimmen dann das Ges 
gentheil von der fo eben angeführten und gebilligten rich» 
terlichen Entſcheidung. Ich würde aber geneigt feyn, in 
der Stelle eine etwas ungenaue Faſſung voraus zu feben, 
und fie gar nicht auf die gefeglichen Vorfchriften über die 
‚ Bormundfhaft zu beziehen, fondern nur auf die ben 
allgemeinen Verkehr mit Grundftüden betreffenden Vor⸗ 
fohriften, wie Hypothefenbeftellung, gerichtiche Confirmation, 
Verlautbarung u. ſ. w. 

3. Zuletzt find noch Die perfönlichen Rechtsverhaͤltniſſe 
des Bormundes zu erwähnen. 

Ueber die Verpflichtung zur Uebernahme der Vormund⸗ 
ſchaft, und die dagegen zuläffigen Exrcuſationen, kann 
nur das am Wohnfig des Bormumdes geltende Sefeh ent» 
ſcheiden. 

Auf die Obligationen, in die der Vormund eintritt durch 
Führung der Vormundſchaft, ſind die oben aufgeſtellten 
Grundſaͤtze über den Gerichtsſtand und das damit zuſam⸗ 
menhängenbe örtliche Recht zu beziehen ($- 370. Rum. 2. 

$ 372). | 

Mo das obervormundſchaftliche Gericht verſchieden iſt 
von dem perſönlichen Richter des Vormundes, und auch 
von dem Gericht, dem das beſondere forum gestae admi- 
nistrationis zuzuſchreiben feyn würde, ift neuerlich aus 
Gründen der Zwedmäßigfeit behauptet worden, Das ober, 
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vormunbfchaftliche Gericht müſſe ftetd als competent ange⸗ 
fehen werden (n). Eine folche allgemeine Behauptung ift 
ſchon deswegen bedenklich, weil ſtets die Gerichtöverfaffung 
jedes Landes zu beachten feyn wird. Sie ift aber aud 
an manchen Orten als unmöglich zu verwerfen, nämlich 
da, wo die obernormundfchaftliche Gerichtsbehörbe gar feine 
gewöhnliche Civiljurispiction hat. 


v1. Formen der Rechtsgeſchäfte. (Locus regit actum.) 

Nachdem die einzelnen Nechtöverhältniffe, in Beziehung 
auf das anwendbare örtliche Recht, ver Reihe nach geprüft 
worden find, bleibt noch die Darftellung einer bejonderen 
Nechtöregel übrig, die deswegen abgefondert und an das 
Ende der ganzen Unterfuchung geftellt werden mußte, weil 
fie auf die meiften und wichtigften der abgehandelten Rechts⸗ 
verhältnifie Anwendung findet. 

Diefe Regel bezieht fich auf die ‚für Rechtsgeſchäfte nicht 
felten vorgejchriebenen pofitiven Formen der Willens: 
erflärung (a). Hierin gerade kommen fehr häufig Colli- 
fionen verfchiedener örtlichen Nechte vor, und zwar in 
mancherlei Weife. Das eine Gefe kann eine pofitive Form 
als nothwendig vorjchreiben, das andere nicht; eben fo 
fönnen auch in beiden Gefegen Formen vorgefchrieben feyn, 


(n) Muühlenbruch Arhiv B.19 ©. 362 — 365. 
(a) Meber die Natur dieſer Formen vgl. oben B. 3 $ 130. 131. 
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jedoch verfchievene Formen. In allen Fällen folcher Art 
entſteht nun die Frage, welches örtliche Recht auf ein bes 
flimmtes Nechtögefchäft, in Beziehung auf deſſen Form, 
anwendbar ift; daraus Allein wird in vielen Fällen bie 
©ültigfeit oder Ungültigfeit des Gefchäfts zu erfennen feyn. 

Faflen wir diefe Frage von dem allgemeinen Stand⸗ 
punft auf, von welchem aus die ganze bisherige Unter⸗ 
fuchung geführt worden ift, fo können wir über bie Ants 
wort kaum zweifelhaft ſeyn. Wir müflen, fo fcheint es, 
die erforderliche Form nach demjenigen örtlichen Recht ab» 
mefien, dem das NRechtögefchäft überhaupt nach den bisher 
aufgeftellten Regeln unterworfen if. Demnächft müßten 
Berträge geſchloſſen werden nach den gefeglichen Formen 
bed verabredeten Erfuͤllungsortes, Teftamente errichtet nach 
den Formen, die im MWohnfig des Teftatord gelten, Chen 
gefchloffen nah den im Wohnſitz des Ehemannes vorge, 
fohriebenen Formen. Die Beobachtung diefer Regel hat 
auch weder Zweifel, noch Schwierigkeit, wenn das Rechts⸗ 
- gefchäft gerade an diefen Orten zu Stande fommt. Allein 
es gefchieht fehr oft, daß die Gründung Des Gefchäfts an 
"einem ganz anderen, vielleicht weit entfernten, Orte vorge 
nommen wird, und diefer Umfland kann bie größten 
Schwierigkeiten zur Folge haben. 

An dem Orte, wo das Rechtögefchäft zu Stande kommen 
fol, wird es oft fehr ſchwer ſeyn, die gefehlichen Formen 
jenes anderen, eigentlich maaßgebenden, Ortes mit Sicher- 
heit zu erfahren, ober, wenn man fie Tennt, zur Anwen- 
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bung zu bringen; ja dieſes Letzte wird oft völlig unmöglich 
feun, wie e8 in dem folgenden Belfpiel anfchaulich werben 
muß. Wenn ein Preuße in Sranfreich erkrankt, und ein 
Teftament zu machen wünfcht, fo müßte er dazu,. nach der 
‚oben vorläufig aufgeftellten Regel, die Mitwirkung eines 
Gerichts gebrauchen, da das Preußifche Recht Feine anderen 
Teftamente, als gerichtliche, anerkennt. In Frankreich aber 
hat Fein Gericht die Befugniß, bei einem Teftamente thätig 
zu ſeyn, da dieſes Gefchäft lediglich den Notarien zus 
kommt (b). Daher würde jener Preuße genöthigt feyn, bie 
Errichtung eines Zeftaments völlig zu unterlafien, vielleicht 
zum größten Nachtheil der Familie. 

Die nahe liegende Erwägung der in diefen Umſtänden 
liegenden großen Härte, wodurch Rechtsgefchäfte zuweilen 
ganz unmöglich werden, noch öfter in bie Sefahr der Uns 
gültigfeit durch mangelhafte Ausführung fommen, und 
awar beides nur in Folge von gefeßlichen Formen, die ger 
wiß nicht zur Hemmung und Erſchwerung des Verkehrs 
eingeführt find, — dieſe Erwägung hat fchon feit dem | 
fechszehenten Jahrhundert mit ftets fteigender Ueberein⸗ 
flimmung. ein allgemeines Gewohnheitörecht herbeigeführt,” 
welches an die Stelle der oben vorläufig aufgeftellten Re⸗ 
gel tritt, und die eben dargeftellten Schwierigfeiten befeitigt. 
Die neu gebildete Regel wird fo ausgedrückt: Locus regit 
actum, und hat den Sinn, daß die Form eined Rechtsge⸗ 


_ 


(b) Code civil art. 071-079. 


Fr 
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ſchaͤfts als genügen» angefehen werden fol, wenn fie dem 
Geſetz des Ortes entfpricht, an welchem das Gefchäft vor⸗ 
genommen wich, felbft wenn an dem Ort, wo das Rechts⸗ 
verhältniß felbft feinen Sitz hat, eine andere Form gefehlich 
vorgefchrieben iſt. Dieſe Regel wir von den Schriftftellern 
verfchiebener Zeiten und Nationen übereinflimmend aner 
kannt (c). Ä 

Wir haben zunächft die Anwendung dieſer wichtigen 
Regel auf die einzelnen Arten der Rechtsverhältniffe genauer 
zu betrachten. Bei,dem üblichen allgemeinen Ausprud ders 
felben möchte man leicht annehmen, daß fie auf alle Vers 
hältnifje anwendbar, und bei allen von gleich wichtiger 
und häufiger Anwendung wäre. Die genauere Erwägung 
wird diefe Annahme einigermaßen befchränfen. 

L Bei dem Zuftand der Perſon an fich wird fich kaum 
eine Anwendung jener Regel finden, da bier die bloße 
Willenserklärung, auf deren gefegliche Form allein bie 
Regel fich bezieht, wenig Einfluß Hat. So würde es ganz 
ircig feyn, anzunehmen, daß ein Minderjähriger die Voll⸗ 
jährigfeit, oder ein Ehrlofer die Herftellung der Ehre, in 
einem fremden Lande erlangen fönnte durch einen Ausipruch 
der höchften Gewalt in jenem Lande, nad) der Regel: 
locus regit actum. Denn: diefe Veränderungen des Zus 


(ec) P. Vorr. Sect. 9 C.2 Foruix p. 097 fg. Schäffner 
69. 1. Vozr. $.13—15. Hear. $73—85. Wächter IL ©. 308 
$ 10. 23. Eichhorn deuntſches bis 380 und ©. 405 fg. 

Recht $ 37. Sronr $ 260. 261. _ 
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flandes werden gar nicht bewirkt durch eine Willenserklaͤrung 
der betheiligten Perſon, für deren gehörige Form nur zu 
forgen wäre. Sie fönnen vielmehr nur hervorgehen aus 
einer freien Entfchließung der höchften Staatsgewalt, und 
. Zwar berjenigen Gewalt, welcher die betheiligte Perfon als 
Unterthan unterworfen ifl. 
1. Auch auf die Das Sachenrecht betreffenden Rechts- 
. gefchäfte kann jener Negel Fein bedeutender Einfluß zuge- 
fehrieben werben, und zwar hier aus folgendem Grunde. 
Es muß erinnert werden an einen, oben zu einem andern 
Zweck bemerflich gemachten, durchgreifenden LUnterfchieb 
unter "den menfchlichen Handlungen (©. 212). Es giebt 
Handlungen, die an fi überall gleich möglich find, fo 
daß es nur von zufälligen Umftänden abhängt, ob fie hier 
oder Dort vorfommen. Dahin gehören die obligatorifchen 
Verträge, die Errichtung eines Teftaments u. f. w. Es 
giebt aber andere Handlungen, die ihrer Natur nach nur 
an Einem Orte vorkommen fönnen. Dahin gehören bie 
meiften und wichtigften in das Gebiet des Sachenrechts 
einfchlagenden Handlungen. In demfelben ift überall die 
lex rei sitae herrfchend ($ 366), und auch die einflußreichen 
Handlungen ftehen darin meift in fo naher Beziehung zu 
der Sache felbft, daß fie nur da, wo fich die Sache eben 
befindet, gedacht werden können. Dahin gehört vor Allem 
die Tradition; eben fo aber auch eine Reihe blos förmlicher 
Handlungen, wie die gerichtliche Auflaffung, Die Eintragung 
in Hypothekenbuͤcher u. ſ. w., die nur bei einer an einen 


q 
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beftimmten Ort gebundenen Behörde möglich find. — Die 
Regel: locus regit actum, bezieht fih nun, ihrer Natur 
nach, lediglich auf Handlungen der erften Art, weil nur 
bei diefen der Ort, wo die Handlung vorgenommen wird, 
von dem wahren Sitz des Rechtsverhältnifies zufällig vers 
ſchieden ſeyn, und dadurch eine Fünftliche Aushülfe nöthig 
machen kann. Eben daher aber ift diefelbe auf die meiften 
und wichtigften, das. Sachenrecht betreffenden, Handlungen 
ohne Anwendung. Dieſe Bemerkung befchränft fich auch 
nicht auf unbeweglide Sachen, fte ift vielmehr an fich 
wahr auch bei beweglichen, bei welchen gleichfalls die Tras 
dition nur da gefchehen kann, wo fie gerade find. Nur ift 
bei den beweglichen Sachen diefer Umftand wenig erheblich 
und bemerklich, weil der Beſitzer den Ort derſelben jederzeit 
willkuͤrlich veraͤndern kann, wodurch ſie augenblicklich einer 
neuen lex rei sitae unterworfen werden. 

Der Grund der Unanwendbarkeit jener Regel auf die 
dinglichen Rechte iſt alſo weſentlich derſelbe mit dem bei 
dem Zuſtand der Perſon an ſich geltend gemachten Grunde. 
Er liegt darin, daß bei den dinglichen Rechten der Wille 
an ſich nicht das Entſcheidende iſt, ſondern daß es auf bie 
Beziehung ankommt, in welche die Perſon mit der Sache, 
als dem Gegenſtand des dinglichen Rechts, tritt. Dieſe 
Beziehung kann nun unter Anderem, nach der Beſtimmung 
mancher poſitiven Rechte, in einer bloßen Willenserklaͤrung 
beſtehen, dieſer Umſtand aber iſt an ſich zufaͤllig, dem 


Weſen des dinglichen Rechts fremd. 
vmi. | 23 
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IM. Auf Obligationen, vorzäglih auf obligaterifche 


Berträge, 


Pegel Richts im Wege {d), 
wendung weniger häufig zur Sprache kommt. 
ſpiele werden diefelbe anfchaulich machen. 


fieht der ausgevdehnteften Anwendung unſrer 


obgleich dieſe Art der Ans 
Einige Bei⸗ 


In manchen Gefegen find für die obligatoriſchen Ver⸗ 


träge über Grundſtücke beſondere Formen erforderlich (welche 
von ber Uebertragung des Eigenthums ganz verfchieden 
find), anftatt daß das Römiſche Recht ſolche Formen nicht 
fennt. Nach unfrer Regel nun hat es kein Bedenken, daß 
die Gültigkeit einer ſolchen Handlung abgemeflen werden 
muß nach dem Gele des Ortes, wo der Vertrag geſchloſſen 
wird, ohne Rüdficht auf die lex rei sitae. Ich hebe dieſen 
Fall befonderd hervor, um darauf aufmerkffam zu machen, 
daß Im Preußifchen Recht das Gegentheil auédruͤcklich vor⸗ 
gefchrieben ift (e). Darin liegt alfo eine entſchiedene, mit 
Anficht und Bewußtſeyn vorgefchriehene einzelne Ausnahme 
ver Regel: locus regit actum. 


(d) Bädter 11. ©. 405. 

(e) Allg. Landrecht 1.5 5115. 
„In allen Fällen, !oo unbeweg- 
Ihe Sachen, deren Gigenthum, 


Bes oder Nutzung, der Gegen, 


Rand eines Vertrages find, müflen 
wegen ber Form die Geſetze des 
Ortes, wo bie Sache liegt, beob⸗ 
achtet werden:“ Das Preußifche 
Recht fordert aber für alle Ber: 
träge über Grundſtücke fchriftliche 
Abfaflung, welches freilich nicht 


ganz ausdrücklich gefagt ift, aber 
doch unzweifelhaft folgt ans 1. 8. 
$ 135, 1. 10 $ 16—17, 1. 21 
6 233, und auf ſchon daraus, 
daß der Gegenfland folder Ver⸗ 
träge faft immer mehr, ale Funfzig 
Thaler (I. 5 $ 131), werth ſeyn 
wird. Als Regel für Vertraͤge 
überhaupt gilt dagegen der Satz: 
loeus regit actum (I. 5 8 111), 
und biefe Regel wirb bei den außer 
Landes gefchloffenen Berträgen Aber 
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Die Beweiskraft eines Handelsbuches iſt zu beurtheilen 
nach dem Geſetz des Ortes, an welchem das Buch geführt 
wird (f). Zwar feheint diefe Beweiskraft dem Prozeßrecht 
anzugehoͤren, und daher dem Geſetz des Gerichtsortes unter⸗ 
worfen werben zu müflen. , Allein die Beweiskraft iſt hier 
unzertrennlich verbunden mit der Form und Wirkſamkeit des 
Rechtögefchäfts felbft, welche hierin ald das Ueberwiegende 
beteachtet werden muß. Der Fremde, Der fich mit dem 
Kaufmann eines Ortes, an welchem Hanbeldbücher gelten, 
einläßt, unterwirft fich dem örtlichen Recht verfelben. 

Die formelle Gültigkeit jeder einzelnen, unter einem 
Wechſel ſtehenden Unterſchrift ift zu beurtheilen nach dem 
Recht des Ortes, an welchem dieſe Unterſchrift barunter ger 
fest wich (8). 

IV. Die wichtigfte, und von jeher am meiſten be⸗ 
ſprochene, Anwendung unſrer Regel iſt die auf die Abs 
faffung eines Teſtaments, wenn fich der Teftator zufällig 
außer feinem Wohnfige befindet. Hierüber iſt, was die 
Regel felbft betrifft, ſchon laͤngſt algemeine Uebereinſtimmung 
vorhanden (h). 


bewegliche Sachen anerkannt, auch 
wenn vor Preußiſchen Gerichten 
geklagt wird. I. 5 8148. 


(f) Urtheil des Ober: Apella- 


tionsgerihte zu Gaflel 1826, 
Geuffert Archiv B.1 Rum. 132, 

(g) Urtheil bes Rev iſionshofes 
zu Berlin 1844. S eufferti Archiv 
3.2 Num. 121. 


(h) Ropznsurne Tit.2 C. 8 
61 —3. Vnnos selectae quaest. 
u. 19. Herr. $ 233. Wächter 
I. S. 368— 380. Bur Zeit des 
Durantis war bie Frage noch 
ſehr beſtritten. Speculum II. 
tit. de instrum. edit. $ 12 
Num. 16. 
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Zwei Abweichungen aber fommen bei diefer Anwendung 
vor. — Im Bereiche des Englifchen Rechts foll die Regel 
zwar gelten, jedoch fol das Teftament nicht einwirken auf 
auswärts liegende Grundſtuͤcke (i). Die Unterfcheivung des 
beweglichen und unbeweglihen Vermoͤgens fcheint jedoch 
für die Anwendung der bier vorliegenden Regel nod 
weniger Sinn und Grund zu.haben, als in anderen Bes 
siehungen. — Ein neuerer Schriftfteller fügt folgende Ein- 
fhränfung Hinzu. Das Teſtament fol gültig feyn, wenn 
der Teftator im Ausland ſterbe. Kehre er aber in die 
Heimath zurüd, fo verliere e8 feine Gültigkeit, wenigftens 
in dem Fall, wenn dieſe Art der Teftamente in dem ein- 
heimifchen Rechte unbefannt fey (k). Ich glaube nicht, daß 
dieſe Einfchränfung grundfäglich gerechtfertigt werben kann, 
und fie fcheint auch: bei Anderen feinen Anklang gefunden 
zu haben. Indeſſen würbe allerdings ein vorfichtiger Haus⸗ 
vater wohl thun, in der Heimath ein neues Teftament zu 
errichten, um jedem, von dieſer Seite aus möglichen, kuͤnf⸗ 
tigen Einwand ganz ficher vorzubeugen. 

V. Für den Abſchluß der Ehe wird allgemein ange⸗ 
nommen, daß unſere Regel anzuwenden ſey (l). Indeſſen 
ſcheint mir die Sache nicht ohne Bedenken. Wenn die Ein⸗ 


G6G) Srtorr $ 474. 478, ift bemerfenswerth, daß die Theorie 


& Eichhorn deutſches Recht und Praris des Englifchen Rechts 
5.3 gerade in biefer Anwendung fehr 


Fig Herr. $ 10. Sähäffner unbevenflich zu ſeyn fcheint. 
$ 100. 101. Srorr $ 121 fg. Es 
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wohner eines Landes, deſſen Geſetz blos juriftifche Formen 
zum Abſchluß einer Ehe erfordert, im Ausland eine Ehe 
ſchließen, ſo hat die Sache keinen Zweifel. Anders aber 
verhält es ſich mit den Einwohnern eines Landes, deſſen 
Geſetz die Ehe an die kirchliche Trauung bindet. Denn 
ein ſolches Geſetz Hat einen ſittlich religiöfen Grund, alſo 
‚einen zwingenden Charakter (8 349). Aus dieſem Grunde 
wuͤrde ich die nachzuholende Trauung im Inlande fuͤr nöthig 
halten, nicht aber deswegen, weil angenommen werden 
müßte, daß die Ehegatten in fraudem legis im Ausland 
ihre Ehe gefihloffen Hätten, welche Abſicht vieleicht gar 
nicht vorhanden, ober doch nicht erweislich feyn wird. 
Wenn aber auch bie Trauung erft nachgeholt wird, fo 
muß doch, felbft nach den Grundfäßen des gemeinen Rechts, 
die Ehe für die bereits vergangene Zeit ald gültig und 
wirffem angefehen werden. — Auf die ſchon beftehende 
Ehe fremder PBerfonen, die in. das Land einwandern, Tann 
indeflen ‚jener ſtrengere Grundfag in einem Ball bezogen 
werden. Denn ein Geſetz des hier erwähnten Inhalts, mit 
feinem zwingenden Charakter, bezieht fih nur auf die Ein- 
gehung von Ehen, nicht auf die Fortführung der ſchon 
beftehenden. 


Zum Schluß find noch einige allgemeine Bemerkungen 
nachzutragen. 
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Manche haben behauptet, unſere Regel gelte nicht, wenn 
ein Gefchäft im Ausland, zur Umgehung der einheimiſchen 
Geſetze (in fraudem legis), vorgenommen werde, etwa um 
den größeren Gefchäftsfoften im Inland, dem Gebrauch 
des Stempelpapiers u. |, w. auszumweichen (m). Mit Recht 
haben Andere diefe Einfchränfung verworfen (n). Solchen 
Umgebungen fann auf anderem Wege, befonderd durch 
Geldſtrafen, vorgebeugt werben; bie Gültigkeit. der Rechts⸗ 
gefchäfte davon abhängig zu machen, ift Fein hinreichender 
Grund vorhanden, und ed würde dazu wenigftens eines 
pofitiven Geſetzes beduͤrfen. 

Eine ſehr wichtige Frage betrifft die eigentliche Stellung 
unſrer Regel. Iſt die Beobachtung der am Orte der 
Handlung geltenden Form unbedingt nöthig, oder iſt ſie 
blos facultativ, fo daß der Handelnde die Wahl hat, ent⸗ 
weder dieſe Form zu beobachten, oder die Form des Orte, 
dem das Rechtsgefchäft eigentlich angehört (0)? Sieht man 
auf den Grund der Einführung unfrer befonveren Regel, 
als einer bloßen Begünftigung und Erleichterung, fo kann 
man nicht zweifelhaft feyn, fie für facultativ zu halten, 
alſo ein Wahlrecht zu geftatten. Diefes ift denn auch 
meift anerkannt worden (p). 
willfürlihe Wahl zu geftatten 


(m) I. Vorr. $ 14. Fouix 


p. 105. 

(n) Schäffner $ 85. 

(0) So allein darf die Frage 
geftellt werben, fo daß nicht davon 
die Rede feyn kann, eine völlig 


zwifchen lex domicilii, rei sitae 
u. ſ. w. So ſcheint es jedoch an- 
zuſehen 1. Vorr. $ 45. 

(p) Ropenssure Tit.2 C. 3 
$ 2.3. Herr. $ 10. 23 (etwas 
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Wenn alfo der Einwohner eines unter dem Römifchen 
Recht Lebenden Landes in Paris ein Teftament machen will, 
fo kann er eine der mehreren Formen des Franzöftfchen 
Rechts anwenden; er kann aber auch vor Sieben Zeugen 
das Teſtament errichten. Auch in dieſem legten Fall ift 
in der Heimath das Teſtament gültig, wobei es ſich nur 
von felbft verfteht, daß ed an dem Beweiſe der gehörig 
beobachteten Form nicht fehlen darf. — Wenn von Eins 
wohnern eines Landes, das zur Ehe die kirchliche Trauung 
fordert, die Ehe gefchloffen wird in einem Lande, das eine 
juriftifche Horn und nicht Die Zrauung. vorfchreibt, und 
wenn fie fich Hier Firchlich trauen laſſen, ohne die juriftifche 
Form des Landes zu beobachten, fo ift die Che gültig, 
weil fie die Form der Heimath, alfo des eigentlichen, 
bleibenden Siges der. Ehe, angewendet haben (q). 


$. 382. 


VI Formen der Redtsgeihäfte (Locus regit actum.) 
(Fortſetzung.) 


Bisher iſt die beſondere Rechtsregel uͤber die anwend⸗ 


bare Form der Rechtsgeſchäfte vom Standpunkt eines allge⸗ 
meinen Gewohnheitsrechts aus betrachtet worden, welches 


—8 


ſchwankend). Forzıx p. 107 fg. des Ober⸗Appellationsgerichts zu 
‚Shäffner 5 83 (ſchwankend). Dresden 1845, Seuffert Archiv 
Bädter 1. S. 377— 380. B. 2 Num, 5. 

(q) Anerkannt in einem Urtbeil 
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aus einem anerkannten Beduͤrfniß hervorgegangen, und von 
den Rechtslehrern weiter ausgebildet worden iſt. Es bleibt 
noch die Frage zu beantworten übrig, wie ſich die poſitive 
Geſetzgebung zu jener Regel verhält. Zuerfl die dem ge 

meinen Recht zum Grunde liegende (Römifches und cano⸗ 
| nifches Recht), dann einige neuere Geſetzgebungen. 


Bon, jeher haben mehrere Schriftfteller verfucht, jene 
Regel aus den Quellen des gefchriebenen gemeinen Rechts 
abzuleiten; von Anderen aber ift mit Recht bemerkt worden, 
daß dieſe Verſuche mißlungen find (a). Eine Neberficht 
der für die erwähnte Regel angeführten Gefeftellen wird 
dieſes Urtheil beftätigen, wodurch übrigens der Wahrheit 
und Gewißheit der Regel felbft durchaus Nichts entzogen 
werden fol. 

1. L. 9. C. de testamentis (6. 23). Dieies ift die 
fheinbarfte unter den angeführten Stellen, dennoch begrün- 
det fie unfere Regel nicht. 

Es war ein Teftament gemacht worden ohne Beobach- | 
tung der befannten Regel des Römifchen Rechts, nach wel- 
cher die Zeugen in unmittelbarer Gegenwart des Teftators 
feyn müflen (b). Auf eine Anfrage der Patroclia (wahr 


. (a) Wäaͤchter J. ©. 246. L.3 C. Th. de test. (4. 4) 

(b) L. 9 cit. „in conspecta „praesentes videant subscrip- 
testatoris‘ L.30. C.eod. „sub tores“. — Bgl. Glüd B. 34 
praesentia ipsius testatoris‘. S. 292. 
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fcheinlich der eingefegten Erbin) reſcribiren die Kaifer, das 
Teftament fey nichtig „si non speciali privilegio (c) pa- 
triae tuae juris observatio relaxata est.“ — Ein ſchwa⸗ 
her Schein für die Beziehung diefer Stelle auf unfere 
Rechtöregel liegt in den Worten patriae tuae, die eine Collis 
fion zwiſchen verfchiedenen örtlichen Rechten anzubeuten 
fcheinen. Allein dieſer Schein verfchwindet wieder, wenn 
man erwägt, daß doch unmöglich die patria der Erbin ents 
ſcheidend feyn Könnte; wo das Teflament gemacht war, 
wird gar nicht gefagt. Wahrfcheinlich Hatte der Verſtor⸗ 
bene in feiner Heimath teftirt, die auch die Heimath der 
Erbin war. Dann ift von einer Anwendung unferer Regel 
gar nicht die Rede, vielmehr enthält die Stelle dann nur 
den ohnehin unzweifelhaften Sab, daß in der Eollifton das 
Particularrecht dem gemeinen Recht vorgeht. 

2. L. 2. C. quemadm. test. aper. (6. 32). Ein Bater, 
der von dem Wohnftg abwefend war, hatte vor dem Ton 
feinem Sohne ein Teftament übergeben, mit dem Auftrag, . 
daffelbe in die Heimath zu überbringen. Die Kaifer reſcri⸗ 
biren, bei der Eröffnung des Teftaments vor der fäbtifchen 
Eurie müßten die dafelbft geltenden Gefehe und Gewohn⸗ 
heiten beobachtet werden. — Dabei ift von einer Eollifion 
örtlicher Nechte nicht die Rede, fondern nur ber unzweifels 


(c) Privilegium heißt hier ein Stadtrecht oder einzelnes Stüd 
eines Stadtrechte, das durch eine Kaiſerconſtitution der hier in Gong: 
fiehenden Stadt eriheilt war. _ 
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hafte Say ausgebrüdt, daß hei einer gerichtlichen Handlung 
das Geſetz diefes Orts zu beobachten ſey. 

3. Z.1. C. de emanc. (8. 49). Bor den Duumvirn 
einer Stadt hatte ein Mann, der nicht diefer Stadt ange 
hörte, feinen Sohn emancipirt, und die Gültigkeit dieſer 
Handlung wurde bezweifelt. Der Zweifel grünbete ſich 
darauf, daß überhaupt in der Regel die Municipalmagiftrate 
feine legis actio hatten, fondern fie nur ausnahmsweiſe 
durch Brivilegium erlangen Eonnten (d). Die Kaifer res 
feribiren, die Gültigkeit der Handlung hänge ab von dem 
Inhalt des Stadtgeſetzes. Gebe dieſes die legis actio den 
Duumpirn, und zwar auch in der Ausvehnung, daß fis 
dieſelbe felbft über Fremde ausüben Eönnten, fo fey bie 
Handlung gültig. — Bon einer Collifion östlicher Rechte 
ift Hier feine Spur. 

.4 C.1. X. de spons. (4. 1). Ein Sachfe Hatte eine 
Frantiſche Frau zur Ehe genommen, und dabei nicht die 
Saͤchſiſchen, ſondern die Fraͤnliſchen Gebraͤuche beobachtet. 
Nachdem er mit ihr viele Jahre gelebt, und Kinder erzeugt 
katte, berief er fi auf den erwähnten Fehler im Abſchluß 
der Ehe, verftieß die Frau, und nahm eine andere: Eine 
Rirchenverfammlung erklärt biefes Berfahren für ftrafbar, 
die verfuchte zweite Ehe für nichtig, und verfügt die Her⸗ 
ftellung der früheren Ehe. — Auch bier ift von einer Eolli- 
fion örtlicher Rechte nicht Die Rede, und beſonders wird 


(d) Savigny Geſchichte des R. R. im Mittelalter B,1 $ 27. 


$. 382. VI. Formen ber Mechtsgefchäfte ıc. (Fort) 303 


der Ort des Abfchluffes gar nicht erwähnt. Die Entſchei— 
bung beruht darauf, daß die erfte Che im Sinne des cano- 
nifchen Rechts gültig und unauflöslich war, und daß das 
bei die Beobachtung biefer oder jener Gebräuche des bür- 
gerlichen Rechts als ganz gleichgültig angefehen werben 
mußte. 


Das Franzöftfche Geſetzbuch hatte. in dem Entwurf. fol: 
genden Sat: „La forme des actes est regl&e par les lois 
du lieu, dans lequel ils sont faits ou passes”. Diefe Stelle 
wurde im Gefegbuch felbft weggelaffen, nicht weil man fie 
fire falſch oder zweifelhaft hielt, fondern gerade umgefehet, 
weil fie fo gewiß und befannt ſchien, daß ihre Aufnahme 
für überflüffig "gehalten wurde (e). Einzelne Anwendun⸗ 
gen, worin unfere Nechtöregel als geltend vorausgefekt 
wird, find folgende: 

1: Wenn ein Franzoſe oder ein Fremder einen acte de 
| l’etat civil im Auslande nach den in diefem Lande 

üblichen Formen aufnehmen läßt, fo muß jener acte 
auch in Frankreich als gültig anerkannt werden (f). 
2. Franzoſen Tönnen im Auslande eine gültige Ehe 
fehließen nach den üblichen Formen des Ortes, wo fie 
fich befinden (8). Die Geſetze über das vorherges 


(e) Forrix p. ill. (f) Code civil art. 47. (g) Code 
civil art. 170. J 


364 Buch IL. Herrſchaft der Rechtsregeln. Kap. I. Örtliche Graͤnzen. 


hende Aufgebot und über die Bedingungen einer 
gültigen Ehe werden durch dieſe Beſtimmung nicht 
berührt. 

3. Der Franzoſe, der im Auslande teftiren will, Tann 
diefes nach feiner Wahl auf zweierlei Weife thun: 


. entweder durch eigenhändige Schrift und Unterfehrift - 
(fo wie in Frankreich), oder durch acte authentique 


nach den am Orte des errichteten Teftaments üblichen 
Formen (h). 


Das Preußifche Recht enthält eine allgemeine Anerken- 
nung der Regel: locus regit actum, gar nicht. Cine blos 
fheinbare Abweichung von der Regel enthält das allgem. 
Landrecht Einl. 8. 33. Diefe Stelle. will nicht fagen, daß 
Fremde die durch ein einzelnes Statut eingeführte Form 
nicht beobachten dürfen, oder daß eine fo vorgenommene 
Handlung nicht ‚gültig wäre; fondern, daß nur die Einhei⸗ 
mifchen, nicht die Fremden, zur Beobachtung des Statuts 
„verpflichtet feyen (i). . 

Bei den Verträgen erkennt e8 dieſe Regel als gültig 


an, und läßt fie allgemein gelten in Anfehung beweglicher 


(h) Code civil art. 999 vgl. gelten als verpflichtend nur 
art. 1317. bei ſolchen Handlungen. Denn als 

(i) Die Zweideutigfeit Liegt in zuläffig und in ihrer Anwendung 
den Worten: „gelten nur bei hinreichend gelten fie auch für 
Handlungen” u. f. w. nämlich: Fremde. | 


. 
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Sachen; bei unbeweglichen aber läßt es ſie ausnahmsweiſe 


nicht gelten, fordert vielmehr die ausfchließende Beobachtung 


der durch die lex rei sitae gebotenen Form (8 381.e). 

Ueber die Formen der im Ausland errichteten Teftas 
mente enthält das Landrecht gar Feine Beſtimmung. Das 
raus fchließt ein neuerer Schriftfteller, es müfje die allge- 
meine Vorfchrift des gerichtlichen Teftaments zur einzigen 
Richtfcehnur dienen, und unfere Rechtsregel dürfe nicht zur 
Anwendung fommen (k), welches eben fo viel heißt, als 
daß ein Preuße in manchen fremden Ländern, 3. B. in 
Sranfreich, gar Fein Teftament machen koͤnne. Ich muß 
diefe Behauptung aus folgenden Gründen durchaus beftreis 
ten. Als das allgemeine Landrecht abgefaßt wurde, gehörte 
unfere Rechtsregel unter den deutfchen Juriften, und zwar 
gerade in Anwendung auf Teftamente, zu den befannteften 
und gewifleften Säßen. Es ift aber fehr unwahrfcheinlich, 
daß man eine Regel von foldhem Charakter durch bloßes 
Stiüfchweigen zu befeitigen die Abficht gehabt Haben follte. 

Im Jahr 1823 wurde zur Bequemlichkeit des im Aus⸗ 
land befindlichen Preußifchen Gefandtjchaftsperfonals eine 
neue Form von Teftamenten eingeführt (1). Diefe Bes 
ſtimmung kündigt. ſich durch Inhalt und Ausdruck, fo wie 
durch den Eingang des Geſetzes, ald eine ganz neue, poſi⸗ 
tive Vorfchrift an. Es geht ihr aber folgende einleitenve 
Stelle voran: 


(k) Koch Preußifhes Recht 5 40 Note 18. (MD) Geſetz vom 


3. April 1823 52, Geſetzſamml. 1823 S. 40. 
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8 1. „Die lehtwilligen Verordnungen Unferer Ges 
fandten ..... folen auch ferner, wie 
bisher, in ihrer Außeren Form alsdann 
gültig ſeyn, wenn fie die Gefege des Orts, 
wo fie errichtet werben, erfüllen.‘ 

Ich frage nun, was heißen die Worte: auch ferner, 
wie bisher? Das Landrecht enthält ja gar Nichts über 
die Form der Teflamente im Ausland. Dagegen enthielt 
son jeher das gemeine Recht in Deutfchland unfere Rechte 
regel, und zwar nicht befonderd für Geſandte, ſondern für 
ale Inlaͤnder, die im: Ausland teftiren wollten. Der Sims 
der ganzen. Stelle ift alfo folgender. Die Geſandten, ſo 
wie alle andere Einwohner, koͤnnen im -Auslande teftiren 
nach den Formen des Orts, wo fie fich aufhalten. Diefes 
Recht nun, das fie ohnehin mit allen andern Inländern theilen, 
ſollen fie auch ferner, wie bisher, ausüben bürfen (8 1). 
In ihrer Bequemlichkeit aber ſoll gegenwärtig noch eine 
neue Form von Teflamenten eingeführt und ihnen mit jener 
frößeren zur freien Auswahl anheim geftellt werben (8 2). 

Im 3. 1824 wurde mit Weimar ein Vertrag über Die 
gegenfeitigen Rechtsverhaͤltniſſe der Unterthanen gefchlofien, 
und gleiche oder ganz ähnliche Verträge mit anderen Rach⸗ 
barftaaten folgten darauf in großer Anzahl (8 374. gg). 
In dem Urt. 34 jenes Vertrags (m) wird mm gefagt: 
„Ale Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden, und auf den Todes 


(m) Geſehſammlung 1824 G. 154. 
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fall, werden, was die Gültigkeit derſelben rüdfichtlich 
ihrer Form betrifft, nach den Gefegen des Orts beurtheilt, 
wo fie eingegangen find.” Diefe Beſtimmung ift nun 
offenbar feine Gefälligkeit, Keine Conceſſion für die Nach⸗ 
barftaaten, auch fol fie ja gegenfeitig gelten. Sie war 
ferner nicht gedacht al8 eine neue Erfindung, fondern ale 
Anfchluß an ein allgemeines Rechtsprincip, welches auch 
fhon aus ver häufigen gleichlautenden Wiederholung 
folgt. Diefes Rechtsprinchp aber konnte Fein anderes feyn, 
al8 die uralte, in ganz Deutfchland von jeher geltende 
Regel: locus regit actum, die alſo dadurch von Seiten 
unferer Geſetzgebung die unzweifelhafteſte Anerfennung 
erhalt. Ä 


388 Bud III Herrſchaft der Okedhteregeln. Kap. IL Zeitliche Grängen, 


Zweites Kapitel. 


Zeitliche Gränzen der Herrſchaft der Rechtsregeln 
über die Nechtöverhältnifie. 


8. 383. 
Ginfleitung. 

Scriftfteller: 

CHABoT DE L’ÄLLIER questions transitoires sur le code 
Napoleon. Paris 1809. 2 Voll. in 4. 

Weber über die Rüdanmendung .pofttiver Geſede. 
Hannover 1811. 

MEYER principes sur les questions transitoires. Am- 
sterdam 1813. 

Bergmann das Verbot der rüdwirfenden Kraft neuer 
Geſetze im Privatrecht. Hannover 1818. 

Struve über das pofttive Rechtsgeſetz rückſichtlich 

* feiner Ausdehnung in der Zeit. Göttingen 1831 (a). 


Die Aufgabe des dritten Buchs dieſes Rechtsſyſtems 
ift dahin angegeben worden, das Gebiet, in welchem die 
Rechtöregeln über Rechtsverhältnifie herrſchen follen, und 


(a) Diele andere Schriften finden fih angeführt bei Bergmann 
© XXI—XXIV. 
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die Graͤnzen dieſes Gebietes, zu beſtimmen (8 344). Eine 
ſolche Gränzbeftimmung kann nach zwei Seiten hin nöthig 
ſeyn, je nachdem neben einander, oder nach einander, vers 
ſchiedene Nechtsregeln als geltend gedacht werven. Bon 
der erften Art, der Beſtimmung der örtlichen Graͤnzen, iſt 
bisher gehandelt worden (Rap. J.). Es bleibt nım nodh 
die zweite Art der Graͤnzbeſtimmung übrig, die fich auf die 
zeitlichen Graͤnzen bezieht. 

Dabei wird vorausgefest, daß an vemfelben Orte in 
zwei verfchievenen Zeiträumen verſchiedene Rechtöregeln 
gelten, zu welchen ein gegebenes Rechtsverhaͤltniß, oder eine 
einzelne NRechtöfrage, in ſolche Beziehung fommt, daß es 
zweifelhaft wird, welche unter jenen beiden Rechtöregeln die 
Entſcheidung der Frage beherrfchen fol. Ein folcher Streit 
zweier Nechtöregeln um die Herrjchaft ſetzt alſo ſtets eine 
eingetretene Veränderung voraus. Diefe Veränderung aber, 
fofern fie dem Gebiet der nun folgenden Unterfuchung ange- 
hören fol, muß noch näher dahin beftimmt werben, Daß 
ed eine Veränderung in den Nechtsregeln jelbft (dem objec- 
tiven Recht) jeyn muß, nicht eine bloße Veränderung in 
den thatfächlichen Bedingungen des Rechtsverhaͤltniſſes (dem 
fubjectiven Recht), indem nämlich die Veränderungen biefer 
legten Art bereits in Verbindung mit den örtlichen Gränzen 
der Herrichaft abgehandelt worden find (b). Wir feben 
alfo im Laufe der jeht folgenden Unterfuchung voraus ein 


(b) ©. o. $ 344 am Schluß des $. 
vmi. 
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Rechtsverhaͤltniß, das in ſich ſelbſt unveraͤndert geblieben 
iſt, dem aber zwei, der Zeit nach verſchiedene, Rechtsregeln 
gegenüber treten, die um die Herrſchaft über das Rechts⸗ 
verhaͤltniß ſtreiten. | 

Eine Veränderung in den NRechtöregeln aber, wie fie 

hier als Grund und Bedingung aller zeitlichen Collifions⸗ 
fragen gedacht werden muß, kann in folgenden verſchiedenen 
Geſtalten eintreten: 

1. Erlaß eines einzelnen neuen Geſetzes, welches 
gerade das jetzt vorliegende Rechtsverhältniß zum 
Gegenſtand hat. 

2. Abfaſſung eines neuen Geſetzbuches, alſo einer Ge⸗ 
ſammtheit von Rechtsregeln, worin auch das vor⸗ 
liegende Rechtsverhaͤltniß neue Beſtimmungen er⸗ 


hält (c). 


3. Aufnahme eines fremden Geſetzbuches im Ganzen, 


anftatt des bisher geltenden Rechts (d). 

4. Losreißen des Ortes, welcher den Sig eines Rechts⸗ 
verhältnifies bildet, aus feinem bisherigen Staats⸗ 
verband, und Aufnahme in einen anderen, mit 
Unterwerfung unter das gefammte Recht dieſes 
anderen Staates, in welchem Fall dieſes neu übers 


‚() Diefer Fall trat ein in (d) So wie es unter dem Gin 

Eonftantinopel vom 3. 529518534, Fluß der Franzoſiſchen Uebermacht 

in Preußen 1794, in Franfreih in mehreren Ländern in und außer 

1804, in Oeſterreich 1812. Deutfchland mit dem code Napo- 
leon geſchah. 


371 


nommene Recht in einem ganzen Gefeßbuch, oder 
auch (und vielleicht neben dem Gefeßbuch) in ein- 
zelnen Gefegen, felbft in einzelnen Regeln des Ges 
wohnheitsrechts, beftehen kann (e). 

Wie verfchieven diefe Fälle von einander feyn mögen 
in ausgebehnter und wichtiger Anwendung, fo ftehen fie 
doch einander grundfäßlich ganz gleich in Anfehung ber 
bier vorliegenden Gollifionsfrage. In allen diefen Allen 
ift es möglih, die Collifionsfrage durch beſondere gefeß- 
liche Beftimmungen voraus zu entjcheiden, und in den brei 
legten Faͤllen iſt dazu beſondere DVeranlafjung vorhanden. 
Solche Geſetze werden tranfitorifche genannt, indem 
fie den Uebergang aus einer Nechtsregel in eine andere 
zum Gegenftand haben. 

As Suftinian die Inſtitutionen und die Digeften 
befannt machte, legte er denfelben rüdwirfende Kraft bei (f). 
Darin lag jedoch nicht der Ausdruck eines bleibenden Grund⸗ 
fages über Rüdwirkung, noch die Aufftellung einer wahren 
Ausnahme, indem diefe Nechtsbücher nicht dazu beftimmt 
waren, neues Recht zu fchaffen, ſondern Das beftehenve 
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(e) Wichtige Fälle dieſer Art 
find eingetreten bei der Abtretung 
vieler Länder an Frankreich; fpäter- 
hin, als Preußen theils frühere 
Provinzen zurüd erhielt, theile 
neue Landestheile erwarb; nicht 
bei der Abtretung des linken Rhein⸗ 
ufers an deutfche Staaten, weil 


damals das Franzöſiſche Recht 
aufrecht erhalten wurde. 

(f) L.2 $23, L.3 823 
C. de vet. j. enucl. (1.17). Etwas 
anders lautet die Const. Summa 
$ 3 über den Codex. Vgl. Berg: 
mann $ 14. 


24% 
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Recht zu fichern und zu reinigen." Man fonnte darin eine 
Art von authentifcher Auslegung des beftehenden Rechts 
im Großen fehen, welche von felbft rüdwirfend feyn mußte 
(8 397). 

In Feiner Gefeßgebung ift für dieſe Collifionsfrage fo 
viel Vorforge getroffen worden, ald in der Preußifchen (g), 
und ich will gleich Hier eine Meberficht über die Preußifchen 
tranfitorifchen Gefege geben, um in der Folge darauf 
letchter zurüd weifen zu koͤnnen. — Das ältefte derfelben 
iſt das Publifationspatent des allgemeinen Landrechts vom 
5. Februar 1794 (h), welches in den 88 8 bis 18 ausführ- 
liche tranfitorifche Beftimmungen enthält. Daran fchließen 
fich folgende Geſetze an, wodurch die Preußifche Gefehge- 
bung theils in neu erworbene Kandestheile zuerft eingeführt, 
theil8 in wiedergewonnene Landestheile zurüdgeführt wurde. 

1803. Fürftenthbum Hildesheim und Stadt Goslar 
(Stengel’s Beiträge Band 17 ©. 194). 

1803. Paderborn und Münfter (Stengel Band 17 
©. 235). 

1803. Eichsfeld, Erfurt, Mühlhaufen, Rorphaufen 
(Stengel Band 17 ©. 253). 


(8) Das Oefterreihifhe Ein- aber wurben einige abgefonberte 
führungspatent enthält über diefen tranfitorifche Geſetze erlaſſen, gleich: 
Gegenfland nur wenige Beftim: zeitig mit dem code, namentlich 
mungen. Im Franzöflfhen Ge- über Adoption, Ehefheibung, un: 
feßbuch finden ſich bei einzelnen eheliche Kinder. 

Artikeln tranfttorifche Beftimmun- (h) Abgedruckt vor allen Aus- 
gen (3.8. art. 2281); außerben gaben bes Landrechts. 
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1814. Frühere Preußifche Provinzen jenfeits der 
Elbe (Gef. Samml. 1814, ©. 89). 

1816. Weftpreußen (Gef. Samml. 1816, ©. 217). 

1816. Pofen (Gef. Samml. 1816, ©. 225). 

1816. Herzogtfum Sachen (Gef. Samml. 1816, 
©. 233). 

1818. Enflaven (Gef. Samml. 1818, ©. 45). 

1825. Herzogthum Weftphalen (Gef. Samml. 1825, 
©. 153). 

Es ift dabei zu bemerken, daß die Einführungspatente 
von 1803 faft nur abgefürzte Wiederholungen des Patente 
von 1794 find, anftatt daß die feit dem Jahre 1814 er» 
lafiene Patente manche eigenthümliche und abweichende 
Beftimmungen enthalten. 


8. 384. 


Zweierlei Rechtsregeln. 


An die Spibe dieſer Lehre wird gewöhnlich ein Grund- 
fag mit dem Anfpruch auf Allgemeingültigfeit geftellt, ver 
bei den einzelnen Schriftftellern unter verſchiedenen Wen- 
dungen erfcheint, die fich jedoch meift auf folgende zwei 
Ausdrüde zurüdführen laſſen: 

Neuen Geſetzen ift Feine rückwirkende Kraft beis 
zulegen. | 

Neue Geſetze follen erworbene Rechte unberührt 
lafien. 
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Diefem Grundfab ſoll weder feine Mahrheit, noch feine 
Wichtigfeit beftritten werden. Dennoch kann die herrſchende 
Auffaffung und Darftellung deſſelben als befriedigend nicht 
anerfannt werben, indem man ihn al8 allgemein anwendbar 
zu behandeln pflegt, während er nur für Eine Gattung von 
Rechtsregeln wahr, für eine andere Gattung aber völlig 
unwahr ift. 

Auf den erften Blick möchte man geneigt feyn, dem 
hier angebeuteten Gegenſatz der Auffaffungen eine größere 
Wichtigkeit beizulegen, als ihm in ver That gebührt, indem 
man glauben koͤnnte, die hier getabelte Behandlung ver 
Sache mühte dahin führen, die vorkommenden präftifchen 
Rechtsfragen großentheils irrig zu entfcheiden. Dem ift 
aber nicht alfo. Wo ein fo bevenklicher, einſchneidender 
Erfolg zu erwarten wäre,eder fich dann durch den Verfuch 
einer ftrengen Durchführung von felbft ald unmöglich dars 
fielen würde, pflegt man dadurch abzuhelfen, daß man 
Ausnahmen des angeblich allgemeinen Grundſatzes behaup- 
tet. Aber eben dieſe Aushülfe durch bloße Ausnahmen ift 
e8, die hier völlig verworfen werben muß, welches unten 
ausführlich dargethan werden wird (8 398). Und fo muß 
ich bei dem erhobenen MWiverfpruch gegen die gewöhnlich 
angenommene Allgemeingültigfeit jenes Grundſatzes beharten, 
wenngleich diefe irrige Annahme "ine geringere Gefahr 
praftifcher Folgen mit fich führt, als man’ glauben möchte. 

"lim nun das Geblet, "in welchem der angegebene Grund» 
ſatz in der That anzuerkennen ift, näher zu begrängen, 
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muß ich auf den verfchievenen Inhalt der Rechtsregein 
eingehen, mit deren möglichen Veränderungen wir und.in 
der ganzen hier vorliegenden Unterfuchung zu befchäftigen 
haben ($ 383). 

Eine erfte Gattung von Rechisregeln bezieht ſich auf 
den Erwerb der Rechte, das heißt, auf die Verbindung 
eines Rechts mit einer einzelnen Perſon, oder auf die Ver- 
wandlung eines Cabftracten) Rechtsinftituts in ein (perfün- 
liches) Nechtöverhältniß (a). — Die Natur dieſer Rechts⸗ 
regeln und ihrer möglichen Veränderungen wird durch fpl- 
gende Beifpiele anfchaulich werden. Wenn in einem Lande 
bisher das Eigenthum durch bloßen Vertrag veräußert und 
erworben werden konnte, ein neues Geſetz aber zur Ver⸗ 
außerung die Tradition fordert, fo betrifft die Veränderung 
‚ver Rechtsregel lediglich die Frage, unter welchen Bebin- 
gungen der Einzelne Eigenthum einer Sache erwerben, ‚alfo 
au feinem Rechte machen fann. Eben fo, wenn, bisher 
alle obligatorifche Verträge mündlich mit voller MWirfyng 
gefchloffen werden konnten, ein neues Geſetz aber vor: 
fchreibt, daß bei einem Gegenftand, defien Werth mehr als 
Funfzig Thaler beträgt, nur ein fchriftlicher Vertrag Flag- 
bar ſeyn fol. 

Eine zweite Gattung von Nechtöregeln bezieht fich auf 
dad Dafeyn der Rechte, alfo, auf die Anerfennung ‚eines 
Rechtsinftitutd im Allgemeinen, welche ſtets vorausgejeßt 


.@) © 0.81 8 4. 5. 
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werden muß, bevor von der Beziehung auf eine einzelne 
Berfon, over von der Verwandlung eines Rechtsinftituts 
in ein NRechtöverhältniß, die Rede ſeyn kann. — Auch die 
Regeln diefer Gattung find Wieder von zweierlei Art, Die 
in ihrem Umfang verfchieden, in ihrem inneren Wefen gleich 
find, und daher in Beziehung auf unfere gegenwärtige Uns 
terfuchung völlig auf gleicher Linie ftehen. 

Einige diefer NRechtsregeln betreffen das Seyn oder 
Nichtfeyn eines Nechtsinftituts. — Beifpiele find dieſe. 
Wenn in einem Staate bisher die Römifche Sklaverei an⸗ 
erfannt war, oder die Germanifche Leibeigenfchaft, oder das 
Zehentrecht, und ein neues Geſetz eines diefer Rechtsinſti⸗ 
tute aufhebt, für unmöglich erflärt, ihm alfo den Rechte: 
ſchutz entzieht. 

Andere unter dieſen Nechtöregeln betreffen zwar nicht 
das Senn oder Nichtfeyn, wohl aber dad So oder An- 
dersfeyn eines Rechtsinftituts, alfo, neben der allgemel- 
nen Fortdauer, eine innere Ummandlung deflelben. — Das 
hin gehören folgende Falle. Anftatt des Eigenthums mit 
firenger Vindication (nah Römifchem Recht) verorbnet ein 
neues Geſetz, daß das Kigentfum gar nicht mehr durch 
Bindieation, fondern nur durch Beſitzklagen und Obliga- 
tionen gejchügt werben fol. Anftatt des bisher unab- 
loͤslichen Zehentrechts, verordnet ein neues Geſetz, Daß jede 
Partei einfeitig die Ablöfung des Zehentrechts verlangen 
fönne. Eben dahin gehört das befannte Geſetz Juſtinian's 
über das Eigenthum. Seit Jahrhunderten Hatte ein bop- 
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peltes Eigenthum beftanden, ex jure quiritium und in bo- 
nis. Durch ein neues Geſetz hob Juftinian Diefe zwei 
Arten auf, fo daß Fünftig nur Ein Eigenthbum, und zwar 
mit vollftändiger Wirkung, beftehen follte; in Verbindung 
damit hörte auch die bisherige Eigenthümlichfeit der res 
mancipi und des fundus Italicus auf. 

Es muß aber wieberholt werben, daß beide zuletzt ers 
wähnte Arten der Rechtsregeln das Dafeyn der Rechte 
betreffen, unter fich alfo ganz gleichartig find, und daß wir 
feine Beranlaffung haben, im Laufe der gegenwärtigen Uns 
terfuchung fie zu unterfcheiven. Ihr natürlicher Unterfchien 
wurde nur erwähnt, um es anfchaulich zu machen, in wel⸗ 
chem Umfang und wie mannichfaltig die das Dafeyn der 
Rechte betreffenden Nechtöregeln zu denken find, und um 
jedem möglichen Zweifel über diefen Umfang vorzubeugen. 

Zu der Hier dargeftellten Unterſcheidung von zweierlei 
Rechtsregeln, vie den Erwerb, oder das Dafeyn der 
Rechte betreffen, find noch einige zufägliche Bemerfungen 
noͤthig (b). 


(b) Damit nicht dieſe Klaffi- 
flcation der Nechtsregeln, auf 
welcher die ganze folgende Unter: 
ſuchung beruht, für unvollftändig 
und unzureichend gehalten werde, 
ift gleich Hier zu bemerken, daß 
die gegenwärtige Unterfuchung be- 
ſchraͤnkt ift auf das materielle Pri⸗ 
vatrecht, alfo das öffentliche Recht 


(insbefondere das Strafrecht), und 
das Prozeßrecht nicht in ſich auf: 
nimmt. Diefe Ginfchränfung iſt 
diefelbe, welche ſchon oben ange: 
geben worden ift für die örtlichen 
Graͤnzen ($ 361.2), ja für das 
ganze gegenwärtige Rechtsſyſtem 
(8161). 
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Was zuerft Die Bezeichnung diefer zwei Gattungen von 
Regeln betrifft, fo Habe ich: diejenige gewählt, welche vor- 
zugsweiſe durch ſich felbft verftändlih zu ſeyn fchien. 
Man Fönnte fie auch dadurch zu unterfcheiden fuchen, daß 
man bie eine Gattung auf das Recht im fubjectiven, die 
andere auf das Recht im vobjectiven Sinn bezöge (ce). 
Oper fo, daß die eine Gattung auf die bleibende Natur 
(das Permanente) der Nechtsverhältniffe bezogen wuͤrde, 
die andere auf das Bewegliche in denfelben. 

Die Gränze der beiden Gattungen von Rechtöregeln ift 
nicht iberall unzweifelhaft, indem es bei manchen ungewiß 
erfcheinen kann, ob fie der einen oder der andern Gattung 
angehören. Solche Zweifel find nur durch genaue Grmwä- 
gung des Sinned und der Abficht neuer Gefebe zu löfen 
(8 398). 

Die erfte Gattung von Rechtöregeln wurde bezogen auf 
den Erwerb ver Rechte; indeffen ift darin auch der Verluft 
berfelben, die Auflöfung der Nechtöverhältnifje Cihre Abtren- 
nung von der Perſon des bisherigen Inhabers) mit inbe- 
griffen, und nur der Kürze wegen nicht mit ausgebrüdi (d). 
In den meiften und wichtigften Anwendungen fällt ohne- 
hin Beides völlig zufammen; fo bei der Veräußerung, der 
Ufucapion, der Klagverjährung, ver Auflöfung einer 


() S. o. B.18 4. 5. ſchen Thatſachen (B.3 8104). 
(d) Es Hätte daher dieſe Gat- Ich Habe dieſen Ausdruck als zu 
tung auch bezeichnet werben können abfiract lautend vermieden. 
ale: Regeln für die juriſti— 
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Obligation, in weldhen Fällen ſtets der eine Theil gerade 
Das erwirbt, welches "der andere Theil verliert. Aber 
auh in den feltneren und weniger wichtigen Fällen, 
worin der Verluft eines Rechts allein für ſich eintritt, wie 
bei der Dereliction, hat e8 teinen Zweifel, daß die zeitliche 
Collifion der Geſetze völlig eben fo, wie bei dem ‘Erwerb, 
zu beurtheilen ift. 

Die Natur mancher Rechte ift auf eine endloſe Dauer 
eifigerichtet, wie das Eigenthum vermittelt des Erbrechts, 
. bie Sklaverei, die fich Durch: die Beburt fortgefest, ſo daß 
ein völliges Aufhören diefer Rechte nur durch zufällige Um⸗ 
ftände eintreten kann; im Gegenfat anderer Rechte, bie 
fchon durch ihre Natur auf ein vorübergehendes Daſeyn 
‚angewiefen find, fo wie faſt alle Obligationen,. ver Nieß- 
brauch, die Sumilienverhältniffe. Bei beiden ift an fich die 
Colliſionsfrage auf gleiche Weife zu entfcheiden. Nur ift 
nicht zu verfennen, daß die dad Dafeyn der Rechte betref- 
fenden Regeln, und daher auch die Grundfäße für die Col⸗ 
lifion derfelben, von ungleich größerer MWichtigfeit find bei 
den Rechten von endlofer Dauer, als bei den vorübergehenden. 

Wenn man die Frage aufwirft, welche von jenen beiden 
Gattungen von Rechtsregeln an ſich ſelbſt, und ſo auch in 
Anſehung möglicher Eollifionen, wichtiger iſt, fo wird die 
Antwort verfchleden ausfallen, je nach verfchtenenen Ge⸗ 
fichtöpunften, die man dabei wählen fann. Auf der einen 
Seite find neue Geſetze über das Dafeyn der Rechte wich: 
tiger, nſofern fietiefer: in den geſammten Rechtszuſtand 
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eingreifen, und indbefondere das jet Beſtehende umwan⸗ 
deln. Auf der anderen Seite aber erfcheinen neue Geſetze 
über den Erwerb der Rechte in der Hinficht wichtiger, als 
fie häufiger zur Sprache und zum Bewußtfeyn kommen. 
Sie bilden nämlich die Grundlage der juriftifchen Handlun⸗ 
gen, der Rechtögefchäfte (e), alfo des gefammten Verkehrs. 
Daher ift gerade die Eollifionsfrage bei ihnen fowohl erheb- 
licher, als verwidelter, welcher Grund befunderd mich 
beftimmt hat, dieſe Gattung der Nechtöregeln der anderen 
in ber folgenden Unterſuchung voran zu ſtellen. 


Aus der bisher angeſtellten Betrachtung ergiebt ſich fuͤr 
die Löſung der hier vorliegenden Aufgabe folgende Anord⸗ 
nung als natürlich und zwedmäßig. 

Die Aufgabe geht dahin, vie zeitlichen Gränzen der 
Herrfchaft für zweierlei Nechtöregeln zu beftimmen. 

A. Erftlich für die Mechtsregeln, welche den Erwerb 
der Rechte zum Gegenftand haben. 


(e) Bei Weitem die meiften 
und wichtigften juriftifchen That: 
fachen beftehen in freien Hanblun- 
gen; allerbings nicht alle, viel: 
mehr fommen darunter auch zu- 
fällige Ereigniffe vor, die aber mit 
den freien Handlungen in ber 


Colliſtonsfrage unter völlig gleichen 
Regeln ſtehen. Dahin gehören 
z. B. als Gründe des Eigenthums⸗ 
erwerbs die verfchtebenen Formen 
der Acceffion; als Grund eines 
deferirten Inteftaterbrechts der Tod 
einer beftimmten Berfon. 
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Dabei ift vor Allem der Grundſatz in feiner wahren 
Bereutung darzuftellen, und zugleich das Verhältniß alter 
und neuer Gefeßgebung, ſo wie der Meinungen der Schrifts 
fteller, zu diefem Grundſatz anzugeben. 

Ferner iſt dieſer Grundſatz auf einzelne Rechtgoerhal- 
niſſe und Rechtsfragen anzuwenden. 

Endlich iſt die Natur der Ausnahmen darzuſtellen, die 
neben dieſem Grundſatz nicht felten vorkommen. 

B. Zweitens für die Rechtsregeln, welche das Daſeyn 
der Rechte zum Gegenftande haben. Die Anordnung ber 
einzelnen Fragen ift der für die erſte Klaſſe angegebenen 
ähnlich, nur daß diefe Fragen bier eine einfachere Geftalt 
annehmen. 


6. 385. 
A. Erwerb der Rechte. — Grundfap. 


Es iſt nunmehr der Grundſatz der zeitlichen Colliſton 
für diejenigen Rechtsregeln feftzuftellen, welche den Erwerb 
der Rechte zum Gegenftand haben. In diefem Gebiete ift 
in der That der Grundfag ald wahr anzunehmen, deſſen 
Allgemeinguͤltigkeit oben ($ 384) verneint werden mußte. 
Ich will denfelden in ven beiden vorläufig angegebenen 
Hormeln genauer feftzuftellen fuchen, wodurch zugleich Das 
innere VBerhältniß beider Formeln zu einander anfchaulich 
werben wird. 
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Die erfte Formel lautete fo: 

Neuen Gejegen ift Feine rückwirkende Kraft 
beizulegen. 

Zunädft ift die wahre Bedeutung der. Rürwirkung 
aufzuſuchen, die durch dieſe Formel abgeiwiefen wer: 
den fol. 

Es ift augenfcheinlich, Daß diefelbe nicht in einem buch- 
ftäblichen, materiellen Sinn aufzufaffen if. Diefer Sinn 
würde dahin gehen, daß. das Gejchehene ungejchehen.ge- 
macht werben fole. Da nun Dieſes an fich unmöglich ift, 
jo bedarf es Feiner Rechtsregel, um e8 zu verhindern. — 
Vielmehr iſt alfo die Rüdwirfung in einem juriftifchen 
oder formellen Sinn aufzufaffen, wodurch fie die Bebeu- 
tung erhält, daß das rüdwirfende Gefeß die Folgen ber 
vergangenen juriftifchen Thatfachen unter feine Herrfchaft 
ziehen, alfo auf diefe Folgen einwirken würde. ine ſolche 
Ruͤckwirkung aber auf die Folgen der vergangenen That- 
ſachen läßt fich noch in folgender Abftufung denken: 

A. Auf die Folgen allein, die von der Zeit des neuen 
Geſetzes Fünftig eintreten würden. 

B. Auf diefe Folgen, und zugleich auf die, welche in 
die Zwifchenzeit zwifchen der juriftifchen Thatfache und dem 
neuen Geſetze fallen. 

Zwei Beifpiele werden dieſe Rüdwirfung anfchaulich 
machen. — Wenn in einem Lande, das den Zinsvertrag 
ohme Einfchränfung zuläßt, ein Gelddarlehen zu. zehn Pros 
zent Zinfen gegeben wird, nach drei Jahren aber wird das 
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Römifche Recht in diefem Lande eingeführt, welches hüfere 
Zinfen, als zu ſechs ‘Prozent, verbietet, jo würde die Ruͤck⸗ 
wirfung der erften, geringeren Abftufung dahin führen, daß 
von der Zeit des neuen Geſetzes an die überfchießenden 
vier Prozente nicht mehr gefordert werben fönnten, anftatt 
daß die in den verfloffenen drei Jahren fällig gewordenen 
gültig bleiben würden und noch ferner eingeflagt werben 
fönnten. Die zweite, weiter gehende Abftufung der Rüd- 
wirkung würde dahin gehen, daß die überfchießenven vier 
Prozente weder für die vergangenen drei Jahre, noch für 
die Fünftige Zeit, gefordert werden fönnten. — Wenn fer 
ner in einem Lande, das die Veräußerung des Eigenthums 
durch bloßen Vertrag zuläßt, ein Landgut in dieſer Weiſe 
an einen Käufer veräußert wird, nach fünf Jahren aber 
ein neued Geſetz die Tradition zur Veräußerung erfordert, 
fo würde die Rüdwirfung der erften Abftufung dahin füh- 
ren, daß der Käufer in den vergangenen fünf Jahren Eis 
genthüümer gewefen wäre, und die Früchte ald Eigenthümer 
bezogen hätte, anftatt daß er von jetzt an Eigenthümer zu 
feyn aufhören müßte. Nach der zweiten Abftufung würde 
er auch in den vergangenen Jahren Nichteigenthümer gewe⸗ 
fen feyn, und die Früchte mit Unrecht bezogen haben. 

Die oben aufgeftellte Formel nun (der Grundſatz der 
Nichtruͤckwirkung) verneint fchlechthin die Einwirkung des 
neuen Geſetzes auf die Folgen der vergangenen Thatfachen, 
und zwar in jeder denkbaren Abſtufung. Sie erhält alfo 
den Zinsvertrag au zehen Prozent aufrecht, ſowohl für bie 
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vergangenen drei Jahre, als für die ganze Zukunft (a). 
Sie läßt das durch bloßen Vertrag erworbene Eigenthum 
fortwirken, nicht blos für die vergangenen fünf Jahre, fons 
dern auch für alle Zufunft. 

Ich gehe nun zur zweiten Formel über, vie alfo 
lautet: 

Neue Gefebe follen erworbene Rechte unberührt 
laſſen. 

Damit wird gefordert die Schonung der bereits erwor⸗ 
benen Rechte, oder, in genauerem Ausdruck, die Erhaltung 
der Rechtsverhaͤltniſſe in der ihnen einmal gegebenen Na⸗ 
tur und Wirkſamkeit. 

Manche haben dieſe zweite Formel ſo aufgefaßt, als ob 
darin ein neuer, ſelbſtſtaͤndiger Grundſatz enthalten waͤre, 
verſchieden von dem in der erſten Formel ausgedrückten (b). 
In der That aber erſcheint in beiden Formeln ein und 
derſelbe Grundſatz, nur von verſchiedenen Seiten angeſehen 
und bezeichnet. Die Anwendung auf die bereits bei der 
erſten Formel benutzten Beiſpiele wird Dieſes anſchaulich 
machen. — Der Glaubiger hat durch den auf zehen Bros 
zent gefchlofienen Zinsvertrag das Recht erworben, Zinfen 
in diefem Betrag zu fordern, fo lange das Darlehen 


(a) Diefe Aufrechthaltung für Sie ift in den feltneren Fällen 
die Zufunft wird meift unerheblih wichtig, wenn die Unkündbarkeit 
feyn, weil der Schuloner das Dar: der Schuld auf längere Zeit be- 
lehen kündigen Tann, und in Folge dungen feyn follte. 
des neuen Gefehes leicht Gelb zu Ib) Bergmann ©. 9. 
geringeren Binfen finden wird, Puchta Vorleſungen ©. 223. 
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befteht (c), und diefes erworbene Recht foll erhalten wers 
den, obgleich ein neues Geſetz die Zinsverträge auf ein ges 
ringeres Maaß befchränft. — Durch den bloßen Vertrag 
hat der Käufer des Landgutes Eigenthum erworben, und 
biefes erworbene Recht fol ihm erhalten werben, obgleich 
ein neues Geſetz die Veräußerung an die Bebingung der 
Tradition nüpft. 

Die auf die. Erhaltung der erworbenen Rechte gerichtete 
Formel bedarf nach zwei Seiten einer näheren Beftimmung, 
um gegen mögliche, fehr bedenkliche, Mißverftändniffe ge- 
ſchuͤtzt zu werben. 

Erſtlich find unter erworbenn Rechten, welche nach 
jener Formel erhalten werden follen, nur die Nechtsverhälts 
niffe einer beftimmten Perſon zu verftehen, alſo die Be⸗ 
ftandtheile eines Gebietes unabhängiger Herrfchaft des Indie 
viduellen Willens (d), nicht die abſtracten Befugniffe aller 
Menfchen oder ganzer Klaffen von Menfchen (e). Einige 
Beiſpiele werden diefen Gegenfab, und Die aus demfelben 
hervorgehende Befchränfung für die Anwendung ver aufge 
ſtellten Formel, anfchaulih machen. — Wenn in einem 
Staate der bisher ftraflofe Zweikampf unter Strafe geftellt 
wird, fo ift dadurch allen jeßtlebenden Einwohnern die 


(ce) Es würde ganz unrihtig daß die Ausübung von dem Gin: 
fepn, nur den Anſpruch auf fhon tritt eines in der Zukunft liegen: 
fällige Sinfen ein ertworbenes Recht ven Zeitpunftes abhängt. 
zu nennen. Auch der Anſpruch (d) S. o. 3.1 8 52, 53. 
auf fünftige ift ein folches, jedoch (e) Bergmann $ 20. 
darin von dem erften verfchieben, 

viu. 25 
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bisher genoffene Befugniß, den Zwelkampf ungeftraft vorzu⸗ 
nehmen, entzogen... Die angenblidliche Einwirkung dieſes 
neuen Geſetzes aber wird durch unſere Formel nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, weil die bisher vorhandene abſtracte Befugniß 
aller Menſchen zum ſtrafloſen Zweikampf nicht die Natur 
eines erworbenen Rechtes hat. — Auf gleiche Weiſe verhaͤlt 
es ſich, wenn in einem Staate, der bisher Buͤrgſchaften 
der Frauen mit voller Wirkung anerkannte, das Roͤmiſche 
Recht, und mit dieſem das Sc. Vellejanum, eingeführt wird, 
wodurch alle Frauen die bisherige Befugniß zu vollgültigen 
Bürgfehaften verlieren. — Und ganz Dafjelbe muß behauptet 
werden, went da, wo bisher die Volljährigkeit mit 
21 Sahren eintrat, das NRömifche Recht mit der uf 
25 Jahre beftimmten Volljährigkeit eingeführt wird. Ale, 
die zur Zeit dieſes neuen Gefeges noch nicht 21 Jahre 
vollendet haben (f), verlieren durch daſſelbe die Befugniß, 
mit dieſem Alter volljährig zu werden, und werden alfo 
Bier Jahre länger in der: Minberjährigfeit erhalten. 
Zweitens find erworbene Nechte nicht zu verweihfeln 
mit bloßen Erwartungen, die durch das biöher beſtehende 
Geſetz begründet waren, Durch das neue Geſetz aber zerftört 
werden. Diefe Zerftörung wird durch den auf die Er 
haltung der erworbenen Rechte gerichteten Grundſatz feines» 


© Anders verhäft es ſich mit Denen, bie zur Zeit des neuen Ges 
feßes ſchoͤn 21 Jahre zurückgelegt hatten, denn für jeden Ginzelnen 
nnter diefen war die Volljährigfeit bereits ein perfünfiches erworbenes 
Recht geworden, f. u. $. 389. 
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weged ausgeſchloſſen. — So Konnte ein beſtehendes Erb⸗ 
folgegefeb in beftimmten. Berfonen einer Familie die Ers 
wartung erregen, daß fie die Inteftaterben eines anderen 


Gamiliengliedes werben würden, und’ fie mögen vielleicht 


ihren Lebensberuf nach diefer Erwartung eingerichtet haben. 
Wem nun ein neues Erbfolgegefeh. diefe Erwartung vers 
nichtet, fo mag ihnen dieſe Aenderung des Rechts fehr 
ſtoͤrend werben, aber unfer Grundſatz fchließt dieſen Erfolg 
nicht aus, da derfelbe nur erworbene Rechte, nicht erregte 
Erwartungen, in Schu nimmt. — Eben fo verhält es 
fih, wenn Jemand von einem reichen Tinderlofen Mann 
das Berfprechen erhält, daß viefer ihn zum einzigen Erben 
einfegen werbe, wenn fogar das Teftament wirklich gemacht 
und ihm gezeigt worben iſt. Diefe bloße Erwartung kann 
durch ein, bei dem Leben des Teftators, erlaflenes neues 
Geſetz, das die Teftamente verbietet, eben fo gut vereitelt 
werben, wie durch den veränderten Willen des Teſtators (g). 
— Dagegen. würde ed untichtig feyn, hierin den bloßen 
Erwartungen gleich zu ftellen die Rechte, die nur noch nicht 
ausgenbt werben können, weil fie an eine Bedingung 
oder Zeitbeftimmung geknüpft find. Diefes find wirkliche 
Rechte, indem felbft bei der Bedingung die eingetretene 
Erfüllung retrotrahirt wird. Der Unterfchieb liegt darin, 
daß bei der Erwartung aller Erfolg von der bioßen 


(8) Merux p. 32. 33. 
25* 
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Willkür einer fremden Perſon abhängt, anftatt daß bet 
conditio und dies Diefes nicht anzunehmen ift (h).- 

Der hier aufgeftellte Gruubfag, der aus beiden angegex 


benen Formen hervorgeht, hat aber zwei am fich verfchiebene -- 


Bereutungen, deren jede wahr und wichtig iflz bie eine 

bezieht fich auf den Geſetzgeber, die andere auf den Richter, 
Fuͤr den Gefeßgeber hat jener Grumpfa die Beveutung, 
daß er neue Geſetze nicht mit rädwirfender Kraft, nicht 
mit Gefährdung eriworbener Rechte, erlafien fol (i). 

Für den Nichter geht die Bedeutung des Grundſatzes 
dahin, jedes neue Geſetz, auch wenn es hierüber unbeftimmt 
lautet, fo auszulegen und anzuwenden, daß ihm feine 
ruͤckwirkende Kraft beigelegt, daß Fein erworbenes Recht 
geftört werde. Ä . 

Wird alfo in einem Staat, der bisher die Veräußerun 
durch bloßen Vertrag zuließ, die Tradition als Bedingung 
der Veräußerung vorgefchrieben, fo wird Diefes neue Geſetz 
der eben geftellten Anforberung ‚dadurch genügen, daß es 
in folgendem Sinn gedacht wird: „Wer Fünftig Eigenthuw 
veräußern will, fol fih dazu der Tradition bedienen.” In 


(h) ©. o. 3. 3 $ 116. 117. 
120. — Cnasor T. 1 p. 128. 
MEYER p. 30— 32 p. 172. 

(i) Darauf geht der Ausédruck 
der L. 65 C. de decur. (10. 31) 
„cum conveniat. leges futuris 
regulas imponere, non praeter- 
itis calumnias excitare.“ Die 
meiften anderen Stellen faflen mehr 


den Standyunft der Belehrung für 
den Richter auf. So unter anderen 
auch die Stelle, aus welcher außer: 
dem die L. 65 cit. größtentheils 
wörtlich entnommen if. L. 3 C. 
Th. de const. (1. 1) ‚Omnia 
constituta non praeteritis ca- 
lumniam faciunt, sed futuris 
regulam imponunt."* 


Ba 
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biefem Sinn fol der Gefehgeber die neue Vorfchrift denken 
. (wenn aud nicht wörtlich ausbrüden), und der Richter 
file anwenden. “ 


Bisher iſt verfucht worden, den Grundſatz in ſeiner 


eigentlichen Bedeutung und in feinen verſchiedenen Be⸗ 


ziehungen klar zu machen, fo wie in gehörige Graͤnzen ein—⸗ 


‚gufchließen. Die Hauptfrage aber ift dabei noch nicht bes 


rührt worden: ob wir ihn überhaupt für wahr zu halten 
haben, und aus welchen Gründen. 
Man möchte vielleicht verfucht feyn, Folgendes Dagegen 


‚einzuwenden. Ein neued Gefeh wird ſtets gegeben in der 
‚Meberzeugung, daß es beffer fey, als das frühere. Daher 
müſſe man. defien Wirkfamfeit fo weit, als möglich, aus» 


dehnen, um den zu erwartenden befleren Zuftand dem 
weiteften Kreife mitzutheilen. — Diefe Auffaffung hat einige 


‚Berwandtfchaft mit der oben bei dem territorialen Rechte 


erwähnten ($ 348), nach welcher bei jeder örtlichen Collifton 


‚der Gefeße nur immer das Geſetz des eigenen Landes feft- 


gehalten werden follte. Wie aber damals diefem fcheinbaren 
Grundſatz der wahre entgegen gefegt werden mußte, nach 
welchem jedes Rechtsverhältniß vielmehr nach dem Geſetz 
des ihm naturgemäß zufommenden Rechtögebietes zu beur- 
theilen war, fo wird auch hier unfre Aufgabe dahin gehen, 
für die zeitliche Wirkſamkeit eines jeven neuen Geſetzes das 
Gebiet der Herrfchaft feftzuftellen, welches ihm naturgemäß 
zufommt. Die Graͤnzen diefes natürlichen Gebietes nun 


‚für die Herrſchaft eines neuen Geſetzes find es, welche 
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durch den oben aufgeftellten Grundfag der nichtruͤckwirken⸗ 
ven Kraft, der Erhaltung erworbener Rechte, bezeichnet 
werden. Die Wahrheit dieſer Behauptung aber geht aus 
folgenden Betrachtungen hervor. 
Erſtlich iſt höchſt wichtig und wünſchenswerih bass 
unerfchütterliche Vertrauen in die Herrſchaft der beſtehenden 
Geſetze. Damit iR nicht gemeint das Vertrauen in ihre 
ftete Fortdauer, da. vielmehr nach Umſtaͤnden die Erwartung 
und der Wunfch eines beffernden Fortfehrittes wohl begründet 
und heilfam feyn kann. Wohl aber iſt gemeint has Ver⸗ 
trauen, daß ihre Herrfchaft und Wirkſamkeit, fo lange fle 
beftehen, unanfechtbar ſeyn were. Es fol alfo Jever 
darauf ficher rechnen dürfen, daß die Rechisgefchäfte, vie 
er zum Erwerb von Rechten nach ven beftehennen Geſehen 
eingerichtet Hat, auch in Zufunft wirkfam bleiben werben, 
Zweitens if gleichfalls wichtig und wuͤnſchenswerth bie 
Erhaltung des jederzeit beftehenden Rechts» uud Vermögens⸗ 
Beftandes. Diefe Erhaltung aber wird, fo weit die Geſet⸗ 
gebung darauf einwirken Tann, befördert durch ben oben 
aufgeftellten Grundſaßz, gefährdet Durch den enigegens 
gefeßten. 
Drittens iſt der enigegengefehte Grundſatz ſchon deshal 
verwerflich, weil eine conſequente Durchfuͤhrung deſſelben 
ganz unmöglich if, fo daß er nur zufällig und inconſequen⸗ 
terweiſe (alfo ſchon deshalb ungerecht), auf einzelne Arten 
von Rechtsgeſchaͤften einwirken wuͤrde, während alle anderen 
davon frei bleiben müßten. Wollte man jenen enigegens 
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gefegten Grundſatz ſtrenge durchführen, ſo müßte ein neues 
Geſetz, welches zur Veräußerung des Eigenthums, anftatt 
des bisher genügenben bloßen Vertrags, die Tradition ers 
forderte, die Folge Haben, daß nun auch alle vergangene 
Beräußerungen unwirkſam würden, oder Durch nachgeholte 
Zrabitionen ergänzt werben müßten. Die völlige Unmöglichs 
feit eines -folchen Rechtszuftandes ift fo einleuchtend, daß 
gewiß Niemand daran gedacht Bat, in die Annahme einer 
rückwirkenden Kraft, die von Manchen nach der Natur der 
Sache als richtig angefehen, und nur nach pofitiven Ges . 
ſetzen verworfen wird, auch diefe Folgen mit aufzunehmen. 
Man glaubte alfo die Rückwirkung allgemein in Frage zu 
ftellen, dachte aber dabei in der That nur an eingeleitete, 
noch unerlevigte Rechtögefchäfte, namentlich an früher ge- 
ſchloſſene obligatorifche Verträge, deren Erfüllung erft nach 
dem Erlaß des neuen Geſetzes gefordert wird (k). Im 
. biefer befchränften Anwendung ift es allerdings denkbar, 
die Rüdwirfung durchzuführen; aber eben dieſe ganz zu- 
fällige und willfürliche Beſchraͤnkung beweift, daß die An- 
nahme der Rüdwirfung zu einem allgemeinen Grundfag 
ganz untauglich, und in der zufällig befchränften Anwen⸗ 
‚bung, worin fie möglich wäre, ungerecht ift. 
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(k) Dieſes iſt namentlich die zur Veräußerung erfordert. Gr 


Aufiht von Weber, S. 108, der 
das unter dem früheren Geſetz durch 
bloßen Bertrag erworbene Kigen- 
thum fortwirken läßt, au wenn 


ein neues Geſetz die Tradition 


wird aber dadurch feinem Grund: 
fa in der That untreu, indem er 
unvermerkt bie Anwendung deſſelben 
inconfequent und willkürlich be: 
fchränft. 
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A. Erwerb der Rechte. Grundſat. (Fortſetzung.) 


Der Grundſatz für die den Erwerb der Rechte betreffens 
den Regeln ift bisher nur von dem Standpunkt einer 
\ allgemeinen Betrachtung über bie Natur und Beflimmung 
der Gefeße erwogen worden; ich wende mich nun zu 
den Ausfprüchen der Gefebgebung über dieſe wichtige 
Frage. 

Hier tritt uns zunaͤchft entgegen eine für den Orient 
von K. Theodoſius II. im 3. 440 erlafiene Verord⸗ 
nung (a), die auf alle fpätere ‚Zeiten, fowohl in der Ge- 
feßgebung, als in der Praris, und in Der Lehre der Schrifts 
fteller, den entfehiedenften Einſiuß ausgeübt hat. Sie 
lautet alfo: 
Leges et constitutiones futuris certum est dare 
formam negotiis, non ad facta praeterita revo- . 
cari, nisi nominatim et de praeterito tempore 
et adhuc pendentibus negotiis cautum sit. 

Der wichtige Inhalt diefer Berorbnung, der die bisher 
vorgetragene Lehre völlig beftätigt, laͤßt fich auf folgende 
Hauptfäße zurüdführen. 

Sie unterfcheidet nicht zwifchen vergangenen und fünf 
tigen Wirkungen juriftifcher Thatfachen, fondern zwiſchen 


(a) L. 7 C. de legibus (1.14). — Die Stelle wird wörtlich wieder⸗ 
holt in einer Decretale von Gregor IX., C. 13 X. de constit. 
(1.2). Dem Inhalt nad flimmt damit übtrein C. 2 X. eod. 


Fi 
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vergangenen und künftigen Thatfachen ſelbſt. Neue Ges 
fee, fagt fie, find anzuwenden auf alle fpäterhin vorzu⸗ 
nehmende Rechtögefchäfte (futuris ... zegotus), nicht ans 
zuwenden auf vergangene Nechtögefchäfte (non ad facta 
praeterita revocari), auch wenn deren Wirkungen erft 
noch in der Zufufft liegen follten (adhuc pendentibus ne- 
gotiis) (b). - 

Sie macht den Vorbehalt, daß ein Fünftiges Gefeh 
ausnahmöweife auch wohl eine rüdwirfende Kraft fich beis 
legen Fönne, die alddann anerfannt werden muͤſſe. Hieraus 
erhellt, daß dieſe Verordnung gedacht ift als eine Anwei⸗ 
fung (Auslegungsregel) für die Richter, nicht für den Ges 
feßgeber, welchem vielmehr für jeden einzelnen Fall fteie 
Hand ausdrüdlich vorbehalten wird. Wäre aber auch 


Diefer Vorbehalt nicht hinzugefügt, fo würbe er fich von 


. (6) Denn die Beziehung auf 
die pendentia negotia ift der 
Ausnahme vorbehalten, für bie 
regelmäßigen Fälle alfo unterfagt. 
Pendens 'negotium ift ein Ber: 
frag, der zur Beit des neuen Ge⸗ 
feßes ſchon gefchlofien, aber ganz 
ober theilweife noch unerfüllt if, 
fo daß. deffen Wirkungen in ber 
Zufunft liegen. — Der Ausprud 
negotium ift in der Stelle a po- 
tiori gebraucht, indem die meiften 
juriftifchen Thatfachen (wenn auch 
nicht alle) wahre. Rechtsgefchäfte 
find ($ 384. e). Auch anderwärte 
fommt einmal der Ausbrud ne- 


gotium für eine ſolche Thatfache 
vor, die gewiß Fein NRechtsgefchäft 
it, naͤmlich die Eroͤffnung einer 


Inteſtaterbfolge. L. 12 m f. C. 


de suis (6. 55). — Unter bie 
pendentia negotia gehören nun 
unftreitig auch Diejenigen, worüber 
bereits ein Mechtöftreit erhoben, 
aber noch nicht entfchieben iſt; je- 
doch glaube ich nicht, Daß der Hier 
gebrauchte Ausdruck gerade diefen 
Fall befonders hat bezeichnen follen. 


Anders ‘verhält es fih mit ben 


causis . ... quae Mn judich 
adhuc pendent in der const. 
Tanta $ 23. 
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ſelbſt verſtanden haben, da dieſe Vorſchrift kuͤnftig, wie im 
Ganzen, ſo auch in der Anwendung auf jeden einzelnen 
fünftigen Fall, wieder aufgehoben werden konnte. 

Wichtig iſt noch der Standpunkt, von welchem aus die 
Verordnung erlaſſen wird. Sie iſt nicht gemeint als eine 
aus neuer Erfindung hervorgehende Vorſchriſt, vor welcher 
alſo etwa das Gegentheil anzunehmen geweſen waͤre. Viel⸗ 
mehr will ſie nur ausſprechen, Was aus der Natur und 
Beſtimmung der Geſetzgebung als Regel nothwendig folge 
(certum est), alſo eine Belehrung geben zur Abwendung 
möglicher Irrihümer der Richter über dieſe Frage. Auch 
dürfen wir nicht zweifeln, daß jene Regel von jeher von 
den Römijchen Zuriften als wahr anerkannt worden ifl, 
und es ift nur zufällig, daß uns nicht Ausfprüche derſelben 
aus älterer Zeit aufbewahrt find (b’). 

Endlich ift oben bemerkt worven, daß neue Geſetze auf 
zweierlei Weiſe vorkommen Tönnen: als einzeln ſtehende, 
beſondere Vorfchriften (8 383. Num. 1), oder im Zufams 
menhang eines ganzen Geſetzbuchs, alſo eines mit Geſehes⸗ 
kraft verfehenen Syſtems von Rechtsregeln (5 383. Rum. 2. 
3. 4). In der hier vorliegenden Berorbnung iſt augen» 
ſcheinlich nur an den erften Fall gedacht, ver Inhalt der⸗ 
ſelben paßt aber ganz eben fo auch auf den zweiten. 


(b’) Sehr befkimumt findet ich die Regel anerlaunt bei Cıcano in 
Verrem I. 48, und zwar als Etwas, das von jeher als umge felfaft 
angefehen worben fey. . 


5. 366. A. Erwerb der Medhle. Grundſad. (Foriſ) 895 


Derfelde Grundfab nun, den Die angeführte Verordnung 
in allgemeiner Geftalt ausfpricht, findet fich anerfannt in 
einer Reihe von Conftitutionen, welche als neue Gefehe 
‚über einzelne Rechtöfragen erlaffen wurden, mit dem Zufaß, 
daß fie nur für die Zufunft gelten, nicht ruͤckwirkend feyn 
follten; diefer Zuſatz hat Dabei die Natur eines tranfitori- 
fchen Geſetzes (8 383). — Einige dieſer Conftitutionen 
find dadurch bemerfenswerth, daß fie ſehr beftimmt die oben 
erklärte Natur unfres Grundfages ausfprechen, nach wels 
cher derſelbe beſtimmt iſt, die künftigen Wirkungen 
der vergangenen Thatſachen aufrecht zu halten (c). 
— Andere drüden den Grund unferer Regel ganz richtig 
dahin aus, daß Der, welcher im Vertrauen auf das befte- 
hende Geſetz feine Nechtögefchäfte einrichte, Keinen Tadel 
verbiene, indem er das Fünftige Geſetz nicht habe vorher: 
fehen und beachten Können (d). _ | | 

Wir haben nun zunächft zu unterfuchen, welche Bedeu⸗ 
tung dieſe Ausfprüche des Römifchen Rechts für uns, auf 
dem Standpunkte des gemeinen Rechts, Haben, und wir 


(6) L. un. $16 C. de rei 
ut. Act. (5. 13) „instrumenta 
enim jam confecta viribus ca- 
rere non patimur, sed suum 
exıpettare eventim”. — E. un. 
$ 13 C. de latine libert. toll. 
(2.6). „Sed si quidem liberti 
Jam mertui sunt et bona eorum 
quasi Latinorum his, quorum 
intererat, aggregata sunt, vel 
adhuc vivunt, nihil ex hac lege 


innovetur, sed maneant apud 
eos jure antiquo firmiter deten- 
ta et vindicanda”. 

(d) L.20 C.de test. (6. 23), 
Nov. C. 1. — Andere Eon: 


ſtitutionen, die denſelben Grund⸗ 


ſatz anerkennen, find dieſe: L. 65 

C. de decur. (10. 31), L. 18 
C. de te rs a 20), Nov. 66 
c. 184 
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können diefe Frage fogleich auch auf die im Roͤmiſchen 
Recht vorkommenden Ausnahmen erſtrecken, die eine rüds 
wirfende Kraft mit fich führen, und deren allgemeiner Bors 
behalt bereitd erwähnt worden ift, während Die Erwähnung 
der einzelnen Fälle erft weiter unten ihre Stelle finden 
kann. Unfere Schriftfteller find darüber ganz einverftanden, 
daß alle diefe Ausfprüche des Nömifchen Rechts, fle mö- 
gen die Negel oder die Ausnahme betreffen, fo weit übers 
haupt Römifches Recht anerkannt wird, die Kraft "wahrer 
Geſetze mit fich führen. Ich kann mich von der Wahrheit 
dieſer Behauptung nicht uͤberzeugen. 

Zuerſt muß ich dieſelbe grundſätzlich verwerfen. Wir 
mögen jene Ausſpruͤche anſehen als Anweiſungen für den 
Geſetzgeber oder für den Richter, welche beide Auffaffungen 
‘an fich richtig find (8385), fo Haben fie für uns, auch da, 
wo das Römifche Recht anerfannt wird, die Kraft binden- 
der Gefege nicht (e). 

Zweitens muß idh jene Behauptung verwerfen mit 
Ruͤckſicht auf den beſonderen Inhalt der Ausſprüche, von 
welchen hier die Rede iſt. Der allgemeine Ausſpruch, 
welcher die rückwirkende Kraft verneint, fo wie die einzel⸗ 
nen Wiederholungen deſſelben (Note a. c. d.), follten gar 
nicht neues Recht aufftellen, und find auch in der That 
nur Belehrungen, worin die richtige Behandlung neuer 
Geſetze naturgemäß anerkannt wird. Bei dieſen Ausſpruͤchen 


(e) 0.8.1827. 0. 
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alfo iſt die ganze Frage ohnehin eine völlige müfftge. — 
Anders verhält es fich mit den einzelnen Ausnahmen jenes 
Grundfages, die allerdings einen völlig pofttiven Charakter 
an fiih tragen. Und dennoch muß auch hier eine genauere 
Betrachtung zu demjelben Erfolg führen. Um Diefes ans 
ſchaulich zu machen, , will ich Juſtinian's Gefege über den 
Zinsvertrag prüfen. Im J. 528 Hatte er verorbnet, daß 
anftatt der feit Jahrhunderten erlaubten Zwölf Prozente 
fünftig in der Regel nur Sechs Prozente an Zinfen bes 
dungen werben dürften (k). Da nun bald darauf Zweifel 
entflanben wegen der vor dem 3. 528 gefchlofienen Zins» 
verträge, erließ er im I. 529 ein tranfitorifches Gefeh (g) 
Bed Inhalts, daß die vor dem J. 528 verfallenen Zinfen 
"nach dem alten Geſetz, die ſeitdem verfallenen, fo wie bie 
künftigen, nach dem neuen Gefeß beurteilt werben foll- 
ten (b). Run wird wohl Jeder zugeben, daß von dem 
unmittelbaren Inhalt des Geſetzes nicht mehr die Rede feyn 
fan, da ganz gewiß feinem Richter ein vor 528 gefchlof- 
fener Zinsvertrag zur Entfcheidung vorgelegt werden wird. 
Eben ſo kann nicht von einer Anwendung des Gejeges in 
den Ländern die Rede feyn, in welchen feit Jahrhundesten 
das Roͤmiſche Recht herrſchend ift, da aud hier die that- 
fachliche Veranlaffung zu einer folchen Anwendung durchs 


(f) L.26 C. de usuris (4, 32). 

(g) L.27 C.de usuris (4. 32). 

(h) Die letzte Beſtimmung geht auf rückwirkende Kraft, enthatt 
alſo eine Ausnahme unſeres Grundſatzes ($ 385). 
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aus fehlen muß. Der einzige Fall einer möglichen Aniven- 
dung wäre der, wenn etwa eine Gegend, die bisher kein 
Zinsverbot gefannt Hätte, einem Staate einverleibt würde, 
in welchem Römifches Recht, mit dem Verbot Höherer Zins 
fen, als zu 6 Prozent, gilt. Hier könnte man daran den⸗ 
fen, das angeführte tranfitorifche Gefeb auf die ‚in, jener 
Gegend gefchloffenen früheren Zinsverträge anzuwenden. 
Allein auch diefe Anwendung würde Ich als eine ungehö- 
rige, blos buchftäbliche, dem Geiſt des Geſetzes wider⸗ 
ſprechende, verwerſen muͤſſen. Denn jedes tranſitoriſche 
Geſetz, ſo weit es uͤber die Graͤnzen bloßer Belehrung hin⸗ 
aus geht, und, fo wie jenes Geſetz Juſtinian's, eine Rüde 
wirfung anorbnet, iſt von fireng pofltiver Natur, alfo ganz 
abhängig von den Umftänden und Bebürfnifien feiner Zeit, 
und nicht der Ausdrud einer für alle Zeiten und Verhaͤlt⸗ 
niffe gültigen Rechtsregel. Juſtinian kann alſo Die hier 
erwähnte Rüdwirkung verordnet haben, weil er (mit Recht 
ober Unrecht) annahm, fe fen nad dem Bebürfniß feiner 
Zeit nöthig oder nüglih. Wollten wir biefelbe aber jeht 
anwenden, fo würben wir über den Sim derfelben hinaus⸗ 
gehen, indem wir: ohne allen Grund vörausfegen müßten, 
er habe diefe Vorſchrift auch für alle Fünftige Zeiten, deren 
Bebürfniffe er unmöglich vorherfehen Fonnte, gelten laffen 
wollen. 

MWenngleih nun aus diefen Gründen hervorgeht, DaB 
wir den erwähnten Ausfprüchen des Römifchen Rechts die 
Kraft bindender Geſetze, felbft in dem Gebiete unfered ge 
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meinen Rechts, abiprechen müflen, fo darf diefe Behaup⸗ 
tung keinesweges fo verftanden werden, al8 wollten wir 
diefelben für gleichgültig oder unwichtig erflären. Sie find 
vielmehr dadurch hoͤchſt wichtig geworden, daß fie als eine 
mächtige Autorität feit Jahrhunderten auf die Gefehgebung, 
die gerichtliche Praxis, und die Lehre der Schriftfteller ein- 
gewirkt Haben, woburch, neben mancher Verſchiedenheit Im 
Einzelnen, dennoch im Ganzen eine fo große Uebereinſtim⸗ 
mung entfanden if, wie fie ohne dieſe gemeinfame Grund⸗ 
lage gewiß nicht zu erwarten geweſen wäre. 


$. 387. 
A. Erwerb der Rechte. Grundſaß. (Fortſetzung). 


Der Ausſpruch des Römifchen Rechts über die Nicht- 
rüdwirfung ($ 386) iſt in die wichtigften neueren Geſetz⸗ 
gebumgen übergegangen. " 

I. Breußifche Gefeßgebung. 

Die Einleitung zum allgemeinen Landrecht enthält die⸗ 
fen Grundſatz in folgenden Worten. 

8 14. Reue Gefebe koͤnnen auf fihon vorhin 
vorgefallene Handlungen und Begebens 
heiten nicht angewendet werben. 

Diefe Vorſchrift if augenfcheinlich gemeint als Anwei⸗ 
fung für die Handlungsweife der Richter, fo daß das 
Wort können eigentlih den Sinn von follen mit ſich 
führt. 
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Was den Gefehgeber betrifft, jo war in dem Entwurf - 
eine Stelle aufgenommen, welche den Vorbehalt von Aus- 
nahmen, übereinfiimmend mit dem Römifchen Necht, aus⸗ 
drüden follte (a). Diefer Vorbehalt. ift in dem Landrecht 
weggelafien worden, und es ift an die Stelle defielben die 
allgemeine Ausnahme getreten, daß neue Strafgefeße, ſo⸗ 
fern fie milder feyen, als die alten, auch auf frühere Ver⸗ 
brechen angewendet werben follen (b). — Diefe Weglafr 
fung ift jedoch ganz unerheblich, indem es ſich ohnehin von 
jelbft verfteht, daß in jedem einzelnen kuͤnftigen Ball ver 
Geſetzgeber berechtigt ift, einem neuen Geſetze ausnahms⸗ 
weife die ruͤckwirkende Kraft beſonders beizulegen. 

Die oben angeführte Vorfchrift ſtimmt mit dem Römis 
fhen Recht auch darin überein, daß fie ausbrüdlich vie 
juriftifchen Thatfachen der früheren Zeit („Handlungen 
und Begebenheiten‘) der Einwirfung des neuen Geſetzes 
entzieht, alfo fowohl die vergangenen als die zufünftigen 
Wirkungen diefer früheren Thatfachen davon unabhängig 
erhält. » £ 

Neben diefer allgemeinen Beftimmung, die fürsalle ges 
genwärtige und fünftige Geſetze die zeitliche Graͤnze ihrer 


(a) Entwurf eines Geſetzbuchs (b) Ginleitung zum A. L. R. 
Einleit. $ 20. „Nur der Landes: H1L-20. Line andere, die Form 
herr Tann, aus überwiegenden der Nechtsgefchäfte betreffende Aus: 
Sründen des gemeinen Beten, nahme ($ 16. 17) wird weiter 
ein neues Gefeß auch auf ver- unten ($ 388. c) erwähnt werben. 
gangene Fälle zurückerſtrecken.“ 
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Wirkſamkeit feftftellt, Fommt nun aber noch in Betracht eine 
Anzahl tranfitorifcher Vorſchriften, veranlaßt durch die 
Einführung der gegenwärtigen Preußiſchen Gejeßgebung, 
bald in das gefammte Land, bald in einzelne Landestheile 
(8 383). In diefen iſt derfelbe Grundfag anerkannt, und 
nur in näßeren Beftimmungen einzeln angewendet. 

N. Franzoͤſiſche Gefehgebung. 

Hier ift unfer Grundſatz für das Privatrecht in folgen- 
den wenigen Worten anerfannt (c). 

La loi ne dispose que pour l'avenir; elle n’a 
point d’effet r&troactif. 

Somohl. diefe Kürze, ald der gebrauchte gangbare Kunft- 
ausdruck (effet retroactif) läßt Feinen Zweifel, daß hier 
lediglich die aus dem Roͤmiſchen Recht herruͤhrende, und 
durch das wiffenfchaftliche Recht aller Länder laͤngſt ge⸗ 
nauer ausgebildete Lehre ganz und volftändig anerkannt 
werden ſollte; und fo hat e8 auch die Franzoͤſiſche Praris 
aufgefaßt. 

Ganz in demfelben Sinn tft die Regel im Strafrecht 
ausgeſprochen (d). Die rüdwirkende Kraft ber- neuen 
Strafgefebe, wenn fie milder) find als die früheren, iſt bier 
nicht, wie im Preußifchen Recht, durch das Geſetz felbft 
hinzugefügt, wohl aber durch die Praxis anerkannt. 

II. SOefterreichifche Gefehgebung. 

Auch Bier findet fich blos folgende kurze Vorfchrift (e). 


. (c) Code civil art. 2. _ (d) Code penal art. 4. 
(e) Geſetzbuch $ 5. 
vm. | 26 
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Geſetze wirken nicht zuruͤck; ſie haben daher auf 
vorhergegangene Handlungen und auf vorher er⸗ 
worbene Rechte keinen Einfluß. 

Es gilt hier dieſelbe Bemerkung, welche bereits fuͤr 
das Franzoſiſche Geſetz gemacht worden if. Ja es iſt 
aus den gebrauchten Ausbrüden noch unzweifelhafter, daß 
der Gefebgeber die gefammte im gemeinen Recht anerkannte 
und ausgebildete Theorie fich Hat aneignen wollen. 





Bei der geringen Einwirkung der Gefebgebung anf die 
vorliegende Lehre ift dem wifienfchaftlichen Hecht ein: um 
fo größerer Einfluß zugefallen, und es fcheint daher noͤthig, 
einige allgemeine Bemerkungen über die Stellung’ unferer - 
Schriftfteller zu. dieſer Lehre voraus zu ſchicken. Im 
Großen und Gangen findet ſich eine größere Nebereinftim- 
mung, als man erwarten möchte; theild durch bie große 
Autorität, Die feit Jahrhunderten die Ausfprüche des Roͤ⸗ 
miſchen Rechts ausgeübt. haben (8 386), theils durch Die 
gerade Hierin oft unnerfennbare innere Macht der Dinge 
ſelbſt. Die dennoch vorhandenen Berfchievenheiten haben eine 
zweifache Natur. Ginige gründen ſich auf Die mehr ober 
weniger richtige Auffaffung der einzelnen Rechtsverhältnifie 
in Beziehung auf unfere Frage, und von dieſen wirb erſt 
unten, bei diefen Rechtöverhältnifien felbft, die Rede fein 
fönnen. Andere find entftanden aus den verſchiedenen Ver⸗ 
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fuchen, das mehr oder weniger deutlich Gedachte in allges 
meinen Grundfägen zu formuliven; dieſe Verſchiedenheiten 
haben eine überwiegend iheoretifche Natur. Cine fehr in 
das Einzelne ‚gehende Vergleihung und Keitif dieſer Ber- 
-fuche würde nicht in rechtem Verhaͤltniß flehen zu ber Das. 
von zu erwartenden Frucht. Es wird genügen, bei einigen _ 
Schriftftellern, die auf diefe allgemeine Bormulirung mehr 
als Andere, Kraft verwendet Haben, auf das Eigenthuͤmliche 
derfelben binzumelfen. 

Weber legt befonveres Gewicht auf folgende Unter⸗ 
fcheidung (fl. Man Fönne ein neues Gefeh erſtlich ver- 
fuchen fo zu behandeln, als wenn es fchen in einer frü- 
heren Zeit vorhanden geweien wäre, fo daß ed auch auf 
die in die Vergangenheit fallenden Wirkungen älterer Rechts⸗ 
gefchäfte bezogen würde. Darin liege eine ruͤckwirkende 
Kraft, und dieſe ſey verwerflih. Man Fönne aber auch 
zweitens fich darauf bef chränfen, die künftigen Wirkungen 
älterer NRechtsgefchäfte nach dem neuen Gefeße zu beurthei- 
len, und Diefes fey richtig. — Er glaubt, dieſe Unterfcheis 
dung, als Grundlage der ganzen Lehre, aus der Natur der 
Sache abgeleitet zu haben, fteht aber in der That unter 
dem Einfluß der L. 27 C. de usuris ($ 386. g), deren 
ſehr eigenthümliche und willfürliche Borfchrift fich ihm un⸗ 
vermerkt in einen allgemeinen Grundſatz verwandelt. Wie 
fehr er auf dieſem Wege zu einer inconſequenten Anwen⸗ 


(f) Weber 5 Bi.a bie 5 27. 
26 * 
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dung feines Grundſatzes unvermerft genöthigt wirb,. um 
der völligen Unausführbarfeit zu entgehen, ift fchon oben 
bemerkt worden (g). | 

Bergmann legt eine allgemeinere Unterfcheidung zum 
Grunde. (h). Ein Anderes fol gelten nach der Ratur der 
Sache, ein- Anderes nach den ganz pofitiven Vorfchriften 
des Römischen Rechts. — Nach der Natur der Sache foll 
Das wahr feyn, welches Weber für den Inhalt des Ro- 
mifchen Rechts ausgiebt. Das neue Geſetz fol nur nicht 
retrodatirt, das heißt, auf die in die Vergangenheit fallen- 
den Wirkungen bezogen werben; vie Beziehung auf Pie 
fünftigen Wirfun en älterer Rechtögefchäfte fol gültig feyn. 
— Die pofitive VBorfchrift des Römischen Rechts fol da- 
von auf zweierlei Weife abweichen. Erſtlich, indem es auch 
die fünftigen Wirkungen älterer Rechtögefchäfte in Schub 
nehme; zweitens, indem es nicht blos die rechtlichen Wir- 
fungen (erworbene Rechte) Ihe, fondern auch bloße Er- 
wartungen. 

Bei diefem legten Schriftfteller iſt beoerders zu tadeln, 
daß erden Inhalt des Roͤmiſchen Rechts in einen grund⸗ | 
fäßlichen Gegenfab bringt mit dem aus ver Natur der 
Sache hervorgehenden Recht, welches der Abficht .der von 
Theodoſtus II. herrührenden, und von Juſtinian in feine 
Gefepfammlung aufgenommenen Hauptftelle geradezu. wiber- 
fpriht (8 386. a), alfo nur vertheinigt werden kann durch 


() S. o. S 886. ch) Bergmann $ 4 $ 22 5 30. 
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die Vorausfegung, die Römifchen Geſetzgeber hätten fich 
über die Ratur der Sache völlig getäufcht, nicht durch die 
Annahme, fie Hätten abfichtlich neues, pofttives Recht vors 
fchreiben wollen. — Uebrigens fchlägt Bergmann wefentlich 
daffelbe Verfahren ein, wie Weber. Diefer fteht, wie fchon 
bemerkt, ohne es fich recht deutlich zu machen, unter dem , 
Einfluß der L. 27 C. de usuris; eben ſo Bergmann unter 
dem Einfluß von zwei Rovellen Suftinian’s (N. 66 und N. 22 
C. 1). Unter dem falfchen Schein eines Fritifch-hiftorifchen 
Verfahrens bildet er aus einigen allgemeinen Redensarten 
diefeer Novellen, und aus fehr willfürlihden Vorſchriften 
derfelben, eine allgemeine Theorie der erlaubten und uner⸗ 
laubten rüdwirkenden Kraft der Gefehe aus, unter der 
ganz unfritifchen ftillfchweigenden Vorausfegung, Juſtinian 
habe in dieſe Novellen eine folche Theorie niederlegen wol- 
len, fie follten alfo den allgemeinen Maaßftab abgeben für 
die Anwendung neuer Gefehe uͤberhaupt. 

Struve endlich zeichnet fich nicht aus durch eine be- 
fondere Auffaffung der rüdwirfenden Kraft überhaupt, in- 
- dem er hierin vielmehr von der Auffaffung Anderer mehr 
im Ausdruck, ale im Wefen, abweicht. Dagegen fteht er 
ganz allein in der Behauptung, daß die Regeln über die 
Anwendung neuer Gefehe auf Vergangenheit und Zukunft 
ausfchließend aus ver vom Richter zu erfennenden Natır 
der Sache, niemals aus 'pofitiven Gefehen, hergenommen 
werden dürften. Feder Verſuch, diefen Gegenftand gefeß- 
lich zu regeln, fol gänzlich nichtig fein, und vom Richter 
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gar nicht beachtet werben Dürfen; weshalb er denn auch 
alle tranfitorifche Geſetzgebung völlig verwirft (i1). — Bei 
diefer Auffaflung der Sache ift hauptſächlich die Beſchei⸗ 
denheit gu verwundern, womit diefer Schriftfteßler feine Be- 
bauptung über das Verhältniß des Richters zu den Ge⸗ 
fegen auf den engen Kreis der die Rüdwirfung beireffen- 
den Rechtsfragen einſchraͤnkt. Bei unbefangener Betrach⸗ 
tung wird man ſich übergeugen muͤſſen, daß dieſelbe Be⸗ 
hauptung, wenn ſie überhaupt wahr iſt, auch auf das 
ganze übrige Gebiet aller Rechtofragen ausgedehnt wer⸗ 
den muͤſſe. 


8. 388. 
A. Erwerb der Rechte. Anwendungen des Grundſatzes. 


Indem ich jetzt zur Anwendung des aufgeſtellten Grund⸗ 
ſatzes übergehe, muß ich zuvor auf einen, für unfere Un⸗ 
terfuchung wichtigen, Unterfchied in der Beichaffenheit der 
juriſtiſchen Thatſachen aufmerkſam machen. Die meiften 
diefer Ihatfachen find einfache, einem einzelnen Zeitpunkt 
angehörende, Ereigniſſe, fo wie Die Verträge, deren Weſen 
in einer übereinflimmenden Willenserklärung befteht, alfo 
in einer augenblidlichen Handlung, bei welcher die vieleicht 
lange dauernde Vorbereitung ganz gleichgültig if. Bei dies 
fer Art der Thatjachen ift es leicht Zu beftimmen, ob ein 


WM) Steave S. 6.16. 50-38 & 13-154. 
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neues Geſetz vor ober nach einer ſolchen Thatſache erlaſſen 
ſeyn mag. 

Dagegen giebt es manche andere Thatfachen, Die Ash 
über einen ganzen Zeitraum verbreiten, - entweder indem fe 
einen gleichmäßig fortgefehten Zuſtand vorausfegen (wie 
die Uſucapion und die Klagperiährung), oder indem Be aus 
mehreren, der Zeit nach auseinander Jiegenben, einzelnen 
Ereigniſſen zufammengefegt find (wie bie Teflamente). Bei 
diefen iſt Die Beſtimmung des Zeitverhälinifies zu einen 
nenen Geſetze fchwierig und perwidelt, jo daß fie nur Durch 
forgfältige Beachtung und Unterſcheidung der einzelnen Um⸗ 
Rande gelingen kann, indem das neue Geſetz oft «rlaflen 
wird zu einer Zeit, welche zwiſchen dem Anfang und der 
Vollendung einer ſolchen Thatſache Liegt. 

In den juriſtiſchen Thatſachen der erſten, einfacheren Art 
(Der augenblidlichen Ereigniſſen) verdienen beſonders zwei 
Momente unſere Aufmerkſamkeit, worüber eine gemeinſame 
Vorbemerkung hier ihre rechte Stelle finden wird: die 
Handlungsfaͤhigkeit ber hetheiligten Perfonen, und Die iuri⸗ 
ſtiſche Form der Mechtögefchäfte. 

Die Handlungsfähigfeit if ausſchließend zu beuxtheilen 
nach der Zeit der juriftifchen Ihatfache, ſowohl was Den 
ſabliſchen Zuſtand, als was das beſtehende Gefep betrifft. 
Schließt alſo ein Minderjaͤhriger ohne Vormund einen Ver⸗ 
trag, fo iſt und bleibt dieſer Vertrag ungültig, auch nadj- 
dem das volljährige Alter erreicht iſt; eben fo aber auch, 
wenn ein fpäteres Gefe den Zeitpunkt ver Volljährigkeit 
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fruͤher, als bisher, eintreten laͤßt. Daſſelbe gilt aber auch 
umgefehrt; ſchließt alſo unter der Herrſchaft des Franzoͤſi⸗ 
ſchen Rechts ein Einundzwanzigjähriger einen Vertrag, fo 
ift und bleibt der Vertrag gültig, auch wenn bald nachher 
diefer Ort unter die Herrfchaft des Römifchen Rechte tritt, 
welches Yünf und zwanzig Jahre für die Volljährigkeit er- 
fordert. — Ueber diefen Gegenſtand ift auch, fo viel ich 
weiß, niemals ein Zweifel erhoben worden. — Daffelbe 
muß behauptet werden, wenn eine Frau Bürgfchaft leiftet, 
während das Römifche Recht (mit dem Sc. Vellejanum) gilt, 
welches Gefeb nachher aufgehoben wird, oder umgekehrt. 
Im erften Fall ift und bleibt die Bürgfchaft ungültig, im 
zweiten Fall ift und bleibt fie güktig, auch nach dem abän- 
dernden neuen Geſetz (a). 

Auf gleiche Weiſe muß die juriftifche Form eined Rechts⸗ 
geichäfts beuriheilt werden ausſchließend nach dem zur Zeit des 
vorgenommenen Gefchäfts beftehenden Geſetz, jo daß ein 
fpäteres Geſet Feinen Einfluß auf die Gültigkeit hat, ohne 
Unterfchied, ob daſſelbe die frühere Form erleichtert ober 
erſchwert. Dean kann diefen Sa fo ausbrüden: tempus 
regit actum, übereinftimmend mit der Regel des örtlichen 
Rechts: locus regit actum ($ 381), ja er führt fogar 
noch einen höheren Grad von Gewißheit und Nothwendig⸗ 
feit mit fi, als dieſe Regel, welche man als eine, durch 


(a) Bon einer abweichenden Meinung von Meyer über das 
Sc. Vellejanum wird unten bei den Verträgen $ 392 die Rebe 
ſeyn. 
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allgemeine Rechtsgewohnheit begründete, Begünftigung ber 
Rechtögefchäfte anfleht. Denn bei dieſer Regel des ört> 
lichen Rechts ift ed oft (wenngleich nicht immer) den Bars 


teien möglich, eine andere Form zu beobachten, und darum _ 


wird ihnen billigerweife die Wahl gelaffen, welches. Geſetz 
fie in Anfehung der Form beobachten wollen: das am Ort 
der Handlung geltende, oder vielmehr das Geſetz des Ortes, 
welchem in anderer Hinficht dieſes Nechtögeichäft angehört, 
z. B. das Gefeh des Wohnſitzes. Cine ſolche Möglichkeit, 
und das, darauf gegründete Wahlrecht der Parteien zwifchen 
verfchiedenen Gefegen, ift neben der Regel: tempus regit 
actum, gar nicht vorhanden, da Niemand vorherfehen Tann, 
daß ein Fünftiges Gefeh die Yorm abändern werde, und 
- worin die Aenderung beftehen werde. Daher ift denn auch 
von Schriftftellern diefe Regel ohne Widerſpruch anerkannt 
worden (b). 

Nur in Einer Beziehung koͤnnte man einen Zweifel an 
der Allgemeingültigfeit diefer Regel geltend machen wollen, 
wenn nämlich das neue Gefeh die Form eined Rechtsge⸗ 
ſchaͤfts nicht erjchwert, fondern erleichtert. Hier könnte man 
aus fcheinbarer Milde und Schonung, aus dem unbebingten 
Betreben nach der Aufrechthaltung ver Nechtögefchäfte, an- 
nehmen wollen, das Gefchäft fey auch dann gültig, wenn 
die dabei angewendvete, damals unzureichende, Form zus 
fälligerweife den Forderungen des neuen Geſetzes genüge. 


(b) Weber ©. 90 u. fg. Meyer p. 19. 29. 43. 61. 89. 
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Diefen Weg bat in der That das Preußiſche Geſetz einge- 
ſchlagen (e). Ich halte aber‘ diefe Vorſchrift für einen 
Mißgriff, und glaube, daß, wo ein folches Geſetz nicht 
befteht, gerade das Gegentheil nach altgemeinen © Grundſaͤten 
angenommen werden muß. 

Der erwähnten Vorſchrift ſcheint Die Anſicht zum Grunde 
zu liegen, vie poſitiven Formen der Rechtsgeſchaͤfte ſeyen 
Beſchraͤnkungen der individuellen Freiheit zum Vortheil des 
Öffentlichen Wohls, etwa fo, wie die Staatsabgaben, die 
der Staat, ohne Rechtöverlegung, nicht blos im Allge⸗ 
meinen herabjeben, fondern auch dem Einzelnen ſchenkungs⸗ 
weife erlaſſen kann. Dieſe Anſicht kann nur etwa zugegeben 
werden fuͤr die mit manchen Rechtsgeſchaͤften verbundene 
Stempelabgabe, und auch da nur, in ſofern der Gebrauch 
des Stempelpapiers als Bedingung der Gültigkeit des Ge⸗ 
ſchaäfts vorgeſchrieben ſeyn ſollte; für alle andern Formen 
iſt dieſe Anſicht unwahr, wie ſich aus folgendem Beiſpiel 
ergeben wird. 

Wenn gegenwaͤrtig in Berlin ein eigenhaͤndig geſchrie⸗ 
benes Privatteſtament errichtet wird, ſo iſt Dieſes eine 
unwirkſame Handlung, aus welcher, bei dem Tode des 
Teſtators, keine Rechte entfpringen. Wird aber vor feinem 
Tode Die Franzoͤſiſche Teftamentsform eingeführt," nach 

(c) Allg. 2 R. Binleit. $ 17. in fofern nur die nah den neu- 
„Frühere Handlungen, welche, we- ern Geſetzen erforderlichen Foͤrm⸗ 
gen eines Mangels an Förmlich- lichkeiten, zur Zeit des darüber 


keit, nach den alten Geſetzen un: entſtandenen Streites, dabei ange⸗ 
gültig ſeyn würden, find gültig, troffen werben.‘ 


= 
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welcher das eigenhändige Privatteſtament vollgültig if, 
ſo würde dadurch, nach der angeführten gefeblichen Vor⸗ 
fchrift (Note c), jenes Teftament gültig werden und die 
fünftige Erbfolge beftimmen. Darin fcheint eine humane 
Begünftigung des Teflators zu liegen, deren Nichtigkeit 
jeboch fehr besweifelt werden muß. in Gefeg, welches, 
wie das fest in Preußen beftehenve, ſchlechthin bie gericht- 
liche Abfaffing der Teftamente erfordert, wirb dabei un, 
zweifelbaft von mehreren zufammen wirkenden, in fich ver⸗ 
wandten, Beweggründen geleitet, Die insgefammt auf der 
befonderen Wichtigkeit der Teftamente, in Vergleichung mit 
amderen Nechtsgeichäften, beruhen. Durch die nothwendige 
Mitwirkung des Richter wird der Unterſchiebung eines 
falfchen Teftaments vorgebeugt; ferner der unbefonnenen 
- Mebereilung, die aus augenblicklicher Zuneigung over Ab⸗ 
neigung gegen beftimmte Perfonen hervorgehen kann; endlich 
dem eigennüsigen Einfluß mancher Berfonen, dem fich ber 
unbewarhte, unberathene Zeftator aus Schwäde nicht zu 
entziegen vermag. Alle diefe Beweggründe beziehen fich auf 
das Privatwohl, nicht auf den Vortheil ded Staats, und 
wenn auch das neue Geſetz diefe Gründe nicht mehr fo 
hoch amfchlägt, fo iſt es Doch eine große Frage, ob ber 
wahre Bortheil des Teftators, nämlich die Aufvechthaltung 
des wahren, ernſten, befennenen Willens, beförbert wirk 
durch die, dem jmriftifchen Grundſatz widerſprochende, rüd- 
wüärts gehende Befräftigung eines bis dahin unwirkſamen 
Zeftamenid. Dieſes wird beionvers einleuchtend, wenn 
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man fich Mar zu machen fucht, warum denn der Teftator 
die zur Zeit des errichteten Teftaments beftehenve gefeßliche 
Form unbeachtet gelaffen Hat. Es kann Diefes geſchehen 
feyn aus bloßer Rechtsunfunde, während ein ernfter, be⸗ 
fonnener Wille in der That vorhanden war; auf diefer 
Borausfegung beruht ohne Zweifel die angeführte Vorfchrift 
des Landrechts, die als reine Wohlthat gedacht wird. Aber 
es kann auch geſchehen feyn mit vollem Bewußtſeyn des 
beftehbenden Rechts, fo daß das eigenhändige Privattefta- 
ment eine bloße Vorbereitung feyn follte zu einem gericht⸗ 
lichen Akt, deſſen Vornahme der Teftator noch einer weitern 
Meberlegung vorbehalten wollte. Dann befräftigen wir, 
in Folge jenes Geſethes, ein Teſtament, wozu der wahre, 
letzte Entſchluß vielleicht niemals vorhanden war. Auf der 
anderen Seite kann man ſagen, daß der Teſtator, indem 
er das Privatteſtament nach Erſcheinung des neuen Ge⸗ 
ſetzes aufbewahrte, fo zu betrachten iſt, als hätte er es 
jest neu gefchrieben, wozu er doch unftreitig befugt war. 
Allein gerade bei Teftamenten ift Nichts gewöhnlicher, als 
das unbeftimmte Hinausfchieben, und fo ift Nichts unficherer, 
als irgend eine Borausfegung, die hierauf über den wahren, 
endlichen Willen gebaut werden möchte. Man verwidelt 
fih dabei in die Erwägung zufälliger, blos möglicher Um⸗ 
fände, und bei unbefangener Betrachtung wird man ein- 
räumen müffen, daß es durchaus an einem befriedigenden 
Grunde fehlt, von der reinen juriſtiſchen Regel: tempus 
regit actum, abzugehen, und daß man dabei in Gefahr 
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fommt, aus vermeintlicher Humanität einen Exfolg eintreten 
zu lafien, der dem wirklichen Willen vielleicht geradezu 
widerſpricht. 


| »- 
Bei der Anwendung auf die einzelnen Rechtöverhält- 

niffe fol nunmehr diefelbe Anordnung befolgt werden, welche - 
fchon im erften Kapitel befolgt worden iſt (d). 

J. Zuftand der Perſon an fidh. 
_ 1. Sachenrecht. 

II. Obligationenrecht. 

IV. Erbrecht. 

V. Familienrecht. 


Eines beſonderen Abſchnittes über die Formen der 
Rechtögefchäfte bedarf es nicht, da diefe Frage ſchon in 
den gegenwärtigen einleitenden Paragraphen aufgenommen 
worden iſt. | 


(d). Es verficht fih von ſelbſt, beobachten if, wie oben bei ben 
daß Hier dieſelbe Beichränfung Gränzgen des örtlichen Rechte 
auf das Privatrecht, und zwar ($ 361. a. $ 384. b). 
auf das materielle Privatrecht, zu 
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8 389. 


A. Erwerb der Rechte. — Anwendungen. 1. Zuftand der 
Berfon an fid. 


®. Die neuen Gelege, welche den Zuftand der Berfon an 
fi, insbefondere die Handlungsfähigfeit, zum Gegenftand 
haben, find hier in zwei verſchiedenen Nüdfichten zu er⸗ 
wägen. Erſtlich wegen ber denkbaren Einwirkung des 
neuen Geſetzes auf die vor demſelben von der betheiligten 
| Perſon vorgenommenen Rechtögefchäfte; zweitens in Bes 
ziehung auf den perfönlichen Zuftand felbft, der durch das 
neue Geſetz beherrfcht werden fol. — Die erfte Frage iſt 
bereit8 beantwortet worden (8 388); e8 bleibt alfo nun die 
zweite Frage übrig, wie ein neues, den perfönlichen Zu⸗ 
ſtand betreffendes, Geſetz auf die zu feiner Zeit beftchenden 
Rechtsverhaͤltniſſe diefer Art einwirkt, und ob dabei insbes 
fondere unfer Grundfaß, der Die Rüdwirfung ausfchließen 
fol, zur Anwendung fommt. ZZ 
Diefer Grundfag findet auf den Zuftand der Perfon 
an fich nur geringe Anwendung, indem bie meiften Zus 
ſtaͤnde dieſer Art eine fo abftracte Natur haben, daß- fie als 
erworbene Rechte nicht angefehen werden koͤnnen; unter 
befonderen Vorausfegungen jedoch, alſo ausnahmsweife, 
haben wir auch hier erworbene Rechte anzuerfennen (8385. 
d. e.f). Nur in diefen befonveren Fällen alfo ift die Ein⸗ 
wirfung des neuen Geſetzes auf vorgefundene Zuftände 
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durch unfren Grundfab zu befchränfen; in allen übrigen 
Fällen Dagegen fommt das neue Geſetz augenblicklich zu 
ganz unbefchränfter Wirkfamfeit. Diefes fol nunmehr in 
Anwendung auf die wichtigften Faͤlle des Zuftandes ber 
Perſon an fich dargethan werben. ri 

1. Wegen des Alters find folgende Regeln anzu⸗ 
nehmen. Wird die Minderjährigfeit durch ein neues Ger 
ſetz verlängert oder verkürzt, fo ift daſſelbe fofort anzumen- 
den auf alle Minderjährige, die e8 eben vorfindet, ſo daß 
feiner berfelben behaupten Tann, er habe durch das alte . 
Geſetz dad Recht erworben, gerade in dem durch daſſelbe 
beftimmten Zeitpunft volljährig zu werben. 

Anders verhält es fich jedoch mit Denen, welche nad) 
dem alten Gefeg bereits volljährig geworden waren, wenns 
gleich fie nach dem Inhalt des neuen Geſetzes noch minders 
jährig feyn würden. Denn für diefe beflimmte Perfonen 
ift die Volljährigkeit, und die mit berfelben verbundene 
Selbſtſtaͤndigkeit, ein erworbenes Recht, begründet Durch 
den unter der Herrfchaft des alten Geſetzes eingetretenen 


beftimmten Zeitpunft. Wollte man fie wieder minderjäßrig 


machen, und unter Bormundfchaft fielen, fo läge darin 
eine, unfrem Grundſatz widerfprechende, Rüdwirfung, die 
jelbft durch ausbrüdliche Vorſchrift des Geſetzes nur als 
eine (nicht zu bilfigende) Ausnahme des Grundfages geltend 
gemacht werden Tünnte (a). 


(a) Es ift alfo für diefen Fall des neuen Geſetzes dieſelbe Negel 
anzuwenden, welche für den Ball des veränderten Wohnfiges ſchon 
oben aufgeteilt worden iſt (8 365 p. q.). 
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Die Richtigkeit diefer Behauptung wird durch die Ver⸗ 
gleihung mit folgendem Fall beftätigt. Wenn ein Minder- 
jähriger für volljährig erklärt wird, fey es durch den Lan⸗ 
desheren (nach Römifchem Recht), oder durch ein Vormund⸗ 
ſchaftsgericht (nach Preußifchem Recht), fo wird Niemand 
zweifeln, daß für ihn die Volljährigkeit mit ihren Folgen 
die Ratur eines erworbenen Rechts hat. Geſetzt nun, daß 
bald nachher, und ehe diefe beftimmte Perfon das geſetzliche 
Alter erreicht hat, in diefem Lande die Volljährigfeits- 
erklärung überhaupt abgefchafft würde, fo müßte Doch dieſe 
Perſon fortwährend als volljährig anzufehen fjenn. Was 
aber in einem folchen Fall ver Ausfpruch des Lanvesheren 

-oder des Gerichts gewährt, darf auch Dem nicht verfagt 
_ werden, ber unter ber SHerrichaft des alten Gefehes das 
von dieſem vorgefchriebene Alter erreicht hat. 

Die hier aufgeftellte Anficht hat in der Preußifchen 
Gefeßgebung vielfache Anerkennung gefunden. j 

Das Einführungspatent des A. L. R. in die Provinzen 
- jenfeits der Elbe vom 9. Septbr. 1814 enthält im 8 14 
folgende Worte (b): 

Die Volljährigkeit tritt in Anfehung aller derjenigen 
Perfonen, welde ſolche vor dem 1. Januar 
1815 (c) nach den bisherigen Geſetzen noch 
nicht erreicht haben, erft mit dem vollendeten 
vier und zwanzigften Sahre ein. 


.(b) Gefehfammlung 1814 ©. 93. (c) Der 1. Ian. 1815 
war der Tag, an welchem das Landrecht Geſetzeskraft erhalten follte. 


a‘ 
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Eine gleichlautende Beftimmung enthalten bie übrigen 
tranſitoriſchen Geſetze der nachfolgennen Jahre ($-383), 
und eben fo eine befönvere für Erfurt und Wandersleben 
über die Volljährigkeit im J. 1817 erlaffene Verordnung (d). 

Eine abweichende Anficht über dieſe Frage vertheidigt 
ein Schriftfteller des Franzoͤſiſchen Rechts, indem er bes 
bauptet, daß in einem folchen Fall der bereitö volljährig 
Gewordene, in Folge des neuen Geſetzes, wieder als min⸗ 

verjährig behandelt werden müffe, und zur Beſtaͤtigung 
| diefer Behauptung übereinftiimmendbe Urtheile der Gerichte- 
höfe von Nismes und Turin anführt (e). 

2. Aehnliche ragen koͤnnen in Anfehung bes Ges 
ſchlechts vorkommen, nur mit dem Unterſchied, daß dabei 
der Fall eines perfönlich erworbenen Rechts, wie bei der 
Minverjährigfeit, nicht eintreten kann. 

Wenn in einem Lande, das biöher die Geſchlechtövor— 
mundſchaft nicht kannte, eine ſolche in irgend einer ihrer 
vielen Abſtufungen (f) durch neues Geſetz eingeführt wir, 
fo find derſelben augenblidlich alle jetzt lebende Frauen un» 
terworfen. Eben fo verhält es fich umgekehrt, wenn bie 
bisher. beſtehende Gefchlechtsyormundfchaft Durch neues Ge⸗ 
ſetz abgefchafft wird (g). — 

Wenn da, wo die Frauen, gleich den Maͤnnern, guͤltige 
Bürgſchaften uͤbernehmen koͤnnen, das Se. Vellejanum ein⸗ 


(d) Geſetzſammlung 1817 ©. 201. (e) Meyer p. 97. 98. 
(f) Eichhorn deutſches Recht 5 324—326. (g) Cuaror T. 1 
P. 20 —36. 


viu. | 27 


d 


418 Yu I. Herrſchaft der Nechtsregeln. Kap. II. Zeitliche Gränzen. 


geführt wird, fo wirkt dieſe neue Beſchraͤnkung augenblidlich 
auf alle jet lebende Frauen, wenn dieſe fünftig in Buͤrg⸗ 
ſchaften eintreten möchten. Ganz Daffelbe aber muß bes 
hauptet werden, wenn das bisher beftehenve Sc. Vellejanum 
durch neues Geſetz aufgehoben wird (h). 

In allen dieſen Fällen alfo- würde ed ganz unbegründet 
feyn, wenn man etwa den jebtlebenden Frauen ein erwor⸗ 
bened Recht auf die bisher befefiene ausgedehntere Hand- 
lungsfaͤhigkeit zufcheeiben, und die Wirkfamfeit des beſchraͤn⸗ 
fenden neuem Geſetzes auf die Fünftige weibliche Generation 
einfchränfen wollte. 

3. Bei der Infamie ift die hier behandelte Yrage 
gleichfalls aufgeworfen worden (i). 

Die meiften und wichtigſten Fälle verfelben gehören 
nicht in den Kreis unferer Unterfuchung, die fich auf das 
Brivatrecht befchränft und das Strafrecht ausſchließt; ich 
meine alle die Bälle, in welchen die Infamie als Eriminal- 
firafe erjcheint, fey es allein, oder in Verbindung mit ans 
deren Strafen, vielleicht auch als Folge anderer Strafen. 

Es könnte hier davon die Frage feyn etwa in Anwen- 
dung auf manche Fälle der fogenannten infamia immediata, 
wohin das Römifche Recht mehrere Arten von unzüchtigen 


gegenwärtige Srwähnnng derfel, 


ch) CHasor T. 2 p. 350— 
383. 


(i) Ich habe oben, B. 2 883, 
zu zeigen gefucht, daß die Infamie 
für unſer hentiges gemeines Recht 
feine Geltung mehr Habe. Die 


ben bezieht fih alfo theils auf 
die abweichende Meinung Anderer 
über diefen Punkt, theils auf 
neuere Geſetzgebungen, worin bie 
Infamie anerkannt if. 


‘ 
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Bewerben rechnet (k), Wenn nun ein neues Veſetz für 
- folche Bälle die bisher nicht‘ geitende Infamie einführt, fo 
hat es feinen Zweifel, daß daſſelbe auf Alle angewendet 
werden muß, die ſich von jebt an in biefer Lage befinden, 
und daß dieſe Fein erworbenes Recht in Anfprug nehmen 
fönnen, eine folche Lebensweiſe, fe von Infamie, zu 
füren. 

4. Endlich kann unfere Frage noch vorkommen bei 
der gerichtlich ertlaͤrten Verſchwendung, und 
den mit einer ſolchen Erklaͤrung verbundenen Nachthei⸗ 
len, insbeſondere der Interdiction eigener Vermogen⸗ 
verwaltung. 

Was in dieſer Hinſicht Durch neued Geſetz becheſchie— 
ben wird, ſey es ſchaͤrfend oder mildernd in Vergleichung 
mit dem bisher beſtehenden Zuſtand, muß augenblicklich zur 
Anwendung kommen, und es kann Dagegen die Fori⸗ 
dauer des gegenwärtigen Zuſtandes, als eines angeb⸗ 
lich: erworbenen Rechtes, nicht in Anfpruch genommen 
werben (1). 


(k) S. o. B. 2 ©. 183. . Caſſationshofs zu Paris auführt. 
() Merver p. 99—111, der Caazor T. 2 p. 174—179 iſt 
zur Beflätigung ein urtheli des Hierin abweichender Meinung. 
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8. 390. 
/ 
A. Erwerb der Rechte. Anwendungen I. Sachenrecht. 


Im Sachenrecht kommt unſer Grundſatz meiſt zu reiner, 
vollſtandiger Anwendung 


1. &ig enthum. 

. Wirb dieſes . Recht durch bloßen Vertrag veräußert 
uaier. per Herrſchaft eined Geſetzes, das eine foldhe Ber- 
äußerung als vollguͤltig anerkennt, fo bleibt das erworbene 
Gigentäum gültig, auch wenn ein fpäteres Geſetz die Tra⸗ 
dition zur Veräußerung erforbert (a). . 

Wird umgelehrt unter der Herrſchaft eines Geſetzes, 
das: die Tradition ‚erfordert, ein’ bloßer Vertrag über vie 
Veraͤußerung, ohne Tradition, gefchloflen, fo geht Dadurch 
fein Eigenthum über, und ſelbſt wenn ein fpäteres Geſetz 
den bloßen Bertrag für. hinreichend erklärt, fo wird. auch 
dadurch der Mebergang des Eigenthums nicht begrünbet. 
" Vielmehr bedarf es dann zu Diefem Zwed entweder eines 
neuen Vertrags, oder der nachzuholenden Tradition (b). 

2. Servitut. 

Dabei gelten ganz diefelben Regeln, wie bei dem Eigen- 
thum, wenn etwa zwei Geſetze auf einander folgen, wovon 
das eine den bloßen Vertrag, das andere die Tradition 


(a) Diefes wird auch amerfannt von Weber S. 108, jedoch 
inconfequenterweife, ſ. o. 6 385. k. $ 387. i. (b) Weber ©. 
108. 109, 


®.- 
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oder irgend eine pofttive Form zur Errichtung der Servitut 
erfordert (c). 

Anders verhaͤlt es ſich mit den ſogenannten heſellichen 
Servituten. Wenn ſolche bisher nicht beſtanden, Durch ein 
neues Geſetz aber eingeführt werden, fo iſt Dabei; unſer 
Grundfab gar nicht anwendbar; vielmehr entfichen nun 
folche Befchränfungen des Eigenthums . unmittelbar nach 
dem Erlaß des neuen Geſetzes, überall, wo bie thatfärhlichen 
Bedingungen berjelben angetroffen werben (d). Der wahre 
Grund aber liegt darin, daß ein folches Geſetz nicht ſowohl 
den Erwerb, eined Rechts zum Gegenftand Hat, als vielmehr 
das Dafeyn (die Befchaffenheit) des. Cigenthums, alfo die 
Bedingungen und Graͤnzen, welche fuͤr die Anerkennung 
des Eigenthums uͤberhaupt gelten ſollen. Auf dieſe ganze: 
Gattung von Rechtsregeln: bezieht fich aber nicht der Grund: 
ſatz, welcher die ruͤckwirkende Kraft der Geſetze auoſchlieſi 
(68 384. 399). ur on 

3. Pfandrecht. 

Wenn in einem Lande, worin das: Römifche Pfanbenhe 
beſteht, durch neues Geſetz ein bisher unbekannter Fall des ſtill⸗ 
ſchweigenden Pfandrechts, zum Schuß irgend eines Rechts⸗ 
gefchäfts, eingeführt wird, fo iſt das neue Geſetz anzuwen⸗ 
den auf alle fpäter abgefchloffene Rechtsgefchäfte diefer Art, 

auf die früheren nicht. Diefer Sab wurde anerkannt von 


(c) Caazor T.2 p. 361. .(d) Cuisor T. 2 p. 361, 
.. Struve ©, 267. 


222 Bad UL. Hercilhaft ver Nechtoregeln Kap. I. Zeitfiche Grien 
Iuſtinian, als er zum Schub ver Dotalverhältniffe ein 
ſtillſchweigendes Pfandrecht einführte; denn er fügte am 
Schluß feines umfaffenden neuen Dotalgefeße® hinzu, daß 
alle Beftinmungen deſſelben Calfo auch die über das ſtill⸗ 
ſchweigende Pfanvrecht) nur auf fpätere Dotalgefchäfte an- 
gervendet werben follten (e). 

Wird durch neues Geſeh einem Pfandrecht irgend eine 
Stelle in ver Reihe ver privilegirten Hypothelen angewie⸗ 
fen, fo haben auf das Privileglum nur diejenigen Hypothe⸗ 
fer folcher Art Anſpruch, die erſt nach dem neuen Gefeh 
eniſtehen (f). Diefe aber Haben den Anipruch auch gegen 
alle vor dem neuen Gefeh entſtandene Hypotheken; die In⸗ 
haber verfelben Haben alfo, fobald das neue Gefſetz er- 
ſcheint, Maaßregeln zu treffen, um fi) gegen vie 
Gefahr folder fpäteren privilegirten Hypothefen- zu 
ſchuͤzen (g). 

Im älteren Römifchen Recht war ed erlaubt, eine. 
Sade mit der Verabredung zu verpfänden, daß ver 
Glaubiger das Eigentum des Pfandes um den Betrag 
der Schuld erwerben follte, wenn die ‚Schuld nicht bes 
zahlt werden würde (h). Diefer Vertrag wurde fpäter- 


(a L. um. $16. C.de ri (g) Sie Tönnen gleich jetzt 


ur. act. (8.19). Bergmann 
&. 128, nn 
(f) L. 12 33 C. qui pot. 
(8.18) (Privilegium der Dos). — 
L. 27 in f. C. de pign. (8. 14) 
(Yxivilegium der Militie. 


. . — Verunn 


ihr Pfandrecht geltend machen, 


‚alfo zu einer Zeit, im welcher hie 


mögliche Fünftige Soncurrenz noch . 
nit vorhanden ifl. - 

(h) Vatic. fragm. $ 9 (von 
Papinian). Eir folder Bertrag 
heißt lex commissoria. 
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hin verboten (i). In Folge unferes Grundſatzes Häkte 
dieſes Berbot angewendet werben müffen nur auf die fpä- 
teren Verträge diefed Inhalte; K. Conſtantin aber, von 
welchem das Geſetz Herrühtt, gab ihm ausnahmsweiſe rüd- 
wirkende Kraft, wodurch e8 auch auf die vergangenen Ber 
träge anwendbar wurde. — Rad) den Gründen, die oben 
in Beziehung auf ein Ahnliches Gefeb über Ye Zinfen 
ausgeführt worden find ($ 386), hat dieſer tranſitoriſche 
Zufag für uns, ſelbſt die Anwendbarkeit des Römiſchen 
Rechts überhaupt vorauögefeßt, feinerlei praftifche Der 
deutung. 

Die, bier für die neuen Gefepe über Das Pfndrecht 
aufgeſtellten Regeln ſind aber durchaus nicht anwendbar, 
wenn dieſe Geſetze nicht ſowohl die Aufnahme oder Ab⸗ 
ſchaffung einzelner Faͤlle des Pfandrechts oder der Privi⸗ 
legien zum Gegenſtand haben (wie bier bisher vorausgeſetzt 
wurde), als vielmehr ein neues Syſtem des Pfandrechts 
felbft. Dieſer Fall tritt ein, wenn an vie Stelle des bite 
her geltenden Römischen Pfandrechts Durch neues Gefeb 
das Syſtem der Hypothekenbücher eingeführt wird oder 
umgekehrt. In einem ſolchen Ball betrifft Das neue Geſetz 
nicht mehr den Erwerb der Rechte von Seiten beflimmter 
Perſonen, fondern das Dafeyn der Rechte (des Nechtsin⸗ 
ſtituts). Dann iſt aber der die Ruͤckwirkung ausſchließende 


(i) L. 3 C. de pactis pign. ©. 6. 51. Meyer p. 17, de 
(8. 35), d. h. L.un. C. Th. de über den hiſtoriſchen Bufammen 
commiss. reso (3.2). — Weber Hang im Irrthum if. . 
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Grundſatz gar nicht anwendbar ($ 384. 385), beide Rechts⸗ 
ſyſteme Tonnen nicht in einzelnen Anwendungen neben ein- 
ander befiehen, und das neue Gejeh muß augenblidlich 
und ausfchließend zur Anwendung kommen. Wie aber hier 
der Vebergang aus dem alten Zuftand in den neuen zu 
behandeln ift, um Rechtöverlegungen zu verhüten, davon 


wird unten an geeigneter Stelle die Rede ſeyn (8 400). 


4. Andere Jura in re. 

Das Römifche Recht erkennt nur eine abgefchloffene 
Feine Zahl dinglicher Rechte neben dem Eigenthum als 
möglih an; es geftattet alfo nicht, neue Dingliche Rechte 
nach Sutvünfen zu erfinden. 

- Die Breußifche Gefeßgebung hat Hierin einen ganz 
neuen Weg eingefchlagen. Sie läßt jedes an fich blos 
perfönliche Recht des Gebrauchs oder der Nubung einer 
fremden Sade in ein dingliches Recht übergehen, ſobald 
dem Berechtigten der Beſitz der Sache eingeräumt wird (k). 
Unter dieſer Vorausſetzung alfo haben namentlich alle 
Miether und Pächter nach Preußifchem Recht ein vingliches 
Recht, die nach dem Römifchen Recht durchaus nur ein 
perfönliche® Gebrauchsrecht haben Fönnen. 

Wird nun an einem Ort das Preußifche Recht an Die 
Stelle des Römifchen eingeführt, jo behalten alle zur Zeit 
diefer Einführung vorhandene Miether und Pächter Das 
perfönliche Recht, das fie bis dahin hatten, und nur Die 


(K) Koch Preußiſches Reit 8. 1. 9223. 317. 
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neuen Berträge foldher Art gewähren ein vingliches Recht. — 
Ehen fo behalten im umgefehrten Fall die Miether das 
unter der Herrfchaft des Preußifchen Rechts entftanpene 
dingliche Recht, die neuen Miether aber werden nach dem 
Römiſchen Recht als blos perfönlich Berechtigte angefehen. 
— Auch Hier alfo entfcheidet unbedingt die Zeit der Eints 
ftehung jedes Rechtsverhältnifies über das anwendbare Ges 
feß, und von einer rüdwirfenden Kraft des neuen Gefehes 
darf nicht die Rede ſeyn. 

Durch einen täufchenden Schein der Aehnlichkeit könnte 
man fich verleiten laſſen, diefen Ball eben fo zu behandeln, 
wie den unmittelbar vorher erwähnten Fall des NRömifchen 
und Preußifchen Hypothefenfuftems. Dann würbe auch 
die Einführung des dinglichen Rechts der Miether und 
Pächter ald ein neues Geſetz über das Daſeyn der Rechte 
(de8 Rechtsinftituts) zu betrachten ſeyn: von dem die rüds 
wirfende Kraft ausfchließenden Grundfag wäre dann nicht 
mehr die Nede, vielmehr müßte das neue Gefeß auch alle 
vorhandene Rechtöverhältniffe fofort ergreifen. 

Sn der That aber find beide Källe von durchaus ver- 
fohiedener Natur. Die zwei grwähnten Syfteme des Hypo⸗ 
thefenrechts koͤnnen nicht gleichzeitig neben einander beftehen, 
weil ‘gerade der haͤufigſte und fehmierigfte Fall im Hypo⸗ 
thefenrecht die gleichzeitige Berechtigung mehrerer Perſonen 
an derfelben Sache zum Gegenftand hat, deren Rang- 
ordnung nur durch das eine oder dad andere Syſtem aus⸗ 
ſchließend beftimmt werden kann. — Dagegen hat es durch» 
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ads Fein Bedenken, daß an vdemfelben Orte Die Rechte 
mehrerer Miether nach verfchievenen Regeln beuctheilt 
werben, : wenn ihre Berträge zu verfchievener Zeit, und 
zwar unter der Herrfchaft verſchiedener Geſetze, geſchloſſen 
worben find. Daher gehört die Frage wegen des dinglichen 
Rechts der Miether lediglich zu der Gattung von Rechts⸗ 
regeln, welche ſich auf den Erwerb der Rechte beziehen, 
alfo in dasjenige Gebiet, worin der Die rückwirkende Kraft 
- der Geſetze ausfchließende Grundfa anwendbar ift. | 


8. 391. 
A. Erwerb der Rechte. Anwenpungen I. Sachenrecht. 
(Fortfeßung.) 


Bei der Betrachtung der einzelnen, dem Sachenrecht 
angehörenden, Rechtsinftitute find einige derfelben mit Ab⸗ 
ficht vorläufig übergangen worden, weil fie eigenthünliche 
Schwierigkeiten und Verwicklungen bdarbieten, und daher 
in einem größeren Zufammenhang behandelt werden müffen. 

Diefes iſt der Erwerb des Eigenthums und der Servi- 
tuten durch Uſucapion und longi temporis possessio (zu⸗ 
fammen zu faffen unter vem Namen der Erfitung), fo wie 
die Aufhebung der Servituten durch nonusus und libertatis 
usucapio, gleichbedeutend mit dem Erwerb der Freiheit von 
der Servitut auf der Seite des Eigenthümers ($ 388). — 
Alle diefe Bälle der Erwerbung haben folgende Eigenfchaften 
mit einander gemein. Sie werden nicht vollzogen durch 
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eine einfache, augenblidliche Handlung, fondern durch einen 
dauernden Zuftand, welcher während eines ganzen Zeitraums 
gleichmäßig fortgefeht feyn muß; es möge nun diefer Zu- 
ſtand beftehen in einer fortvauernden Thätigfeit (Beſitz, 
Quaſibeſitz), oder aber. in einer fortdauernden Unthätigfeit. 

In diefen Eigenfchaften aber kommen mit den hier er- 
wähnten Rechtsinfituten völlig überein manche außer ven 
Graͤnzen des Sachenrechts liegende Rechtöinftitute, vorzügs 
lich die Klagverjaͤhrnng, die gleichfalls auf der fortbauern- 
den Unthätigfeit während eines ganzen Zeitraums beruht, 
und eben fo, wie Die genannten Rechtsinftitute, zum Er⸗ 
werb eines Rechtes führt, nämlich des Rechts einer Ein- 
rede, wodurch Das bisher beftehende Rlagrecht eines Andern 
völlig entfräftet wird. | 

Die Anerkennung diefer inneren VBerwandtfchaft Hat 
denn auch von jeher dahin geführt, alle Rechtsinftitute 
folder Art unter Einen Gattungsbegriff zu bringen, und 
mit dem gemeinfamen Namen ber Berjährung zu bezeichnen. 
Wie fehr nun auch diefed Verfahren Tadel verdient, und zur 
Berwirrung der Begriffe geführt Hat (a), fo ift doch Die 
erwähnte innere Verwandiſchaft aller dieſer Rechtsinftitute 
nicht zu verfennen, und gerade im unſrer Lehre von ber. 
rüdwirfenden Kraft tritt diefe Verwandtſchaft ganz unver: 
fennbar hervor. Es follen daher gegenwärtig alle viele 
Rechtsinftitute zufammen gefaßt werben, ald deren Repräs 


(a) S. o. B. 48177. B. 8 8 237. 
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fentanten die zwei wichtigften derfelben, die Ufucapion und 
die Klagverjährung, gelten mögen. ” 

Wenn nun ein neues Geſetz das Recht der Ufucapion 
oder der Klagverjährung in irgend einem Bunfte abändert, 
. fo find dabel folgende Fälle möglich. 

Das neue Geſetz Tann erfcheinen vor dem Anfang ber 
Ufucapion. Dann Bat es feinen Zweifel, daß es Diefe 
fpätere Ufucapion vollftändig beherrfchen muß, fo daß dabei 
von dem alten Geſetz nicht mehr die Rede ſeyn kann. — 
Es kann ferner erfcheinen, nachdem eine Ufucapion fehon 
vollendet if. Dann hat e8 wiederum feinen Zweifel, daß 
darauf das neue Geſetz gar nicht angewendet werden darf. 
Der unter dem alten Geſetz vollzugene Erwerb eines Rechts 
muß vielmehr vollftändig aufrecht erhalten werden. — End- 
lich aber kann das neue Geſetz auch erfcheinen während des 
Zeitraums, in welchem die Ufucapion noch laufend if; 
fpäter, als der Anfang, früher, als das Ende berfelben. 
Das find die zweifelhaften Faͤlle, für welche wir nunmehr 
die Regel aufzuftellen haben. 

Während dieſes Zeitraums ift burchaus noch fein 
Recht erworben, es ift nur ein Erwerb vorbereitet. Daher 
muß auch das neue Geſetz fogleich wirffam in diefen un⸗ 
vollendeten Zuftand eingreifen. Zwar war auch in dieſer 
Zeit die Erwartung eines Erwerbes erregt, und dieſe Er- 
wartung konnte mehr oder weniger nahe liegen; aber bloße 
Erwartungen werben überhaupt nicht durch den die Ruͤck⸗ 


. 
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‚wirkung ausſchließenden Grundfag gefchügt (b). — Bes 


trachten wir jest im Einzelnen die verſchiedenen möglichen 


Falle folcher neuen Geſetze. 

1. Die bisher erlaubte Ufucapion oder alagberjährung 
wird aufgehoben, ſey es überhaupt, oder für gewiſſe Fälle 
der Anwendung. — Dieſes Gefeh ergreift auch alle Fälle 
der bereitö laufenden Ufucapion, fo daß jeder Erwerb auf 
diefem Wege unmöglich wird. 

2. Es wir umgefehrt die bisher unbekannte Uſucapion 
oder Klagverjährung neu. eingeführt. Das neue Inſtitut 
iſt nun, fogleich auf alle jegt ſchwebenden Rechtsverhäftniffe 
anzuwenden, jedoch fo, daß der Zeitraum von der Zeit des 
neuen Geſetzes an zu berechnen. if. Wer eine fremde 
Sache beſaß unter den Bedingungen des neuen Uſucapions⸗ 
gefebes, fängt jetzt an, fie zu ufucapiren, gerade fo, ale 
wenn zur Zeit des erlaffenen neuen Gefeges fein Beſttz an- 
gefangen Hätte; die Zeit des früheren Beſitzes wird ihm 
‚ nicht angerechnet. — Alle vor dem neuen Gefeg entftan- 
denen Klagrechte treten ‚augenblidlich unter die Regel ver 
Klagverjährung, jedoch fo, als obzfle erft jetzt entſtanden 


(b) ©. o. $ 385. — Im Gan- 
zen ſtimmt mit diefer Anficht über- 
ein Meber ©. 147—158; des⸗ 


gleihen Bergmann ©. 4— 


36, was die Natur der Sache be- 


trifft, während er ©. 163 nad 
Rönifchem Recht das Gegentheil, 


nämlich die fortdauernde Einwir- 


tung des alten Geſetzes anninımt, 


indem nach feiner Meinung auch 
die bloßen Grwartungen durch das 
MR. geſchuͤtzt feyn follen (f. o. 
$ 387. h)y. — In der That 
wird hier derſelbe Grundfaß gel- 
tend gemacht, welcher oben für die 
örtliche Collifion der Uſucapions⸗ 
gefeße angewendet worben iſt 
($ 367. k). 
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wären; die Zelt der früheren Berfäumniß wird nicht 
gerechnet. M 

Ein merfwürdiges Beifpiel dieſer letzten Art finden wir 
im Römifchen Recht. Lange Zeit waren hier die meiften 
und wichtigſten Klagen ohne alle Verjährung, perpetuae 
actiones im firengften Sinne des Worts. 8. Theodoſius M. 
führte für alle diefe Klagen die Verjährung ein, welche in 
der Regel dreißig Jahre dauern fol. Rad dem fo eben 
aufgeftellten Grundſatz hätten die damals bereits laufenden 
Klagrechte erft nach dreißig Jahren erlöfchen müflen. Der 
Kaiſer aber gab feinem Geſetz theilweife rüdwirfende Kraft, 
dergeftalt, daß auch die vergangene Zeit mit eingerechnet 
werden follte; jedoch follte der Klagberechtigte in feinem 
Fall weniger, als zehen Jahre, von dem neuen Gefebe an, 
Zeit haben, um die früher entftandene Klage noch mit Er- 
folg anzuftellen (ec). Als Juſtinian dieſes Geſetz in den 
Eoder aufnahm, ließ er natürlich dieſe tranfitorifche Be⸗ 
fiimmung weg (d), die feit etwa Hundert Jahren ihre 
Wirkſamkeit von felbft verloren hatte. 

3. Mird eine Art der Unterbrechung, die bisher zus 
läffig war, aufgehoben, oder umgefehrt eine neue Art der 


(c) L.un. $5 C. Th. de 
act. certo temp. (4. 14).- Ein 
dringendes Bedürfniß zu dieſer 
Abweihung von dem Grundfak 


. war wohl nicht zu behaupten. Ei: 


nige Rechtfertigung Tiegt darin, 


dag unter die Gründe ber Klag⸗ 


verjährung auch die Praͤſumtion 


der Tilgung gehört (f. o. B. 5 
$ 237). Diefe Prafumtion aber 
hat Realität auch für die vor dem 
Erlaß des Berjährungsgefebes 
abgelanfene Zeit der unterlaffenen 
Klage. 

(d) L. 3 C. de praeser. 
AXX, (7. 39). 
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Unterbrechung eingeführt, ſo iſt die eine oder die andere 
Beſtimmung auch auf die laufende Uſucapion ſofort anzu⸗ “ 
wenden. 

4. Das neue Geſetz, welches den Zeitraum verlängert, 
ift fogleich anwendbar auch auf die laufende Ufucapion oder 
Klagverjährung (e). 

5. Schwieriger, und zugleich praftifch ‚wichtiger, iſt 
die Frage bei einem neuen Geſetz, welches ben Zeitraum 
abfürzt. Hier müffen wir grundfäglich dem Erwerber die 
Wahl laffen, ob er das alte Geſetz anwenden will, ober 
das neue; im lebten Fall aber darf er den Zeitraum erſt 
berechnen von dem Erlaß des neuen Geſetes an, fo daß 
er die bereit abgelaufene Zeit nicht mit einrechnen darf. 
Zu der erften Wahl ift er berechtigt, weil das neue Gefeh 
gewiß nicht Die Abficht gehabt Hat, dem Gegner einen 
günftigeren Erfolg, als nach dem unveränderten alten Gefeb, 
zu verfchaffen; zu der zweiten Wahl, weil er Fein gerins 
gered Reche haben kann, als Der, welcher in dieſem Augen- 
blif die Ufucapion oder die Klagverjährung anfängt. Da⸗ 
gegen würde e8 eine ungehörige Rüdwirkung ſeyn, wenn 


(e) Im Jahre 528 ertheilte 
Juſt in ian den Kirchen das Pri- 
vilegium, daß ihre Klagrechte erſt 
in 100 Jahren verjähren follten. 
L. 23 C. de SS. eccl. (1. 2), f. 
0.8.5 ©. 355: Am Ende die 
fes Geſetzes ſtehen die etwas dun⸗ 
Hen Worte: „Haec autem omnia 
observari sancimus in iis casi- 
bus, qui vel postea fuerint nati, 


vel jam in judicium deducti 
sunt.* Bühftählih genommen, 
gehen die letzten Worte auch auf 
die Klagen, deren bisherige 
(dreißigjährige) Berjährung be⸗ 
reits vor der angeftellten Klage 
abgelaufen war. Dann liegt da⸗ 
tin eine durch Nichts gerechtfer⸗ 
tigte Rückwirkung. Vgl. Weber 
. 7. 
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man ihm geftatten wollte, den neuen Zeitraum mit Ein- 

’ zechnung der fchon abgelaufenen Zeit zu benugen, da nun 
der Gegner weder die von dem alten, noch Die von dem 
neuen Geſetz verftattete Frift zur Thaͤtigkeit vollftändig ges 
nießen würde. Es Fönnte fogar die widerfinnige Folge 
eintreten, daß die Klagverjährung im Augenblid, wo das 
neue Geſetz erfcheint, fofort vollendet wäre (f). 

Die hier aufgeftellten Grundfäte Haben vollftändige 
Anerkennung erhalten in der PBreußifchen Geſetzgebung. 
Das Einführungspatent des Landrechts enthält nämlich im 
$ 17 folgende drei Beftimmungen. Die vor Diefer Zeit 
abgelaufenen Verjährungen find nach den alten Gefegen zu 
beurtheilen; die jebt laufenden nach dem Landrecht; Die letzte 
Beftimmung aber erhält folgende Einfchränfung: 

Sollte jedoch zur Vollendung. einer fchon vor dem 
1. Jun. 1794 angefangenen Verjährung in dem 
neuen Landrechte eine Fürzere Frift, als nach bie- | 
herigen Gefegen, vorgefehrieben feyn: fo fann Ders 


(f) So 3. B. wenn ein Klag- 
recht, für welches die Verjährung 
von dreißig Jahren gilt, ſchon zehen 
Sahre lang unbenußt befteht, und 
nun ein neues Geſetz erfcheint, 
welches für Nechtsverhältnifie die: 
fer Art eine dreijährige Verjährung 
vorfhreibt. — Bergmann will 
©. 36 nach der Natur der Sache 
eine proportionefle Rechnung ein: 
treten laſſen; nach diefer müßte in 
dem fo eben eingeführten Kal, in 


welchem ein Drittheil der alten 
Verjährung abgelaufen war, au 


in der nen anfangenden breifähri- 


gen Berjährung ein Drittheil als 
abgelaufen angenommen werben, 
fo daß noch zwei Jahre übrig 
wären. Diefe verwicfelte Behand: 
lung ift weder grunbfäßlich für 
das beſtehende Recht zu behaupten, 
noh als poſitive Borfchrift zu 
entpfehlen, 


- 
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jenige, welcher fich imeiner folchen Fürgerg 
Berjährung gründen will, die Frift derſelben 

"nur vom 1. Jun. 1794 zu rechnen anfangen, e- 
Diefe Borfchrift wird wörtlich wiederholt in den ſpaͤte⸗ 
ren tranfitorifchen Gefeben (8 383). In der eben bemerften 

Einſchraͤnkung liegt die Anerkennung des oben behaupteten 

Wahlrechts. Noch veutlicher aber findet. fich dieſe in fol⸗ 

gender Vorfchrift eines Geſetzes vom 31. März 1838, welches 

für viele einzelne Klagen, die bisher in Dreißig Jahren 
verjährten, theils eine zweijährige, theils eine. vierjährige 

Verjährung einführt (g): 0 

8 7. Gegen folche Forderungen, welche zur Zeit ber 
Publikation Diefes Geſetzes bereits fällig waren, 
tönnen die in den 88 1. und 2 vorgefchriebenen 
kürzeren Friſten nur vom letzten Dezember 1838 
an gerechnet werben. 

Bedarf ed zur Vollendung der bereits ange 
fangenen Verjährung nach den bisherigen geſetz⸗ 
lichen Vorfchriften nur noch einer Fürzeren Frift, 
als der in dem gegehmwärtigen Geſetze beftimmten, 
fo hat es bei jener Fürgeren Frift fein 
Bewenden. | 

Das Franzöfifche Gefegbuch verordnet für die zur Zeit 

- feiner Einführung bereits angefangenen BVerjährungen, 

daß fie in der Regel nach den alten Gefegen beurtheilt 


(g) Gefehfanumlung, 1838 ©. 249 — 251. 
VIIL. 
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„werben ſollen (h); jedoch mit ber Einfhränfung, daß fie 
von jegt am nicht länger, als breißig Jahre, dauern dürfen, 
wenn ihnen etwa das alte Gefeh eine längere Dauer ans 
weifen möchte. — Die hier aufgeflellte Regel iſt nach ben 
oben entwidelten Grundfägen nicht zu rechtfertigen. Ste 
enthält gerade das Gegentheil von ruͤckwirkender Kraft, ins 
dem ſie dem neuen Geſetz weniger Wirkfamfeit eincäumt, 
als ihm grundfäglich zukommt; augenfcheinlich in ver Ab⸗ 
ficht, Hierin auch ſchon bloße Erwartungen zu ſchutzen. Eine 
Härte oder Vingerechtigfeit dam darin alerdings nicht ge⸗ 
funden werden. 

Das Einfuͤhrungspatent des Oeſterreichiſchen Geſenbuchs 
ſtellt dieſelbe Regel auf, wie das Franzoͤfiſche Recht, daß 
die angefangenen Verjaͤhrungen nach den älteren Geſetzen 
zu beurtheilen feyen. : Daneben aber verordnet es, nicht 
ganz paflend, für die Fälle, worin das Geſetzbuch eine 
kuͤrzere Verjaͤhrung vorfchreibe, ald die bisher geltende, das⸗ 
jenige Wahlrecht, welches fo eben In der Preußifchen Ge- 
feßgebung nachgewiefen worben iſt. 


(h) Code civil art. 2181. „Les prescriptions, commencees 
à l'époque de la publication du present titre, seront reglees 
conformement aux lois anciennes." 
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8. 39, 


A. Erwerb der Rechte. — Anwendungen. 
11. Obligationenredt, 


Im Obligationenrecht kommt der aufgeftellte Grundſatz 
zu eben fo allgemeiner Anwendung, wie im Sachenrecht. 
Borzüglich Häufig findet fich biefe Anwendung bei den 
Verträgen 

Das Recht eine Bertrages alfo ift ftets zu beurtheilen 
nach dem Geſetz, welches zur Zeit des geſchloſſenen Ver⸗ 
trages beſtand. 

Dieſe Regel iſt anwendbar auf die perſoͤnliche Hand⸗ 
lungsfähigkeit, ſo wie auf die Form des Vertrages (8 388). 
Sie iſt anwendbar auf die Beringungen der Gültigkeit‘ 
des Vertrages. Ferner auf die Art und den Grad feiner 
Wirffamfeit. Endlich auch auf die Ungültigfeit, Anfech- 
tung, Entfräftung eines Vertrages, ohne Unterſchied, ob 
diefe‘ Gegenwirfung durch Klage ober Durch Einreve vers 
fucht werden möge. 

Der Anfpruch auf die fortvauernde Wirffamfeit aller, 
diefe verfchiedenen Fragen betreffenden, Rechtöregeln, unab⸗ 
hängig von jeder möglichen neuen Gefeßgebung, ift beiden 
Parteien durch den Abfchluß des Vertrages erworben. &r 
bildet ein erworbenes Recht, welches in Folge unferes 
Grundſatzes aufrecht erhalten werden muß, jedem neuen 
Geſetz gegenüber. 

Diefer Satz iſt auch anwendbar auf Die Derträge, 

28 * 


— 
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deren Wirkſamkeit durch eine Zeitbeſtimmung aufgeſchoben, 
oder durch eine Bedingung ungewiß gemacht iſt (8 385.h). 
Er ift auch unabhängig von dem Unterfchied der abfoluten 
und vermittelnden Rechtöregeln (a), fo daß die nicht 
felten aufgeflelte Behauptung verworfen werden muß, 
nach welcher neue Prohibitivgefege Die Natur der früher 
gefchloffenen Verträge ſollen umändern fönnen (b). 

Die Hier aufgeftelte Regel Hat fehr allgemeine Aner⸗ 
fennung gefunden in den, zu verfchievenen Zeiten erlaffenen, 
tranfitorifchen Geſetzen des Preußiſchen Staates (c). 
Eben fo wird dieſelbe mit großer Beftimmtheit und cons 
fequenter Durchführung anerfannt von einem ber namhaf⸗ 
teften Schriftfteller über das Franzoͤſiſche Necht (d). 

Jene Regel ift eine confequente, notwendige Folge un⸗ 
jeres allgemeinen Grundſatzes. Aber auch von einem rein 
praftifchen Standpunfte aus erfcheint fie wahr und wichtig, 
indem nur durch ihre Durchführung das für die Sicherheit 
des Verkehrs umnentbehrliche Vertrauen in bie ungeflörte 


(a) S. o. B. 18 186. 
(b) Damit ſtimnit 
Bergmann $ 30. 


überein 


(c) Kinführungspatent des A. 
E.NR.HXI. „Es find daher inſon⸗ 
berheit alle Verträge, welche vor - 


dem 1. Juli 1794 errichtet wor: 
den, ſowohl ihrer Form und ihren 
Inhalte nach, als in Anfehung der 
daraus entftehenden rechtlichen 
Folgen, nur nah den zur Zeit 
des geſchloſſenen Contracts beftan- 


denen Gefeben zu beuriheilen; 
wenngleich erft fpäter auf Erfül- 
lung, Aufhebung, ober Leiflung 
des Intereſſe aus einem folchen 
Eontracte geklagt würde.“ 
Ganz eben fo in dem tranfitori- 
Ichen Geſetze von 1803 $ 5, 1814 
$ 5, und in den fpäteren tranfi- 
torifchen Geſetzen ($ 383). 

(d) Cuasor T. 1 p. 128— 
139. 
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Wirkſamkeit der Verträge erhalten werben fann. Sn der 
ausgebehnteften Wirffamfeit, und daher vorzugsweife wich⸗ 
tig, erfcheint biefelbe in Anwendung auf manche Verträge, ” 
die mit dinglichen Rechten in Verbindung ftehen, und auf 
viele Generationen einzumirfen beftimmt find (e). 

Es find nunmehr einige Widerfprüche zu erwähnen, 
welche gegen die hier dargeftellte Regel theild in ein⸗ 
zelnen Geſetzen, theils von manchen Schriftftelleen, erhoben 
worden find. 

Ein folcher Widerfpruch liegt in dem fchon oben ers 
wähnten Geſetz Juſtinian's über Die verbotenen Zinfen 
($ 386. f. g), nah weldem das. Verbot auch auf bie 
vergangenen Zinsverträge bezogen werben follte, wiewohl 
nur für die künftig fähig werdenden Zinfen. Ein neuerer 
Schriftftellee Hat diefe Vorfchrift zu einer allgemeinen Res 
gel auszubilden gefucht (8 3837. f), während andere darin 
ganz richtig nur eine Ausnahme unferer Regel, eine ein⸗ 
zelne Abweichung von derfelben, anerfannt haben (f). — 
Sehr auffallend ift es, daß die neueren tranfitorifchen 
Breußifchen Gejege, vom J. 1814 an, eine ganz ähnliche 
Beftimmung in ſich aufgenommen haben (g), ohne zu bes 


(e) Auf. die Gigenthümlidh- 
feit diefer Bälle Hat fehr gut auf: 
merkſam gemacht: Goͤttz e Altmaͤr⸗ 
kiſches Provinzialrecht B. 1 ©. 11 
—13. Wir werben auf dieſe Art 
der Mechtsverhältnifie von einer 
anderen Seite zurückkommen bei 
der Gattung von Reechtsregeln, 


welche das Dafeyn der Rechte zum 
Gegenftand haben ($ 390). 
(f) Bergmann $ 30. 
(g) Gefeh für die Provinzen 
jenfeits der Elbe 1814 $ 13, und 
eben fo in den fpäteren tranfitori- 
fchen Geſetzen ($ 383). 
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merken, daß fie dadurch dem. nahe dabei ftehenden Grund- 
fag, welcher die Folgen der Verträge dem zur Zeit des 
Anfchluffes geltenden Gefege unterwirft (Rote c), geradezu 
wiverfprechen. Zu einer folchen Abweichung von dem rich⸗ 
tigen, in den erwähnten Geſetzen felbft ausdrücklich aner⸗ 
Iannten, Grundſatz war aber bei dem Zinsvertrag am we⸗ 
nigften Beduͤrfniß vorhanden, da gerade Hier die Ans 
wendung auf die vergangenen Verträge meift ganz uner- 
heblich ift (8 385. a). 

Biel wichtiger aber und fehr weit greifend iſt ver Wi- 
berfpruch gegen Die Allgemeinheit ber hier aufgeftellten 
Segel, der von zwei neueren Schriftftelern erhoben worden 
if. Er betrifft nicht die Regel an fi, fondern nur die 
Anwendung derfelben auf die Anfechtung der Verträge, 
infofern dieſe nicht auf Die Umſtaͤnde bei dem Abſchluß des 
Bertrags felbft, ſondern auf fpätere Thatfachen, 3. B. auf 
den Tünftigen Entfchluß einer Partei zur Anfechtungeflage, 
gegründet werben fol (h). Weber hat diefe Behauptung 
nicht als allgemeinen Grundſatz aufgeftellt, wohl aber im 
einer Reihe einzelner wichtiger Fälle geltend gemacht (1). 
Bald nach ihm aber Hat Meyer viefelbe auf einen abflrac- 


) Gerade für folde Faͤlle di) Diefe Fälle werben unten 
haben bie Preußifchen Geſetze die bei den einzelnen Anwendungen 

Anwendbarkeit unferee Regel ans: erwähnt werben. 

deũcklich anerkannt (Rote c). 


5.392. A. Erwerb der ffechte. Anwendungen. III. Obligationenredht. 439 
ten Geundfab zurüdgeführt, und in folgender Weife durch⸗ 
zuführen gefucht (k). 

Man ſoll (ſagt ex) zweierlei Folgen eines Vertrags unter⸗ 
. fehelden: nothwendige, oder unmittelbare, bei welchen die Ge⸗ 
feße nicht rüdwirfen dürfen, — und zufällige, oder entfernte, 
bei welchen die Rüdwirfung eines neuen Gefebed auf äl- 
tere Berträge zulaͤſſig if. — Unter die erſte Klaſſe follen 
gehören diejenigen Folgen, an welche bie Parteien dachten 
oder denken konnten, die fle alſo ftillfchweigenn mit in 
den Bertrag hereingezogen haben (1). Unter die zweite 
Klafje Dagegen die Kolgen, die erft durch Tünftige That⸗ 
fachen begründet werden; dahin werben gerechnet Die An⸗ 
fechtungsffagen wegen laesio enormis, Betrug, Zwang, 
Irrthum, Minverjährigkeit, außerdem auch der Widerruf 
.. einer Schenfung wegen Undankbarkeit oder wegen nachgeborner 
Kinder (m). — Diele ganze Unterfcheivung nun ift- völlig 
unhaltbar, ſchon deswegen, weil unter den Faͤllen der zwei⸗ 
ten Kaffe gewiß fein einziger iſt, ben fich nicht die Par⸗ 
telen al8 Folge des Bertrags venfen Eonnten. Um bie 
Berwirrung der Begriffe zu vollenden, wird auch noch der 
Gegenſatz von ipso jure ımd per exceptionem mit herein⸗ 


4 


(k) Meran p. 36—40, 153— \ Taum zu zweifeln, daß er ihn hie⸗ 
155, 174-210. Gr führt dabei rin benugt und befolgt hat. 
zwar nicht Weber als Gewaͤhrs⸗ (1) Meyer p. 38—39, 180, 
mann an, da er aber deſſen Schrift 187 — 191. 
Yeant (pröface p. XL.), fo ft (m) Mxtrzu p. 176 - 170 


% 
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gezogen (n), der voch gewiß auf dieſe Frage keinen Einfluß 
haben kann. Die völlige Grundloſigkeit dieſer ganzen Lehre 
wird aber recht anſchaulich werden aus folgender Ueberſicht 

über die wichtigſten einzelnen Fälle, die hierbei zur Sprache 
‚ gebracht worden find. 

Die Ungültigkeit einer Obligation kann geltend gemacht 
werden durch folgende Rechtsmittel: Durch eine: eigentliche 
Klage, durch Reflitution, durch eine Erception gegen die 
Klage der andern Partei. Nach diefer Ordnung follen jetzt 
die einzelnen Bälle durchgegangen werben, welche (wie ich 
behaupte) jammilich zu beurtheilen find nach dem zur Zeit 
des gefchlofienen Vertrags geltenden Geſetz. 

1. Anfechtung eined Berfaufs wegen Berlegung über 
die Hälfte. Sie’ ift zu beurtheilen nach dem zur Zeit bes 
Berfaufs geltenden Gefeb (0). Das wird beftritien, weil 
der Verkauf nicht ipso jure ungültig fey, fondern erft 
Durch die fpäter erhobene Klage, deren Zeit alfo das an⸗ 
wendbare Geſetz beftimme (p); oder, wie ſich ein Anderer 
ausbrüdt, weil an biefen Erfolg nicht von den Parteien 
gedacht worden fey (q). _ 

Diefe Auffaffung ſteht völlig im Widerfpruch mit dem 
wahren Sinn der hier einfchlagenben NRechtöregel. Dies 
felbe fett voraus einen Verkäufer, der durchaus Geld be⸗ 
barf und feine Sache unter dem halben Preis weggeben 


(n). Meyer p. 178, 179. (0) Cuasor.T..2 p. 286288. 
(P) Weber ©. 114—117. (g) Merza p. 37—38, 154,175— 
176, 909 — 210. 


® - 
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muß, weil der einzige Käufer, der fich findet, feine Noth 
mißbraucht. mem ſolchen unedlen: Mißbrauch fremder 
Roth fol Hier durch eine pofitive Rechtsregel entgegen ge 
wirft werden. Der Fall ift alfo ganz Ähnlich dem des 
Zinswuchers, wobei auch das fremde Geldbevduͤrfniß eigen⸗ 
nügig mißbraucht wird. Jene Gründe der Gegner müßten 
sonfequenterweife dahin führen, daß ein unter dem Römifchen 
Recht gefchloffenes, zehen Jahre unauffündbares, Darlehen 
zu zwanzig Procent, wenn kurz nachher ein neues Geſetz 
allen Zinswucher frei gäbe, volftändig erfüllt werben 
müßte. — Auch wird Meyer nicht beftreiten, daß im Fall 
des Verkaufs beide Parteien an den Kal der fpäteren Ans 
fechtung denfen Eonnten, d. h. daß dieſer Hall nicht außer 
den Gränzen möglicher, felbft wahrjcheinlicher, Berechnung 
lag, daß er nicht-erft durch ganz neue, völlig unerwartete 
Umftände (wie ex ſich die Sache zu denfen fcheint) herbei | 
geführt wurde. . s 

Ganz eben fo ift nur bie Zeit des gefchloffenen Ver⸗ 
trags zu berüdfichtigen, wenn das in biefer Zeit beftehende 
Geſetz die Anfechtung nicht zuläßt, ein ſpaͤteres Geſetz dies 
felbe einführt. Diefe Bemerfung gilt auch für alle folgende 
Halle. 

2. Die Regel: Kauf Bricht Miethe (e), ift zu beurtheilen 
nach dem Gefeg, welches zur Zeit des gefchlofienen Mieths 


(r) Diefer Fall iſt infofeen nicht angefochten und aufgehoben 
mit den übrigen nicht von gleicher wird, welcher vielmehr fich flete 
Natur, als in ihm der Bertrag wirkſam erzeigt durch die dem 


AA Buch 111, Herrſchaft ver Rechtsregeln. Kap. UI. Zeitliche Graͤnzen. 


contracts befteht. Denn in biefer Zeit ift das Nechtsver- 
haͤltniß unabänverlich fo beftimmt worden, daß ſich der 
Miether den Folgen einer fpäteren Veräußerung unterwerfen | 
mußte. Ein fpäteres Geſetz, Das jene Negel aufhebt, 
fann hierin Nichts ändern, und es ift gleichgültig, ob dieſes 
fpätere Geſetz fich auf die vereinzelte Aufhebung jener Regel 
Kefchräntt, oder 0b es diefelbe dadurch bewirkt, Daß es 
überhaupt dem Miether ein dingliches Recht beilegt (8 390 
Rum. A). 

Es kommt daher nicht an auf die Zeit des fpäter ges 
fchloffenen Berfaufs, noch weniger auf die Zeit der vom 
Käufer gegen den Miether angeftelten Klage. Das in diefem 
legten Zeitpunkt geltende Geſetz will Weber berüdfichtigt 
wiffen, wieder wie in dem vorhergehenden Ball, weil der 
Miethvertrag nicht an fich ungültig fey, fondern nur durch 
die Klage des Käufers entkraͤftet werbe (s). 

3. Widerruf einer Schenkung wegen Undankbarkeit uber 
- wegen nadigeborner Kinder. Es entfcheibet Die Zeit der 
Schenkung, nicht die Zeit des fpäteren Greigniffes, noch 
weniger die Zeit der auf Widerruf angeftellten Klage (t). 

Das Gegentheil wird von Anderen behauptet, weil bie 

Schenkung nicht von felbft ungültig fey, fondern erft durch 


Miether zuftehende Entſchaͤdigungs⸗ (s) Weber S. 117—121. 
lage gegen den Bermiether. Die (ft) Cuasor T.1. p. 174— 
Frage iſt nur bie, ob ein Dritter 200. T. 2 p. 188. 19. 

ctder Känfer) das Mieihrecht an- 

zuerkennen hat oder nicht. 
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die Widerrufsklage enikräftet werde (u); weil an dieſen 
Erfolg die Parteien. nicht gedacht haben, indem fonft Die 
Schenkung vielmehr unterblieben feyn würde (v). — Aller 
Dinge war die Undankbarkeit nicht zur Zeit der Schenfung 
erwartet; Dagegen ift jehr natürlich die umgelehrte Er- 
"wartung, der Beſchenkte werde Undankbarfeit "vermeiden, 
und er werde in dieſer Gefinnung noch befefligt werben, 
durch die Rüdficht auf das den Widerruf geftattende Ges 
fe. Die Vorausſetzung alfo, daß der Schenfer an jenes 
Geſetz genacht Habe, oder habe denken fünnen, ift gewiß 
den Umftänden ganz angemeflen. 

4. Reftitution gegen einen Vertrag. Entſcheidend ift 
die Zeit des Vertrags, nicht die Des Reſtitutionsgeſuchs (w). 
Das Gegentheil wird behauptet, weil der Vertrag an fidh 
gültig fey, und, erft durch die richterliche Handlung ent- 
fräftet werde (x). Derfelde Gedanke wird von Anderen 
noch dadurch ausgebildet und von der Wahrheit weiter 
entfernt, daß die Neftitution als Gnadenfache von dem 
Souverain erteilt werde (y). Gegen diefe Behauptungen 
entfcheidend ift der Umftand, daß, nach der im Yuftinlani- 
jchen Recht vorliegenden Natur der Reftitution, Der, welcher 
die Reftitution begehrt, ein wahres erworbenes Recht auf. 


(u) Weber ©. 107. {y) Meran p. 184. Gier 
(v) Meyer p. 175. 177. über ift zu vergleihen oben B. 7. 


(w) Struve ©. 268. 8 317. u 
(X) Weber ©. 113. 114. . rn 
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diefelbe hat, von dem Recht auf eine Klage oder eine Ein⸗ 


rede nur wenig in der Form verfchieben (z). 
5. Exceptio doli, oder metus, zu beurtheilen nach Der 


Zeit des Vertrags, 


ohne Rüdficht darauf, daß hier der 


Bertrag nicht ipso jure, fondern per exceptionem ungültig 


ift (aa). 


6. Exceptio Sc. Vellejani. 


fteten Bürgfchaft (bb). 


7. Exceptio Sc. Macedoniani. 


8. Exceptio non numeratae pecuniae. 


x 


Desgleichen (cc). 
Desgleichen. 


9. Durh ein Geſetz des K. Friedrich J. (Anth. 
Sacramenta puberum), welches der Zuftinianifchen Geſetz⸗ 


ſammlung einverleibt wurbe, 


jollen bie meiften Mängel 


eines Vertrags dadurch völlig befeitigt werben, daß ber 


Schuldner den Vertrag durch Eid befräftigt (dd). Die Ans 


wendbarkeit dieſes Geſetzes ift zu beurtheilen nach der Zeit 


(@) © 0.8.7 6©. 112. 113. 
117. 

(aa) Bei dem Dolus iſt Meyer 
fehr ſchwankend, ob er bie durch 
benfelben herbeigeführte Anfechtung 


und Ungültigfeit zu den nothwen⸗ 


digen oder zu den zufälligen Fol⸗ 
gen des Vertrags rechnen foll, 
p. 154. 179. 183. Was insbe: 


berfprud durch ganz verfdhiebene, 
theilweife ſich ſelbſt aufhebende 
Gründe zu rechtfertigen. 

(cc) Hierin ſtimmt überein 
Meyer p. 194, weil ein folder 
Bertrag den guten Gitten entge⸗ 
gen fey und weil der Verziht des 
Schuldners nit wirke. Beilaͤu⸗ 
fig verwechfelt er den filiusfami- 


fondere die Reftitution wegen Do⸗ lias mit dem minor. 


lus betrifft, f. o. B. 7. 6 332, 
(bb) Caasor T. 1 p. 3852. 
— ©. o. $ 388. — Hier fuht 


Meyzr p. 196—198 feinen Wi⸗ 


(dd) Savigny Geſchichte 
des R. R. im Mittelalter B. 4. 
© 162. 


Nach der Zeit der gelei⸗ 
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des geleifteten Eides. Diefes beftreitet Weber mit Unrecht 
aus dem Grunde, weil ein folder Vertrag eigentlich an ſich 
nichtig fey, und nur Durch ‚eine Handlung des Richters 
(ofhcio judieis) Hinterher gefchügt werde; daher fey ents 
foheidend Die Zeit dieſes richterlichen Ausſpruchs (ee). 
Allein es ift augenfcheinlich, daß Hier die Rechte der Par⸗ 
teien ſchon vorher, eben fo, wie in jevem anderen Rechte- 
verhältnig, unabänderlich feftgeftellt find), und daß ver 
Richter Hier, wie in anderen Fällen, nur dazu berufen iſt, 
diefe Rechte anzuerkennen und zu fchügen. 


Es ſind nun noch einige andere Fragen übrig, die außer 
dem Kreiſe der eben dargeſtellten großen Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit liegen. 

Dahin gehören die Obligationen aus Delicten. Es 
iſt allgemein anerkannt, daß dieſe zu beurtheilen ſind nach 
dem zur Zeit des begangenen Delicts geltenden Geſetz (ff). 
Man Tönnte hierher ziehen die aus dem unehelichen Bei 
ſchlaf entfpringenden Rechte: davon aber wirb befier unten 
(8 399) gehandelt werben. 

Berner gehören dahin die ven Concurs betreffenden Ges 
fege. Hterüber kann ich mich kurz faffen, indem ich auf 
die bei dem örtlichen Recht angeftellte Unterfuchung vers 


(ee) Weber S. 109— 113. (ff) Anerkannt im Breu- 
Bifchen Allg. Laudrecht Ginleitung $ 19. 
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weife (8 374). Der Concurs betrifft hiernach nicht Die 
Rechte felbft, ſondern die Erecution in eine an einem be⸗ 
fihnmten Zettpunft vorhandene Vermögensmaffe; . für dieſe 
Execution ift die Rangordnung der einzelnen Glaubiger zu 
beflimmen. Welches Geſetz iſt auf dieſe Rangordnung an⸗ 


zuwenden? Dabei find zu unterſcheiden die Hypothefen- 


glaubiger von den uͤbrigen Glaubigern. 

Die Hypothefenglaubiger find zu beurtheilen nach dem 
Geſetz, welches zur Zeit der Entftehung ihres dinglichen 
Rechts beftand (8 390); Die übrigen Glaubiger nach dem 
zur Zeit des ausgebrochenen Concurfes beſtehenden Ge⸗ 
feß (gg). — Diefe Regel wird beftätigt durch folgende Säge 
des Römifchen Rechte. Die Glaubiger der fünften Klaffe 
werden pro räta befriedigt, ohne Ruͤckſicht auf die Zeit der 
Entftehung ihrer Forderungen. Denn fie "alle find Hypo⸗ 
ihelarien, .deren Hypotheken entftanden find Durch Die mit 
der Eröffnung des Concurfes verbundene missio in posses- 
sionem. — Eben fo haben die Glaubiger der. vierten Klaffe 


privilegirte Hypotheken, aber ihr Hypothekenrecht, ſo wie 


der Rang ihrer Privilegien, iſt auch erſt eniſtanden zur 
Zeit der missio in possessionem und durch dieſelbe. Vor⸗ 
her alfo Hatten fie eine bloße Erwartung dieſer ſte begün⸗ 
ſtigenden Art der Ererution (als eines Prozeßafts), Tein 
Recht darauf. | 


(gg) Anerkannt in den Preu⸗ der Elbe $ 15, und gleichlautend 
Bifhen tranfitorifchen Geſetzen in den übrigen. — Damit ftimmt 
($ 383); fo in dem Gefeb von überein Weber ©. 167—178. 
4814 für die Provinzen jenfeite 


v⸗ 
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8. 393. | 
A. Erwerb der Medte. Anwendungen. IV. Erbrecht. 

Wir Haben die Regeln aufzufuchen für Die teftamen- 
tarifche, die Inteftaterbfolge, und fir die Erbver⸗ 
träge. | 

1. Teftament. Diefer Fall ift der ſchwierigſte und 
beftrittenfte in dem ganzen Gebiet ber hier vorliegenden 
Unterſuchung. 

Wir müſſen zunächſt fuchen, einen feſten Standpunkt 
zu gewinnen für bie juriſtiſche Natur des Teſtaments. 

Das Schiefal einer Erbſchaft ſoll beftimmt werben 
durch ven lebten Willen des Verftorbenen (suprema, ultime 
voluntas), welcher, auf gehörige Weife ausgefprochen ſeyn 
muB. Damit ift alfo gemeint der im Zeitpunkt des Todes 
vorhandene Wille, da jeder frühere in der Zwifchenzeit 
vielleicht verändert feyn Fannı. Nun ift e8 aber an fich 
unmöglich, gerade Im Augenblick des Todes ein Teftament‘ 
zu machen, ja wegen ber völligen Ungewißheit ver Todes⸗ 
zeit wird es oft nöthig oder räthlich feym, den Willen, ber 
al8 letzter gelten fol, in einem weit früheren, oft fehr 
entfernt liegenden, Zeitpunft auszufprechen. Daher ift jeder‘ 
Zeftator anzufehen als handelnd in zwei verfchiedenen Zeit- 
punkten: indem er das Teftament errichtet, und in dem 
Augenblid des Todes, worin er das früher errichtete Te⸗ 
ftament unverändert hinterlaͤßt. Das Erfte Tann man bie 
faktifche Thätigkeit, das Zweite die juriftifche Thaͤtigkeit des 
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Teftators nennen. Nur das Product der zweiten Thätigkeit 
kann und fol wirken; das der erften bleibt in der ganzen 
Zwiſchenzeit meiſt unbekannt, immer unwirkſam, und immer 
der unbeſchraͤnkten Willkür des Teſtators unterworfen. — 
Schon dieſe Betrachtung muß uns dahin führen, vie fak⸗ 
tifche Thätigkeit Caljo die Form des errichteten Teftaments) 
zu beurtheilen nach dem zur Zeit der Errichtung beftehenden 
Geſetz, die juriftifche Calfo den Inhalt) nach dem Gefeh 
zur Zeit des Todes (a). — Und fchon hier Tännen wir 
vorläufig zwei abweichende Anfichten ablehnen. Die eine 
will auch den Inhalt beurtheilen nach der Zeit des errich- 
teten Teftaments, weil der Teftator die Gültigkeit ober 
Ungültigfeit. des Inhalts verdiene, je nachdem fein Wille 
mit dem ihm befannten (gegenwärtigen) Geſetz übereinftimme 
oder nicht, wobei man denn befonderd an Prohibitivgefebe 
zu denfen pflegt. Eine zweite Anficht geht noch weiter, 
indem fie dad Teftament für ungültig erklärt, fowohl wenn 
ed blos dem Geſetz zur Zeit des Teftaments, als auch wenn 
ed blos dem Geſetz zur Zeit des Todes widerfpreche. Beiden 
Anfichten ift die Bemerkung entgegen zu feben, daß für 
den Gefeßgeber nur Bedeutung hat der Inhalt eines hinter- 
laffenen, möglicherweije wirkjamen, Teftaments, anftatt daß 
Das, welches in dem Teſtament eined Lebenden etwa ges 
fehrieben ftehen mag, völlig bedeutungslos für ihn iſt. 


(a) Zweifelhaft bleibt vorläufig die perſoͤnliche Fähigkeit ſowohl 
des Teſtators, als der Erben und Legatare, wovon unten die Rede 
ſeyn wird. ee 


Re 


n 
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Wie dieſe beiden Anfichten aus mißverſtandenen Regeln des 
Roͤmiſchen Rechts hervorgegangen ſind, wird erſt weiter 
unten klar gemacht werben Fönnen. | 

Aus der bisher angeftellten Betrachtung ergiebt fich, 
daß die hier bei den Teſtamenten vorliegende Frage nahe 
verwandt, obgleich nicht völlig gleich, ift mit der oben für 
die Ufucapion und Klagverjährung abgehandelten Frage 
($ 391). Die Ufucapton beruhte auf einem fortpauernden, 
über einen ganzen Zeitraum gleichmäßig verbreiteten Zus 
ftand. Das Teftament befteht aus zwei, in verſchiedene 
Zeitpunfte fallenden, einzelnen Ihätigfeiten. Beide alfo 
fommen mit einander darin überein, daß die Thatſache, 
wovon der Ermerb eines Rechts abhängt, nicht eine 
einfache, vorübergehenpe Natur hat, fo wie wir es bei den“ 
meiften juriftifchen Thatſachen (Bertrag, Tradition u. f. w.) 
wahrnehmen. Daher-ift für beide Fälle folgende Unterfchei- 
dung anwendbar und wichtig. Ein neues Geſetz, deſſen 
Einwirkung zu prüfen ift, kann erlaffen werben: erftlich vor. 
dem Anfang einer Ufucapion, oder vor der Errichtung eines 
Zeftaments; zweitens nach dem Ablauf der Ufucapion, oder 
nach dem Tode des Teftators; drittens in der Zwifchens 
zeit zwifchen dem Anfang und dem Ende der Ufucapion, 
zwifchen dem errichteten Teftament und dem Tode des Te- 
ftatord. — Im erften Fall ift bie Einwirkung des neuen 
Geſetzes unzweifelhaft zu bejahen, im zweiten eben fo un⸗ 
zweifelhaft zu verneinen; ber dritte Fall alfo ift der eins 
ige Gegenftand unferer vorliegenden Unterfuchung, fo wie 
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er ſchon oben für die Uſucapion feſtgeſtellt worden iſt 
(8 391). | 

Indem wir nun für diefen Fall eines neuen Gefeßes, 
erlaffen nad} der Errichtung eines Teftaments ı aber vor 
dem Tode des Teſtators, die Regeln aufſuchen, "müffen wir 
dabei einen zweifachen Zufammenhang diefer Regeln vor 
Augen behalten. Erſtens mit den Regeln, welche oben für 
die Collifionen des örtlichen Rechts aufgeftellt worden find 
(8 379. Zweitens, welches wichtiger und fchwieriger ift, 
mit den Regeln über diejenigen Veränderungen, die, in ber 
Zwifchenzeit zwifchen dem errichteten Teftament und dem 
Tode, nicht in der Gefeßgebung eintreten, wohl aber in 
den thatfächlichen Verhäftniffen. Am fich gehören zu unfrer 
Aufgabe nur die Veränderungen der erften Art. Dennoch 
müffen wir aus mehreren Gründen auch die Beränderun- 
| gen der zweiten Art nicht nur berüdfichtigen, fondern felbft 
durch genaue, in's Einzelne gehende Yinterfuchung zu durch⸗ 
forfchen nicht fcheuen. Wir müffen es, ſchon wegen der 
inneren Verwandtſchaft, indem beiverlei Veraͤnderungen 
großentheild nach gleichen Regeln zu beurtheilen find. Noch 
mehr aber find wir dazu genöthigt durch Das Verfahren 
ber meiften neueren Schriftfteller, deren Irrthümer großen 
theild dadurch entftanden find, daß fie theils die beiden 
angegebenen Arten der Veraͤnderungen ohne Unterſcheidung 
vermengen, theils die Regeln des Roͤmiſchen Rechts über 
die thatfaͤchlichen Veränderungen unrichtig auffaſſen. 


Dj 
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Ich verlaffe alfo jetzt den eigentlichen Gegenftand ber 
vorliegenden Aufgabe, die fich auf die Anwendbarkeit neuer 
Geſetze beſchraͤnkt, um die am fich verfchievene Frage zu 
beantworten: wie es nach Römifchem Recht anzufehen ift, 
wenn in der Zwifchenzeit, zwiſchen der Errichtung eines 
Teftaments und dem Tode, eine Veränderung eintritt in 
den thatfächlichften Verhältnifien, die auf die Gültigkeit des 
Teftaments Einfluß Haben Fönnen. Sch wieberhole cs, 
daß diefe Frage mit der Frage nad der Einwirkung 
neuer Geſetze zwar verwandt, aber nicht identifch ift, 
daß alfo eine Anwendung der für die eine Frage gültigen 
Regeln auf die andere Frage nur mit großer Vorſicht 
verfucht werden darf. 

Die Gegenftände einer ſolchen möglichen Veränderung 
find folgende: Berfönliche Fähigkeit des Teftators in Bes 
ziehung auf deſſen Nechtsverhältnifie, fo wie auf deſſen phyfi- 
[he Eigenfchaften. Inhalt des Teſtaments. Perſönliche 
Fähigkeit des Honorirten (des Erben oder Legatars). 

1. Berfönliche Fähigkeit des Teftatord in Beziehung 
auf deſſen Rechts verhältniſſe. Diefe hat zwei an ſich 
verſchiedene Bedingungen, die jedoch unter denfelben Res 
geln ftehen. 

a. Der Teftator muß testamentifactio haben. Diefer 
Ausdruck wird felbft von den Römifchen Juriſten 
in verfchievener Bedeutung gebraudt. Zuweilen 
ganz buchftäblich, fr die Verfertigung eines Teſta⸗ 


ments. Anderwaͤrts für die Zeftamentsfähigfeit 
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AR sl Hoster til RE ec Basen 

ohne Ucerũchiet ibter Prem, we N IE Tee 
jem Zinn tom Kine u tea Mala Tür uesen- 
Tıud genan unt schnixh zeftutt wu, wör fe- 
ferker3 kei Ulrian, ra fereuer es tem Peg der 
Eıianteseigenihaft im Nemiter Tune 
weite nfiy mut: ee Mmuimrinm, SE re 
Gruatierra der Nemiichen Ichmere Wem ik 
tzstamentilactio gleipfwzanet: mit oommwerckmm : 
es haben tieielte alle cires unt Latin: es emitehren 
fie alle peresrini (bj. 

b. Der Tchater muß jübig jera, Vermögen zu haben 
und zu hinterlaften, er mus alıo nikı, m Beiehumy 
auf einen fünftigen Rachlaf junknh mr mei 
mwentig rermögenöled tern. In Tierer Himucht if 
unfasig Ter filiasfamilias, ebgleich er testamenti- 
factis Sat und Taber Teitimenis;cuge ven fanm (c). 
Auf gleiche Weile ik unfäsig ter Larinus Junianus. 
Der e&en jo testamentifactio But un? deshalb Teſta⸗ 
mentözeuge jeon fann. Tie Lex Junia bar ihm 
aber verboten, für jih ein Tetament zu madıen, 
indem jie verortnet, Das fein Bermögen im Augen⸗ 
bi tes Tores Dem Barren zufallen toll, nicht ala 
Erbſcheẽt, jontern jo, als cb er im eben jez 
Sklave, folglich vermögensunfähig geblieben wäre(d). | 


(b) Ucpras. XX 52 vorgligen mir XX. 54.5. (0) Tapas. 
X 52435.6. 10 (d) Uıris. XX 58. 14 
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Diefe beiden Bedingungen der Teftamentsfähigkeit kom⸗ 
men darin überein, daß fie ‚gleich nöthig: find für beide 
Zeitpunfte, die Zeit des Teflaments und die Zeit des To- 
des, welches fo viel jagen will, als daß diefelben ſowohl 
zur, faktifchen als zur juriftifchen Thätigfeit Im Teftament 
gerechnet werden müflen. Wer alfo juriftifch unfähig ift, 
fann fein Zeftament machen, und eben fo wenig ein 
Teftament binterlaffen. — Nur eine blos in die Zwis 
fohenzeit fallende Veränderung foll nicht ſchaden, indem 
in diefem Ball der Prätor das Teftament aufrecht hält (e). 

Zwei Beifpiele werden dieſe Regeln anfchaulich machen.’ 
Das Teftament ift ungültig, wenn dem Teftator die Civität 
fehlt zur Zeit ded Teftaments oder zur Zeit des Todes; 
nicht ungültig, wenn er nur in der Zwiſchenzeit vorüber, 
‚ gehend die Eivität verloren hatte. — Es iſt ungültig, 
wenn der Teftator fliusfamilias war zur Zeit des Teftas 
ments oder zur Zeit des Todes; gültig, wenn er fich in. 
der Zwifchenzeit arrogiren ließ, dann aber wieder emanci⸗ 
pirt wurde. 

Es ergiebt ſich aus diefer V· handlung der Sache im 
Römiſchen Recht, daß die Römer die in zwei Zeitpunkten 
nothwendige Fähigkeit des Teſtators, als gegründet in dem 
inneren Bebürmiß der Sache, mit Recht anerfannten und 
ftet8 feft hielten, daß fie Dagegen die Fortdauer viefes Zus. 
ftandes in der ganzen Zwifchenzeit blos ald eine Eonfes 


(*) Gasus II. $ 147, Uneran. XXUL $ 6. 2.188 de B. P. 
sec. tab. (37. 11), L. 6 $ 12 de injusto (28. 3). 
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quenz ſtrenger Theorie, dem praktifchen Bebürfniß nicht 
entfprechend, betrachteten, und daher befeitigten. 

2. Berfönliche Faͤhigkeit des Teftators in Beziehung 
auf deſſen phyſiſche Eigenfchaften. 

Diefe hat eine ganz andere Natur, ald die erfte Art 
ver Fähigkeit. Sie gehört ausſchließend ver faftifchen 
Seite des Teftaments an, und ift alfo nöthig zu der Zeit, 
in welcher das Teftament gemacht wird. Dagegen ift jede 
fpätere Aenderung ganz gleichgültig, und es wird dadurch 
weber das Teftament gültig, wenn zur Zeit deſſelben vie 
Faͤhigkeit fehlte, noch ungültig, wenn die Fähigkeit damals 
vorhanden war. ' 

- Zu diefen Gründen der Ungültigfeit gehört: Unmündig⸗ 
feit, Wahnfinn, nach dem älteren Römifchen Recht auch 
Stummheit und eben fo Taubheit. Wenn nun ein Unmuͤn⸗ 
diger oder ein Wahnfinniger ein Teftament macht, fo ift 
und bleibt daſſelbe ungültig, auch wenn fpäter Münpigfeit 
eintritt oder der MWahnfinn verſchwindet. Umgekehrt ift 
und bleibt das Teftament des geiftig Gefunden gültig, auch 
wenn er fpäterhin in Wahnſinn verfällt, und felbft wenn 
er in diefem Zuftand ftirbt (f). 

3. Der Inhalt des Teftaments gehört ausſchließend 
der juriſtiſchen Seite des Teſtaments an. Daher wird gar 
nicht geſehen auf die blos zur Zeit des errichteten Teſta⸗ 


(f) $ 1. J. quib. non est perm. (2. 12), L.2 L. 681 L. 20 
$ 4 qui test. (28.1), mes3dj cod. (29.7), L. 188.9. de 
B. P. sec. tab. (37. 11). 
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ments vorhandenen Verhältniffe, obgleich dieſe der Teftator 
zunächft vor Augen hatte, fondern lediglich auf die Ver⸗ 
haͤltniſſe zur Zeit des Todes. 

Dieſes war unzweifelhaft bei ſolchen thatfächlichen 
Berhältnifien, die eine- ganz materielle Natur hatten. Die 
Schonung oder Verkegung des Pflichttheils hängt oft ab 
von der Größe des Vermögens. Diefe wird beurtheilt 
nach : der Zeit des Todes, gar nicht nach Der Zeit 
des errichteten Teſtaments, welche doch dem Teftator 
damals vor Augen ftand (g). — Eben fo die Berlegung 
des eingefehten Erben im Berhältniß zu den Legaten, bie 
durch verfchiedene Geſetze verhütet werben follte (Lex Furia, 
Voconia, Falcidia), wird beurteilt nach der Größe des 
Vermögens zur Zeit des Tobes, fo daß der frühere Zuſtand 
gleichgültig iſt (h). 

In manchen anderen Fällen Hatte die Ungültigkeit des 
Inhalts eine firenger juriftifche Natur; fo vie Nichtigkeit 
des Teftaments, in welchem ein Suus oder ein Posthumus 
präterirt war. Dennoch wurde auch hier vie oben aufges 
ftellte Anficht, nach welcher der Inhalt des Teftaments aus⸗ 
fchließend nach der Zeit des Todes beurtheilt werden follte, 
fo fehr für richtig und dem praftifchen Bebürfnig anges 
meflen gehalten, daß durch Fünftliche Mittel nachgeholfen 
wurde. Wenn alfo der präterirte Suus oder Posthumus 
noch vor dem Teftator ftarb, fo war und blieb eigentlich 


(0) L.s $9 demof. 5.2. (bh) $2 J.deE. Fake. 
(2. 22), L. 73 pr. ad L. Falc. (35. 2). 
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das Teſtament nichtig; es wurde aber aufrecht erhalien, 
indem daraus der Prätor eine B. P. secundum tabulas er- 
theilte (i). — Ganz derſelbe Erfolg trat auch ein, wenn 
der Teſtator fehlte durch die Präterition eines Emancipir⸗ 
ten, oder durch die unbillige Enterbung eines nahen, zur 
Inteſtaterbfolge befähigten, Verwandten, nur mit dem Un⸗ 
terfchied, daß hier der Erfolg von jelbft eintrat, nicht erft 
durch Fünftliche Aushülfe des Prätors. Denn der präters 
irte Emancipirte hatte überhaupt nur einen Anfpruch durch 
B. P. contra tabulas, die ein ganz perfönliches Rechts⸗ 
mittel war, angeboten dem zur Zeit des Erbanfalls leben⸗ 
den Präterirten. Daher war die Bräterition eines Eman⸗ 
eipirten, der vor dem Teftator ftarb, wirkungslos, weil ihm 
nun feine ſolche B. P. c. t. deferirt werben fonnte. Ganz 
eben fo verhielt e8 fich mit der Querela inofhciosi bes 
unbillig ausgefchlofjenen SInteftatberechtigten. Denn auch 
diefe ift ein ganz perfünliches Nechtsmittel, von welchen 
nicht die Rede feyn fann, wenn etwa der unbilig Aus- 
geihlofiene vor dem Teftator ftirbt. Vgl. oben B. 2. 
$ 73.G. 


(i) Uırian. XXIII. g 6, L. 
12 pr. de injusto (28. 3). — 
Man Tönnte diefe Behandlung 
der Sache etwa fo ausbrüden: 
Die durch Präterition bewirkte Nich- 
tigkeit war nad jus civile eine 
abfolute; der Brätor verwandelte 
fie in eine relative, fo daß fie nur 
von dem lebenden Präterirten felbft 


geltend gemacht werden Tonnte, 
nicht zufällig von einem Dritten, 
zu deſſen Bortheil fie gar nicht 
eingeführt war. Nach der Strenge 
des jus civile war die Präterition 
de8 Suus oder Posthumus -ein 
vernichtender Formfehler, der Brä- 
tor behandelte fie blos ale ein 
Stüd des Inhalts des Teſtaments. 
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A. Berfönliche Faͤhigkeit des Honorirten (des Erben 
oder Legatars). Diefer Hall ift unter allen der. ſchwierigſte, 
und er hat die meiften Mißverftändnifie in unſrer Lehre 
erzeugt. 

An fich gehört diefer Punkt zum Inhalt des Teftaments, 
fo daß wir nach allgemeinen Gründen lediglich Die that« 
fächlihen Verhältniffe zur Zeit des Todes zu berüdfichtigen 
hätten, ganz ohne Rüdjicht auf frühere Zuftände. Dennoch 
haben ihn die Römer ganz anders behandelt, und wir 
muͤſſen uns die Gründe dieſer abweichenden Behandlung 
“ Sar zu machen fuchen, 

Die Römifche Lehre ift folgende. Die juriftifche Faͤhig⸗ 
feit des Erben und des Legatars beruft auf derſelben 
testamentifactio, wie die des Teſtators (Note b), fo daß 
alle cives und Latini fie haben, alle peregrini fie ents 
behren (k). Diefe Stanvesfähigfeit muß vorhanden feyn 
in drei Zeitpunkten (tria tempora): zur Zeit des Teftas 
ments, zur Zeit des Todes (1), zur Zeit des Erwerbs. 
Eigentlih wäre auch die fortdauernde Yähigfeit in ber 
Zwifchenzeit nöthig; doch wird dieſe Forderung nachgefehen, 


(k) Urrian. XXU. $ 1.2.3. nöthig ift, zu wollen oder zu han⸗ 


Hier ift weder der filius familias, 
noch der Latinus Julianus aus- 
gefchloffen, weil der Bermögenss 
Iofe zwar Nichts Hinterlaffen, wohl 
aber Etwas zugewieſen befommen 
kann. Auch nicht das Kind und 
der Wahnfinnige,: weil es nicht 


deln, um eingefegt zu werben. 

(l) An die Stelle dieſes Zeits 
punftes tritt bei bebingten Cins 
fegungen die Zeit ber erfüllten 
Bebingung, die alfo nicht etwa 
einen vierten Beitpunft bilbet. 
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fo daß eine vorübergehende Unfähigkeit in der Zwiſchenzeit 
nicht ſchadet (media tempora non nocent) (m. , 

Was ift nun der Grund diefer, von der nach allge- 
meinen Gründen zu erwartenden fo abweichenden, Behand- 
Jung gerade dieſes einen Falles? Wir Fönnen dabei abs 
fehen von dem dritten Zeitpunkt (Erwerb der Erbſchaft), 
der fich eigentlich von felbft verfteht, und überhaupt nicht 
wichtig if. Dann bleibt und als auffallende, beſonders zu 
erflärende, Erfcheinung die Regel übrig, daß die Fähigfeit 
des Honorirten nicht blos erfordert wird zur Zeit des 
Todes (wie wir ed erwarten möchten), fondern auch zur 
Zeit des errichteten Teftaments, fo daß die zu dieſer Zeit 
sorhandene Unfähigkeit (3. B. Peregrinität) das Teftament 
für immer ungültig macht, felbft wenn der eingefeßte Erbe 
bald nachher das Römische Bürgerrecht erwarb. 

Die Erflärung diefer auffallenden Erfcheinung aber ift 
weber ſchwierig, noch zweifelhaft. Sie liegt in der Grund» 
form des Römifchen Teftaments als einer Mancipation des 
gegenwärtigen Vermögens (n), als eines idealen Ganzen 
(ohne Rüdfiht auf deſſen einzelne Beftandtheile, fo wie 


(m) Die Hauptftellen für dieſe 
Lehre find folgende: $4 J.deher. 
qual. (2. 19), L.6 $ 2. L. 49 
$1 L.59 $ 4 de her. inst. 
(28. 5). — Die hier erwähnte 
Zwiſchenzeit ift indeſſen nur zu bes 
ziehen auf den erſten Zeitraum, 
zwifchen Teftament und Tod; die 


Unfähigkeit in dem zweiten zwi— 
ſchen Tod und Erwerb, ſchadet 
allerdings, indem duch fie die 
Erbſchaft augenblidlih irgend 
einem Dritten beferirt wird, fey 
e8 der Subftitut oder der Im: 
teftaterbe, 
(n) Gasus II, $ 103. 
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auf mögliche Zunahme oder Verminderung), wodurch das 
Ganze die Geftalt eines fingirten Erbvertrags annahm, 
alſo eines Rechtsgeſchaͤfts unter Lebenden, als deſſen thaͤtige, 
mitwirkende Theilnehmer alle in dem Teſtament bedachte 
Perſonen (repraͤſentirt durch den familiae emtor) angeſehen 
wurden. Deswegen follten fie Alle die perfönliche Yähige 
feit Haben zur Zeit diefed imaginären Vertrags. 

Daß dieſe Regel in der That rein theoretiſch, der juris 
ftifchen Form zu Liebe angenommen war, alfo nicht bes 
rudend auf der Anerkennung eines inneren Bebürfnifieg, 
ergiebt ſich noch aus folgendem Umftand. In einer etwas 
neueren Zeit waren Befchränfungen der perfönlichen Er⸗ 
werbfähigfeit durch pofitive Gefeßgebung eingeführt worden, 
wobei man fich von jener alten formellen Rüdficht befreien 
zu koͤnnen glaubte; dieſer Zall trat ein bei den Chelofen, 
den Kinverlofen, und den Latini Juniani. Bei diefer neu 
erfundenen Unfähigkeit ſah man auf den Zuftand zur Zeit 
des errichteten Teflaments gar nicht; ja man ging fogar 
auf der anderen Seite noch einen Schritt weiter, indem 
man auch nicht einmal auf die Todeszeit fah, fondern nur 
auf die Zeit des Erwerbs. Diefe legte Vorſchrift aber 
hatte den praktifchen Zweck, daß gerade die dargebotene 
Erbſchaft ein Beweggrund ſeyn follte, für den Ghelofen, 
fogleih in eine Ehe zu treten, für den Latinus Junianus, 
fich des jus quiritium ſchnell würbig zu machen (o). 


(0) Urprian. XXU. 6 3 verglichen mit XVII. $ 1 und IM. 
SS 1-6; 
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Hierin liegt der wahre Grund der auffallenden Regel 
über bie tria.tempora; nicht, wie Viele glauben, in der 
regula Catoniana (p). Die Unrichtigfeit dieſer Abfeitung 
ergiebt fich aus folgenden Betrachtungen. Die tria tempora 
werben nirgenn auf diefe ganz einzeln ftehende, einer fchon 
etwas neueren Zeit angehörende, Regel zurüdgeführt, 
müffen alfo wohl einen allgemeineren und älteren Grund 
gehabt haben. Berner geht die Regel des Cato nur auf 
Legate (Note p), und namentlich nicht auf Erbfchaften (q). 
Sie betrifft alfo überhaupt nicht die perjönliche Fähigkeit 
des Honorirten, wovon allein hier die Rede ift, fondern 
andere Beringungen eined ungültigen Legats; insbejondere 
wohl den Fall, wenn der Teftator eine Sache per vindi- 
cationem legirt, ohne daran zur Zeit des Teſtaments dad 
Römifche Eigenthum zu Haben: Dieſes Legat ift ungültig, 
auch wenn er fpäterhin das Römijche Eigenthum der Sache 
erwirbt (r). Ä | 

-Saflen wir diefes Alles in Einen Gedanken zufammen, 
fo müflen wir fagen, die ganze Lehre der tria.tempora 
geümdete fi) gar nicht auf die Natur der Sache, auf das 


(pP) L. 1 pr. de reg. Cat. ditates.“ Zwar will Cusacıus 
(34. 7) „Quod, si testamenti obs. IV. 4 cmendiren: liberta- 
facti tempore decessit testator, tes, aber dieſe Emendation ift. 
inutile foret: id legatum, völlig willfürlih und weder durch 
quandocunque decesserit, non Handſchriften, noch durch inneres 
valere.‘“ Bedürfniß unterflüßt. Vergl. 

(4) L. 3 eod. „Catoniana Voonpa Interpret, II. 22. 
regula non pertinet ad here- (r) Urpian. XXIV. $ 7, 
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| natürliche MWefen des Zeftaments, ſondern ſie Hatte eine | 


blos zufällige, hiſtoriſche Veranlaſfſung. Ja wir muͤſſen 
hinzufügen, daß ed conſequent geweſen wäre, dieſe Lehre 
im Juſtinianiſchen Recht gänzlich aufzugeben, indem ja in 
diefem Recht der Gedanke der Mancipation, ald Grundlage 
der Teftamente, völlig verſchwunden war. 


Die fo eben geführte Unterfuchung betraf gar nicht bie 
Frage wegen der zeitlichen Colliſion der Geſetze, war alfo 


eine Digreffton, aber eine unentbehrliche Digreffion. Denn 


indem ich mich nun zur Unterfuchung der Veränderungen 
wende, die nicht in den Thatfachen eintreten, ſondern in 
den Geſetzen, mnB ich ſtets zurüdgehen auf die Analogie 
der eben aufgeftellten Regeln. Jedoch darf davon dieſer 
Gebrauch” nur mit Vorſicht und Unterfiheidung gemacht 
werden, befonders mit Ruͤckſicht darauf, ob die aufgeftellten 
Regeln aus der Natur der Sache abgeleitet wurden, ober 
aus eigenthümlichen Gründen. Ich werde mich dabei ganz 
an die Reihe von Fällen halten, wie fie fo eben für Die 
thatfächlichen Veränderungen aufgeftellt wurden. 

1. Perſoͤnliche Fähigkeit ded Teſtators in Beziehung 
uf deſſen Rechtsverhältniſſe. 

Dieſe muß in zwei Zeitpunkten vorhanden ſeyn: zur 
Zeit des errichteten Teſtaments und zur Zeit des Todes; 


fehlt fie in einem derſelben, fo ift und bleibt das Teftament 


ungültig (S. 453). Sie kann aber gerade dadurch fehlen, 


⸗ 
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daß ver Zuftand des Teftatord dem in einem dieſer Zeit- 
punkte geltenden Geſetz nicht entipricht (s). 

Folgende Beifpiele werden die Sadje erläutern. Nach 
Römischen Recht konnten teftiren: alle cives, alle unab- 
Hängige Latini (t), nicht die peregrini (S. 452). Gefebt 
nun, ein folcher Latinus hätte ein Teftament gemacht, und 
während feines Lebend wäre allen Latinen durch ein Kaifer- 
gefeb Die testamentifactio entzogen worben, fo wäre das 
Teftament ungültig geweſen, wegen der Unfähigfeit zur 
Todeszeit. — Gefept, ein PBeregrine hätte ein Teftament 
gemacht, und während feines Lebens wäre durch ein Kaiſer⸗ 
geſetz allen Peregrinen Die testamentifactio verliehen worden, 
fo wäre dad Teftament ungültig geblieben, wegen der Un⸗ 
fähigfeit zur Zeit des errichteten Teſtaments. 

2. Perfonliche Fähigkeit des Teftators in Beziehung 
auf defien phyfifche Eigenfchaften. 

Diefe muß blos vorhanden feyn zur Zeit der Errichtung 
des Zeftaments, alfo entjcheivet ausjchließend das zu dieſer 
Zeit geltende Gefeg. in nach demfelben gültig gemachtes 


(s) Cuasor T.2 p. 438, 439. 
— Dagegen glaubt MEYER p. 
421—131, die Unfähigkeit zur Zeit 
bes errichteten Teftaments fchabe 
nicht, und ſucht diefe grundlofe 
Behauptung gegen die allerbinge 
nicht zutreffenden Ginwürfe aus 
der regula Catoniana zu recht⸗ 
fertigen. 


(t) Dahin gehörten früher die 
Latini colonarii (Urpıan. XIX. 
$ 4), und, feitven es folche nicht 
mehr gab, alle Nachkommen eines 
Latinus Junianus, da das Ber 
bot der Lex Junia nur ihn ſelbſt 
betraf, nit die Nachkommen, 
weldhe Latini ingenui’ waren. 
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Teftament kann durch ein fpäteres Geſetz nicht ungültig 
werben, eben fo aber auch umgefehrt. 


Sp waren im älteren Römifchen Recht Stumme uns 
fähig, zu teftiren; Suftinian hat ihnen die Yähigfeit ers 
theilt (u). Wenn nun furz vor diefem Gefeh ein Stummer 
teftirte, fo wurde das Teflament durch Das neue Gele 
dennoch nicht gültig; er konnte aber jest ein gültiges Te⸗ 
fteament errichten. — Die Teftamentsmündigfeit im weibs 
lichen Gefchlecht fett das Nömifche Recht auf zwölf Jahre (v), 
das Preußifche Recht auf vierzehn Jahre (w). Wenn nun 
ein Mädchen von dreizehn Jahren ein Teftament macht 
unter der Herrfchaft des Römifchen Rechts, fo bleibt das 
Teftament gültig, auch wenn gleich nachher das Preußijche 
Geſetz eingeführt wird, und ber Tod vor Vollendung Des 
vierzehnten Jahres erfolgt. Wird das Teftament unter der 
Herrſchaft des Preußiſchen Rechts mit dreizehen Jahren 
errichtet, fo bleibt es ungültig, felbft wenn gleich darauf 
das Römiſche Recht eingeführt wird. 


3. Der Inhalt des Teftaments richtet fich lediglich 
nach der Zeit des Todes, fo daß das zu dieſer Zeit befte- 
hende Geſetz über die Gültigkeit des Inhalts allein ents 
fcheivet, ohne Rüdficht auf die Vorfchriften des früheren 


(6) L. 10 C. qui tese. (6.22). (v) L. 5 qui test. (28. 1), 
WR & N 112,8 16. 


* 
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Geſetzes, felbft desjenigen, unter deſſen Herrfchaft das Te- 
ftament errichtet war (x). 

Anwendungen diefer Regel, die für die Anwendung 
wichtiger it, als alle andere, find folgenve. - | 

Pflichttheil und Präterition find zu beurtheilen nach dem 
zur Todeszeit beftehenden Geſetz (y). — Eben fo die im 
Franzoſiſchen Geſetzbuch verbotenen Fideicommiſſe (substitu- 
tions) (2). — Eben ſo die Vulgarſubſtitution, Die in 
Frankreich im J. 1790 verboten, durch den code aber 
wieder erlaubt wurde (aa). 


A, Perſoͤnliche Fähigkeit des Honorirten (Erben oder 


Legatars). 

In den bisher erörterten Fällen und Fragen mußte für 
die Berämderungen in den Geſetzen genau diefelbe Regel ange⸗ 
nommen werben, welche für Die VBeränderimgen in den that- 
fächlichen Verhältniffen vom Römifchen Recht anerfannt war 
(S. 451 — 456) ; denn diefe Anerkennung hatte fich gegründet 


(x) Cnuasor T. 2 p. 367 — 
370, p. 382, p. 445 — 456, der 


unter Allen diefen Punkt anı rich- 


tigften auffaßt, freilih mit Ein— 
miſchung mancher Irrtümer über 
das R. R. — Weber ©. 96 — 
98 läßt das Teftament ungiltig 
werben, wenn der Suhalt entwe= 
der dem Geſetz zur Zeit des Te: 
flaments, oder dem zur Zeit des 
Tobes widerfpricht; er behandelt 
alfo diefen Punkt fo, wie die juri- 
ftifhe Wähigkeit des  Teftators 
(Rum. 1). — Bergmann $ 16. 


19. 51 nimmt an, nah R. R. 
fey der Inhalt blos nah dem 
zur Zeit des Teftameuts gültigen 
Geſetz zu beurtheilen, und Die 
Rüdfiht auf die Todeszeit fey 
eine falfche Anficht der franzoͤſiſchen 
Rechtslehrer, aber auch eingedrun⸗ 
gen in ihre Gefeßgebung. 

(y) Cnasor T. 2 p. 225, p. 
464-475. | 

(2) Caasor T. 2 p. 382. 
Vgl. Merer p. 132—148, 

(aa) Cnasor T. 2 p. 367— 
370. 


Ya „+ 
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auf die allgemeine Ratur des Teftaments überhaupt, alfo 
auf das innere Bebürfniß der Sache ſelbſt. Ganz. anders 
verhält es fich mit der Frage wegen der perfünlichen Faͤhig⸗ 
feit des Honorirten, bei-welcher die thatfächlichen Verän⸗ 
derungen im Römijchen Recht nach der Regel der tria tem- 
pora beurtheilt werden. Denn dieſe Beurtheilung hatte 
feine innere, fondern nur hiſtoriſche Gruͤnde, Gruͤnde, die 
ſchon zu / Juſtinian's Zeit verſchwunden waren, und vollends 
fuͤr uns gar keine Bedeutung mehr haben koͤnnen. Wir 
muͤſſen alſo hier die Analogie jener Regel des Romiſchen 
Rechts ganz verlafien, und uns lediglich an die wahre 
Ratur des Teftaments Halten. Diefe aber führt dahin, 
die perfönliche Fähigfeit des Honorirten als ein zum Ins 
Halt des Teftaments gehörendes Stück aufjufaffen, und 
daher ausfchließend nach dem zur Todeszeit geltenden Ge- 
feb au beurtheilen, ohne Rückſicht auf das Recht, welches 

früher, etwa zur Zeit der Errichtung des Teftaments, ges 
| golten haben mag (bb). 

Daß uns in dieſer Behauptung die regula Catoniana 
nicht irre machen darf, und daß wir alfo auch feine Vers 
anlaffung haben, die Anwendbarkeit dieſer Regel auf unfre 
Zeit fünftlich zu widerlegen, wie e8 von Manchen verfucht 
worden ift, wurde ſchon oben gezeigt. Beſonders auf die 


(bb) Caasor T. 2 p. 462—4064. ſtimmt mit dieſer Eniſchei⸗ 
bung völlig überein, ohne fih In die Hier verfuchte Begründung 
einzulaffen. _ 
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Fahigkeit eines eingefegten Erben kann jene Regel auch 
wicht einmal fcheinbar angewendet. werben (Roten p. q.). 

5, Ferner kommt. das Gefeg über die Form des Te⸗ 
ſtaments in Betracht, von welcher zu fprechen bei den that⸗ 
ſuͤchlichen Veränderungen gar Feine Veranlaffung war. 
© Die Form gehört ganz zur faktifchen Seite des Teſta⸗ 
ments, welches daher für gültig oder ungültig gehalten 
werden muß, je nachdem die angewendete Form dem Das 
mals geltenden Gefetz entfprach oder nicht, fo daB hierin 
ein fpäteres Geſetz weder zum Bortheil, noch zum Nachtheil 
ded Teflaments Etwas zu ändern vermag (ce). Diefe 
Regel ftimmt auch ganz mit den oben aufgeftellten allges 
meineren Regeln überein (8.388). 

In Anwendung diefer Regel muß alfo ein unter dem 
Branzöfifchen Recht gemachtes eigenhändiges Privatteſtament 
gzuͤltig bleiben, auch wenn vor dem Tode des Teſtators das 
Breußifche Recht eingeführt wird, welches die PBrivatteflas 
mente nicht anerfennt. Umgekehrt muß ein unter bem 
Preußiſchen Recht errichtetes eigenhändiges Brivatteftament 
ungültig bleiben, auch werm während ber Lebenszeit des 
Teſtators das Branzöfifche Recht eingeführt. wirb, welches 
dieſe Form der Teftamente geftattet (dd). - | 

6. Endlich iſt noch der Fall zu erwähnen, wenn etwa 


(ce) Casor T. 2 p. 394—39. Weber ©. 00. 
' (dd) ine hierin etwas abweichende. Beſtimmung des Preußifcgen- 
Rechts ift ſchon oben erwähnt worden ($ 388. 0), und wirb abermals 
im $ 394, erwogen werben. 
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ein Geſet die teftamentarifche Erbfolge überhaupt aufs 
heben, alfo bie gefepliche für die allein gültige erflären 
follte; nicht als ob dieſer Kal etwa praktisch erheblich wäre; 
fondern weil die Betrachtung deſſelben ‚dazu dienen kann, 
die ganze Anſicht ver Sache. mehr feftzuftellen. 

Wird nun ein Teflament gemacht unter der Herrfchaft 
eines Geſetzes, das die Teſtamente überhaupt unterfagt, 
fo ift und bleibt e8 ungültig, felbft wenn vor dem Tode 
‘ein neued Gefeh die Teftamente wieder zulaffen follte. 
Diefes muß fehon deshalb angenommen werben, weil für 
ein folches Leftament Feine dem gleichzeitigen Geſetz ges 
nügende Form angewendet feyn Tann, welches doch nadh 
der eben aufgeftellten Regel (Num. 5) erforverlich wäre. 
Eben fo ift das Teftament ungültig, wenn bie teſtamen⸗ 
tarifche Erbfolge zur Zeit der. Errichtung erlaubt, zur Zelt 
des Todes, vermöge eined neuen Geſetzes, unterfagt war.’ 
Diefes tft ſchon deshalb anzunehmen, weil das neue Geſetz 
den ganzen Inhalt des Teſtaments entfräften wollte, die 
Gültigkeit des Inhalts aber nach dem zur Zeit des Todes: 
beftehenden Geſetz zu beurtheilen ift (Rum. 3). Aber auch 
eine zweite, noch durchgreifendere, Anficht führt zu dem⸗ 
felben Erfolg. Ein folches neues Geſez betrifft eigentlich 
nicht den Erwerb eines Rechts (nämlich des Erbrechts vers 
mittelft eines Teftaments), fondern das Dafeyn eines ganzer 
Nechtsinftituts (der teftamentarifchen Erbfolge), und bei 
Gefegen dieſer Art ift von der rüdhwirkenden Kraft über 


haupt nicht die Rede (8 384). 
30 * 
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Am zweifelhafteſten könnte ver Fall gefunden werben, 
wenn zur Zeit der Errichtung und zur Zeit des Todes Te⸗ 
ftamente gefehlich erlaubt wären, ein. vorübergehende Ges 
feß der Zwifchenzeit aber fie einmal unterfagt hätte Ich 
würde geneigt feyn, auf Diefen Fall die Analogie ver 
Könıtfchen Regel: media tempora non nocent (Rote m), 
anzuwenden, und das Teſtament ald gültig anzuerfennen. 


8. 394. ZZ 
A. Grwerb der Rechte. Anwendungen. IV. Erbrecht. 
(Kortfebung). 


Die zeitliche Gränze der Herrfchaft neuer Gefehe in 
Anwendung auf Teftamente ift bisher nur noch aus allges 
meinen Gefichtspunften, nach der Natur der Teftamente 
Überhaupt, unterjucht worden, ohne Nüdiiht auf die 
unmittelbaren Ausfprüche pofitiver Geſetze. Das Roͤmiſche 
Recht wurde erwogen (8 393) bei einer an ſich vers 
ſchiedenen Frage, der Frage wegen der thatſächlichen Ver— 
änderungen die in Beziehung auf die Gültigkeit ver Te⸗ 
ſtamente von Einfluß feyn koͤnnen. Von den Regeln dcs 
Rönifchen Rechts über dieſe andere Frage wurde eine bloß 
analoge Anwendung verfuht auf die Löſung unfrer vors 
liegenden Aufgabe... Ich will nun unterfuchen, welche Auss 
fprüche pofitiver Gefeggebungen für dieſe Aufgabe ſelbſi 
benußt werben können, aljo für die Beftimmung des Kin: 
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fluffes, den wir neuen Geſetzen auf die Gültigkeit der Te⸗ 
ſtamente zuzufchreiben haben. | 

Zuerſt fol das Römifche._ Recht erwogen worben. 
An dieſem finden wir einen allgemeinen Ausfpruch über 
unfre Frage gar nicht. Der allgemeine, die ruͤckwirkende 
Kraft der Geſetze verneinende Grundſatz (8 386) ift für vie 
Teftamente deswegen nicht ausreichend, weil dieſe nicht fo, 
wie Die Verträge und Veräußerungen, einem einzelnen 
Zeitpunft angehören, fondern mehreren Zeitpunkten ($ 393), 
fo daß es gerade zweifelhaft ſeyn kann, in welchen Bes 
ziehungen das Teftament unter die futura negotia, ober 
vielmehr unter die facta praeterita (die pendentia negotia) 
zu rechnen feyn möge. 

Dagegen finden wir in vielen einzelnen Römifchen Ger 
fegen ſehr beitimmte tranſitoriſche Vorſchriften über bie 
Frage, auf welche Teftamente gerade diefe neuen Gefeße 
angewendet oder nicht angewendet werden follen. Dabei 
liegt nun der Gedanke fehr nahe, daß dieſe tranfitorifihen 
Borjihriften zugleich den Ausdruck des auf unſre Frage bes 
züglichen allgemeinen, bleibenden Grundſatzes enthalten 
müßten, und unter dem Einfluß dieſer VBorausfegung haben 
neuere Sihriftiteller fehr häufig Ihre Theorie ausgebildet. 
Aber gerade dieſe Vorausſetzung iſt fehr bevenflich, und 
für manche einzelne Bälle erweislich falfch. Denn die trans 
ſitoriſche Vorſchrift kann Im Einzelnen hervorgegangen feyn, 
nicht fowohl aus der Meberzeugung, daß e8 nach allgemeinen 
Grundfügen jo feyn müffe, weil ed der Natur der Teſta⸗ 


N 
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mente angemeſſen fen, als vielmehr aus ſchonender Ruͤckſicht 
auf beftehende Thatfachen; dann aber ift die tranfitortfche 
Borfchrift nicht Ausdruck einer als wahr anerkannten Regel, 
fondern vielmehr einer fchonenden Ausnahme von der Regel, 
Diefe Abſicht der Geſetzgeber iR nicht nur überhaupt möglidg; 
fondern gerade ‘hier in mehreren Fällen unzweifelhaft vor⸗ 
handen. Wir werden alfo die einzelnen tranfitorifchen Vor⸗ 
Tchriften des Römifhen Rechts über das Necht der Tefla- 
mente,. welche nunmehr der Reihe nach angegeben werben 
follen, mit den oben aufgeftellten allgemeinen Grundſätzen 
(8 393) zu vergleichen_haben, um bei jeder biefer Vor— 
fehriften zu erkennen, ob fie als anerfennender Ausbrud 
der Regel, oder vielmehr ald Ausnahme von der Regel, 

unzufehen feyn möge. j | 
1. Eine folche tranfitorifche Vorſchrift findet ſich in ber 
Lex Falcidia, welche im erflen Kapitel fo Iautet (a): 
m Qui cives Romani sunt, qui eorum post kanc 
Legem rogatam testamentum Jfacere volet, ut 


eam pecuniam efc. 


Diefe Beftimmung, welche dann im zweiten Kapitel 
woͤrtlich wiederholt wird, beſchraͤnkt die Anwendung des 
Geſetzes auf kuͤnftig zu errichtende Teſtamente, ſo daß die 


(a) L. 1 pr. ad L. Falc. dem fecerit), die aber Ber: 
8S. 2). — Eine ähnliche tran res durch fein unrebliches pic 
fitoriſche Beſtimmung erwähnt im rückwirkende Kraft umgewan⸗ 
Cicero (in Verrem J. 41. 42) delt habe durch die Worte: feci, 
von der L. Voconia (qui here- fact. . 
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fihon errichteten, auch wenn die Teflatoren noch leblen⸗ 
davon frei ſeyn ſollten. 

Darin liegt eine Ausnahme unſrer Regel. Denn: da 
die Beftimmung des Geſetzes den Inhalt des Teftamente 
betraf, fo Hätte daffelbe eigentlich angewendet werden müffen 
auf alle Teftamente, deren Urheber ıfpäter farben (8 398: 
Rum. 3), auch wenn fie damals fihon errichtet warem.! 
Man wollte alfo den lebenden Teftatoren die Mühe er# 
fparen, ihre fchon "gemachten Teftamente mit Dem neuen 
Geſed zu vergleichen und danach. nöthigenfalls umzuändern,! 
jugleich auch die Gefahr, die aus der Vernachläffigung‘ 
dieſer Borficht für die vollftändige Gültigkeit des Teſtaments 
entfichen Eonnte. Diefe Schonung war aber deswegen 
natürlich und loͤblich, weil es in der That. dem Geſetzgeben 
fehr gleichgüftig feyn Fonnte, ob das Geſetz einige Jahre) 
früher oder fpäter ausfchließenne Anwendung erhielt, . - 

Es muß aber noch befonders darauf. aufmerkſam gemacht 
werben, daß biefes Geſetz nicht etiva die Abſicht und die 
Folge hatte, eine bis dahin unbefchränfte Freihelt der Ten 
ftatoren in Beziehung auf Legate zu befchränfen, ſondern 
vielmehr die ganz anderen, für manche Fälle firengeren, 
Beichränfungen der Lex Furia und der Lex Voconia durch 
eine neue, zweckmäßigere, gu erfeben (b). Die Meinung 
ging alfo dahin, daß auf die ſchwebenden Teſtamente pie 


0) Gasus M. $ 224-227. 
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Lex Furia und Lex Voconia, auf die Fünftigen lediglich 
bie Lex Falcidia, angewendet werben follten. 

2. Im 3. 531 verordnete Juftinian, jede Erbein⸗ 
feßung folle nur gültig feyn, wenn ver Teflator den Namen 
des Erben mit eigener Hand fehreibe oder vor den Zeugen 
mündlich ausfpreche. Diefe Borfchrift folle aber nur anges 
wendet werden auf Tünftige Teftamente, nicht auf fchon 
errichtete (ce). — In diefer tranfitorifchen Vorfchrift lag 
eine reine Anwendung der oben aufgeftellten Grunvfäge, 
indem das neue Gefe lediglich die Form des Teſtaments 
betraf (6 393 Rum. 5). Allein drei Jahre. fpäter (534) 
wurde jenes Gefch in den ncueften Codex aufgenommen, 
und zwar nit dem fo eben angeführten tranfitorifchen Zus 
fat. Darin lag alfo die Vorfchrift, daß die in den vers 
flofienen drei Jahren (zwifchen 531 und 534) gemachten 
Teftamente, auf die eigentlich das Gefeh fihon anwendbar 
geweſen wäre, davon frei feyn ſollten, alfo gewifiermaßen 
eine Amneſtie für die in diefen Teftamenten etwa begans 
gene Bernachläjfigung des Gefeged. Man Fönnte dicke 
auffallende Wiederholung der tranfitorischen Worfchrift viels 
leicht für ein bloßes Verſehen halten wollen; allein Zufti= 
nian feloft hat dieſelbe in einem fpäteren Geſetz für abs 
fichtlich erflärt, gegründet auf die Wahrnehmung, dab das 
neue Geſetz urfpränglich nicht genug befannt geworben fey, 


(0) L. 29 C. de test. (6.23). — Diefe ganze Beſtimmung Hat 
nur noch ein Hiftorifches Interefle, da fie nach wenigen Jahren wieber 
aufgehoben wurde. Now. 119 C. 0 (von 544). 
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welchem Mangel erft die Aufnahme in den neuen ober. 
abgeholfen habe (d). 

3. Der Pflichttheil betrug nach altem Recht ein Vier⸗ 
theil der Inteſtatportion; Juſtinian erhoͤhte ihn nach 
Verſchiedenheit der Umſtaͤnde auf ein Drittheil oder die 
Hälfte (e). Da dieſes Geſetz den Inhalt des Teſtaments 
betraf, ‚hätte e8 auch auf die ſchon errichteten Teftamente 
angewendet werben müffen. Juſtinian aber verorbnete, 
daß es erft auf Fünftige Teftamente angewendet werben 
‚ follte, worin alfo wieder eine ſchonende Ausnahme lag (f). 

4. Durch Kaiferconftitutionen wurde die Befugniß eines 
Baterd, feine Concubinenkinder durch Ichten Willen zu 
bevenfen, auf mancherlei abwechfelnde Weiſe befchränft (8). 
Eines diefer befchränfenden Geſetze geht dahin, daß folche 
Kinder, wenn feine cheliche Kinder vorhanden wären, bie 
Hälfte des Vermögens befommen dürften. Es wurde aber 
Hinzugefügt, diefe Beftimmung folle nur angewendet werben 
auf fünftig zu errichtende Teftamente (h). Darin lag 
wieder eine Ausnahme, Indem das Gefeh den Inhalt des 
Teftaments betraf, alfo eigentlich auf ſchwebende Teſtamente 
anwendbar geweſen wäre. 

5. Durch die L. Julia und die L. Papia Poppaca war 
unter 8. Auguftus die ſehr verwidelte Gaducität bei 


) 
(4) Nov,.66 C.1 $1. (e) Nov. 18 (von 536). (f) Nov. 66 


C.1 6 2—5 (von 538). (g) Göfchen Borlefungen IU.2 5 793. 
(h) L.8 C. de natur. ib. (5.27), von Iuftinian 528. 


A7A Bud III. Herrſchaſt der Rechtsregeln. Ray. II. Beitlide Srämen. 
Erbfchaften und Legate eingeführt worben.  Diefes Rechts 
inftitut, welches Durch viele fpätere Geſetze umgebildet 
war, wurde von Zuftinian im J. 534 gänzlich aufge⸗ 
hoben, jedoch mit dem Zuſatz, daß dieſes neue Recht erſt 
auf die Tünftig zu errichtenden Teſtamente angewendet 
werben follte (i). Auch darin lag wieder eine Ausnahme 
von den aufgeftellten Regeln, da das neue Gefeh den Sm 
halt des Teſtaments zum Gegenftand Hatte. 


* J 


Das Preußiſche Recht enthaͤlt uͤber unſre Frage nur 
wenig bleibende, fuͤr alle Zeiten guͤltige Beſtimmungen, und 
auch dieſe beantworten die Frage nicht unmittelbar, ſondern 
fönnen dafür nur durch Folgerungen benutzt werden. Es 
wird zweckmaͤßiger ſeyn, dieſe erſt am Schluß. zu erwähnen. 

Dagegen ift unfre Gefeßgebung reich an tranſitoriſchen 
Beſtimmungen über Teſtamente, die alſo keinen allgemeinen 
bleibenden Grundſatz ausſprechen, ſondern bei Gelegenheit 
einzelner Einführungsakte die Behandlung der Teſtamente 
beſtimmen, darin alſo hoͤchſtens, und nicht immer, einen 
allgemeinen Grundſatz durchblicken laſſen. 

Die Reihe dieſer tranſitoriſchen Vorſchriften iſt folgende 
(8 383). 


GO L. . 3 10 0. a . on 
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Das Einführungspatent des Allg. Landrechts von 1794 
Yerorpnet im 8 12, daß alle damals errichtete Teſtamente 
„mach den Vorfchriften ber Altern Geſetze durchgehends 
beurteilt werben folfen, wenngleich das Ableben des Te⸗ 
ſtators erſt fpäter erfolgte." Durchgehends, alfo in 

* Anfchung der Form und des Inhalts. Das erſte iſt eins 

veine Anwendung der oben aufgeftellten Grundfäge; das 
zweite ift eine fchonende Ausnahme von dieſen Grunpfägen 
($ 393 Num. 3), ähnlich den vielen fo eben angeführten 
Ausnahmen in Römifchen Gefeben. 

Die drei Patente von 1803 flimmen damit im $ 6 
wörtlich überein. | 

Eine nach zwei Seiten neue Wendung findet ſich in 
dem für die Provinzen jenſeits der Elbe erlaſſenen Patent 
- bon 1814 (k). 

Die erfte neue Beſtimmung ſchlleßt ſich abänbernd an 
die eben angeführten älteren Vorſchriften. 

8 6. Alle Teftamente und Tebtwillige Verord⸗ 
nungen, welche vor dem 1. Januar 1815 
errichtet. worden, müflen, in Rüdficht 
ihrer Form, durchgehende nach den Vor⸗ 
ſchriften der älteren Gefeße beurtheilt wer⸗ 
den, wenngleich das Ableben des Erblafs 
ſers erſt fpäter erfolgt ſeyn follte. 

Der Zuſatz: in Rüdficht ihrer Form, der in den 
fruͤheren Patenten ganz fehlt, ſoll. augenſcheinlich den Bu 
(k) Geſebſammlung 1814 S. 89-96, 


476 Bug 1. Herrſchaft der Rechtöregeln. Kap. II. Beitliche Graͤnzen. 
genſatz ausprüden gegen die Rüudjicht ihres Inhalte, 
folk alfo andeuten, daß der Inhalt vielmehr nach dem neuen 
Geſetz (nach dem Geſetz zur Zeit des Todes) beurteilt 
werben folle. Darin liegt alfo die Anerfennung der oben 

- aufgeftellten Regeln über die auf die Form und den Ins 
halt der Teftamente anwendbaren Geſetze (1). . 

Die zweite neue Beflimmung wird weiter unten nach⸗ 
geholt werben. 

Die eben erwähnte neue Beftimmung wurde ausführs 
licher und genauer ausgebrüdt in dem Batent für weh 
preußen von 1816 ($ 383). 

8 8. Alle Teſtamente ..... find in Rückſicht 
ihrer Form durchgehends nach den Vor⸗ 
ſchriften der älteren Geſetze zu beurtheilen. 
Auch der Inhalt der Teſtamente iſt 
gültig, in fofern nicht Prohibitiv— 
gefege zur Zeit des Erbanfalles 
ihm entgegen fichen. In letzterer 
Rüdficht if insbeſondere die Lehre 
von der Erbfähigfeit der inftituir- 
ten Erben und vom Pflichttheil 
nad den zur Zeit des Erbanfalles 
geltenden Gejegen au beurtheilen. 

Mit diefer legten Fafſung flinmen vie fpäter crlaffenen 
tranfitorischen Gefege wörtlich überein. 





(1) Bergmann ©. 665 nimmt irrig an, « liege darin Keine 
Abweichung von den älteren Batenten. 
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Hier wird nun auf ganz unzweifelhafte Weife für Die 
Anwendbarkeit verfihiedener Gefebe zwifchen Form und Ins 
halt unterſchieden; bei den Geſetzen über die Form fol die 
Zeit des errichteten Teſtaments, bei denen über den Inhalt 
die Todeszeit berüdfichtigt werden, und zu diefer zweiten 
Klaffe werden ganz richtig die Geſetze über die perfönliche 
Fähigkeit des Honorirten gerechnet. Damit ift demnach 
bie ganze Reihe der oben aufgeftellten Regeln als rich 
tig anerkannt, nur mit Ausnahme der Gefege über die 
perfönliche Bühigfeit des Teſtators, worüber gar Nichts 
gejagt if. 

Unter den wieder gewonnenen Zandeötheilen aber fan⸗ 
ven fid drei, in denen bis zu dieſem Zeitpunkt Sranzöfis 
fches Necht gegolten hatte, in welchen man alfo darauf 
rechnen mußte, ſchwebende Teſtamente vorzufinden, die 
theils auf der eigenhändigen Schrift des Teftators, theile 
auf notarieler Beglaubigung beruhten. Diefes wurbe für 
zu gefährlich gehalten, und daher wurde in diejen Landess 
theilen neben jener allgemeinen Beftimmung, und theilwelfe 
von ihr abweichend, die befondere Vorfchrift aufgenommen, 
daß folche ſchwebende Teſtamente nur noch Ein Jahr lang 
gültig bleiben folten. Binnen diefem Jahre follte der Teftas 
tor ein neues Teftament nad der Form des Landrechts (alfo 
gerichtlich) machen. Wenn der Teftator nach Ablauf jenes 
Jahres fterben follte ohne neues ZTeftament, fo follte das 
vporgefundene wirkungslos feyn, wenn nicht beiviefen werben 
fünne, daß er an der Errichtung eines neuen Teſtaments 


478 Buch M. Herrfchaft der Mechteregelu. Kap. I. Zeitliche Gränzen. 

fortwährend verhindert gewefen fey (m). — In diefer ganz 
eigenthümlichen Beſtimmung ift nun augenfcheinlich der 
Ausdruck eines allgemeinen, bleibenden Grundſatzes nicht 
enthalten, fondern nur vie Rothhülfe für einen einzelnen 
Tal. Auch findet fich in den übrigen tranfitorifchen Ges 
feben eine Ahnliche Beflunmung gar nicht. 

Unabhängig von diefen tranfitorifchen Vorfchriften ent 
Halt nun aber das Landrecht felbft folgende bleibende Bes 
ſtimmungen, die zut Entſcheidung unferer die Teftamente 
betreffenden Frage benupt werben koͤnnen (S. 474). 

A. Wenn ein Rechtsgefchäft durch die dabei beobach⸗ 
teten Formen zwar nicht dem Geſetz, unter welchem es 
gemacht wurde, . wohl aber einem fpäteren Geſetz, ges 
nügt, fa fol es ausnahmsweiſe aufrecht erhalten 
werden (n). 

Diefe Vorfchrift geht gar nicht befonders auf Teſta⸗ 
mente, fonvern auf Rechtsgefchäfte überhaupt, alfo aller« 
dings auch auf Teftamente, und weicht hei dieſen von ben. 
oben aufgeftellten Regeln ab, Sie ift übrigens für den 
Tall der neuen Einführung des Landrechts bei Teftamenten 
ganz unerheblich, weil. ſich kaum venfen läßt, daß irgend 
wo eine frengere Form für Teftamente, als die landrecht⸗ 
liche, eingeführt fein follte, fo daß, dieſer ſtrengeren Form 


(m) Provinzen  jenfeits der (n) A. L. R. Einl.$ 17, ſ. o. 
@fbe (1814) 8 7. Weſtpreußen $G 388.0. Bon dem ſehr bedenk⸗ 
(1816) 89. Poſen (1816) 8 9, lichen Inhalt dieſer Vorſchrift iſt 
ſ. o. 8883. eben daſelbſt gehandelt worden. 
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gegenuͤber, das Teſtament durch die ſpaͤter eingefuͤhrte land⸗ 
rechtliche, als die weniger ſtrenge Form, aufrecht erhalten 
werden koͤnnte. Jene Vorſchrift wuͤrde daher eine praktiſche 
Wichtigkeit erſt dann erhalten, wenn kuͤnftig einmal im 
Preußiſchen Staat irgend eine leichtere Form ver Teſta⸗ 
mente, etwa die des Franzoͤſtſchen Rechts, eingeführt wer⸗ 
dm follte. 

B. Die perfönliche Fähigkeit des Teftators ſoll nach 
der Zeit des errichteten Teftaments beurtheilt werben (0). 
Diefe Vorfchrift bezieht fich jedoch, wie die folgenden Säße 
zeigen, auf Veränderungen in den Ihatfachen, nicht in den 
Geſetzen, und kann daher nur durch Analogie auf Veraͤn⸗ 
derungen in den Gefeßen angewendet werben. Ginzelne 
Anwendungen werden nun in folgender Weife gemacht. 

‘a. Die natürliche Unfähigkeit zur Zeit des Teftaments 

macht das Teftament ungültig, felbft wenn der 
damalige Mangel fpäter gehoben wird, 3. B. durch 
das erreichte reifere Alter (p). Diefer Satz ſtimmt 
mit unjern Regeln überein. 

b. Die auf Rechtsgründen zur Zeit des Teſtaments 
beruhende Unfähigkeit verliert ihren nachtheiligen 
Einfluß, wenn der Mangel fpäter gehoben wird (q). 
Darin liegt eine Abweichung von unfern Regeln 
(8 393 Rum. 1). . 


12 S 11. DD MLN 1. 12 812, 
813. 


* 
MMBnuch IL. Herrſchaft ver Rechtsregeln. Kap. II. geitliche Gratzen. 
c. Bar umgekehrt der Teſtator zur Zeit des errichte⸗ 
ten Teftaments fähig, verliert aber dieſe Faͤhigkeit 
fpäterhin zur Strafe einer gefehwibrigen Hand» 
lung, fo wird das Teftament ungültig (r). Stimmt 
mit unfern Regeln überein. 

C. „Bei Beurtheilung der Hähigfeit eines Erben ober 
Legatarii muß auf die Zeit des Erbanfalle gefehen wers 
den.” (s). — Auch dieſe Beftimmung iſt, fo wie die vori⸗ 
gen, gewiß nur von thatfächlichen Veränderungen in der 
Perſon gemeint, kann aber durch Analogie unbedenklich 
auch auf Beränderungen in der Gefebgebung angewendet 
werden, und flimmt in biefer Anwendung mit unfern Res 
geln völlig überein. Ä 


Das Defterreihifche Geſetzbuch enthält Leine trans 
fltorifche Beftimmung über Teftamente befonders, wohl aber 
die allgemeine VBorfchrift, daß das neue Gefegbuch auf vor⸗ 
bergegangene Handlungen feinen Einfluß haben folt, 
auch wenn diefe Handlungen in folchen Willenserkflärungen 
beftehen, die von dem Erklärenden noch eigenmähtig abges 
ändert, und nach den im dem gegenwärtigen Gefepbuche 
enthaltenen Vorfchriften eingerichtet werden fönnten (t). — 


HD A. L. R. J. 12 814. (s) So lautet wörtih A. E. M. 
J. 12 8 43. (t) Wörtlich aus dem Cinführungspatent von 1814. S. 8. 6. 


- 
* 
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Damit ſind augenſcheinlich die Teſtamente bezeichnet, und 
es liegt in dieſen Worten völlig dieſelbe Vorſchrift, welche 
oben aus dem Preußifchen Einführungspatent von 1794 
8 12 angeführt, und mit unfern Regeln verglichen wors 
den iſt. 


Die Meinungen der wichtigften Schriftfteller find fchon 
oben bei den einzelnen Bragen angegeben worden. Weber 
fehlt hauptfächlich darin, daß er Die NRechtögültigfeit des 
Inhalts des Teflaments abhängig macht von der Ueberein⸗ 
flimmung mit den Geſetzen beider Zeitpunfte, während 
Bergmann hierin die Zeit des errichteten Teſtaments, 
und zwar diefe allein, . mit Unrecht berüdfichtigen will. 
Chabot Hat Hierin richtigere Anfichten, als beide (8393.x). 
Alle aber find mehr oder weniger durch folgende Fehler in 
mannichfaltige Irrthuͤmer gerathen. 

Sie Haben nicht genug unterfchieden zwifchen den Vers 
änderungen, welche in den thatfächlichen Berhältniffen, 
und denen, welche durch neue Geſetze eintreten koͤnnen; eben 
fo--zwifchen den natürlichen Mängeln, und den gefeglichen 
Borfchriften, wodurch die perfönliche Fähigkeit des Teſta⸗ 
tor8 gehindert feyn Fann. Sie haben im Römifchen Recht 
die wahren Gründe mancher Beftimmungen (befonders der 
tria tempora) verfannt, und dagegen mit Unrecht andere, 
| unpaffende, Gründe untergefchoben, wohin befonvers die 
regula Catoniana gehört. Ganz vorzüglich aber haben ſie 


vuii. 31 


- 
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einzelne tranfitorifche Borfchrijten des Roͤmiſchen Rechts 
generalifirt, und darin den Ausbrud allgemeiner, bleibenver 
Grundſaͤtze über das Verhaͤltniß alter und neuer Geſetze 


bei Teſtamenten angenommen, ganz gegen die Abſicht der 
Urheber dieſer Vorſchriften. 


$ 395. 
A, Erwerb der Rechte. — Anwendungen IV. Erbredt. 
(Fortfegung.) 


1. Die Snteftaterbfolge hat weit einfachere Ber: 
Hältnifie, als die teftamentarifche, da bei ihr nicht ziel, 
ft fehr entlegene Thatfachen „(Errichtung des Teſtaments 
und Erbanfall) in Betracht fommen. Darin aber ftehen 
- beide Fälle einander gleich, daß auch bei der Inteſtaterb⸗ 
folge ſowohl thatfächliche Verhältniffe mit ihren WVerändes 
zungen, ald neue Geſetze, zu beachten find, ‘und Daß über 
jene das Römifche Recht genaue Regeln aufgeftellt Hat, 
deren Analogie dann bei dem Fall neuer Gefeße zu be 
nutzen if. _ 

Die perfönliche Fähigkeit des Verſtorbenen, eine In⸗ 
teftaterbichaft zu hinterlaſſen, ift zu beurteilen nach ber 
Zeit Des Todes. Das Römifche Recht erforvert die @ivität 
in dem Sinn, daß nur bei dem Tod eines Römifchen Bürs 
gerd die Regeln der Römifchen Snteftaterbfolge zur Anwen- 
dung fommen konnten, anftatt daß die im Römifchen Staat 
ſterbenden Ausländer nach dem Recht ihrer Heimath beerbt 


⸗ J 
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wurden. Ein Römer, der eine magna capitis deminutio 
erlitten hatte (ein Deportirter, oder ein servus poenae), 
fonnte ohnehin feine Erbfchaft Hinterlafien; was er hatte, 
oder zu haben fchien, gehörte dem Fiscus. | 

Die perfönliche Fähigkeit, zu irgend einer Inteſtaterb⸗ 
fehaft berufen zu werben, berubte auf derfelben Bedingung 
der Givität; die magna capitis deminutio machte dazu uns 
fähig, während die minima fein unbedingtes Hinderniß war, 

- fondern nur gewiffe Anſprüche auf Inteftaterbfolge, die auf 
Agnation gegründeten, aufhob (a). Diefe Fähigkeit mußte 
gewiß vorhanden jeyn zur Zeit des Erbanfalls, aber audh 
zur Zeit ded Erwerbs, ja fogar in der ganzen Zwifchen« 
zeit, da jede in dieſer Zeit eintretende Unfähigkeit eines 
berufenen Inteftaterben deſſen Erbantheil fogleich irgend 
einer anderen Berfon, fey diefe neben ihm oder hinter ihm. 
berufen, deferirt (5 393. m). Diefe Regeln gelten auf 
gleiche Welfe, es mag eine die Erbfähigfeit aufhebende 
Beränderung bewirkt worden feyn durch neue thatfächliche 
Berhältniffe, oder durch ein neues Gefeb. 

Das Wichtigfte aber und zugleich das Schwierigfte ift 
das perfönliche Verhaͤltniß des Inteftaterben zum Erblafler, 
welches vorzugsmweife in Verwandtfchaft befteht. Diefes 
Berhältniß iſt entjcheidend jowohl für den Erbanſpruch 
jedes Einzelnen überhaupt, als über die beftimmte Stelle, 
welche verfelbe in ber Reihefolge fämmtlicher für dieſen 


() L1$4.8.ad Sc. Tert. (38. 17). 
N 34% 
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Erbanfal denkbaren Erben einzunehmen hat. Diefes per- 
fönliche Verhältnig nun: muß beurtheilti werden nach ver 
Zeit des Erbanfalls, welche meift, jedoch nicht immer, 
zufammenfällt mit der Zeit des Todes. 

Dabei find zu berüdfichtigen die zwei Arten von Ver⸗ 
änderungen, die in dieſer Hinſicht eintreten koͤnnen. 

A. Veränderungen in den thatſaͤchlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen. 

Gleichguͤltig, ohne allen Einfluß, find die Zuflände und-- 
Veränderungen vor dem Tode des Erblafird. Zwar koͤn⸗ 
nen auch in dieſer Zeit ſehr beſtimmte und wahrfcheinliche 
Erwartungen entftanden feyn. Auf die Inteftaterbfchaft 
eined reichen ehelofen Mannes, der in vorgerüdten Sahren 
ftand, koͤnnen nahe Verwandte mit großer Sicherheit ges 
. rechnet haben, und diefe Erwartung kann durch eine fpäte 
Ehe mit Kindern vereitelt worden feyn. Allein bloße Er⸗ 
wartungen find ja überhaupt nicht durch Rechtsregeln zu 
fhüsen, und jene Verwandte mußten die Möglichkeit Dies 
fer Veränderung, eben fo wie die eines Teftaments, bes 
denfen. 

Um aber der genauen Beflimmung des entfcheiden- 
den Zeitpunftes näher zu rüden, find zunächft zwei 
vorläufige, gewiffermaßen blos verneinende, Regeln zu be⸗ 
achten. 

1. Als Inteſtaterbe kann Niemand betrachtet werden, 
der erſt nach dem Tode des Erblaſſers erzeugt iſt. Die 
Grundbedingung alfo befteht darin, daß ein Inteftaterbe 
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während des Lebens des Erblaffers geboren oder wenigftens 
erzeugt war (b). 

2. Wenn ein zur Erbſchaft Berufener diefelbe aus» 
‚fhlägt, oder vor ihrem Erwerbe ftirbt, fo fcheint es natürs 
ich, daß in Folge diefer thatfächlichen Veränderung ver 
zunächft nach ihm Berufene an feine Stelle trete, welches 
eine successio (ordinum, graduum) genannt wird. Diefe 
successio ließ man jedoch im alten @ivilvecht nicht zu, in⸗ 
dem man fich aͤngſtlich an den Buchftaben ver Zwölf Tafeln 
anfchloß; der Praͤtor ließ dieſelbe in den von ihm neu ein⸗ 
gefuͤhrten Klaſſen der Erbfolge zu (c). Juſtinian aber 
hat dieſelbe allgemein zugelaſſen (d). 

Dieſe zwei vorlaͤufige Regeln vorausgeſetzt, haben wir 
jetzt genauer den Zeitpunkt zu beſtimmen, nach deſſen that⸗ 
ſaͤchlichen Verhältniffen vie Inteſtaterbfolge zu regeln if. 
Als dieſen Zeitpunkt fönnen wir allgemein angeben ben 
Erbanfall, welcher jedoch nach Umfländen in zwei ver⸗ 
ſchiedenen Zeitpunkten eintreten Tann. 

Wir haben in dieſer Hinſicht zwei Faͤlle zu unter⸗ 
ſcheiden. 

Der erſte Fall iſt der, wenn ein Teſtament vorhanden 
iſt, und nur durch deſſen Entkraͤftung die Inteſtaterbfolge 


(b) $ 8 J. de her. quae ab (c) Gasus 111. $ 12. 22. 28. 
int. (3.1), L. 6.7.8 pr. de suis Urpian. XXVI. $ 5. 
(38. 16). — Ueber die Gleich⸗ (d) 87 J. de legit. agnat. 
“ Rellung des nasciturus mit dem succ. (8. 2). 
natus del oben B. 2 8 62. 


286 Bud I. Herefchaft der Rechtsregeln. Kap, 1. Zeitliche Graͤnzen. 


eröffnet wird. Dann iſt die Zeit dieſer Entkräftung als 
Zeit des Erbanfalld zu betrachten. Diefes tritt ein, wenn 
ein zur Erbichaft berufener Teftamentserbe die Erbfchaft 
ausfchlägt, wenn er vor Antretung derſelben flirbi, wenn 
die Erbeinſetzung an eine Bedingung gefnüpft ift, und dieſe 
Bedingung vereitelt wird. Es wird aber in allen Diefen 
Zällen vorausgefebt, daß: nicht andere Teftamentserben da⸗ 
neben ftehen, durch welche das Zeftament aufrecht erhalten 
wird. — Der Erbanfall alfo tritt in jenen Fällen ein im 
Zeitpunkt ver Ausfchlagung, oder Des Todes des Teftamentss 
erben, oder ver vereitelten Bedingung; von jeder biefer 
Zhatfachen kann man behaupten, durch fie werde es gewiß, 
daß feine teftamentarifche Erbfolge eintreten werde, und da⸗ 
durch werde alfo die Inteftaterbfolge eröffnet. 

Der zweite Fall ift der, wenn ein Teſtament nicht vors 
Banden if. Dann ift der Erbanfall unbebingt in ben Zeit- 
punft des Todes zu fegen, in feinen anderen, feinen ſpäteren 
Zeitpunft, an welchen man etwa denken Eönnte. 


Genau fo wird diefe wichtige Frage entfchieden in fol⸗ 
gender Stelle der Inftitutionen (e): 


Proximus autem, siquidem nullo testamento facto 
quisquam decesserit, per hoc tempus requiritur, 


quo mortuus est is, cujus de hereditate quaeri- 


(e) $ 6 J. de legit. adgnat. suee. (3. 2). — Für den erſten 
Tall (des entfräfteten Teflaments) finden fi viele Beflätigungen: 
Gasus 11. $ 13, 2.1988, L. 2 8 5, L. 5 de suis (36. 16). 
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tur. Quod si facto testamento: quisgquam deces- 


- serit, per hoc tempus requiritur, guo certum 
esse coeperit, nullum ex testamento heredem erx- 
stiturum; tunc enim proprie quisque intestato 
decessisse intelligitur. 

Wir bleiben jetzt bei dem zweiten Falle ſtehen, in welchem 
fein Teftament vorhanden if. Durch die ausgefprochene 
Regel werden wir angewiejen, die berufenen. und nicht bes 
rufenen Inteſtaterhen zu beftimmen lediglich nach dem per⸗ 
fönlichen Verhaͤltniß, welches zur Zeit des Todes wahrzus 
nehmen war. Dan möchte vielleicht jagen, dieſes fey Feine 
pofitive Anweifung, es verftehe fich von felbft, indem an 
irgend einen fpäteren Zeitpunkt gar nicht gedacht werden 
fönne. Eine folche Auffaffung würde gang unridhtig feyn. 
Die fo eben bei den Teftamentserben angegebenen Fälle 
koͤnnen großentheild auch bei den zunächit berufenen Ins 
teftaterben eintreten. Mehrere derfelben können ausfchlagen, 
fönnen vor der Antretung fterben; was fol dann mit den 
ihnen angebotenen Erbtheilen gejchehen? | 

Hier find zwei Behandlungen möglid. Man kann 
erftlich bei Der durch Die Todeszeit beftimmten Verteilung 
ftehen bleiben, und den vacant gewordenen Erbiheil, ſo 
lange es moͤglich iſt, darauf zuruͤck führen. Dann wird 
dieſer Erbtheil den Mitberufenen durch jus accrescendi zus 
fallen, und nur, wenn ſolche Mitberufene nicht vorhanden 
find, alſo nur als Aushuͤlfe, wird Die successio ordinum 
oder graduum eintreten. — Man kann aber auch zweitens. 


- 
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den umgefehrten Weg einfchlagen, den jebigen Zeitpunft, 
in welchem der Erbtheil vacant wurde, als. Zeitpunft des 
Erbanfalls betrachten, und hiernach die Inteftaterbfolge neu 
seguliren. Dann wird Pie successio ordinum oder gra- 
duum voran ftehen, das jus accrescendi vielleicht als Aus⸗ 
hülfe angewendet werben. 

Nach dem oben aufgeftelten Grundſatz müflen wir uns 
bedenklich die erfte Behandlung vorziehen, alfo die Zeit des 
Todes als den bleibenden Zeitpumft des Erbanfalls behan- 
deln, auch wenn eine fpäter eintretende thatfächlihe Ver⸗ 
änderung eine nachträgliche Bertheilung nöthig machen 
folte. Oder mit anderen Worten: In der Collifion des 
jus acerescendi mit der Successio graduum muß das jus 


accrescendi den Vorzug erhalten (f). 
B. Beränderungen in der Gefeggebung. 
Wir haben hier, fo wie bei den Teflamenten ($ 393), 


(f) Diefe Frage bildet den 
Gegenſtand einer alten, berühm- 
ten Controverfe. Die Hier vor: 
getragene Meinung wird ver: 
theidigt von Goͤſchen Borlefun: 
gen IL. 2 $ 929, und Bau: 
meifter Anwachſungsrecht unter 
Miterben 8 5. $ 7. — Ein fchein- 
barer Zweifel entfteht aus L. 1 
$ 10. 11 L. 2 ad Se. Tert. 
(38. 17), worin allerdings die Re- 
gulirung nad der fpäteren Zeit, 
in weldher der zunächft Berufene 
ausichlägt, anerkannt wird. Allein 
nad) der deutlichen Erklärung bie 


fer Stellen Tiegt darin nicht bie 
Anwendung eines allgemeinen 
Grundſatzes, fondern eine befon- 
dere Vorſchrift für das Verhaͤlt⸗ 
niß des neu erfundenen Eivilerb- 
rechts zwiſchen Mutter und Kin- 
dern zu dem jus antiquum ber 
Agnaten. Man wollte verhindern, 
daß, durch das Ausſchlagen der 
Mutter oder des Kindes, bie 
Agnaten, unter denen feine suc- _ 
cessio graduum galt, vielleicht 
alles Erbrecht verlieren möchten, 
ganz gegen bie Abſicht der Sena⸗ 
tusconfulte. 
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die Analogie der für die thatfächlichen Veränderungen geges 
benen Vorſchriften zu befolgen, und wir fönnen es Bier 
ganz unbedenklich, da jene Vorfchriften ganz als der Aus» 
druck allgemeiner, bleibender Grundſaͤtze anzufehen find, fo. 
daß dabei nicht, wie bei den Teflamenten, theilweife blos 
zufällige, Hiftorifche Anfichten eingewirkt haben. 

Halten wir uns ganz an dieſe Analogie, fo werben wir 
dadurch zu folgenden Regeln über die Einwirkung neuer 
Geſetze auf die Inteftaterbfolge geführt. 

1. Ein neues Geſetz, erlaffen vor dem Erbanfall, 
muß ſtets auf den einzelnen Ball in der Inteftaterbfolge 
einwirfen. 

2. Als Zeitpunkt des Erbanfalls ift zu betrachten: 

a Wenn kein Teftament vorhanden ift, die Tor 
deszeit. 
b. Wenn ein Teſtament vorhanden iſt, der Zeit⸗ 
punkt, in welchem es zur Gewißheit wird, 
daB eine teſtamentariſche Erbfolge nicht 
eintritt. — | 

3. Ein nad dem Erbanfall erlafienes Geſetz hat 
keinen Einfluß, felbft wenn es in der Zwifchenzeit zwifchen 
dem Erbanfal und dem Antritt der Erbfchaft erjcheint. 
Diefer lebte Satz wird von den meiften Rechtslehrern ans 
erfannt (g), von manchen aber beftritten (h). 


(g) Weber S. 96. Cuasor (h) Heife und Eropp juris 
T. 1 p. 379. („au moment de ftifche Abhandlungen, B. 2 ©. 
Vouverture de la succession‘“). 123—124, 130-132. 


% 
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Der Widerſpruch gegen denfelben gründet fich haupt⸗ 
fählih auf folgende Verwechſelung. Man fagt, ver 
Grundſatz der Nichtrückwirkung der Geſetze bezwecke bios 
die Erhaltung erworbener Rechte. Der berufene Erbe aber 
habe durch den Erbanfall (die Delation) noch gar kein 
Recht erworben, ein ſolcher Erwerb trete fuͤr ihn ein erſt 
durch den Antritt der Erbſchaft, und bis zu dieſer könne 
daher ein neues Geſetz die Erbfolge ändern, ohne ſich einer 
fehlerhaften Rüdwirfung fchuldig zu machen; beide Mos 
mente (Anfall und Erwerb) fielen nur ausnahmsweife zu> 
fammen, bei dem Suus heres, ber ipso jure die Exrbfchaft 
erwerbe. 

Allein durch den bloßen Anfall der Erbſchaft iſt dem 
berufenen Erben ein wirkliches Recht in der That ſchon 
erworben, und zwar ohne ſein Zuthun, ſelbſt ohne ſein 
Wiſſen: das ausſchließende Recht nämlich, die deferirte 
Erbſchaft anzutreten und dadurch in fein Vermögen zu ver⸗ 
wandeln, oder aber nach Qutdünfen auszufchlagen. Diefes 
ift ein wahres, erworbenes Recht, eben fo fehr, wie jeves 
andere, durch den Grundfag der rüdwirkenden Kraft gegen 
ungehörige Einwirkung neuer Gefehe geſchuͤtzt, alfo von 
einer bloßen Erwartung durchaus verſchieden: nur freilich 
ein Recht ganz anderer Art, und geringeren Umfangs , als 


das, welches nachher durch den Antritt der Erbſchaft ent⸗ 


fteht, und woburch ein bisher fremdes Vermögen in eigenes 


Vermögen des Erben unmittelbar verwandelt wird. 


⸗ 


Er 
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Die bier aufgeftellte Regel wird beftätigt durch folgende 
tranfttorifche Vorfchriften. 

Ein Geſetz von 8. Balentinian II Hatte den blos 
cognatiſchen Beſcendenten ein Inteftaterbrecht auf drei Vier: 
theile des Vermoͤgens ihrer Aſcendenten gegeben, fo daß 
die. coneurrirenden Agnaten nur Ein Biertheil erhalten 
folften (1). Juſtinian erflärte die Defcenventen in biefer 
Eoneurrenz für ausfchließende Erben, alfo für frei von der 

Abgabe des einen Viertheils an die Monaten (k). Er 
fügte aber folgende Worte hinzu: 
Quod tantum in futuris, non etiam praeteritis 
negotäs, servari decernimus. 

Diefe Worte werden gewiß am einfachflen von einem 
. fünftigen Erbanfall verftanden, fo daß diefer, und nicht 
der Antritt der Erbichaft, als futurum negotium bezeichnet 
wird. Daß aber Diefes in der That im Sinn des Geſetz⸗ 
geberd lag, folgt unwiderſprechlich aus den unmittelbar 
vorhergehenden Worten: „sed descendentes soli ad mortui 
successionen vocentur“, woraus erhellt, daß die Berufung 
zur Erbfchaft, alfo die Delation, ver Gegenftand war, 
worüber der Gefeßgeber verfügen wollte, in fofern dieſe 
Berufung nicht unter Die praeterita negotia gehöre, worauf , 
- das Gefe nicht einwirken folle. | 


(i) L. 4 C. Th. de leg. hered. (5. 1), $ 16 J. de her. quae 
ab int. (3. 1). \ 
(k) L. 12 C. de suis (6. 55). 


- N: “ " on 
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Roc weit beftimmter fagt das Preußifche tranfitorifche 

Geſetz von 1794 (bei Einführung des A. L. R) $ 13: 
Die gefepliche Erbfolge -.... iſt, wenn der 
Erbanfall fih vor dem 1. Jun. 2994 ereignet, 
nah den bisherigen Geſetzen, fpäterhin 
aber ..... nah den Borfchriften des neuen 
Landrechts ..... zu beurtheilen. 

Damit ftimmen denn auch alle fpätere Preußiſche tranfito- 

rifche Geſetze ($ 383) überein. 

IM. Unwiderruflihe Erbverträge. 

Diefe Haben ganz die Natur von Verträgen überhaupt, 
und müfjen alfo beurteilt werben nach dem zur "Zeit ihrer 
Abfchließung geltenden Geſetze (1). Gegen diefe Behauptung 
ift die Einwendung erhoben worden, ein Erbvertrag gebe 
fein unbebingt erworbenes Recht, weil man flets ungewiß 
fey, welcher von beiden Theilen den anderen überleben 
werde (m). Diefe Einwendung ift jedoch ohne Bedeutung, 
weil bedingte Rechte, eben fo wie unbebingte,, wirkliche 
Rechte find, und durch den Grundſatz der Nichtruͤckwirkung 
gegen den ungehörigen Einfluß neuer Gefeße gefchügt 
werben ($ 385. h). 


() Caasor T. 1 p. 133, ‚Struve S. 247—249. Bol. oben 
$ 39. (m) Weber S. 98—99. 
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8. 396. 
A. Erwerb der Rechte. — Anwendungen. 
—8 V. Familienrecht. 


Bei Franzoͤſiſchen Schriftſtellern findet ſich nicht ſelten 
eine irrige Verwechſelung der Geſetze über das Familien- 


recht mit den Gefegen über den Zuftand der Perfon an 


ſich. Da nun bei dieſen letzten von der Erhaltung er- 
worbener Reihte in der Regel nicht Die Rede iſt (5 389, 


fo daß jedes neue Gefeh dabei eine befonders freie Ein- | 


wirkung haben Tann, fo übertragen fie dieſes Verhältniß 
auf die Gefeße-über das Familienrecht, ohne zu bebenfen, 
daß diefe letzten ſtets wahre erworbene Rechte vorfinden, 
und zu erhalten haben, eben fo, wie die Geſetze über das 
Sachenrecht und über die Obligationen. Die Beranlaffung 

zu diefer irrigen Verwechſelung liegt in dem übertriebenen 
Gebrauch, den fie von der Eintheilung der Geſetze in 
statuts personnels und reels ($ 361. Num. 1), fo wie der 
gleichnamigen Eintheilung der Rechte (a) machen, wodurch 
das reine Familienrecht, gleich dem Zuftand der Berfon an 
fih, auf die Seite der droits personnels, und nur das 
angewandte Yamilienrecht auf die Seite der droits reels 


geftellt wird (b). — Obgleich nun biefe Auffaffung grund» 


(a) Droits personnels find (b) Cnaasor 1. p. 23. 29— 
die, qui sont atzaches aux per- 31. 34. 377— 378. — Dagegen 
sonnes, droits reels die droits fpricht ſich mit Recht tadelnd aus 
attaches aux biens. Bergmann $ 50, doch ohne 
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fäglich durchaus zu verwerfen ift, jo Hat fie fich doch in 
der Anwendung weniger verberblich gezeigt, al8 man ers 
warten möchte, da manche der wichtigften einzelnen ragen, 
die fie zu dem Familienrecht ‚ziehen, in der That zu der 
Handlungsfähigfeit gehören (ec), und auf der anderen Seite 
manche wichtige Gefeße über das wahre Familienrecht, 
befonders die Ehe, von dem Grundjag der Nichtrüdwirkung 
deswegen nicht beherrfcht werden, weil fle nicht auf den 
Erwerb, fondern auf das Dafeyn der Rechte fich beziehen. 
I. Ehe (d). 

Da die Ehe ein wahrer Vertrag ift (e), fo möchte man 
erwarten, daß über das gefammte Recht derfelben lediglich 
das zur Zeit der gefchlofienen Ehe geltende Geſetz entſcheiden 
müffe. Indeſſen hat dieſe, an fich richtige, Regel im 
reinen Cherecht (d. 5. abgefehen von dem Einfluß der Che 
auf das Bermögen) (f) nur eine mäßige Anwenbbarfeit. 

Der rechtögültige Abfchluß der Ehe muß allervinge 
ausſchließend nach dem zu dieſer Zeit geltenden Gefeb bes 
urtheilt werben (g). 


die eben gerügte Verwechſelung zen ver Geſetze im 6 379 aufge: 
fharf genug hervor zu heben, ftellten Regeln. 
(ce) Dahin gehört befonders (e) ©. o. B. 38 141. 
die autorisation maritale, tie (f) Ueber den Begriff des 
nicht eigentlich zum Eherecht, fon reinen und angewandten Fami⸗ 
dern zu der Gefchlehtsvormund- lienrechts ſ. o. B. 1 $ 54. 58. 
Schaft zu rechnen ift, |. o. $ 389 (g) Aus denſelben Gründen, 
Rum. 2. die oben für das örtliche Recht 
(d) 8 find hier zu vergleis geltend gemacht worden find 
Ken die über die örtlichen Graͤn- ($ 379); vgl. Code civil art. 
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Die perfönliche Gewalt des Mannes über die Frau iſt 
überhaupt ein Gegenſtand von fehr befchränfter Einwirkung 
des Geſetzes und des Richteramtes. — Der juriftifch 
wichtigſte Fall der. Anwendung einer folchen Gewalt aber, 
nämlich die eheliche Vormundſchaft, gehört überhaupt nicht 
zum Gherecht, fondern zum Zuftand ver Perſon an ſich 
(Note c). 

Wichtiger ald alles Andere würde die Ehefcheibung feyn, 
wenn diefe nach dem zur Zeit der abgefchlofienen Ehe 
geltenden Geſetz zu beurtheilen wäre. Es wird aber unten 
gezeigt werden, daß weber diefe Zeit, noch die Zeit der 
Thatſache, die ald Scheidungsgrund dienen joll, maaß⸗ 
‚gebend feyn darf, fondern allein die Zeit der Scheidungs⸗ 
klage (h). 

. Dagegen ift das eheliche Güterrecht (das angewandte 
Eherecht) ein hoͤchſt wichtiger Gegenftand der Anwendung 
unſrer Grundfäge. Hier nun müflen wir behaupten, daß 
das zur Zeit der abgefchlofienen Ehe geltende Gefeh in ber 
Regel angewendet werden muß, auch wenn fpätere Geſetze 
das eheliche Güterrecht abändern (i). Dieſe Frage ift nahe 
verwandt mit ber Frage nach dem anwendbaren örtlichen 


170. — Diefelbe Meinung hat (i) Die meiſten Schriftfteller 
Reinhardt zu Glück B. 1 S. flimmen damit überein. CHABOoT 
10. Etwas abweichend iſt Berg- T. 1 p. 79-81. Meyer p. 167. 


mann ©. 30. Pfeiffer praktiſche Ausführun- 
(h) ©. u. $ 309, Bgl.$370 gen B.2 © 21 - 276. Mits 


N. 6. termaier beutfches Recht $ 400. 
Rum. V. 


_ 
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Recht, und die meiften Gründe (k), die bei dieſer letzten 
Frage oben ($ 379) für die Behauptung geltend gemacht 
worden find, Daß das am Wohnſitz des Mannes zur Zeit 
der gefchloffenen Ehe geltende Gefe angewendet werben 
müffe, ohne Einfluß fpäterer Veränderung des Wohnſitzes 
fprechen auch gegen den Einfluß fpäterer Veränderung der 
Geſetze. | 

Anwendungen dieſes wichtigen Grundſatzes find fol- 
gende: 

Das Berhältniß des Dotalrechts zum Recht der Guͤter⸗ 
gemeinfchaft; ob eines dieſer Inftitute ausfchließend gelten 
fol, oder beide neben einander, und in welcher Stellung 
gegen einander. 

Die Natur der Dos; dos profectitia; Uebergang ver 
KRüdforderung auf die Erben; unmittelbarer Ruͤckfall des 
Eigentbums auf die Erben. — Es ift jedoch zu bemerfen, 
daß, wo die Dos nach rein Römiichem Grundſah nur durch 
die willkuͤrliche Handlung der beſtellenden Perſon entſteht 
(nicht ipso jure), nicht die Zeit der geſchloſſenen Ehe, 
ſondern die Zeit der Beſtellung der Dos, das anwendbare 
Geſet beſtimmen muß. Dieſer Punkt iſt ausdruͤcklich aner⸗ 
kannt in einer tranſitoriſchen Vorſchrift von Juſtinian (). 


(x) Ich ſage: die meiſten terrecht nicht abändern dürfe. 
Gründe, nicht alle. Denn bier Die Veränderung im Gefetz haͤngt 
paßt nicht der Grund, daß die allerdings nicht ab von der Will 
einfeitige Willfür des Mannes, Tür des Mannes, 
von welchem die Wahl des Wohn- (1) Lun nf. C. de sa 
fibes abhängt, das beſtehende Gü- wur. act. (5. 13). 
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— Ganz eben fo muß aber auch die Gütergemeinfchaft 
nach dem Geſetz irgend eines fpäteren Zeitpunftes beur⸗ 
theilt werden, wenn fie in einem einzelnen Fall begründet 
wird, nicht Durch das zur Zeit der abgefchlofienen Che 
beftehende Geſetz, fondern durch einen in fpäterer Zeit ges 
fohloffenen Vertrag der Ehegatten (m). 

Die Folgen einer zweiten Ehe in Beziehung auf das 
Vermögen. Auch das ift anerfannt durch eine tranfitorifche 
Vorfchrift von Juftinian (n). 

Die Einfchränfungen der Liberalität unter Ehegatten 
werben unter ($ 399) erwähnt werben. 

Die fogenannte Erbfolge der Ehegatten Hat eine zmei- 
deutige Natur. Oft ift fie Die bloße Entwidelung und 
Nachwirkung eines ſchon unter den Lebenden befichenden 
Güterrechts, indbefondere der Gütergemeinfchaft in irgend 
einer ihrer vielfachen Geftalten. Dann richtet fie ſich nad 
dem Gefeß der Zeit, in welcher dieſes Rechtsverhaͤltniß 
entftanden ift, welches in ber Regel Die Zeit ber abge- 
ſchloſſenen Ehe ſeyn wird, zumeilen die Zeit eines fpäterhin 
abgefchlofienen Vertrags (Note i und m). — In anderen, 
Fällen dagegen ift die Erfolge der Ehegatten eine wahre, 
reine nteftaterbfolge, und dieſe iſt fletS zu beuriheilen 
nah dem zur Zeit des Erbanfalls geltenden Geſetz. 
Unter diefe anderen Fälle gehört das Edict unde vir et uxor 
und Die Erbfolge des armen Ehegatten nach Römifchen 

(m) Darin Tiegt alfo eine conjequente Ausnahme der oben 


(Note i) anerkannten Regel. (n) Nov. 22 C. 1, 
viii. 32 
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Recht. Eben ſo nach dem Brandenburgiſchen Provinzial⸗ 
recht die Joaehimica (0). 

Diefelben Unterfcheidungen und Regeln find auch anzu⸗ 
wenden auf die Erbfolge der Kinder, in fofern dieſe mit 
dem unter den Eltern beftehenden ehelichen &üterrecht in 
Zufammenhang fteht. 

Alle diefe Regeln werden natürlich nur dann zur Ans 
wendung kommen, wenn das neue Gefeh über das eheliche 
Güterrecht nicht von befonderen tranfiterifchen Vorſchriften 
begleitet ift, und biefe werben gerade bei dem hier vorlie- 
genden Gegenftand häufiger, als in anderen Zällen, zu 
erwarten ſeyn. Wenn etwa ein Gefebgeber an die Stelle 
des bisher in feinem Lande ausfchließend geltenden Dotal⸗ 
rechte die allgemeine Gütergemeinfhaft ausfchließend ein⸗ 
führen wollte, oder umgekehrt, fo würde ex doch ſchwerlich 
unterlaffen, an die jeßt vorhandenen zahlreichen Ehen au 
denken, und das Berhältniß des neuen Gefetzes zu denfelben 
zu beftimmen. 

Ich will zum Schluß diefer Unterfuchung einige wirklich 
erlaſſene tranſttoriſche Vorſchriften uͤber neue, die Ehe be⸗ 
treffende, Geſetze zuſammen ſtellen. 

Zwei Geſetze von Juſtinian, worin die hier aufges 
ftellten Grundfäge anerkannt und angewendet werden, find 
bereitö angegeben worden (Note 1 und n). 


(0) Ueber diefen Unterſchied ift zu vergleihen $ 379 Num. 5, 
und über die bei der wahren Snteflaterbfolge anwendbare Megel 
S 395. B. 


5.396. A. Erwerb der Rechte. Anwendungen. V. Familienrecht. 499 


Im Preupifchen Recht kommen folgende tranfitorifche 
Beflimmungen vor (p). 

Das Einführungspatent des allgemeinen Landrechts von 
1794 veroronet im 8 14, daß das eheliche Güterrecht, mit 
Einfchluß der durch eine Scheidung etwa herbeigeführten 
“ Auseinanderfegung, beurtheilt werden foll nach dem zur 
Zeit der gefchloffenen Ehe geltenden Gefeb; ganz nach dem 
hier aufgeftellten Grundfag. — Fuͤr den Fall einer auf das 
gemeine Recht (nicht auf Provinzialrecht) zu gründenven 
Snteftaterbfolge wird dem Ueberlebenden die Wahl gelaffen, 
sb er nach dem zur Zeit der gefchlofienen Ehe geltenden 
Geſetz, oder nach dem Landrecht erben wolle. Diefes ift 
eine ganz neue, völlig pofitive Beftimmung, die durch feinen 
Rechtsgrundſatz begründet werben Tann. Indeſſen liegt 
darin gewiß Feine Härte oder Ungerechtigkeit, da es ſtets 
in der Macht jedes Ehegatten fteht, diefen Fünftigen Erfolg 
durch Teſtament zu verhüten. Hat alfo der Verſtorbene 
Diefes unterlafien, fo fann man annehmen, er fey mit 
dieſer gefeglichen Begünftigung des Weberlebenven einver⸗ 
flanden gewefen. 

Mit diefen Vorfchriften ſtimmen wefentlich überein die 
tranfttorifchen Gefeße von 1814 und 1816 (q). 


(pP) Die Beſtimmungen über preußen $ 11. 12, Pofen 8 11, 
die Scheivungsgründe werben une Sachſen $ 11. Die hier und da 
ten erwähnt werben, $ 399, e. anders gefaßten Beflimmungen 

(q) (S. o. $ 383.) — Bro: beziehen fih auf das Provinzial- 
vinzen jenfeits der Elbe 59, Weſt⸗ recht, nicht auf unfre Frage. Das 
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U. Bäterlihde Gewalt. 

Die Entftehung derfelben ift zu beurtheilen nach dem 
Geſetz der Zeit, im welche die dazu führenden Ihatfachen 
fallen. So hat SJuftinian die neue Regel eingeführt, 
dag die Adoption eines in fremder väterlider Gewalt 
fiehenden Kindes in den meiften Sällen nicht mehr eine 
neue väterliche Gewalt gründen, fo wie die bisherige auf- 
heben follte (r). Diefes Gefeh war gewiß anwendbar auf 
alle fpäter vorgenommene Adoptionen; den früheren war 
ihre bis dahin geltende ftärfere Wirkung nicht entzogen. — 
Eben fo richtet fich die Legitimation durch nachfolgende 
Ehe lediglich nach dem Geſetz, welches zur Zeit der ge- 
fchlofienen Ehe befteht, ohne Rüdficht auf ein fpäteres Ges 
ſetz, oder auf das Gefeg zur Zeit der Geburt des Kindes 
($ 380). 

Die perfönlichen Rechte des Vaters über das Kind ges 
hören nicht hierher; die Gefeße, die darüber beftimmen, 
betreffen das Dafeyn des Rechts, nicht den Erwerb, wirken 
alfo auch auf die ſchon beftehenden Rechtsverhältnifle ein 
(8 398). 


Geſetz für das Herzogthum Weft: 
phalen 1825 fagt über diefe Ge— 
genflände gar Nichts, weil es im 
$ 4 von der Einführung des A. 
L. R. vorläufig ganz ausnimmt 
die drei erften Titel des zweiten 
Theile, welche allein von der 
Ehe und Inteftaterbfolge handeln. 


\ 


(r) L.10 C. de adopt. (8.48), 
$ 2 J. de adopt. (1. 11). — 
Nämlich mit Ausnahme des Falles, 
wenn bez Adoptivvater zugleich 
ein natürliher Aſcendent bes 
Kindes ift. 
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Was die Rechte im Vermögen betrifft, fo liegt der Ge⸗ 
danfe fehr nahe, auf die väterliche Gewalt diefelben Regeln 
anzuwenben, die fo eben für die Ehe aufgeftellt worden 
find. Dieſes wirde die Kolge haben, daß die Rechte am 
Vermoͤgen unabänbderlich feftgeftellt wären durch das Geſetz, 
unter welchem vie väterliche Gewalt entſtanden ift, alfo 
durch das zur Zeit der Geburt des Kindes geltende Geſetz, 
jo daß ein neues Geſetz blos auf die Fünftig geborenen 
Kinder Anwendung finden würbe. Bei genauerer Betrachtung 
aber zeigt fich dieſe Analogie als eine bloße Täufchung, 
und wir müflen vielmehr annehmen, daß das neue Geſetz 
die Vermögensverhältniffe fogleich umbildet, auch in Bes 
ziehung auf die jeßt lebenden Kinder. Ich will damit ans 
fangen, diefen Sap durch ein Beifpiel anfchaulich zu machen, 
bevor ich den Beweis deffelben unternehme. 

Nach dem älteren Römifchen Recht konnte ein Kind in 
väterlicher Gewalt kein Vermögen haben, indem alles durch 
feine Handlungen Erworbene unmittelbar dem Vater ers 
worben wurde. Diefer Sap wurde im Lauf ter Zeit ber 
fchränft bei manchen Arten des Erwerbes, namentlich bei 
dem castrense peculium, den bona materna u. f. w.; als 
Regel aber blieb er beftehen. Juſtinian hob diefe Regel 
von Grund aus auf, indem er verordnete, daß jeder Erwerb 
des Kindes, wohin alfo auch der auf den eigenen Fleiß und 
das Gewerbe des Kindes gegründete gehört, eigenes Vermögen. 
des Kindes, nicht mehr Vermögen des Vaters, bilven 
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follte (s). ragen wir nun, für welche Halle dieſes neue 
Gefeh anzuwenden war, fo würde die angegebene täuſchende 
Analogie dahin führen, ed blos auf die fpäterhin gebornen 
Kinder anzuwenden. Nach der bier aufgeftellten Behauptung 
Dagegen müflen wir fagen, daß, vor der Erſcheinung des 
Geſetzes an, jeder neue Erwerb der Kinder als ihr eigenes 
Vermoͤgen zu betrachten war; nur blieb das, welches fie 
fhon vorher erworben hatten, Vermögen des Vaters. Es 
war alfo das Schidfal des neuen Erwerbes, die Erwerbs⸗ 
fähigkeit, durch das neue Geſetz augenblidlich umgebilvet, 
nit das ſchon erworbene Vermögen. 

Der Beweis für die Wahrheit biefer Behauptung liegt 
nun darin, daß die für den Erwerb des Kindes geltenden 
Regeln als Kolgen der mehr oder weniger befchränften 
Rechtsfähigkeit des Kindes zu betrachten find (t); als 
folche aber gehören fie dem Zuftand der Berfon an ih an, 
bei welchem der Grundfag der Nichtrücdwirkung keine An 
wendung findet ($ 389). Gerade hierin zeigt fih ein durch⸗ 
greifender Unterſchied zwiſchen ver väterlichen Gewalt und 
ber Che, indem das eheliche Güterrecht (Dotalrecht over 
Gütergemeinfchaft) mit der Rechtsfähigkeit gar nicht zus 
fammenhängt. — Diefes ift der jwriftifche Ausdruck des 
durchgreifenden Unterfchieds beider Rechtsverhältnifie. Auf 
denfelben Erfolg aber werben wir geführt, wenn wir von 


v 


(3) L. 6 C. de bon. quae lid. (6. 61), sı J. per quas pers. 
(?. 9). (t) & 0.8.2 $ 67. 
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einem anderen Standpunkt aus die Sache betrachten. Die 
Ehe ift ein Rechtsverhältuiß zwifchen zwei unabhängigen, 
felbftftändigen Perfonen, durch deren freie Willkür, durch 
- Vertrag, gebildet. Die väferliche Gewalt entfleht Dagegen 
durch die Geburt des Kindes, alfo durch ein bloßes Naturs 
ereigniß, auf die unfreiwilligfte Weife. Dabei kann von 
einem fortwirfenden Willen, von einer vertragsmäßigen 
Feſtſtellung der Rechtöverhältniffe, nicht die Rede jeyn. 

Was nun bier son. ven durch den. äußerften Gegenſatz 
eingreifenden neuen Geſetzen gejagt worden ift, muß eben 
fo auf die geringeren gefeßlichen Abänderungen angewendet 
werben, dba jene und dieſe Gejeße nur im Grade der Eins 
wirkung verfchieden, in der inneren Ratur aber gleichartig 
find. Wenn alfo_ein neues Gefeh den väterlichen Nieß⸗ 
braudr am: Vermögen der Kinder einführt oder aufhebt, 
oder auf längere oder Fürzere Lebensjahre Des Kindes vor- 
fchreibt, fo muß daſſelbe fogleich zur Anwendung kommen, 
auch an dem fchon vorhandenen Vermögen der jeht leben⸗ 
den Kinder (u). | 

Die bier aufgeftellten Regeln werden nit. blos 
von Schrififtelleen anerkannt, ſondern auch in neueren 


(u) Weber ©. 86. Rein: 
hardt u Glück B. 1 S. 11. — 
Man koönnte glauben, Dieſes wi⸗ 
derſpreche nach R. R. der Natur 
des Nießbrauchs, welcher, einmal 
erworben, bis zum Tode des Nieß⸗ 
brauchers foridauere. Allein die⸗ 


ſer, auf dem Familienverhältniß 


beruhende, Nießbrauch hat eine 
andere Natur, auch ſchon nach R. 
R., welches dem emancipirenden 
Vater, als befondere Belohnung 
der Emancipation, den fortdauern⸗ 
den Nießbrauch an der Hälfte 
bes Bermögens geftattet. Z.6 63 
C. de bon. quae lib. (6. 61). 
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tranfttorifchen Geſetzen des Preußifchen Staates in Be⸗ 
ziehung auf den elterlichen Nießbrauch (v). 

Die Auflöfung der väterlichen Gewalt, namentlich durch 
Emancipation, fteht unter dem Geſetz der Zeit, in welche 
die auflöfende Thatfache fällt. Eben fo ftehen unter dieſem 
die Folgen der Auflöfung, wohin auch das praemium 
emancipationis gehört (Note u). 

Bon den Rechtsverhältniffen der unehelichen Kinder 
wird unten die Rebe feyn ($ 399). 

M. Bormundfchaft. 

Diefe erfcheint im heutigen Recht als Ausübung eines 
dem Staate zuftehenden Schugrechts, folglich als ein Zweig 
des öffentlichen Rechts (8 380.C). Es hat alfo feinen 
Zweifel, daß diefelbe jederzeit durch neue Geſetze umgebilbet 
werden kann. DBetreffen folche neue Geſetze die Art ver 
Entftehung der Bormundfchaft in einzelnen Fällen, fo wird 
nicht leicht ein Beduͤrfniß angenommen werben, auch die 
Thon errichteten Vormundfchaften darnach abzuändern, ob- 
gleich das Recht auch zu diefer Abänderung feinem Zweifel 
unterworfen feyn könnte. Hat das Geſetz darüber Nichts 
beftimmt, fo wird es nur auf künftig zu errichtenne Vor⸗ 
munbdfchaften zu beziehen feyn. | 

Die aus DVeranlafjung einer Vormundfchaft entſtehenden 
Obligationen (actio tutelae directa, contraria) find nad 


(7) Brovinzen jenfeits der Elbe 1814 5 10. Weſtpreußen 1816 
$ 13. Poſen 1816 $ 13. (f. o. $ 383), 


> 
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den für die Obligationen geltenden Regeln zu beurtheilen 
($ 392). | 
IV. Sreigelaffene. 

Ein blos dem alten Recht angehörendes, die Breilaffung 
der Sklaven betreffendes, Geſetz iſt hier Deswegen zu ers 
wähnen, weil fich dabei eine tranfitorifche Vorfchrift findet, 
welche von neueren Schriftftellern nicht ganz richtig aufge- 
faßt zu werden pflegt. 

Die Ler Junia hatte verorpnet, daß in vielen Fällen 
einer unvolftändigen Sreilafjung, der Freigelaſſene zwar 
"wirklich frei, und zwar Latinus, werben, auch DBermögen 
zu erwerben fähig feyn follte, daß aber fein erworbenes 
Vermögen im Augenblid des Todes dem Patron zufallen 
ſollte, und zwar nicht als Erbichaft, fondern vermöge der 
Fiction, als wäre der Freigelafiene im Sklavenftand ges 
ftorben (w). Diefe unvollftändige Sreilaffung verwandelte 
Suftinian in eine vollftändige, fo daß das Vermögen des 
Sreigelaffenen auf dieſem Wege nicht mehr an den Patron 
fallen ſollte. Er fügte aber Hinzu, dieſe neue Vorſchrift 
folle nur auf fünftige Sreilaffungen angewendet werben; 
auf frühere Freilaſſungen folle das alte Recht angewendet 
‚werben, ohne Unterfchied, ob der Freigelaſſene bereits ver- 
ftorben fen oder noch lebe (x). — Diefes war nun nicht 
ein neues Gefeb über die Erbfolge (wie es neuere Schrift- 


(w) Gasus MI. 656. (x) L. un. $ 13 C. de Lat. libert. 
toll. (7, 6). on 
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ſteller gewöhnlich anjehen), ſondern über die Freilaſſung 
und die mit derfelben verbundene Befchränfung des Ber 
mögend. Die tranfitorifche Vorſchrift war der Ratur des 
Rechtöverhältnifies völlig angemeffen. 


$. 397. 


A. Grwerb der Rechte. — Ausnahmen. 


Durch die bisher geführte Unterfuchung ift für die zeit- 
liche Einwirkung neuer Geſetze auf die einzelnen Klaſſen 
der Rechtsverhaͤltniſſe eine regelmäßige Gränze feftgeftellt 
worden. Ausnahmen von biefen Regeln find in zwei 
enigegengefebten Richtungen denkbar; fie können die Wirk 
famfeit des neuen Gefeßes, in Bergleihung mit den auf 
geftellten Regeln, entweder erweitern ober einfchränfen. 

Eine Erweiterung der Wirkfamfeit eined neuen Ge⸗ 
ſetzes, alfo eine rüdwirfende Kraft des-Gefehed ald Aus⸗ 
nahme, wird meift den Sinn haben, daß der Geſetzgeber, 
von dem Gefühl der Wichtigkeit einer neuen Manßregel 
burchbrungen, derjelben fo weit Geltung zu verfchaffen 
fucht, ald feine Macht reicht. Ein Beifpiel ift oben anges 
geben worden an einem Römischen Wuchergefeb ($ 386. 
f. g.). Schwerli möchte ſich je eine Ausnahme Diefer 
Art rechtfertigen laffen, indem ſtets ber auf dieſem Wege 
zu erreichende Vortheil uͤberwogen werden wird von dem 
ungünftigen Eindrud, der ein fo willfürliches Durchgrei⸗ 
fen, felbft bei guter Abficht, zu begleiten pflegt. — Es 
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giebt aber auch Fälle, in welchen eine ſolche Ausnahme 
durch andere Beweggründe veranlaßt wird, insbefondere 
durch die Abſicht einer Schonung des Einzelnen ohne 
Verlegung Anderer. Eine ſolche Bedeutung hat die Vor⸗ 
fchrift des Preußiſchen Nechts, daß ein milderes neues 
Strafgefeg auch auf die unter dem alten Geſetz begangenen 
Verbrechen angewendet werben fol (a). Eine gleich ſcho⸗ 
nende Abficht liegt zum Grunde bei einem anderen Preußi⸗ 
[hen Geſetz, nach welchem die Bormfehler eines Rechts⸗ 
geichäfts dadurch unfchädlich gemacht werden, daß ein neue- 
res Geſetz eine leichtere Form vorfchreibt, welcher die frü- 
her vorgenommene Handlung genügt. Die bedenkliche Na- 
tur dieſer Vorfchrift ift jedoch fehon oben bemerflich ge- 
macht worden ($ 388. c). 

- Eine Einfhränkung der Wirkſamkeit eines neuen 
Geſetzes als Ausnahme hat weit weniger Bedenken. Sie 
hat zum Zwed die Schonung bloßer Erwartungen, bie 
durch den oben aufgeftellten Grundfag allerdings nicht‘ ges 
fhügt werden ($ 385), und fie beruht ſtets auf der Weber- 
geugung, daß die Vorfchrift eines neuen Geſetzes, wenns 
gleih an fich Heilfam, doch nicht von fo burchgreifender 
Wichtigfeit fey, um eine augenblidliche unbedingte Ausfüh- 
rung zu erfordern, wodurd vielleicht individuelle Intereſſen 
gefährdet werben Fönnen. 


(a) ©. o. $ 387. b. Diefe Beftimmung wird fchon gerechtfertigt 
durch die dem Geſetzgeber im einzelnen Fall ohnehin zuftehende Wer 
gnabigung. 


[0 
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Es ift ſchon oben bemerkt worden, daß daſſelbe Roͤmi⸗ 
fhe Kaifergefeß, welches die ruͤckwirkende Kraft der Ge 
fege im Allgemeinen verneint, den Vorbehalt einzelner Aus- 
nahmen ausbrüdlich hinzufügt (8 386. a), deſſen es je 
doch nicht einmal bedurfte, da er ſich ohnehin von felbft 
verftand. Im Laufe unferer Unterfuchung find num viele 
Fälle folcher einzelnen Ausnahmen angegeben worden, theils 


aus dem Römifchen Recht, theild aus neueren Geſetzgebun⸗ 


gen. Es waren diefes Fälle beider Arten von Ausnahmen, 
fowohl erweiternde (b), als einfchränfende (ec), und e8 vers 
dient bemerft zu werben, daß die Fälle der zweiten Art 
häufiger find, als die der erften. — Zerner ift bereits ber 
merkt worden, daß die im Römifchen Recht enthaltenen ein: 
zelnen Ausnahmen für und feine praftifche Bedeutung 
haben, felbft da, wo etwa das Römifche Recht für irgend 
ein Land neue Geltung als gemeined Recht erlangen 
möchte ($. 386). 

Solche Ausnahmen nun werden wir bei fünftigen neuen 
Gefegen nur da anzuerkennen haben, wo fie recht beftimmt 
vorgefchrieben find, da der Gefehgeber, wenn ex fich zu 
einer Ausnahme entjchließt, alfo des Gegenſatzes zwiſchen 
Negel und Ausnahme fich deutlich bewußt wird, gewiß 
Beranlaffung hat, darüber eine ausbrüdliche, unzweideutige 
Erklärung auszufprechen. Auch ift e8 als merfwürbig her⸗ 


(b) Solche Fälle kommen vor in den 65 386. 388. 390. 391. 394. 
(c) So in den $6 391 und 394. 


J 
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vorzubeben, daß gerade das Roͤmiſche Kaiſergeſetz, welches 
feitdem die Grundlage unferer ganzen Lehre für alle Zeiten 
geworben ift, den Vorbehalt von Ausnahmen jo aus 
drüdt: nisi nominatim et de praeterito tempore ..... 
cautum sit ($ 386. a). 

Ganz abweichend von diefer, im Römijchen Recht felbft 
anerfannten und geforderten, VBorficht, Hat ein neuerer Schrift⸗ 
fteller verfucht, durch mancherlei Anweifungen den neuen 
Gefegen die vielleicht gehegte Abficht ruͤckwirkender Kraft 
abzumerfen (d). Es find dabei Gegenfäbe, die gar nicht 
hierher gehören, eingemifcht worben, wie die zwifchen Nich⸗ 
tigkeit und verfagtem Klagrecht, ipso jure und per exce- 
ptionem u. |. w. Auf diefem Wege kommt man nicht nur 
dahin, es mit. der Anerkennung von Ausnahmen ungebühr> 
“ Lich Teicht zu nehmen, fondern es werden Dadurch unver- 
merkt die Begriffe von Regel und Ausnahme, fo wie bie 
Grängen zwifchen beiden, verwifcht ober ſchwankend ger 
macht. Beſonders ift ein folches Verfahren bevenflich in 
Anwendung auf neuere Gefeßgebungen, in welchen ein 
fo feſtes Syftem von Begriffen und Kunftausprüden, wie 
im Römifchen Recht, gar nicht vorausgefegt werden darf, 
und denen Daher geradezu Gewalt angethan wirb durch eine 


(d) Weber © 78. 106— den $$ 4. und 5. an dem unrich⸗ 
109. 137 fg. — Bergmann tigen Verfahren von Weber eini- 
ftellt 5 26. 29 vorfichtigere An⸗ gen Antheil genommen zu haben. 
fihten auf, jedoch nicht, ohne in 
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Auslegung, die dennoch ſtillſchweigend auf einer ſolchen 
Boraudfegung beruht (e). 

Merkwuͤrdigerweiſe fügt das Roͤmiſche Recht für ven 
Fall der erweiternden Ausnahmegefehe eine Einfchränkung 
hinzu, die alfo als die Ausnahme einer Ausnahme zu bes 
trachten if. Die ausnahmsweiſe vorgefchriebene Rückwir⸗ 
fung fol nämlich nicht eintreten, wenn das Rechtöverhäft- 
niß, worauf fie bezogen werben Fönnte, bereits durch Urtheil 
oder Vergleich entfchieden worben ift (judicatum vel trans- 
actum). Diefe Einfchränfung ift zwar nirgend als blei⸗ 
bender, allgemeiner Grundſatz ausgefprocdhen, fie wird aber 
in fo vielen einzelnen Stellen des Römifchen Rechte über 
einftimmend wiederholt, daß fie unzweifelhaft als eine von 
den Römern allgemein anerfannte Regel betrachtet werben 
muß (f). Sie Hat auch einen inneren Grund darin, daß 
fowohl das Urtheil, als der Vergleich das urfprıinglidhe 
Nechtöverhältnig umbildet, fo dag nun an die Stelle des 
Rechtöverhältnifies, worauf fi) das neue Gefeb bezog, 
eigentlich ein anderes getreten iſt. 

-Unter dem Urtheil aber ift hier nicht blos ein rechts⸗ 
fräftiges zu verflehen, fondern, bei noch ſchwebendem 
Rechtsſtreit, auch ſchon ein Urtheil erfler Inftanz, wenn 
etwa während der Appellationsinftanz das neue Geſetz ers 


(e) Ein ganz ähnlicher Tadel (f) Bergmann ©. 138.148, 
it bereitö ausgefprochen worden wo biefe Stellen überfihtlih an- 
bei den örtlichen Gränzen der gegeben werben. 

Geſetze $ 374. C. 
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feheint (g). Der Grund liegt darin, daß der erfte Richter 
nur nach dem zur Zeit feines Urtheils geltenden Geſetz eniſchei⸗ 
den durfte, ver Appellationsrichter aber nur ein irriges, in 
ſich nicht gerechtfertigtes, Urtheil abändern darf, 

Unter dem Vergleich ferner ift hier nicht blos der Ver⸗ 
gleich. im ftreng juriftifchen Sinne des Wortes (die trans- 
actio) zu verftehen, ſondern jede vertengemäßige Befeitigung 
eines Nechtöftreitö, welche bewirkt werden kann durch freis 
williges Nachgeben von der einen ober andern Seite, alfo 
durch Erlaß, Verzicht, Anerfenntnig, Erfüllung eines An⸗ 
fpruchs, mag jenes Nacdhgeben ganz ober theilweife ges 
ſchehen, und fo zur völligen Beendigung des Streites 
fuͤhren (h). 


Unter die hier dargeftellten Ausnahmen wird gewöhnlich 
ver Ball einer authentifchen Gefehauslegung gerechnet (i), 
fo daß auch ein folches Geſetz rüdwirkende Kraft auf früs 
here Rechtöverhältnifie haben fol. Allerdings ift gegen die 
Rüdanwendung eined blos auslegenden Geſetzes Nichts 
einzuwenden (k), und nur die Auffaffung derſelben als 
eines Ausnahmefalles ift zu verwerfen: eine Meinungs 


(g) Nov. 115 pr. und C. 1. (k) Sie wird ausbrüdlich be⸗ 
(h) Bergmann 5 25. — ftätigt in Nov. 143 pr., am Schluß 
Bol. auch oben 3. 7 $ 302. der Stelle. 


() S.o. B. 1832. 
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verſchiedenheit, die daher eine mehr theoretiſche, als prakti⸗ 
ſche Beſchaffenheit Hat. — Wird ein auslegendes Geſet 
gegeben, ſo iſt fuͤr den Richter der Inhalt deſſelben, alſo 
der dadurch feſtgeſtellte Sinn des früheren Geſetzes, wahr 
und gewiß, feine perjönliche Weberzeugung mag Damit über- 
einftimmen oder nicht. MUrtheilt ex aljo in Gemäßheit des 
auslegenden Gejehes, fo wendet er in der That Das aus 
gelegte Geſetz an, nicht dad auslegende (welches ihm nur 
das Verſtaͤndniß für das frühere eröffnet), und darin liegt 
alfo feine Rüdwirkung. 

Gegen die Natur einer Ausnahme fpricht auch fchon 
der Umftand, daß dieſe Art der Anwendung fo im Allges 
meinen, und nicht bloß bei einzelnen auslegenden Gefeßen, 
anerfannt wird. Wäre e8 Ausnahme, jo müßte es in ein- 
zelnen Fällen auch wohl anders ſeyn Tönnen, welches 
jedoch ganz unnatürlich, und dem Verhältnig des Geſetz⸗ 
gebers zum Richter widerfprechend, feyn würbe. . 

Man Eönnte etwa glauben, eine praftifche Seite. Dies 
fer verjchiedenen Auffaſſung müfle darin liegen, daß nach 
der von mir vertheidigten Anſicht die oben erwähnten 
Einfchränfungen (Urtheil und Vergleich) nicht gelten 
würden. In der That aber gelten diefe, nur aus einem 
etwas anders gewendeten Grunde. Wenn wir Durch 
das auslegende Geſetz erfahren, daß das frühere Urtheil, 
oder der frühere Vergleich, von einer irrigen Auslegung 
ausgegangen find, fo verlieren fie Dadurch niemals ihre 
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Wirkſamkeit (1). Auch Hier alfo ift entſcheidend der ſchon 
oben geltend geihachte Umftand, daß Urtheil und Vergleich 
das frühere Berhältnig umbilden. 

Die hier aufgeftelte Negel über wohlbegründete Rück⸗ 
anwendung geht nicht blos auf Die eigentliche Auslegung 
eined dunklen Gejeßes, fondern auch auf die Anerkennung 
und Beftätigung eines früheren Geſetzes oder Gewohnheits⸗ 
rechts, wenn deſſen Daſeyn oder verbindende Kraft bisher 
zweifelhaft war. Dagegen geht ſie nicht auf die Wieder⸗ 
herſtellung eines älteren, bisher außer Geltung geſetzten, 
Geſetzes. > 

Ganz irrig unterſcheiden Manche zwiſchen einem richtig 
oder irrig auslegenden Geſetz, weil das letzte in der That 
neues Recht bilde. Durch eine folche Annahme würde ſich 
der Richter in der That über den Geſetzgeber ftellen, alfo 
feine wahre Stellung gänzlich verfennen. Alles kommt 
darauf an, ob der Geſetzgeber das Geſetz als ein ausle⸗ 
gendes gedacht und ausgefprochen hat, nicht ob es eine, 
nach der Meinung des Nichterd, richtige Auslegung ent- 
hält (m). 


A. Erwerb der Rechte. Ausnahmen. 


(I) Das Urtheil ift nicht nich⸗ 
tig, da es gewiß nicht gegen ein 
klares Geſetz gefptochen iſt We- 
ber ©. 212-214. — (Nur etwa, 

wenn das auslegende Geſetz wäh⸗ 
rend der. Appsllationsinftanz er- 
fhiene, hätte deshalb der Appel- 
lationsrichter zu reformiren). — 
Der Bergleih Fann- felbft wegen 
eines thatfächlichen Irrthums nicht 

vo. . 


angefochten werden. L. 65 $ 1 
de cond. indeb. (12. 6), L. 23 
C. de transact. (2. 4). Bl. 
auch oben 3. 7 ©. 42. 

(m) Neber die Rückanwendung 
auslegender Gefege, vgl. -über- 
haupt Weber ©. 54—6l, ©. 
194—208. Bergmann $ 10- 
12, $ 3133. 
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Die Rüdanwendung auslegender Geſetze Hat im Preußi⸗ 
ſchen Necht Anerfennung gefunden, und war mit Recht 
als bleibende, für alle Zeiten gültige, Regel (n). Daneben 
aber ſtebt eine verjchiedene, bloß tranfitorifche Regel, an- 
wendbar auf den Fall der Einführung des allgemeinen 
Landrechts. Dieje gebt dahin, daß bei der Beurtheilung 
älterer Rechtsverhältniffe, wenn die Damals geltennen Ge 
feße dunfel und zweifelhaft find, fo daß bisher verfchiedene 
Meinungen der Gerichte beftanden, fünftig bie Meinung 
vorgezogen werben foll, welche mit dem Inhalt des Land⸗ 
rechts übereinftimmt, oder demjelben am nächften fommt (0). 


S 


$. 398. 


B. Daſeyn der Rechte. — Grundſatz. 


Der ganzen gegenwärtigen Unterjuchung ift zum Grund 
gelegt worben die Unterfcheivung von zweierlei Rechtsregeln 
($ 384). Eine Klaſſe derfelben hatte zum Gegenftand ven 
Erwerb der Rechte, und für dieſe galt ver Grundſatz der 
Nichtrückwirkung, oder der Erhaltung erworbener Rechte. — 
Eine zweite Klaffe von Nechtöregeln, deren Betrachtung 
nun noch übrig ift, hat zum Gegenftand das Dafeyn der 
Rechte, und für dieſe Klaffe hat der erwähnte Grundſatß 
feine Anwendung. 


(n) Allg. Landrecht Einleitung $ 15. (0) Bublicationspatent 
von 1794 $ 9.. 
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Wir nennen aber Rechtöregeln | über das Dafeyn der 
echte zuvörderſt die, welche den Gegenfab von Seyn oder 
Kichtfeyn eined NRechtsinftituts betreffen, alſo Gefete, wo: 
durch ein bisher geltendes Rechtsinftitut gänzlich aufgehoben 
wird; außerdem aber die, welche ein Nechtsinftitut, ohne 
ed aufzuheben, in feiner Natur weſentlich umändern, alfo 
den Gegenfa von So oder Andersfeyn eined Rechtsinſti⸗ 
tuts betreffen. Von dieſen allen nun wird behauptet, daß 
für fie die Erhaltung erworbener Rechte (die Nichtrüd- 
wirfung) als herrſchender Grundfag, fo wie bei den Rechts⸗ 
regeln uͤber den Erwerb der Rechte, unmoͤglich gedacht 
werden könne, indem die wichtigſten Geſetze ſolcher Art, 
wenn man ihnen einen ſolchen Sinn unterlegen wollte, 
überhaupt gar feinen Sinn haben würden. 

Um dieſe Behauptung anfchaulich zu machen, werde 4 
drei Geſetze anführen, die in neuerer Zeit an verfchiedenen 
Orten vorgefommen find, und auf die ich verſuchsweiſe den 
Grundſatz der Nichtrüdwirfung anwenden will. Ein ©e- 
feb hebt die Leibeigenfchaft auf. Ein anderes hebt die 
Zehenten auf, ohne Entfchädigung, wie es 3. B. gleich im 
Anfang der Franzöfifchen Revolution gefchehen if. Ein 
drittes Geſetz verwandelt Die Zehenten, die bisher unablöslich 
waren, in ablösliche Rechte, indem ed dem Berpflichteten 
(vieleicht auch dem Berechtigten) geftattet, ſie mit einfeitiger 
Willkür in eine Leiftung anderer Art, von gleichem Gelds 
werth, zu verwandeln. — Wollte man nun diefe drei Ges 


feße unter den Grundſatz ver Nichtrüdwirkung ftellen, ſo 
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würben fie folgende Bedeutung befommen. eve Fünftige 
Errichtung einer Xeibeigenfchaft (oder eines Zehentreihts) 
iſt verboten, ungültig, wirkungslos. Jede fünftige Er⸗ 
richtung eines Zehentrechts fol ſtets die Befugniß einfeitiger 
Ablöfung des Zehenten mit ſich führen. — In Diefer Be 
deutung aber würden die erwähnten Gefege völlig leer und 
überflüffig Teyn, da feit fehr langer Zeit Niemand daran 
gedacht hat, eine Leibeigenfchaft oder ein Zehentrecht neu 
zu begründen. Daraus folgt alfo, daß der Geſetzgeber diefe 
Bedeutung ganz gewiß nicht gemeint und gewollt hat, und 
daß aljo feine Abficht im vollftändigen Gegenfaß fteht gegen 
die Adficht der den Erwerb der Rechte betreffenden Geſetze, 
indem dieſe nicht ruͤckwärts, jondern nur auf fünftige 
Rechtögefchäfte einwirken, mithin erworbene Rechte erhalten 
wollen; allerdings mit Ausnahmen, die jedoch höchft uns 
bedeutend find, und faft verfchwinden in Vergleichung mit 
der wirklich beobachteten Regel. 

Man kann nun allerdings den Zweifel erheben, ob nicht 
etwa alle Geſetze der erwähnten Art, eben weil ſte erwor⸗ 
bene Rechte zerftören oder umbilden, durchaus rechtswidrig 
und verwerflich ſeyn moͤchten. Ich will mich dieſer Frage 
keinesweges entziehen, ſie vielmehr einer ſelbſtſtaͤndigen Er⸗ 
Örterung unterwerfen. Nur wird es dem Gang unfrer 
Unterfuchung förderlich feyn, diefe ganz andere Frage vors 
läufig auf fich berufen zu laffen, und zunächft nur feſtzu⸗ 
ſtellen, welches der Sinn und die Meinung der Geſetze iſt, 
mit welchen wir und gegenwärtig beſchaͤftigen; bie Recht⸗ 


+ 
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mäßigfeit derfelben fol am Schluß noch befonderd geprüft 
werden ($ A400). 

Der Sinn und die Dleinung der Gefehe dieſer Klaffe 
wird nun durch folgende Formeln ausgedrüdt werben 
fönnen,. die im fchneidenden Gegenſatz ftehen zu dem für 
die erfte Klaffe von Geſetzen oben aufgeſtellten Grundſat 
(8 384. 385). 

Neuen Gefegen dieſer Klaffe ift rückwirkende Kraft 

beizulegen. 

Neue Geſetze dieſer Klaffe follen erworbene Rechte 

nicht unberührt laflen. 

Folgende Betrachtung wird dazu dienen, die hier aufge⸗ 
ftellte Behauptung über den Sinn und die Meinung folcher 
Gefege von einer anderen Seite her zu beftätigen. Die 
meiften und wichtigften dieſer Gefege haben die oben, bei 
einer anderen Gelegenheit, dargeftellte ftreng pofttive, zwin« 
gende Natur, indem fie außer dem reinen Rechtögebiet ihre 
Wurzel haben, und mit fittlichen, politifchen, volkswirth⸗ 
fchaftlichen Gründen und Zweden im Zuſammen hang ftehen 
($ 349). Es liegt aber in der Natur folcher zwingenden 
Gefege, daß fie ihre Macht und Wirkfamfeit mehr, als 
andere Gefeße, ausdehnen müfjen, wie dieſes auch fon 
oben bei der örtlichen Gollifion der Gefege geltend gemacht 
worden ift. 

Es ift nun noch anzugeben, welche Stellung unſre 
Schriftftellee zu der hier vorgetragenen Lehre einnehmen. 
Die Unterfcheldung der zwei Klafien von Rechtöregeln, Die 
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unter verſchiedenen, ja entgegengeſetzten, Grundſaͤtzen ſtehen, 
wird nirgend gemacht, vielmehr wird der Grundſatz der 
Nichtruͤkwirkung als der für alle Geſetze gemeinſam gültige 
angefehen. Man möchte aljo erwarten, daß die Schrift 
fteller ven Gefegen, von denen wir hier reden, in der That 
den eben dargeftellten völlig unpraftifchen Sinn beilegen, 
alfo vie Aufhebung ver Leibeigenfchaft ald ein Verbot 
Ffünftiger Errichtung der Leibeigenjchaft behandeln würden. 
Davon find fie jedoch weit entfernt. Sie rechnen vielmehr 
ſolche Gefege unter die, ſchon im Römifchen Recht vorbes 
haltenen, Ausnahmen der Nichtrüdwirfung (8 39), und 
lafien von diefem Standpunkt aus eine Anwendung der⸗ 
felben auf erworbene Rechte zu (a). 

Obgleich num durch diefe Auffafjung dem unmittelbaren 
Devürfniß abgeholfen wird, ift dennoch eine folche Auskunft 
völlig zu verwerfen. Ausnahmen von dem Grundfag der 
Nichtrückwirkung Haben eine zufällige Natur, find an fich 
entbehrlih, und würden beffer gar nicht vorhanden ſeyn. 
Dieſes Alles paßt auf die hier in Frage ſtehenden Geſetze 
nicht. Wenn wir dieſe unbefangen ‚betrachten, fo müffen 
wir und fogleich überzeugen, daß in Beziehung auf fie jene 
Ausfunft durchaus gezwungen ift, und den Gefeßen einen 
Sinn aufprängt, der ihnen völlig fremd ifl. Das Geſetz, 
welches die Leibeigenfchaft aufhebt; würde dadurch auf 
gleiche Linie geftellt etwa mit Juſtinian's Geſetz über vie 


(a) Weber S©.51—52. 18—189. Bergmann ©. 156, 177. 257. 
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.“ verbotenen Zinfen, und der fo aufgefaßte vollftändige Ins“ 
halt deffelben würde in confequent durchgefuͤhrter Faffung 
etwa fo lauten: Es wird Hierdurch verboten, Fünftig eine 
Leibeigenfchaft zu errichten, auch fol dieſe Vorfchrift aus» 
nahmsweiſe rüdwirfende Kraft haben, fo daß fogar auch 
die jetzt beftehenden Verhältniſſe der Leibeigenfchaft aufges 
hoben feyn follen. Dadurch wäre eine ganz unnüge Vor⸗ 
fhrift, an die Niemand gedacht hat, als Hauptgedanke an 
die Spige geftellt, und es wäre als beiläufige Ausnahme 
Das hinzugefügt, welches allein der Geſetzgeber dachte und 
wollte. In den allermeiften Geſetzen fulcher Art ift aber 
ficherlich Feine Spur zu finden, die auf den Gedanken einer 
erceptionellen Rüdwirfung gedeutet werden Fönnte. 

Zu diefen Gründen aber fommt noch ein rein praftifcher 
Grund Hinzu, der eine ſolche Behandlung der Sache völlig 
verwerflih macht. Hätten wir ber folchen Gefeßen mit 
einer exceptionellen Rüdwirfung zu thun, fo müßten wir 
diefelbe auch unter gewiſſe Einfchränfungen ftellen (8 397.1); 
fie müßte wegfallen, wenn ein Rechtsverhältniß durch Urs 
theil oder Vergleich feftgeftellt wäre. Das würde aber zu 
der  widerfinnigen Folge führen, daß die Aufhebung aller 
Zehenten zwar anzumenden wäre auf alle ſtets unbefteittene 
Zehentrechte, aber nicht auf die Zehenten, worüber einmal 
ein Rechtöftreit abgeurtheilt oder verglichen wäre. — Diefe 
widerfinnige Folge wollen nun in der That jene Schrifte 
ſteller nicht, vielmehr ſoll nach ihnen eine ſolche Aufhebung 


oe 
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allgemein wirfen (b). Dahin aber fönnen fie offenbar nur ‘, 
fommen, indem fie jene Einfchränfung (die felbft ſchon die 
Ausnahme einer Ausnahme ift) durch eine neue Ausnahme 
befeitigen, alfo gleichjam eine Ausnahme dritter Potenz ans 
nehmen. So wird ed aber immer augenfcheinlicher, wie 
unnatürlich eine Auffaffung ift, die zu folchen Rettunge- 
mitteln hindrängt. 

Sehr charakteriftiich ift die ganz verfchiedene Art, in 
welcher ein anderer Schriftfteller die angegebene Schwierigs 
feit zu löfen fucht (e). Diefer läßt Feine erceptionelle 
Rüdwirkung, ja überhaupt feine Einwirkung des Geſetz⸗ 
geberd auf zeitliche Collifionen der Gefehe zu (8 387.i). 
Bei der gegenwärtig vorliegenden Schwierigkeit aber Hilft 
er fi damit, daß er blos die ihm beſonders mißliebigen 
Inftitute, wie Leibeigenfchaft, Steuerfreiheit ded Adels, in's 
Auge faßt. Diefe nennt er Gräuel, moralifche Schändlidh« 
feiten, Ungerecdhtigfeiten, die an fich Fein rechiliched Dafeyn 
haben. Wenn ein Gefeh fie aufhebt, fo foll es des Zu- 
fabes Der rüdwirfenden Kraft nicht bevürfen. Vielmehr 
fol jede der drei Staatsgewalten (bie geſetzgebende, richters 
liche, vollziehende) für fich allein die Macht Haben, jene 
Inſtitute zu ignoriren, und dadurch praftifch zu vernichten. 
— Eine Widerlegung dieſer Anficht wird man wohl nicht 
verlangen. Nur auf die praftifche Schwierigkeit in "der 


(b) Weber ©. 213-—-215. Bergmann ©. 259. 
(6) Struve ©. 150-152. 274— 276, 
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J ‚Masführung will ich aufmerkſam machen, die in der Feft- 
ſtellung des Dafeyns und der Gränzen jener Graͤuel und 
Schaͤndlichkeiten liegt, indem darüber die ſubjektive Anficht 
der einzelnen Träger der drei Staatögewalten vielleicht nicht 
ganz übereinftimmend feyn. fönnte. Unter diefen Trägern 
könnten ſich auch conſequente Communiſten finden, und 
dieſe würden das geſammte Inſtitut des Eigenthums unter 
die Graͤuel zählen. 


Nimmt man nun, wie e8 hier geſchieht, zwei Klaffen 
von Rechtsregeln an, die von ganz verfchiedenen Grunds 
fügen beherrfcht werden, fo iſt Nichts wichtiger, als die 
Feſtſtellung feharfer und ficherer Graͤnzen zwifchen beiden 
Klaffen. 

Für viele Fälle ift die Gränze feinem Zweifel unters 
worfen; namentlich für die Fälle jolcher Gefehe, in welchen 
ein bisher beftchendes Nechtsinftitut völlig aufgehoben wird. 
Zweifelhaft aber kann fie feyn bei ven Gefegen, welche ein 
Rechtsinftitut nieht aufheben, fondern nur umbilden (d). 
Dann wird Alles auf die unbefangene Prüfung des In⸗ 
halts und des Zwecks des Geſetzes ankommen. Ein ber 
fonders ſicheres, und für die meiften Yale ausreichendeg, 


(d) Schon oben ift auf diefe Zweifel im Allgemeinen aufmerkfan 
gemacht worden ($ 384). inzelne Fälle zweifelhafter Natur find 
vorgefommen $ 390 Num. 3. 4. $ 303 Rum. 6, 
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Mittel der Graͤnzſcheidung wird darin liegen, Daß wir 
unterfuchen, ob vielleicht ein neues Geſetz zu ben fo eben 
erwähnten Geſetzen von ftreng pofttiver, zwingender Ratur 
gehört, Die außer dem reinen Nechtögebiet ihre Wurzel 
haben (S. 517). In diefem Fall haben wir daſſelbe uns 
zweifelhaft zu den Gefegen über das Dafeyn der Nechte zu 
zählen, auf welche der Grundfag der Nichtrückwirkung 
feine Anwendung findet. 


$. 399. 


B. Dafeyn der Rechte. — Anwendungen Nusuahmen. 


Die Anwendungen des im 8 398 aufgeftellten Grund- 
faßes werden, eben fo wie es bei den Gefeßen über den Er- 
werb der Rechte gefchehen Ift, nach gewiffen Klaffen ber 
Rechtöverhältniffe dargeftellt werden; jedoch find hier ganz 
andere Klaffen, als die dort angenommen, erforderlich. 

I. Die erfte Klaffe, und zugleich die wichtigfte, bilden 
gewiſſe Rechtöverhältnifie, die ihrer Natue nach über das 
einzelne Menfchenleben hinausreichen, ja zu einer endloſen 
Fortdauer beftimmt find, und nur zufällig im einzelnen Fall 
untergehen. Sie laſſen fich gemeinfam bezeichnen als Bes 
ſchraͤnkungen der perfönlichen Freiheit oder der Freiheit des 
Grundeigenthums, und find oft aus dinglichen oder obligw 
torifchen Rechten gemifcht. Die meiften berfelben (nicht 
alle) Haben infofern ein Hiftorifches Dafeyn, als ihre Ent 





y. 
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ftehung in ganz andere Zeitalter und in untergegangene Volks⸗ 
zuftände fällt. Diefe find daher als abgefchlofien zu be⸗ 
trachten, und werden nicht, fo wie andere Nechtsverhält- 
niffe, duch Wilfür ftets neu erzeugt (a). Die Geſetze, 
wodurch folche Rechtsinftitute aufgehoben oder umgebilvet 
werben, find ftets von ftreng pofttiver, zwingender Natur, 
da fie außer dem reinen Rechtsgebiet ihre Wurzel haben 
. ($ 398). _ 

Aus dem Römifchen Recht gehört dahin die für das 
heutige Europa längft verfchwundene Sklaverei. 

Folgende Inftitute folcher Art find in unferm heutigen 
Recht theild noch jebt vorhanden, theils wenigſtens bie 
auf unfre Tage erhalten geblieben: 


Die Leibeigenfchaft. 

Reallaften aller Art, beftehend in der Leiftung von 
Geld, Früchten, Dienften (Brohnden, Robotten). 
Insbeſondere das Zehentrecht. 

Zehen. ” 

Familienfideicommiſſe. 

Praͤdialſervituten. 

Emphyteuſe (b). 


(a) gl. oben $ 392. e. 

(b) Die zwei letztgenannten 
Arten haben nicht fo, wie die vor: 
bergehenden, einen biftorifchen, 
auf vergangene Zuftände hindeu⸗ 
tenden Charakter, allein die darauf 


bezügliden umbildenden Geſetze 
ſind in ihren Gründen und 
Zwecken ganz gleichartig mit den 
Geſetzen über dis Zehenten und 
die Dienfte. 


/ 
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Ueber das Verhaͤltniß alter und neuer Geſetze zu eins 
ander wird hier nicht leicht ein Zweifel entftehen. 

1. Die zweite Klaffe bilden einige, auf das Ge 
ſchlechterverhaͤltniß bezügliche, Rechtsinfitute. Die Gefepe 
über diefe Inftitute gehören deswegen hierher, weil fie 
nicht auf reinen NRechtögründen beruhen, fondern auf fitt- 
lichen (theilweife füttlich-religiöfen) Gründen. Die einzel 
nen hierher gehörenden Fälle find folgende: 

1. Chefheidung Wenn durch ein neued Geſetz 
die Scheidung überhaupt eingeführt oder abgefchafft, over 
wenn eine Aenverung in den Scheidungsgründen vorge 
nommen wird, fo entfteht die Frage nach dem Einfluß des 
neuen Geſetzes auf die beftehennen Ehen. 

Betrachtet man ein folches Geſetz von dem abftrac 
juriftifchen Standpunkt aus, fo hat es eine Ähnliche Natur 
mit dem Geſetz über die Veräußerung des Eigenthums. 
Durch dieſe Ehefcheidung verliert jeder Theil die bisher 
aus der Ehe entftehenden Rechte, fo wie jeder die Freiheit 
von den Anfprüchen des anderen Theild, und zugleich alle 
Vortheile der Ehelofigkeit (Möglichkeit einer neuen Che) 
erwirbt. Hiernach möchte man glauben, ed verhielte fid 
mit den Geſetzen über Ehefcheidung gerade fo, wie mit den 
Geſetzen über dad Güterrecht ($ 396). Dann hätte jeber 
Ehegatte durch den Abfchluß der Ehe das unabänderliche 
Necht erworben, bei einer Fünftigen Scheidung nach vem 
zur Zeit des Anfanges der Ehe beftehenden Geſetz beurtheilt 
ju werden. 
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Diefe Auffaffung muß jedoch verworfen werden, weil 
die Gefehe über die Chefcheidung fittliche Gründe und 
Zwede, mithin eine zwingende Natur Haben, und , daher 
zu den Gejegen über das Dafeyn der Ehe gehören (c). 
Diefes ift gleich wahr, das neue Geſetz mag die Scheidung 
erfchweren oder erleichtern. Das erite feßt den überwies 
genden Werth auf Erhaltung der Reinheit und Heiligkeit 
der Ehen; das zweite auf unbefchränfte Erhaltung der in- 
dividuellen Freiheit (d); beides find fittliche Principien, 
deren relativer Werth oder Unwerth bier ganz dahin ges 


ſtellt bleiben muß, wo es blos darauf anfommt, die Natur 


der darauf bezüiglichen Geſetze zu beftimmen. 


Die Hier aufgeftelte Anficht ift in der Preußiſchen 
teanfitorifchen Gefeggebung, wiewohl mit einer geringen 


(c) Man fünnte e8 für ein: 
feitig und unbegründet halten, daß 
hier nur der Chefcheivung dieſer 
Charakter zugefchrieben werde, 
nicht auch dem ganzen übrigen 
rein perfünlichen Recht der Che, 
namentlich den perjönlichen Nech- 
teg und Pflichten während ber 
Ehe. Der Unterfchied ift jedoch 
der, daß auf dieſe der Gefehgeber 
‚und der Richter fehr wenig ınög- 
lichen Einfluß haben, anftatt daß 
der Ausſpruch über Dafeyn oder 
Nichtdaſeyn der Che (alfo die 
Ehefheidung) fehr wohl mit Er: 
folg durchgeführt werben kann. 


(d) Die Freiheit Braucht hier 
nicht gebacht zu werben als bloße 
Willkür, als Berneinung unbe- 
quemer Schranken, welche aller: 
dings Feine beſonders fittliche Na⸗ 
tur bat; fie kann auch gedacht 
werden ale Schug ber fittlihen 
Freiheit in der Che gegen jeden 
äußeren, dieſe Freiheit flörenden, 
und dadurch die Reinheit der Che 
geführdenden, Zwang. Diefes war 
die urjprüngliche Anſicht der Rö⸗ 
mer, wurzelnd in ber Zeit alter 
Sittenreinheit. L. 134 pr. de V. 
O. (45. 1), L. 14 C. de nupt. 
(5. 4), L.2 C. de inut. stip. 
(8. 39). | 


r 
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Mopification, anerfannt werben. Als in den Jahren 1814 
und 1816 das allgemeine Landrecht in mehrere Provinzen 
theild neu eingeführt, theild wieder eingeführt wurde, bes 
flimmte man für die Scheidung der beftehenden Ehen, daß 
diefe von jept an nach dem Landrecht, alfo unabhängig 
von dem Gefeh zur Zeit der gefchloffenen Ehe, beurtheilt 
werben ſollte. Nur wurde die fer mäßige und nicht 
unbillige Ausnahme hinzugefügt, daß ein Scheidungsgrund 
des Landrechts nicht geltend gemacht werden dürfe, wenn 
die zum Grund liegende Thatfache vorgefallen fey während 
der Herrichaft des fremven Gefehes, und in dieſem Geſetz 
nicht als Scheivungsgrund gegolten habe (e). 

Ganz gleiche Natur mit den Gefeßen über die Ehe 
fiheidung haben die Gefeße über die Nichtigfeitöflage ges 
gen die Ehe. 

- 2. Riberalität gegen Ehegatten. Diefe ift nicht 
felten durch neue Geſetze, auch in der heutigen Zeit, be 
fhränft worden. Im Römifchen Recht kommt, als uraltes, 
fehr ausgebildetes NRechtsinftitut folcher Art, Die verbotene 
Scenfung unter Ehegatten vor (f). 

Man möchte nun glauben, ein folches Geſetz gehöre 
durchaus dem Güterrecht an, unter welcher Vorausſetzung 
lediglich die Zeit der gefchloffenen Ehe maaßgebend feyn 


(e) Provinzen jenfeits der Elbe $ 9. Weſtpreußen $ 11. Poſen 
$ 11. Sachfen $ 11 (f. 0. $ 383). 
N ©. 0.8. 48 162—164. 
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würde. In ver That aber hat ein folches Geſetz 
zwingende Ratur, wirkt alfo augenblidlih auf vie 
beftehenden Ehen ein. Denn der Zweck deflelben geht 
dahin, die Gefährdung der Reinheit der Ehe durch eigen- 
nüßige Einwirfungen zu verhindern. Daher würde es 
irrig fenn, die Sache To zu betrachten, als hätte durch bie 
abgefchlofiene Ehe jeder Theil das unabänderliche Recht 
erworben, wegen der Liberalität zwifchen ihm und dem ans 
dern Theil ſtets nach dem jebt geltenden Geſetz beurtheilt 
zu werben. “ 

Diefelbe Anficht ift auch ſchon oben, bei ber örtlichen 
Eollifion der Geſetze, geltend gemacht worden (8 379. 
Rum. 4). 

3. Unehelihe Kinder. 

Die aus dem außerehelichen Beifchlaf abzuleitenden 
Nechte, theild des Kindes, ıheild der Mutter, gegen den 
Erzeuger gehören unter die fchiwierigften und zweifelhafteften 
Gegenftände, fowohl des PBrivatrechts, als der Geſetzge⸗ 
bungspolitif. 

Man fann dabei ausgehen von der Annahme eines 
vom Erzeuger begangenen Delicts, welche nach den Reichs- 
gefegen für unfer gemeined Recht wohl begründet ift (g); 


(g) Reichspoligeiorbnung 1530 11 verbeffert werben). — Indeſſen 
Tit, 33, 1548 Tit. 25, 1577 Tit. verwicelt man fich bei der Ablei- 
26. — Auch nah dem N. L. R. tung der Entihädigungsanfprüce 
1. 3 $ 36. 37 ift es eine gefeß: aus diefem Delict in die feltfam- 
widrige Handlung, (jedoh muß ften und gewagteften Vorftellungen. 
im $ 37 der Drudfehler 10 in 
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over aut ren rer Annabme der natürlichen Blusverwandi⸗ 
ſchaft, wobei jedoch Has die banſache der Paternitaͤt 
völlig ungewis bleibt ib. 

In beiten Zallen könme man annehmen, durch die 
Thatiache red ald Erzeugung angeiebenen Beijchlais fey 
ein unabänderlihes Rei Begründer, wobei ein ipäteres 
Geſetz Nichts äntern fonne, es möge bie Rechte ter Kinder 
und ter Mutter verielben erweitern oder beſch ränken. Das 
neue Geicg jvürde dann nur Anwendung finden auf fünfs 
tige Erzeugungen. 

Allein in der That haben ſolche Geſetze ſtets einen 
zwingenten Charafter, intem fie mit fittlidhen Zwecken im 
Zufammenhang ftehen. Darüber ift eine Meinungsverjchies 
denheit faum möglich, daß Die ausjchließende Gejchlechte- 
gemeinſchaft in der Ehe, ſowohl füttlih als für das Staats, 
wohl, hoͤchſt wünfchenswerth, bejonders aber, daß der Zu- 
ſtand unehelicher Kinder ein höchft unheilvoller ij. Man 
fann nun durch Erweiterung ber Anfprüde der Kinder 
theils dieſen Zuftand mildern, theild dem Leichtiinn ver 
Männer entgegen wirken wollen. Man kann umgefehrt 
verfuchen, durch Beichränfung oder Aufhebung dieſer An⸗ 

(h) Die Präafuntion in der .nicht entfernte - Aehnfichfeit, da 
(he: pater est, quem nuptiae neben biefer Thatfache ſchon die 
demonstrant, beruht auf der bloße Möglichkeit der Goncurrenz 
Würde und Heiligfeit der Ehe. anderer Männer Alles ufgemwif 
Damit aber Hat die Thatfache des macht, noch mehr aber die erwie 


erwwiefenen oder eingeftandenen fene Wirklichkeit einer folchen Gon- 
außerehelichen Beifchlafse auch currenz (exceptio plurium), 
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fprüche theils dem Leichtſinn der Frauen entgegen zu wirken, 
theils die Störung des Friedens mancher Ehen durch die 
von fremden Frauen arhobenen Anſpruͤche, zu verhüten. 
In belden Richtungen neuer Geſehe iſt ein füitlicher Zweck 
unverkennbar, und es kann dabei ganz gleichgültig ſeyn, 
welche dieſer Richtungen an ſich ober durch“ Erfahrungen 
im Großen mehr begründet feyn möge. 

Nimmt mar: Diefed als richtig an, fo muß Dad neue: 
Geſetz über uneheliche Kinder augenblicklich zur Anwendung 
fommen, ohne NRüdficht auf das Geſetz, welches zur Zeit 
der Erzeugung oder der Geburt des Kindes beftanden hat. 
— Diefelbe Regel ift fchon oben in Beziehung auf 
die örtlichen Gollifionen geltend gemacht worden ($ 374 
Noten aa. bb.). 

Mit diefen Anfichten ftimmt überein das Franzöftfche 
Geſetz, welches felbft die Unterfudhung der Paternität 
verbietet (i), alfo felbft vie Möglichkeit abfchneivet, einem 
unehelichen Kinde, mit Ausnahme der freiwilligen Aner- 
fennung, Anfprüche gegen den Erzeuger zu verichaffen. 
Man hat diefes Gefeg mit Unrecht getabelt, als ob es eine 
ungehörige Rüdwirfung enthielte (k). Man hat es eben 
fo mit Unrecht vertheidigt, als ob es den perfönlichen Zu⸗ 
ftand an ſich zum Gegenſtand hätte (1). Die wahre Recht⸗ 


(i) Code civil art. 340 „La (1) Beber ©. 79-82, Die 
recherche de la paternite est jelbe Anſicht haben die Franzoͤ⸗ 
interdite.“ fifhen Juriſten. 

(k) Struve ©. 233. 


vo. 34 
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fertigung liegt darin, daß es ein Geſetz von zwingender 
Natur iſt. 

Ehen jo ſtimmt damit überein die tranfttorifche Preußi⸗ 
fche Gefeggebung, die, nur mit anderem Ausdruck als das 
Franzöfifche Gefeß, verordnet, daß die unehelichen Kinder, 
auch wenn fie noch unter der Herrfchaft des fremden Ge⸗ 
feße8 geboren wurden, dennoch von jegt an die Anfprüche 
des Landrechts follten geltend machen können (m). 

M. Eine dritte Klaffe endlich bilden manche Geſetze 
über rein juriftifche Inftitute, welche durch jene Geſetze 
entweder völlig aufgehoben oder doch von Grund aus ums 
gebildet werden, und Die deswegen augenblidlich auf fchon 
beftehende Rechtsverhältniffe anzuwenden find. 

Dahin gehört Das Geſetz, wodurch Juftinian das 
bisher beftehende zweifache Eigenthum (ex jure quiritium 
und in bonis) aufhob, und an deſſen Stelle ein einfaches 
Eigenthum feßte, das alle bisher zumellen getrennte Rechte 
in fich vereinigen follte (n). — Eben fo verhält es fich 
mit dem Frangöfifchen Geſetz, welches dem Eigentümer 
einer beweglichen Sache die Bindication verfagt, wenn 
daffelbe irgendwo anftatt des Römifchen Rechts eingeführt 
werden ſollte. Diefe Veränderung würde augenblidlich 


(m) Provinzen jenſeits der von felbft auf die eigenthümliche 
Elbe $ 11. Weftpreußen $ 14. Natur des fundus Italicus und 
Poſen $ 14 (f. o. $ 383). der res mancipi. L. un. C. de 

(n) L. un. C. de’ nudo j. usue. transform. (7. 31). 

Quir. toll. (7.25). Damit hörte 


⸗ 
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auch auf das gerade vorhandene bewegliche Eigenthum an- 
zuwenden ſeyn; eben fo aber auch Die umgefehrte Veränderung 
in dem Nechte des Eigenthums. | 
Herner gehört dahin ein neues Geſetz, welches gefehliche 
Servituten, als natürliche Befchränfungen des Eigenthums, 


. einführt, oder welches umgekehrt ſolche Servituten, wenn 
fie bisher beftanven, aufhebt ($ 390 Num. 2). 


Gleiche Natur Hat die Verwandlung des NRömifchen 
Pfandrehts in das Preußiſche Hypothekenrecht; beide 
Spfteme können nicht neben einander beftehen, vielmehr 
muß das eine fofort durch das andere verbrängt werben 
($ 390 Num. 3). Welche Anftalten aber zu treffen find, 
um diefe Veränderung ohne Rechiöverlegung zu bewirken, 


wird fogleich angegeben werden ($ A400). 


Endlich würden wir dahin auch den Kal zu rechnen 
haben, wenn die teftamentarifche Erbfolge In einem Staate, 
der fie bisher anerkannte, durch ein neues Geſetz aufge- 
hoben würde (85393 Num. 6). 


Ausnahmen des für dieſe Klafie neuer Geſetze auf: 
geftellten Grundſatzes Iaffen ‚fich eben ſowohl denfen, als 
bei den Geſetzen über den Erwerb der Rechte ($ 397). 
Nur werden fie hier niemals in ver Richtung vorkommen, 
daß die Wirffamfeit des neuen Geſetzes noch mehr erweitert 
würde, ald nad dem Grundſatz felbft, da diefer ohnehin 
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fchon fo weit als möglich geht; vielmehr werden fie nur 
dahin gerichtet feyn Tonnen, die Wirkfamfeit des neuen 
Geſehes auf ſchonende Weiſe einzuſchraͤnken. 

Ein Fall dieſer Art aus einem Preußiſchen tranſitoriſchen 
Geſetz iſt ſchon oben vorgekommen (8 399. U. 1). Das . 
Preußiſche Scheidungsgeſetz ſollte ſogleich in Wirkſamkeit 
treten, jedoch mit Ausnahme mancher, die Scheidung be⸗ 
gründender Thatſachen. 

Eine andere Ausnahme findet ſich in dem Geſetz des 
Koͤnigreichs Weſtphalen, welches die Lehen und Fidei— 
commiſſe aufhob, das heißt, in freies Eigenthum verwan- 
delte. Diefes Geſetz follte natürlich nicht blos die Stiftung 
neuer Lehen nnd Fideicommiſſe verhindern, ſondern gerade 
die beftehenden umwandeln. Es that Diefes jedoch mit der 
ſchonenden Ausnahme, daß der nädfte Succeffionsfall 
noch nach dem bisherigen Recht behandelt werben follte (0). 


$. 400. 
B. Dafeyn der Rechte. — Rechtmäßigkeit. 


Ich kehre jet zurück zu der oben vorbehaltenen Frage 
wegen der Rechtmäßigkeit der gegenwärtig bargeftellten 
Klafie von Geſetzen (S. 17). 


(0) An diefe Ausnahme Hat haltene nächſte GSucrceffionsfall 
fpäterhin das Preußische Geſetz noch nicht eingetreten war, nun: 
vom 11. März 1818 in der Art mehr für immer wieberbergeftellt 
angefnüpft, daß alle Lehen und ſeyn follten. Gejeß - Sammılung 
Fideicommiſſe, worin der vorbe: 1818. ©. 17. j 
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Es iſt gezeigt worden, daß dieſe Geſetze, wenigſtens in 
den meiſten und wichtigſten Faͤllen, nur ſo gemeint ſeyn 
können, daß ſie in erworbene Rechte eingreifen, indem ſie 
die Rechtsinſtitute ſelbſt, alſo auch die unter denſelben ſte⸗ 
henden einzelnen Rechtsverhaͤltniſſe (a), entweder vernichten, 
“oder doch wefentlich umbilden, beides ohne Nüdkficht auf den 
Willen des Berechtigten. 

Man kann nun diefe Behauptung zugeben, aber eben 
daran die feheinbare Einwendung anfnüpfen, Daß gerade 
deshalb die Gelege diefer Art durchaus als rechtswidrig, 
verwerflich, unzuläffig angefehen werden müßten. Wer 
diefe Einmwendung erhebt, geht offenbar aus von der Vor⸗ 
ausfegung, daß jeder Eingriff in ein erworbenes Recht, 
ohne Einwilligung des Berechtigten, vom Standpunkt des 
Rechts aus betrachtet, fchlechthin unmöglich fen, und er 
fießt diefe Unmöglichkeit als einen oberften, unbebingten 
Grundſatz an. Gerade -Diefe Vorausfegung aber kann aus 
folgenden Gründen nicht zugegeben werben. 

Zuerft nicht, weil fie mit der, allgemeinen Natur und 
Entftehung des Rechts unvereinbar if. Das Recht hat 
feine Wurzel in dem gemeinfamen Bewußtfeyn des Volkes. 
Diefes ift nun zwar auf der einen Seite durchaus verfchie- 
den von dem leicht und fehnell wechfelnven, zufälligen und 
veränderlichen Bewußtfeyn des einzelnen Menfchen; auf 


(a) Bol. oben B. 1 8 4. 5 über die Begriffe von Rechtsverhält- 
niß und NRechtsinftitut, 
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der anderen Seite aber iſt es allerdings dem Geſetz einer 
umbildenden Entwickelung unterworfen, alſo nicht als ein 
ruhendes, ſtillſtehendes zu denken (b). Daher können wir 
unmoͤglich irgend einem einzelnen Zeitalter die Macht ein⸗ 
räumen, durch fein eigenthümliches Rechtsbewußtſeyn alle 
fünftige Zeiten zu bannen und zu beherrfchen. — Einige 
Beifpiele werden Diefes anfchaulich machen. 

Im ganzen Altertum wurde der Stand der Sklaven 
als eine Art von Naturnothwendigkeit betrachtet, und man 
dachte ſich kaum die Möglichkeit, daß ein geſittetes Volk 
ohne einen folchen leben könne. Im heutigen chriftlichen 
Europa wird eben fo diefer Stand als völlig unmöglich, 
als allem Rechtsbewußtfeyn durchaus widerfprechend, ger 
dacht (c). Der Webergang aus dem einen diefer Zuftände 
in den andern, in Folge der fehr allmälign Einwirkung 
chriftlicher Sitten und Zuftände, hat fih fo langfam und 
unmerflich gemacht, daß wir das Aufhören des alten Zu- 


(b) 3.187. 

(6) Manche Schriftfteller ha⸗ 
ben dieſen Gegenfa mitunter ba: 
duch zu verbunfeln ober abzu— 
ſchwaͤchen geſucht, daß fle den in 
neuerer Zeit mit harten Freiheits⸗ 
ftrafen verbundenen Zuſtand ver: 
glihen Haben mit dem oft milden, 
ja freundlichen Zuftand der Sfla- 
ven des Nlterthfums. Dadurch 
aber wird das waͤhre Verhältuig 
nur entitellt. Um fich den Gegen: 
fa in feiner Neinheit und 


Schärfe vor Augen zu halten, 
muß man zwei Dinge bedenken. 
Erftlich die Entftehung der Stla- 
verei durch die Geburt; zweitens 
die dem Rechte nach ganz gleiche 
Stellung de8 Sklaven mit den 
Hausthieren (Urpran. XIX. 1), 
als einer Fäufliden Waare. — 
Der heutige Sflavenflanp im 
Orient, fo wie der ganz verfchie: 
dene in Amerifa, Tann hier ganz 


anf fich beruheg 
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ftandes nicht mit Sicherheit gefchichtlich verfolgen koͤnnen. 
Geſetzt nun, Diefer Uebergang wäre nicht fo allmälig, fons 
dern in kurzer Zeit eingetreten, etwa in Folge einer gewalt- 
famen geiftigen &rfchütterung des Volksbewußtſeyns, fo 
würden wir unmöglich einem folchen neuen Zeitalter das 
Recht verfagen Fönnen, der gegenwärtigen, allgemein ge: 
wordenen Weberzeugung Raum zu geben, und dem Sflaven- 


ftand als. Rechtsinſtitut Die fernere Anerkennung zu ver · 


fagen. Daneben ließen fich mancherlei Wege denken, 
‚ben Mebergang zu vermitteln, und gegen Gefahren zu‘ 
fchügen. | Ä 
Ein anderes Beifpiel möge das Zehentrecht darbieten. 
In Zeiten einer wenig entwidelten, ftationären Boden⸗Cultur 
fonnte dieſes als ein einfaches, natürliches, zweckmaͤßiges 
Rechtsinſtitut gelien, und große Verbreitung erhalten. 
Bei lebendiger Entwickelung gewerblicher Thätigkeit mußte 
man ſich überzeugen, daß durch eine ſolche, auf dem Rob» 
ertrag ruhende, Abgabe jeder Yortfchritt des Landbaues 
gehemmt, oft unmöglich gemacht werde. Darunter litten 
die Verpflichteten, fo wie durch fie der Staat im Ganzen, 
nicht die Berechtigten, die alfo vielleicht einer Verwandlung 
der ihnen. bequemen Zehenten widerftrebten. Wenn nun 
die Meberzeugung von den mit biefem Zuftand verbundenen 
Nachtheilen allgemein wurde, fo war die gefehliche Ver 
wandlung der bisher unablöslichen Zehenten in ablößfiche 
gerechtfertigt, indem dadurch dem Staat und den Verpflich- 
teten ein ‚augenfcheinlicher großer Gewinn erworben, von 
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dem Berechtigten aber durch vollſtaͤndige Entfchädigung 
jeder Verluſt abgewendet wurde. 

Der eben entwidelte erfte Grund gegen die Borausfegung 
einer unbedingten NRechtöwidrigfeit der Gefeße, welche durch 
Zerftörung oder Umbildung von Rechtsinftituten irgend 
einen Eingriff in erworbene Rechte mit fich führen, war 


entnommen aus der Entftehung des Rechts, alfo aus der 


Betrachtung des Volkes, in deſſen Rechtsbewußtſeyn das 
Recht felbft feine Wurzel hat. Ein zweiter Grund, Der zu 
demfelben Ziele führt, bezieht fich auf die einzelnen Men- 
fchen als Träger der erworbenen Rechte. Wer die abjo- 
lute Unantaſtbarkeit erworbener Rechte durch neue Geſetze 
behauptet, verneint nur die Unfreiwilligkeit eines ſolchen 
Eingriffs, und räumt die Rechtmäßigkeit der Veränderung 
unbedenklich ein, fobald die Einwilligung des Berechtigten 
in die Aufhebung oder Umbildung des eriworbenen Rechts 
hinzutritt. Wir wollen aber die Natur dieſes Berechtigten, 
als des Trägers erworbener Rechte, näher betrachten. Das 
erworbene Recht erfcheint als erweiterte Macht des einzel 
nen Menfchen, und Hat ftetö eine mehr oder weniger zu⸗ 
fällige Natur (d). Der einzelne Menfh aber Hat ein 
befchränftes und vorübergehendes Dafeyn. Wenn daher 
gegen die Geſetze, wodurch NRechtsinftitute aufgehoben over 
umgebildet werden, wegen des Eingriff in erworbene 
Rechte ein unbebingter MWiderfpruch erhoben werden fol, 


(d) &0.8.184. 52, 53. 


vr 
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fo ift dieſer Widerſpruch wenigftens wegen ver befchränften 
Natur des Trägers erworbener Rechte nach zwei Seiten 
hin in enge Gränzen zu verwelifen. 

Dem neuen Geſetze könnte höchftens feine rechtmäßige 
Einwirkung beftritten werden, fo lange der Träger eines 
erworbenen Rechts lebt. Hinterläßt er Erben, fo haben 
diefe zur Zeit der Erfcheinung des neuen Geſetzes Fein vers 
legbares erworbenes Recht. Mit anderen Worten: Alles 
Erbrecht ift rein pofitiv, und wenn daffelbe durch ein neues 
Geſetz an gewiffe Beringungen und Schranken gefnüpft 
wird, fo ‚fann darin niemals ein Eingriff in erworbene 
Rechte gefunden werden. Wir wollen Diefes auf den 
oben als Beifpiel gewählten Ball anwenden. Wenn das 
neue Geſetz, welches die Sklaverei befeitigen: wollte, Die 
Beftimmung gäbe, daß in Zufunft fein Erbe durch Erbfolge 
das Eigentfum von Sklaven erwerben fünnte, fo läge 
darin gewiß nicht Die Verlegung eines erworbenen Rechte. 

Diefe Betrachtung gründete fich auf das nahe Ende 
jedes menfchlichen Lebens. Eben dahin aber führt die Er- 
wägung des Anfangs. Jeder Menſch muß den Rechte- 
zuftand anerfennen, den er bei feiner Geburt beftimmt 
findet. Wenn alfo vor feiner Geburt ein Rechtsinftitut 
durch neued Geſetz aufgehoben oder umgebildet wird, fo 
fann wenigftens ihm nicht ein erworbenes Recht dadurch 
verletzt feyn (e). 


(e) Meyer p. 34. 35. Dgl. oben $ 395. b. — Ein Gefeß, wel⸗ 
ches die Lehen ober Fideicommiſſe aufhebt, verlegt daher gewiß 
nicht die Rechte Derjenigen, die erft fpäter erzeugt werben. 

vIu. 35 


. 24 
Ft Is) De 
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Durch diefe Gründe follte jedoch nur die Behauptung un- 
bedingter Rechtswidrigkeit aller Geſetze der hier betrachteten 
Art widerlegt werden. Ich bin aber weit entfernt, bamit 
der jchranfenlofen und willkuͤrlichen Einwirkung durch ſolche 
Geſetze das Wort reden zu wollen. 8 follte vielmehr die 
ganze Frage von dem abjoluten NRechtsboden entfernt, und 
in das Gebiet der Gefeggebungspolitif hinüber geleitet 
werden, wo ihr wahrer Siß ift, und wo vielen verberb- 
lichen Mißgriffen entgegen gewirkt werden kann durch die 
ernfte Aufforderung zur Vorſicht, Befonnenheit und 
Mäßigung. Die Hauptgefichtspunfte, worauf ed anfommt, 
möchten etwa folgende feyn. 

Die erfte Vorſicht muß dahin gehen, nicht leichtfinnig 
zu verfahren, nicht ohne Noth ein Bedürfniß zu Geſetzen 
folcher Art anzunehmen, alfo mißtrauifch zu feyn gegen bie 
aus bloßen Theorien abgeleitete, Durch angebliche öffentliche 
Meinung unterftügte, Behauptung, daß Das gemeine Wohl 
eine Neuerung erfordere. 

Zweitens iſt in die Ausführung die höchſte Schonung 
und Billigkeit zu legen. Dieſe wird bei den meiſten und 
| wichtigften Gefegen dieſer Klaſſe, vie fih auf ſtets fort 
währende Nechtsverhältnifie beziehen (8 399. I1.), darin be- 
fiehen müfien, daß ein Rechtsinftitut nicht aufgehoben, 
fondern umgebilvet, das Rechtsverhältniß aus einem unab- 
löslichen in ein ablösliches verwandelt werde. Wird in 
dieſer Weife auf eine wahre, vollftändige Entfchäbigung 
des Berechtigten hingewirkt, fo hat das Geſetz feinen Bes 
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ruf erfüllt. Diefes ift nicht ſchwer in den zahlreichen Faͤllen 
der Reallaften aller Art, bei welchen in der Negel mir 
zwei Berfonen einander gegenüber ftehen. Jeder wahre 
politifche oder volkswirthſchaftliche Zweck wird durch bie 
Ablöfung mit Entfchädigung vollftändig erreicht, ohne Des 
reicherung des einen Theild auf Koften des anderen, bie 
duch die Ratur folcher Geſetze auf Feine Weiſe zu recht- 
fertigen: ift. 

Ein großartiges Beifpiel folcher Entfchäbigung iſt in 
neuerer Zeit durch die Englifche Sklavenemancipation gege- 
ben worden, indem der Staat die Eigenthüimer der Sflaven 
aus feinem Vermögen für den verlornen Werth entfchäbigte. 

Sehr fchwierig ift die Löfung diefer Aufgabe bei der 
Aufhebung von Lehen und Fideicommiffen, indem bier Die 
- Anfprüche und Erwartungen der zur Nachfolge berechtigten 
einzelnen Berfonen in hohem Grade ungewiß find. Eine 
Verminderung des Nachtheils kann darin gefucht werben, 
daß die Ausführung etwas verfchoben wird ($ 399. 0). 

In manchen Fällen ift gar Feine Entſchaͤdigung nöthig, 
fondern nur die Vermittlung eines Webergangs, welche zur 
Abwendung jedes möglichen Nachtheild Hinreichend ſeyn 
fann. So ift e8 gefchehen in den zahlreichen Faͤllen, in 
welchen die Preußifche Hypothekenordnung an die Stelle 
des bisher geltenden gemeinrechtlichen Pfandrechts gefebt 
wurde. Es Fam dabei nur darauf an, ven bisherigen 
Pfandglaͤubigern ihr Recht und ihre Priorität zu erhalten. 
Diefes geſchah, indem fie öffentlich aufgefordert wurden. 
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ſich binnen einer beſtimmten Friſt zu melden, um in ae 
neuen Hypothefenbücher nach der Rangorbnung, die ihnen“ 
ihr bisheriged Recht anwies, Feingetragen zu werben. 

Richt einmal einer foldhen Vorfehrung, noch weniger * - 
einer Entſchaͤdigung, bedurfte es, als Juſtinian das bis 
dahin beſtehende zweifache Eigenthum aufhob (8 299. n). * 
Denn durch dieſe Veränderung verlor Niemand ein Recht. n 
oder einen Vortheil, und es wurde nur der vom Gefeh-, 5 
geber felbft ausgefprochene Zweck erreicht; bie Gemůther 5. 
der ſtudirenden Jugend von dem Schrecken zu befreien, den 
ihnen bis dahin die in dieſer Lehre erhaltene unnüge Ge⸗ 
lehrſamkeit eingefloͤßt hatte. 
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